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Stellungnahme der Allianz Sicherheit Schweiz zur Vernehmlassung beziiglich der Ande-
rung des Militdrgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung uiber die Verwaltung
der Armee und der Armeeorganisation

Sehr geehrte Damen und Herren

Die Allianz Sicherheit Schweiz setzt sich fir eine ganzheitliche, integrierte und langfristige
Sicherheitspolitik ein, damit die Schweiz auch in Zukunft sicher ist. Als Fach- und Kampag-
nenorganisation vertritt sie die angeschlossenen Miliz-, Schitzen- und Wirtschaftsverbande
sowie die rund 1'500 Einzelmitglieder:

Gerne geben wir lhnen im Folgenden von unserer Position zur obengenannten Vernehmlas-
sung Kenntnis:

Grundsétzlich begriisst die Allianz Sicherheit Schweiz die beabsichtigten Anderungen, insbe-
sondere die Flexibilisierung des Ausbildungs- und Dienstleistungssystems sowie die gesetzli-
che Verankerung der Kompensationsgeschafte zur Starkung der inlandischen wehrtechni-
schen Forschung und Entwicklung.

Zugleich kritisiert die Allianz Sicherheit Schweiz, dass keine Konsequenzen aus der sich
drastisch verschlechterten Sicherheitslage gezogen wurden. Die Gesetzesrevision hatte es
ermdglicht, Sofortmassnahmen im Bereich der Armeeorganisation und der Beschaffungspro-
zesse im Rahmen der bereits geplanten Gesetzesrevision unterzubringen. Es bleibt zu hof-
fen, dass die Flexibilisierungen des Ausbildungs- und Dienstleistungssystems sowie die
Ubertragung der Entscheidungsfahigkeit hinsichtlich Armeestruktur und Detailorganisation
hin zum VBS, resp. Gruppe Verteidigung - so bald als gultig — auch genutzt wird. Die Wieder-
erlangung der Verteidigungsfahigkeit ist vordringlich.

DarUber hinaus hat die Allianz Sicherheit Schweiz zu einigen Artikeln Anpassungsvor-
schlage. Sie finden diese in der Beilage in synoptischer Darstellung.
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Militdrgesetz vom 3. Februar 1995
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Vernehmlassungsvorlage

Position Allianz
Sicherheit Schweiz

Begriindung Allianz
Sicherheit Schweiz

Are. 11 Abs. 1

I Die Einwohnergemeinden melden den kantonalen Militirbehdrden jdhrlich und unentgeltlich die
tiir die Aufgebote zur Orientierungsveranstaltung und zur Rekrutierung notwendigen Daten der Stel-
lungspflichtigen nach ihrem Einwohnerregister. Der Bundesrat legt die zu meldenden Daten fest.

einverstanden

Art. 12 Einleitungssaiz

Militdrdienstptlichtige, die militirdiensttauglich sind, miissen folgende Dienste leisten und Pflichten
erfiillen:

einverstanden
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Art 13 ABx 1 Bt a*e einverstanden
! Die Militirdienstpflicht dauert:
a*". fiir Stellungspflichtige, die die Altersgrenze zur Absolvierung der Rekrutierung nach Artikel
9 Absatz 2 iiberschritten haben bis zum Ende des zwdlften Jahres nach deren Uberschrei-
tung;
Art. 17 Sachiiberschrift einverstanden
Dienstbefreiung der Mitglieder der Bundesversammlung
Art. 18 Abs. | Bst. a und b sowie Abs. 3 erster Satz einverstanden
1 Fiir die Dauer ihres Amtes oder ihrer Anstellung werden von der Militirdienstpflicht befreit:
a. die Mitglieder des Bundesrates, die Bundeskanzlerin oder der Bundeskanzler sowie die Vi-
zekanzlerinnen oder Vizekanzler;
b.  Aufeehoben
3 Personen nach Absatz | Buchstabe a werden von Amtes wegen befreit, die anderen Personen auf
Gesuch hin. ...
..., werden beim Wehrgerechtigkeit.

Are 19 Wiedereinteilung

Personen, die nach Artikel 18 von der Militdrdienstpflicht befreit waren, werden beim Wegfall des
Grundes fiir die Dienstbefreiung wieder in die Armee eingeteilt, wenn sie von der Armee noch be-

néitigt werden.

Wegfall des Grundes
fir die
Dienstbefreiung
wieder in die Armee
eingeteilt. [Rest
streichen]
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Art. 20 4bs. 2

2 Die Einteilung und die Zuteilung von Angehdrigen der Armee kinnen jederzeit geiindert werden.

einverstanden

Art. 21 Abs. 1 Bst. a
! Stellungspflichtige werden nicht rekrutiert, wenn:

a. sie fiir die Armee untragbar geworden sind, weil sie wegen eines Verbrechens oder Verge-
hens rechtskriiftig verurteilt wurden:

einverstanden

Art. 22 4bs. 1 Bst. a
! Angehdrige der Armee werden aus der Armee ausgeschlossen, wenn:

a. sie fiir die Armee untraghar geworden sind. weil sie wegen eines Verbrechens oder Verge-
hens rechtskriiftig verurteilt wurden;

einverstanden

Art. 26 Bst. ¢
Die Militirdienstpflichtigen miissen ausser Dienst die folgenden Amtstermine wahrnehmen:
¢.  Schiesskurse nach Artikel 63 Absatz 5.

einverstanden
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Art. 29 Versorgung, Postdienste und digitale Kommunikation
! Der Bund kommt fiir die Versorgung der Angehirigen der Armee auf.

2 Er sorgt fiir Angehdrige der Armee im Militirdienst und in dienstlichen Angelegenheiten ausser
Dienst fiir eine ausreichende und kostenlose Grundversorgung mit Postdiensten und fiir angemes-
sene digitale Kommunikationsméglichkeiten.

einverstanden

Art. 29a Sold
1 Angehérige der Armee werden nach threm Grad besoldet.

2 Die Soldberechtigung beginnt mit dem Einrlickungstag gemiiss Aufgebot und hirt mit dem Entlas-
sungstag auf.

3 Die Soldberechtigung besteht auch in der Zeit zwischen:

a. der Rekrutenschule und Ausbildungsdiensten zur Erlangung des Grades Wachtmeister,
Feldweibel, Hauptfeldweibel, Fourier oder Leutnant oder zwischen solchen Ausbildungs-
diensten, sofern die jeweiligen Dienste hochstens sechs Wochen auseinanderliegen;

b. separaten Teilen einer Rekrutenschule, sofern diese Teile hichstens sechs Wochen ausei-
nanderliegen.

4 Nicht soldberechtigt sind:
a.  Militdrdienstpflichtige, die:
1. eine Altersrente der Alters- und Hinterlassenenversicherung bezichen;
2.  wihrend einer Anstellung beim Bund ihren Militirdienst in der Militdirverwaltung leis-
ten;
3. als Angestellte der Militirverwaltung des Bundes einen Einsatz nach Artikel 65¢ leis-
ten;
b. Pilotinnen und Piloten sowie Beobachterinnen und Beobachter fiir das individuelle Training.

3 Der Bundesrat setzt den Sold fest.

einverstanden
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Art. 29b Verpflegung
1 Angehdrige der Armee, die Sold beziehen, sind verpflegungsberechtigt.
1 Sie erhalten entweder Natural- oder Pensionsverpflegung.

3 Die Naturalverpflegung bildet die Regel. Sie kann fiir bestimmte Dienstleistungen durch eine Zu-
lage ergiinzt werden.

4 Die Logistikbasis der Armee (LBA) setzt fiir die Naturalverpflegung den Basiskredit pro Person
und Tag sowie allfillige Zulagen nach der Entwicklung der Marktpreise fest.

einverstanden

Art. 29¢ Unterkunft
! Der Bund sorgt fiir die Unterkunft der Angehérigen der Armee im Militdrdienst.
2 Die Unterkunft erfolgt:
a. in Kasernen oder kasernenmissig eingerichteten Gebéduden (Kasernierung);
b. in Kantonnementen von Gemeinden oder Privaten;
¢. in Biwaks;

d. durch Eingquartierung bei Privaten.

einverstanden
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Art. 29d Kasernierung

Fiir die Beniitzung von Kasernen oder kasernenmiissig eingerichteten Gebiduden, die nicht dem Bund
gehdren, schliesst der Bund mit den Eigentiimerinnen und Eigentiimern Vertriige ab.

einverstanden

Art. 29e Reisen und Transport
! Der Bund triigt die Reise- und Transportkosten fiir das 6ffentliche Verkehrsmittel:

a. von Angehirigen der Armee beim Einriicken in Dienste nach Artikel 12 Buchstaben a—d
und bei der Entlassung daraus:;

b. wvon Angehérigen der Armee im Militirdienst fiir Dienstreisen;

c. fiir alle Transporte von Truppen, Fahrzeugen, Armeetieren und Material fiir den dienstlichen
Bedarf der Armee;

d. von Militirdienstpflichtigen fiir die Wahrnehmung von Amtsterminen nach Artikel 26.

2 Der Bundesrat kann vorsehen, dass die Kosten fiir die Reise in den Urlaub ganz oder teilweise vom
Bund iibernommen werden.

einverstanden

Art. 30 Abs. 1 zweiter Saiz und 1**
1... Der Anspruch besteht auch in den Fillen nach Artikel 292 Absatz 3.
Ibis Aufeehoben

einverstanden
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Art 32 Abs. 1 einverstanden

| Die Vorgesetzten und die von ihnen ermichtigten Fiihrungsgehilfinnen und Fiihrungsgehilfen ha-
ben das Recht, den Unterstellten in Dienstsachen Befehle zu erteilen.

Art 36 Abs. 1 einverstanden

! Stellungspflichtige und Angehérige der Armee haben das Recht, Dienstbeschwerde zu erheben,
wenn sie der Uberzeugung sind, andere Angehorige der Armee oder eine Militirbehiérde hitten
ihnen Unrecht getan.

Art. 406 einverstanden

I Schaffen Angehorige der Armee in Ausiibung ihrer dienstlichen Titigkeit ein Werk im Sinne des
Urheberrechtsgesetzes vom 9. Oktober 1992, so stehen die Verwendungsbefugnisse ausschliesslich
dem Bund zu.

st das Werk von grossem Nutzen fiir den Bund, so kann den betreffenden Angehdrigen der Armee
eine angemessene Entschidigung ausgerichtet werden.
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Art 40c

Die Armee kann von Personen, die auf Kosten der Armee eine zivil anerkannte Ausbildung gemacht
haben, Ausbildungskosten zuriickfordern, wenn diese Personen nach Abschluss der Aushildung in-
nert einer gewissen Zeitspanne nicht eine Mindestanzahl Tage Militirdienst leisten.

einverstanden

Art. 47 Militéirisches Personal

! Das militirische Personal umfasst die unter dem militiirischen Statut angestellten Berufs- und Zeit-
militidrs. Das Statut beinhaltet die Gesamtheit aller Rechte und Pflichten. Das militiirische Personal
untersteht besonderen Bestimmungen des Bundespersonalrechts.

2 Berufsmilitiirs sind Berufsoffiziere, Berufsunteroffiziere und Berufssoldaten. In der Regel sind sie
in einem unbefristeten vertraglichen Arbeitsverhiiltnis angestellt.

3 Zeitmilitirs sind Zeitoffiziere, Zeitunteroffiziere und Zeitsoldaten. Sie sind in einem befristeten
vertraglichen Arbeitsverhiiltnis angestellt.

4 Das militirische Personal wird in den Bereichen Ausbildung und Fiithrung sowie in allen Einsatz-
arten der Armee verwendet. Es kann im In- oder Ausland eingesetzt werden. Wer zum militdrischen
Personal gehdrt, gilt als Angehédrige oder Angehiriger der Armee.

2 Das militirische Personal wird fiir seine Tétigkeit besonders ausgebildet. Die Ausbildung kann in
Zusammenarbeit mit Hochschulen und Fachhochschulen, mit Spezialistinnen und Spezialisten so-
wie mit auslindischen Streitkriften erfolgen.

& Angehirigen des militirischen Personals kann auferund ihrer beruflichen Funktion auf Gesuch hin
ein tieferer Grad verliechen werden.

5> Das militdrische
Personal wird fur
seine Tatigkeit
besonders
ausgebildet. Die
Ausbildung kann in
Zusammenarbeit mit
Hochschulen und
Fachhochschulen, mit
der Wirtschaft, mit
Spezialistinnen und
Spezialisten sowie mit
auslandischen
Streitkraften erfolgen.

Die Zunehmende
Automatisierung des
Gefechtsfeldes und der
vermehrte Einsatz von
Dual-Use Systemen
(Sensoren) setzt eine
engere
Zusammenarbeit — und
dazu gehort auch die
Ausbildung — mit der
der Wirtschaft, d.h.
den entsprechenden
Unternehmen voraus.
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Art. 48 Abs. 1

! Die Truppenkommandantinnen und Truppenkommandanten sind fiir die Ausbildung und den Ein-
satz der ihnen unterstellten Truppen verantwortlich.

einverstanden

Art. 48b  Aus-, Weiter- und Fortbildung sowie Forschung im militirischen Gesundheitswesen

| Aus-, Weiter- und Fortbildung von Personen mit einer Tétigkeit im militirischen Gesundheitswe-
sen sind, soweit sie nicht an einer Hochschule erfolgen, Sache des Bundes.

2 Der Bund hat insbesondere folgende Aufgaben:

a.  Er gewihrleistet und koordiniert im Bereich der Militir- und Katastrophenmedizin die Aus-
. Weiter- und Fortbildung von Personen nach Absatz 1,

b.  Er férdert und steuert die Forschung im Bereich der Militir- und Katastrophenmedizin.

3Er fithrt zu diesem Zweck ein Kompetenzzentrum fiir Militéir- und Katastrophenmedizin. Das
Kompetenzzentrum ist eine Verwaltungseinheit des VBS. Es kann Dritte mit der Durchfithrung von
Aus-, Weiter- und Fortbildungsmassnahmen sowie Forschungstitigkeiten, insbesondere im Bereich
der Ressortforschung, beaufiragen.

einverstanden
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Art. 52 Abs. 1 litt a Subsidiare
Art. 48d Abs. 2 und 3 Bst. a (neu Art. 48 Abs. 1 litt | Unterstiitzungs-
a) einsatze im

1 Zivile Behdrden haben gegeniiber anderen Gesuchstellenden Vorrang.
4 Die militirischen Mittel diirfen nur zur Verfligung gestellt werden wenn:

a. Gesuchstellende die Titigkeit nachweisbar weder mit eigenen Mitteln noch mit Unterstiit-
zung von anderen militirischen Vereinen oder Verbinden oder des Zivilschutzes durchfiih-

a. zivilen oder
ausserdienstlichen
Tatigkeiten von

Freizeitbereich haben
aufzuhoren. Es geht
nicht, den Kernauftrag
Verteidigung wieder

ren kdnnen; offentlichem aufzubauen und
Interesse. gleichzeitig Mittel und
Entsprechen diese Personal fur Kultur-
nicht dem und Sportanlasse zur
Armeeauftrag, Verfligung zu stellen.
offeriert und
verrechnet die Armee
die Leistungen dem
Gesuchssteller zu
marktlblichen
Konditionen.
Das , besondere
Art. 49 Abs 4 Die Rekrutenschule Ausbildungsbeddrfniss

4 Die Rekrutenschule dauert hiichstens 1% Wochen. Der Bundesrat kann fiir Formationen mit beson-
deren Ausbildungsbediirfnissen eine um hichstens sechs Wochen lingere Dauer vorsehen.

dauert
normalerweise 18
Wochen. Der
Bundesrat kann fiir
Formationen mit
besonderen
Ausbildungsbediirfnis
sen sowie in Zeiten
erhéhter Spannungen
eine um bis zu zehn
Wochen langere
Dauer vorsehen.

en” ist zu spezifisch. Es
muss dem Bundesrat
moglich sein, in Zeiten
erhohter Spannungen
Lehrverbande einer
intensiveren und
situationsgerechten
Ausbildung zu
unterziehen, die
ansonsten in den
Wiederholungskursen
kaum zu erzielen ist.
Sodann soll der

10
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Bundesrat eine
erweiterte Kompetenz
flr die Verlangerung
erhalten.

Art 50 Fachkurse

Spezialistinnen und Spezialisten kénnen nach der Rekrutenschule in Fachkursen weiter ausgebildet
werden.

einverstanden

Art 54a

! Militdrdienstpflichtige kénnen ihre Ausbildungsdienstpflicht freiwillig ohne Unterbrechung erfiil-
len. Die Anzahl der beriicksichtigten Dienstpflichtigen richtet sich nach dem Bedarf der Armee.

< Wer die Ausbildungsdienstpflicht ohne Unterbrechung leistet (Durchdienende), absolviert die Rek-
rutenschule und leistet unmittelbar danach die restlichen Diensttage ohne Unterbrechung.

4 Der Anteil der Durchdienenden an einem Rekrutenjahrgang darf 15 Prozent nicht iibersteigen.

4 Durchdienende, die ihre Ausbildungsdienstpflicht erfiillt haben, bleiben wiihrend vier Jahren in der
Armee eingeteilt. Sie kinnen bei Bedarf zu Einsiitzen der Armee aufoeboten werden.

Abs. 4 streichen

Durchdienende
bleiben bis zur
Erreichung der
Altersgrenze fiir die
Militardienstpflicht
eingeteilt (gem. Art. 13
Abs. 1)

11
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Art. 55 Abs. 2, 3 Bst. a und 4

2 Nach der Beforderung miissen die Wachtmeister, Feldweibel, Hauptfeldweibel, Fouriere und Leut-
nants einen praktischen Dienst in einer Rekrutenschule bestehen und dabei auf ihrer Stufe die Aus-
bildungs- und Filhrungsverantwortung tragen.

3 Der Bundesrat regelt:

a. welche weiteren Ausbildungsdienste fiir eine Gradinderung, eine Anderung der Funktion
oder eine Umschulung zu bestehen sind.

4Er kann das VBS ermichtigen, die Einzelheiten zu den Aushildungsdiensten wie Aufteilung, Teil-
nehmende und Zulassungsbedingungen zu regeln und diese Kompetenz ganz oder teilweise an die
Gruppe Verteidigung delegieren.

einverstanden

Art 64a

I Die Armee und die Militirverwaltung kinnen elektronische Plattformen betreiben fiir den persin-
lichen. nicht dffentlichen Austausch von Informationen und Dokumenten mit;

a. den Militirdienstpflichtigen;
b. dem fiir die Friedensforderung vorgesehenen Personal;

¢. den Zivilpersonen, die von der Truppe betreut oder fiir einen befristeten Einsatz der Armee
beigezogen werden:

d. Personen, die eine Titigkeit zur Unterstiitzung der Armee oder des fiir die Friedensfirderung
vorgesehenen Personals ausiiben:

e. den Schutzdienstpflichtigen;
f.  interessierten Dritten, die das 15. Altersjahr vollendet haben.

2Sie kionnen fiir die Offentlichkeit bestimmte Informationen und Dokumente iiber beliebige Infor-
mationskaniile fiir alle zugiinglich machen. Sie konnen dafiir Dritte beiziehen und im Rahmen der
bewilligten Kredite entschidigen.

Litt. f. streichen

Abs. 2 streichen

Die Armee verfigt
liber eine Website, um
die notwendigen
Informationen
aufzubereiten.

Die Unstetigkeit von
Kommunikations-
projekten wie
chefderarmee.ch
sprechen Bande.

Es herrscht noch
immer Wehrpflicht in
der Schweiz. Es gibt
daher kein Bedirfnis
die amtlichen
Kommunikations-
ausgaben weiter zu
Lasten der

12
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Verteidigungsfahigkeit
zu erhohen.

Art. 665 Abs. 3 und 4

3 Der Einsatz bewaffneter Angehdriger der Armee unterliegt der vorgingigen Genehmigung durch
die Bundesversammlung. In dringenden Fiillen kann der Bundesrat die Genehmigung der Bundes-
versammlung nachtriglich einholen.

4 Uber den Einsatz und die Bewaffnung von héchstens 18 Angehorigen der Armee pro Mission zum
Selbstschutz, zur Notwehr und zur Notwehrhilfe entscheidet der Bundesrat selbststindig.

[Evtl. Rickkehr zur
alten Formulierung
oder Einsetzung einer
hoheren Zahl (507)
um den
Handlungsspielraum
des Bundesrates zu
erhéhen und ihm
somit zu ermoglichen
bei akutem Bedarf
reagieren zu kénnen,
ohne nachtraglich den
Entscheid legitimieren
zu mussen.]

Die Zahl 18 erscheint
im Vergleich zur alten
Regelung von 100 AdA
oder langer als drei
Wochen willkirlich.
Der erlauternde
Bericht liefert hier
auch keine
ausreichende
Begriindung.

Art. 69 Abs. | Bst. ¢
| Im Ausland wird Assistenzdienst geleistet zur Unterstiitzung ziviler Behiérden:

¢. bei Friedensprozessen von Schweizer Behirden sowie von internationalen und regionalen
Organisationen, mit Zustimmung des Gaststaates und der Konfliktparteien.

einverstanden

13
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Art. 700 Abs. 3 erster Saitz

3 Der Bundesrat kann ohne Genehmigung der Bundesversammlung gleichzeitig hichstens 18 be-
waffnete Angehirige der Armee fiir linger als drei Wochen dauernde Einsiitze aufbieten. ...

Siehe Anmerkung zu
Art. 66 Abs. 3 und 4

Are. 71 Abs. 3

3 Die Truppenkommandantin oder der Truppenkommandant fiihrt die Truppe im Einsatz.

einverstanden

14
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Art. 80 Nutzungseinschrinkung und -verbot, Requisition und Unbrauchbarmachung: Pflichten

! Bietet der Bund die Armee oder Teile davon zum Aktivdienst auf, ist jede Person verpflichtet, fiir
die Erfiillung der militirischen Aufiriige folgende Requisitionsgiiter der Militirverwaltung und der
Armee zur Verfiigung zu stellen oder deren Nutzungseinschrinkung, -verbot oder Unbrauchbarma-
chung zu dulden:

a. bewegliches und unbewegliches Eigentum;

b. beherrschbare Naturkrifte wie etwa Strom, Daten und Funkfrequenzen;
¢. Immaterialgiiter;

d. Arbeits- und Dienstleistungen.

2 Diese Pflichten gelten auch fiir die notwendigen Arbeiten zur Vorbereitung auf einen angeordneten
Aktivdienst.

i Die Unbrauchbarmachung von Betrieben, Anlagen und Warenlagern bedarf der Genehmigung
durch den Bundesrat.

4 Die Militdrverwaltung und die Armee diirfen von den Verpflichtungen nach den Absitzen 1 und 2
nur soweit Gebrauch machen, als es ihre Auftrige unbedingt erfordern und sie diese nicht mit eige-
nen Mitteln erfiillen kinnen.

3 Der Bund leistet fiir die Einschrinkung oder das Verbot der Nutzung sowie fiir den Gebrauch, die
Wertverminderung und die Unbrauchbarmachung oder den Verlust des Eigentums oder des Requi-
sitionsgutes angemessene Entschidigung.

® Der Bundesrat bezeichnet die zustindigen Organe der Militirverwaltung und der Armee und um-
schreibt thre Aufgaben niher.

einverstanden

15
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Art. 80a Nutzungseinschrinkung und -verbot, Requisition und Unbrauchbarmachung: Verfiigung
und Beschwerde
Nutzungseinschriinkung und -verbot, Requisition und Unbrauchbarmachung werden durch die zu-

stindigen Organe der Militdirverwaltung und der Armee verfiigt. Das Verfahren richtet sich nach
dem Verwaltungsverfahrensgesetz vom 20. Dezember 1968.

einverstanden

Art 81 Abs. I Bst. ¢ und Abs. 2
| Der Bundesrat kann im Aktivdienst den militirischen Betrieb anordnen fiir:

¢. Betriebe der kritischen Infrastruktur im Sinne von Artikel 74a Buchstaben ... des Informa-
tionssicherheitsgesetzes vom 18. Dezember 2020,

2 Im militirischen Betrieb verfiigt die Militirverwaltung iiber das Personal, die Infrastruktur und das
Material der Unternehmen.

2 Im militarischen
Betrieb die
Militarverwaltung
Giber das Personal, fiir
den Betrieb
beauftragte Dritte
Dienstleister, die
Infrastruktur, das
Material sowie
beherrschbare
Naturkréfte des
Unternehmens.

Konsequenz der
Anpassungen gem. Art.
80

16
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Art. 85 Abs. 3

3 Der Bundesrat bestimmt auf Antrag des Generals dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter.

einverstanden

Art. 92a Abs. 5 mweiter Saiz

5 .... Sie oder er kann die Kompetenz fiir den Waffeneinsatz an die Kommandantin oder den Kom-
mandanten der Luftwaffe delegieren.

einverstanden

Art 93 Abs. 2 zweiter Saiz

... Sie kann ihre Befugnisse dem Bundesrat, dem VBS oder der Gruppe Verteidigung iibertragen.

einverstanden
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Arr 95 Betriebskontinuitiit und Resilienz

| Zum Schutz der Lieferketten der Armee und der militirischen Informations- und Kommunikati-
onstechnologie sowie zur Erhaltung der Betriebskontinuitéit und der Resilienz gegeniiber Bedrohun-
gen, inshesondere im Cyberbereich, kiinnen die Militirverwaltung und die Armee mit Ausnahme
von Funkfrequenzen:

a. die Nutzung von Requisitionsgiitern einschrinken oder verbieten;
b. Requisitionsgiiter requirieren.
2 Solche Massnahmen bediirfen der Genehmigung durch den Bundesrat.

3 Der Bund leistet fiir die Einschrinkung oder das Verbot der Nutzung sowie die Requisition des
Requisitionsgutes angemessene Entschidigung.

4 Nutzungseinschrinkungen und -verbote sowie Requisition werden durch die zustindigen Organe
der Militirverwaltung und der Armee verfiigt. Das Verfahren richtet sich nach dem Verwaltungs-
verfahrensgesetz vom 20. Dezember 1968,

3 Der Bundesrat bezeichnet die zustindigen Organe der Militirverwaltung und der Armee und um-
schreibt ihre Aufgaben ndher.

[streichen:]
insbesondere im
Cyberbereich

Unndtige
Hervorhebung, die den
Artikel einseitig
gewichtet und
gleichzeitig einen
ungenauen Begriff
einflhrt (,,...bereich”).
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Allianz
Sicherheit
Schweiz

Are. 97

| Der Kommissariatsdienst der Armee ist verantwortlich fiir die Versorgung der Angehérigen der
Armee nach den Artikeln 29 - 29¢ sowie fiir das Rechnungs-, Betriebsstoff- und Transportwesen.

2Fiir folgende Bereiche des Kommissariatsdienstes ist das Finanzhaushaltsgesetz vom 7. Oktober
2005 (FHG) sinngemiss anwendbar:

a. Buchfiihrung, interne Kontrolle und Kostentransparenz (Art. 38 — 40 FHG);
b. Rechnungslegung, Bilanzierung und Bewertung (Art. 47 und 48 FHG);
c. Aufeaben und Zustindigkeiten (56 - 60 FHG).

i Die Eidgendssische Finanzkontrolle ist die Oberrevisionsstelle fiir das Rechnungswesen der Ar-
mee.

4 Samtliche Forderungen auf Entschidigung aus Truppenunterkunft sowie Sold und Soldzulage ver-
jahren mit dem Ablauf von fiinf Jahren nach dem Ende des Dienstes und Wegzug der Truppe.

einverstanden
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Allianz
Sicherheit
Schweiz

Art. 100a Schutz militdrischer Fernmeldeanlagen

1 Die Militdrverwaltung und die Armee kénnen zum Schutz von militirischen Fernmeldeanlagen ein
nach dem Fernmeldegesetz vom 30. April 1997 (FMG) konformes Betriebsmittel oder eine kon-

forme Fernmeldeanlage auf Kosten des Bundes éindern oder ersetzen, sofern die Konformitiit ge-
wahrt bleibt.

2 Die Militirverwaltung und die Armee kiinnen zum gleichen Zweck und zur Wahrung der Sicher-
heit die zustindige zivile Behiérde anweisen, die Nutzung von Fernmeldeanlagen und Betriebsmit-
teln értlich und zeitlich begrenzt einzuschrinken oder zu verbieten.

3 Massnahmen nach Absatz 2 bediirfen der Genehmigung durch den Bundesrat.

4 Der Bund leistet fiir die Anderung, den Ersatz, die Einschriinkung und das Verbot eines Betriebs-
mittels oder einer Fernmeldeanlage angemessene Entschiidigung.

5 Anderung, Ersatz, Einschrinkung und Verbot werden durch die zustiindigen Organe der Militir-
verwaltung und der Armee verfiigt. Das Verfahren richtet sich nach dem Verwaltungsverfahrensge-
setz vom 20. Dezember 1968.

% Der Bundesrat bezeichnet die zustéindigen Organe der Militirverwaltung und der Armee und um-
schreibt ihre Aufoaben niher.

einverstanden

Art. 102 Bst. d Ziff. 5
In der Armee gibt es folgende Grade:

d. Offiziere:
5. Oberbefehlshaberin oder Oberbefehlshaber der Armee: General

einverstanden
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Allianz
Sicherheit

Schweiz

Art. 103 Abs. 3% und 5

bis Bei Angehdrigen der Armee, die nach einer Beftrderung den praktischen Dienst nach Artikel 55
Absatz 2 nicht bestehen, wird die Beftrderung riickgiingig gemacht.

3 Angehérigen der Armee, die eine Funktion mit einem tieferen Grad ausiiben wollen, kann auf Ge-
such hin und nach Absolvierung der entsprechenden Ausbildung der tiefere Grad verlichen werden.

Konsequenter ware,
wenn der Grad erst
nach erfolgreicher
Absolvierung des
praktischen Dienstes
verliehen wirde.
Positiver Anreiz, statt
negativer Anreiz.

Art. 106 Sachiiberschrift sowie Abs. 3 und 4
Beschaffung und Kompensationsgeschiifte

3 Der Bundesrat kann fiir die Beschaffung von Armeematerial im Ausland ab einem bestimmten
Auftragswert eine Pflicht der Lieferanten zu Kompensationsgeschiiften in der Schweiz vorsehen. Er

beachtet dabei folgende Grundsiitze:

a. Eine Pflicht zu Kompensationsgeschiften darf hichstens bis zum Vertragswert der Beschaf-
fung bestehen.

b. Die Kompensationsgeschiifte erfolgen durch eine industrielle Zusammenarbeit des Lieferan-
ten mit Forschungseinrichtungen und Unternechmen aus dem sicherheits- und wehrtechni-
schen Bereich im Inland.

c. Das Ziel der Kompensationsgeschiifte ist die Firderung, die Erhaltung und der Aufbau von
sicherheitsrelevanten Technologien, industriellen Kernfihigkeiten und Kapazitiiten im In-
land, die dem Schutz wesentlicher nationaler Sicherheitsinteressen dienen.

d. Beiden Kompensationsgeschiften werden alle Landesgegenden und die Besonderheiten des
Riistungsmarktes angemessen beriicksichtigt.

4 Der Bundesrat regelt die Organisation, die Zustiindigkeiten, den zu kompensierenden Betrag und
das Verfahren der Beschaffung von Armeematerial.

[streichen:] litt. d.

4. Der Bundesrat
regelt die
Organisation, die
Zustandigkeiten,
Kriterien fir
Kompensations-
geschafte, den zu
kompensierenden
Betrag und das
Verfahren der
Beschaffung von
Armeematerial.

Es braucht hier mehr
Flexibilitat, um je nach
Kompensationsgeschaft
bspw. regionale
Schwerpunkte bilden
zu kdnnen.
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Art. 109¢ Forschung und Entwicklung

! Das VBS kann zur Erfiillung seiner sicherheitspolitischen Aufgaben Forschung und Entwicklung
betreiben.
2 Zu diesem Zweck kann es:
a. Forschungs- und Entwicklungsarbeiten sowie Technologiefolgeabschiitzungen in Auftrag
geben;
b. sich an bestehenden Forderprogrammen Dritter in den Bereichen Forschung und Innovation
beteiligen;
c. eigene Forschungsprogramme durchfiihren;
d. projektspezifisch mit der Industrie und Hochschulen zusammenarbeiten.

3 Es kann an den Arbeiten nationaler oder internationaler Organisationen mitwirken und mit natio-
nalen oder internationalen Partnern zusammenarbeiten.

einverstanden
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Art. 113 Abs. I Einleitungssatz, Abs. 2, 3 Bst. a, a® und ¢ sowie Abs. 5 Bst. ¢

I Stellungspflichtige diirfen nicht rekrutiert werden und Angehérigen der Armee darf keine person-
liche Wafte abgegeben werden, wenn ernstzunehmende Anzeichen oder Hinweise bestehen, dass:

2 Werden Anzeichen oder Hinweise nach Absatz 1 bekannt, nachdem die personliche Watfe abge-
geben wurde, so wird diese den Angehiirigen der Armee unverziiglich entzogen.

3 Das VBS priift, ob Anzeichen oder Hinweise nach Absatz 1 bestehen:
a. an der Rekrutierung;
a". Bisheriger Bst. a;
¢.  bevor die persinliche Waffe zu Eigentum iiberlassen wird.

5 Die bundesinterne Priifbehtrde kann zur Beurteilung des Gefihrdungs- oder Missbrauchspotenti-
als:

c. Einsicht in das Strafregister, in das Informationssystem INDEX NDB und in den nationalen
Polizeiindex nehmen;

einverstanden

Art. 126 Abs. 5 und 6

5 Der Erwerb von Grundstiicken fiir militirische Bauten und Anlagen sowie die Begriindung dingli-
cher Rechte an solchen Grundstiicken ist Sache des VBS.

6 Das VBS ist ermiichtigt, nitigenfalls Enteignungen durchzufiihren.

einverstanden
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Art. 126c Abs. 1

'Vor der dffentlichen Auflage des Gesuches miissen Gesuchstellende die Verinderungen, welche
die geplanten Bauten und Anlagen im Gelinde bewirken, sichtbar machen, indem sie diese ausste-
cken; bei Hochbauten haben sie Profile aufzustellen.

einverstanden

Arr. 129 Abs. 3 erster Sarz

3 Die Prisidentin oder der Priisident der Schiitzungskommission kann gestiitzt auf einen vollstreck-
baren Plangenehmigungsentscheid die vorzeitige Besitzeinweisung bewilligen. ...

einverstanden

Art 131 Abs. 1 und 3

! Gemeinden und Private sind verpflichtet, den Truppen und Armeetieren Unterkunft zu gewihren
sowie die dazu notwendigen geeigneten Riumlichkeiten und Plitze mit den erforderlichen Einrich-
tungen und Geriiten zur Verfligung zu stellen.

3 Uber streitige Forderungen entscheidet die LBA im Verfahren nach Artikel 142.

einverstanden

Art. 134 Abs. 1

! Die Grundbesitzerinnen und Grundbesitzer sind verpflichtet, die Beniitzung ihres Landes zu mili-
tdrischen Ubungen zu gestatten.

einverstanden
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Art. 139 Abs. 3 erster Satz

3 Die Rechnungsfiihrerinnen und Rechnungsfiihrer und die sie kontrollierenden Organe sind fiir den
Kommissariatsdienst, die ihnen anvertrauten Gelder und deren vorschriftsgemisse Verwendung ver-
antwortlich und haften fiir Schaden in diesen Bereichen. ...

einverstanden

Art. 147 Elektronische Verfahren
I Schriftliche Verfahren werden elektronisch iiber das Informationssystem Dienstmanager gefiihrt.
2 Schriftliche Verfiigungen werden elektronisch eréffnet.

3 Das Erfassen, Lesen, Andern und Loschen von elektronischen Eingaben werden der natiirlichen
Person zugerechnet, deren Zugangsdaten dazu verwendet werden.

* Der Bundesrat legt die notwendigen Ausnahmen fest, um den rechtsgleichen und diskriminierungs-
freien Zugang zu den Verfahren zu gewihrleisten.

einverstanden

Art. 148j Abs. 2

2 Der Bundesrat kann in den Bereichen Verpflegung und Unterkunft Rahmenkredite vorsehen. In
diesen Fiillen legt das VBS die Ansitze fest.

einverstanden

Art. 149 Verordnung der Bundesversammlung

Die Bundesversammlung erlisst die Bestimmungen nach Artikel 93 Absatz 2 in der Form der Ver-
ordnung der Bundesversammlung,

einverstanden
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Art. I51a Ubergangsbestimmungen zur Anderung vom ...

| Der Bundesrat kann nach Inkrafttreten der Anderungen vom ... withrend lingstens fiinf Jahren zur
Schaffung eines flexiblen Ausbildungs- und Dienstleistungssystems fiir die Miliz abweichen von
den gesetzlichen Bestimmungen iiber:

a.
b.
e
d.

€.

die Altersgrenze fiir die Militirdienstpflicht (Art. 13):

die Hichstzahl der Ausbildungsdiensttage fiir die Mannschaft (Art. 42 Abs. 2);
die Hochstdauer der Rekrutenschulen (Art. 49 Abs. 4):

die Hiochstdauer der Wiederholungskurse (Art. 51 Abs. 2);

die Erfiillung der Ausbildungsdienstpflicht ohne Unterbrechung (Art. 54a).

2 Die Hochstzahl nach Buchstabe b dart um maximal 30 Tage abweichen. Die Hochstdauer nach

Buchstabe ¢ darf um maximal sechs Wochen abweichen. Die Hichstdauer nach Buchstabe d darf
um maximal 14 Tage abweichen.

3 Der Bundesrat regelt fiir die Dauer nach Absatz 1 durch Verordnung das Ausbildungs- und Dienst-
leistungssystem.

einverstanden
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Verwaltungsgerichtsgesetz vom 17. Juni 2005

Allianz
Sicherheit
Schweiz

Vernehmlassungsvorlage

Position Allianz
Sicherheit Schweiz

Begriindung Allianz
Sicherheit Schweiz

Art. 33 Bst. hb
Die Beschwerde ist zuldssig gegen Verfligungen:

h"s. der Armee bei der Nutzungseinschriinkung, dem Nutzungsverbot, der Requisition und der
Unbrauchbarmachung nach den Artikeln 74 und 80 des Militirgesetzes vom 3. Februar
1995, bei der Nutzungseinschrinkung, dem Nutzungsverbot oder der Requisition nach Ar-
tikel 95 des Militirgesetzes sowie beim Schutz militirischer Fernmeldeanlagen nach Artikel
100a des Militirgesetzes;

einverstanden
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Militarstrafgesetz vom 13. Juni 1927

Allianz
Sicherheit
Schweiz

Vernehmlassungsvorlage

Position Allianz
Sicherheit Schweiz

Begriindung Allianz
Sicherheit Schweiz

Art. 3 Abs. 1 Ziff 6
I Dem Militirstrafrecht unterstehen:

6. Berufs- und Zeitmilitirs, die Angehirigen des Grenzwachtkorps sowie Personen, die nach
Artikel 66 des Militirgesetzes vom 3. Februar 1995 (MG) Friedensforderungsdienst leisten,
wiihrend der Ausiibung des Dienstes, ausserhalb des Dienstes mit Bezug auf ihre dienstli-
chen Pflichten und ihre dienstliche Stellung oder wenn sie die Uniform tragen;

einverstanden

Art 81 Abs. I Bst g™

I Mit Freiheitsstrafe bis zu 18 Monaten oder Geldstrafe wird bestraft, wer in der Absicht, den Mili-
tardienst zu verweigern:
bis

a™s, einen Amtstermin nach Artikel 26 MG2 nicht wahmimmt;

einverstanden inkl. ff.

Wir weisen darauf hin,
dass hier unter
Umstanden Angehorige
der Armee kriminalisiert
werden, die Schiesskurse
verpassen, da diese nun
auch als Amtstermine
gelten.
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Bundesgesetz vom 3. Oktober 2008 iiber militdrische und andere Informationssysteme im VBS

Allianz
Sicherheit

Schweiz

Vernehmlassungsvorlage

Position Allianz Sicherheit
Schweiz

Begriindung Allianz
Sicherheit Schweiz

b.

bis

bhis

Art 2b Bst. b, ¢, c*, d und g*=

Die verantwortlichen Organe nach diesem Gesetz diirfen ein Profiling, einschliesslich eines Profi-
lings mit hohem Risiko, durchfiihren, um die nachfolgenden persdnlichen Aspekte einer natiirlichen
Person zu den nachstehenden Bearbeitungszwecken zu analysieren, zu bewerten, zu beurteilen oder
vorherzusagen:

Eignung und Fahigkeit zur Ausiibung bestimmter Funktionen, Tatigkeiten und Arbeiten,
einschliesslich eignungs- und fahigkeitsrelevanter Voraussetzungen: zu den Bearbeitungs-
zwecken nach den Artikeln 13 Buchstaben b—d, 1436 Buchstaben d und e und 1791

Leistungsprofil sowie Leistungstihigkeit und Belastbarkeit, insbesondere in den Bereichen
Gesundheit, Kérper, Intelligenz, Personlichkeit, Psyche, Sozialverhalten und Verkehrsver-
halten: zu den Bearbeitungszwecken nach den Artikeln 13 Buchstaben b—d, 1435 Buchsta-
ben d und e und 179

. korperliche und geistige Fitness und Gesundheit: zu den Bearbeitungszwecken nach Artikel

179%;

Kenntnisse, Kompetenzen, Fihigkeiten und erbrachte kirperliche und geistige Leistungen:
zu den Bearbeitungszwecken nach den Artikeln 13 Buchstaben b—d, 127 Buchstaben d und
e. 1435 Buchstaben d und e, 1434 und 179¢;

. Sport-, Bewegungs-, Erndhrungs- und Freizeitverhalten, einschliesslich diesbeziiglicher per-

sinlicher Interessen: zu den Bearbeitungszwecken nach Artikel 179

einverstanden
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Art 17 Abs. 4™

4ter Dje Daten nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a", die zugleich sanititsdienstliche Daten nach
Artikel 26 Absatz 2 sind. werden nach Abschluss der Rekrutierung bis zur Bekanntgabe an das Me-
dizinische Informationssystem der Armee (MEDISA), lingstens aber wiithrend eines Monats aufbe-
wahit.

... an das medizinische
Informationssystem der
Armee (MEDISA), langstens
aber wahrend eines Monats
aufbewabhrt. In geeigneter
Form sind diese Daten im
Personalinformationssystem
der Armee (PISA) ohne
Loschungsfrist
aufzubewahren.

Die sanitatsdienstlichen
Daten zur Beurteilung
der Dienstfahigkeit
werden mit der
Unterstellung von
Zivildienstleistenden an
Zivilschutzorganisationen
(Revision BZG) einen
grosseren Stellenwert
erhalten. Wenn diese
Daten nicht verfugbar
gemacht werden, wird
die Unterstellung fir den
Bestandesausgleich
jedesmal ein schwieriges
und langwieriges
Unterfangen.

Es ist klar, dass bezlglich
dieser Daten eine
grossere Sorgfaltspflicht
hinsichtlich
Datenschutzes
gewahrleistet werden
muss.

Art. I7h Einleitungssatz
Das DIM dient den Personen nach Artikel 64a MG dazu:

einverstanden
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Allianz

Sicherheit

Schweiz

Art. 17¢ Abs. 1 Einleitungssatz und Abs. 3

1 Das DIM enthilt von den Personen nach Artikel 64a Absatz 1 Buchstaben a - ¢ MG folgende
Daten:

3 Es kann die Daten nach den Absiitzen 1 und 2 auch von interessierten Dritten enthalten, die das 15.
Altersjahr vollendet und in eine solche Datenbearbeitung eingewilligt haben.

einverstanden

Art 17e Abs. 1

! Die Gruppe Verteidigung macht den Personen nach Artikel 64a Absatz 1 MG deren eigene Daten
des DIM durch Abrufverfahren zuginglich.

einverstanden

Art 28 Abs. I Bst. [

| Die Gruppe Verteidigung macht die Daten des MEDISA durch Abrufverfahren folgenden Stellen
und Personen zugiinglich:

f.  den fiir die psychologische Beurteilung von Stellungspflichtigen und Angehérigen der Ar-

mee zustindigen Psychologinnen und Psychologen in den Rekrutierungszentren der Armee.

einverstanden
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Fernmeldegesetz vom 30. April 1997

Allianz
Sicherheit
Schweiz

Vernehmlassungsvorlage

Position Allianz Sicherheit
Schweiz

Begriindung Allianz
Sicherheit Schweiz

Art. 47 Abs. 4
Aufzehoben

einverstanden

Erwerbsersatzgesetz vom 25. September 1952

Vernehmlassungsvorlage

Position Allianz
Sicherheit Schweiz

Begriindung Allianz
Sicherheit Schweiz

Art. 1a Abs. 1bis erster Sarz

Ibis In Abweichung von Absatz 1 haben Armeeangehérige zwischen zweil Ausbildungsdiensten oder
separaten Teilen einer Rekrutenschule nur Anspruch auf eine Entschidigung, wenn sie erwerbslos
sind. ...

einverstanden
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Verordnung der Bundesversammlung liber die Verwaltung der Armee

Allianz
Sicherheit
Schweiz

Vernehmlassungsvorlage

Position Allianz
Sicherheit Schweiz

Begriindung Allianz
Sicherheit Schweiz

Einziger Artikel

Die Verordnung der Bundesversammlung vom 30. Mérz 1949 {iber die Verwaltung der Armee wird
gleichzeitig mit dem Inkrafttreten der Anderung vom ... des Militirgesetzes vom 3. Februar 1995

aufgehoben.

einverstanden

33




Armeeorganisation

Allianz
Sicherheit
Schweiz

Vernehmlassungsvorlage

Position Allianz
Sicherheit Schweiz

Begriindung Allianz
Sicherheit Schweiz

Art 4 Zustindigkeiten des VBS

! Das Eidgendssische Departement fiir Verteidigung, Bevilkerungsschutz und Sport (VBS) legt im
Rahmen der Gliederung der Armee die Strukturen fest.

2Es legt in diesem Rahmen insbesondere die Truppengattungen, Dienstzweige und Berufsformati-
onen der Armee fest und regelt Aufeaben, Organisation, Aushildung und Aufoebot seiner Stiibe.

3 Es achtet auf einen angemessenen Anteil der Frauen, der Milizangehirigen sowie der Sprachge-
meinschaften auf den héheren Kommandostellen.

Art. 4 Abs. 3

Es achtet auf moglichst
schlanke Strukturen auf
den h6heren
Kommandostellen und
darin einen
angemessenen Anteil der
Frauen, der
Milizangehorigen sowie
der
Sprachgemeinschaften.

Die zu berticksichtigenden
Kriterien werden breiter,
entsprechend soll das VBS
nach dem Grundsatz
planen, nur so viele
hohere Kommandostellen
wie unbedingt notwendig
zu schaffen.

Art 5
| Die Gruppe Verteidigung regelt im Rahmen der Strukturen die Detailorganisation.

Zustindigkeiten der Gruppe Verteidigung

2 Sie regelt den Ausgleich der Bestinde zwischen den Formationen der Armee.

3 Sie sorgt dafiir, dass die Stellungspflichtigen in angemessene Funktionen eingeteilt werden.

einverstanden

34




Allianz
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Art. 6B Ubergangsbestimmung zur Anderung vom ...

Der Bundesrat kann nach Inkrafttreten der Anderung vom ... withrend lingstens fiinf Jahren den
Effektivbestand nach Artikel 1 Absatz 1 liberschreiten, um:

a. den Erfordernissen der aktuellen Bedrohungslage zu entsprechen;

b. starke Schwankungen des Effektivbestandes aufgrund unterschiedlich grosser Jahrgiinge
der Militirdienstpflichtigen zu verhindern.

einverstanden
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A S I P R O Triengen, 6. Mdrz 2024

Association for Swiss Industry Participation
in Security & Defence Procurement Programs

c/o F. Fischer AG
Steinbarenstrasse 2
6234 Triengen (LU)

Frau
Bundesprasidentin
Viola Amherd

Anderung des Militirgesetzes / Vernehmlassungsverfahren
Stellungnahme des Vereins ASIPRO

Sehr geehrte Frau Bundesprdasidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

ASIPRO ist Partner der armasuisse fiir Offset-Projekte und somit eine wichtige Organisation fiir die Ab-
wicklung von Kompensationsgeschdften bei Beschaffungen von Armeematerial im Ausland. Deshalb
mochten wir die Moglichkeit nutzen und Ihnen fristkonform unsere Stellungnahme zur titelerwahnten
Vorlage zukommen zu lassen. Gleichzeitig bitten wir Sie hoflich, ASIPRO kiinftig auf die stéandige Liste der
Adressaten fiir Vernehmlassungen aufzunehmen, insbesondere auch fiir die «Verordnung der Bundesver-
sammlung lber die Organisation der Armee (Armeeorganisation, AO); Ansprechstelle ist der Geschafts-
filhrer ASIPRO.

Die Beriihrungspunkte von ASIPRO mit dem MG beschranken sich auf die neuen, bisher nicht existenten
Art. 106 Abs. 3 und 4, sowie Art. 109¢. Wir beantragen zwei Anpassungen im Art. 106 Abs. 3 und Abs. 4

Art. 106 Beschaffung und Kompensationsgeschafte
* Der Bundesrat kann fiir die Beschaffung von Armeematerial im Ausland ab einem bestimmten
Auftragswert eine Pflicht der Lieferanten zu Kompensationsgeschaften in der Schweiz vorsehen. Er
beachtet dabei folgende Grundsatze:
a. Eine Pflicht zu Kompensationsgeschaften darf hdchstens bis zum Vertragswert der Beschaf-
fung bestehen
Neu: a. Die Pflicht zu Kompensationsgeschéften soll 100 % des Vertragswertes der Beschaffung
umfassen.
* Der Bundesrat regelt die Organisation, die ZustdndigkeitenrdeasutkompensierendeaBetrag und
das Verfahren der Beschaffung von Armeematerial.

Zum Art. 109¢ «Forschung und Entwicklung» haben wir keine Anderungsantrige.

Bruno E. GIGER | Geschaftsfiihrer ASIPRO | www.asipro.ch
Rebmattli52 b | 8832 Wilen bei Wollerau (SZ) | +4179 444 07 64 | brunoEgiger@outlook.com



Wir bedanken uns im Voraus bestens fiir die Priifung unserer Antrage und sehen der weiteren Entwick-
lung der Vorlage mit grossem Interesse entgegen.

Fir erganzende Auskiinfte stehen wir gerne zur Verfiigung.

Freundliche Griisse

@ ‘
Bruno E. Gig M
Geschaftsfiihgel ASIP

Uber ASIPRO

Der Verein “ASIPRO” bezweckt die Férderung der industriellen Beteiligung von Schweizer Unternehmen
an Luftfahrt-, Sicherheits- und Wehrtechnik-Beschaffungsprojekten der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft im Ausland, mittels direkter und indirekter Offsetgeschdfte. ASIPRO besteht seit 2015 und reprd-
sentiert als Dachverband iiber die Mitgliederorganisationen rund 3’000 schweizerische Unternehmen.
Aktuell sind sieben schweizerische Industrieverbénde, Branchenorganisationen, Vereine und Netzwerke
aus offsetberechtigten Wirtschaftszweigen Mitglied bei ASIPRO.

R o
_/\( swissMEm ST T Ch N £ swissmem | 2=
SWISS*PHOTONICS

I SWISSMECHANIC

digitalswitzerland

Die Zusammenarbeit zwischen armasuisse und ASIPRO als “Public-Private-Partner” ist in der Verein-
barung vom 29.06.2022 geregelt.

Kopie: - Vorstand ASIPRO
- Mitglieder ASIPRO
- ASIPRO c/o Treuhand F. Fischer AG

Bruno E. GIGER | Geschiftsfilhrer ASIPRO | www.asipro.ch
Rebmattli52 b | 8832 Wilen bei Wollerau (SZ) | +41 79 444 07 64 | brunoEgiger@outlook.com



a Ut Schweizerischer Verband der Telekommunikation | Association Suisse des Télécommunications | Swiss Telecommunications Association

Eidgendssisches Departement fur Verteidi-
gung, Bevdlkerungsschutz und Sport VBS

hans.wipfli@vtg.admin.ch

Bern, 8. Marz 2024

Stellungnahme zur Anderung des Militirgesetzes

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin,
sehr geehrter Herr Wipfli,
sehr geehrte Damen und Herren

Wir nehmen Bezug auf die am 22. November 2023 erdffnete Vernehmlassung zur Anderung des Mili-
targesetzes (VE-MG) und danken lhnen fir die Moglichkeit zur Stellungnahme. Der Schweizerische
Verband der Telekommunikation (asut) vertritt die Interessen der Telekommunikations- und Netzwerk-
branche in der Schweiz und setzt sich fir fairen, freien und dynamischen Wettbewerb insbesondere
im digitalen Raum ein. Unsere Mitglieder sind an einer funktionierenden Landesversorgung interes-
siert und die vorgeschlagenen Anderungen des Militargesetzes sind firr sie in Teilen von hoher Rele-
vanz. Gerne senden wir lhnen daher fristgerecht unsere Einschatzung zur Gesetzesanderung.

asut sieht die Notwendigkeit, das Militargesetz angesichts des sich wandelnden sicherheitspolitischen
Umfelds und der damit verbundenen Bedrohungen fiir die Schweiz anzupassen und weiterzuentwi-
ckeln und erachtet dies als richtig und wichtig. Dementsprechend unterstitzen wir das Revisionsvor-
haben im Grundsatz, haben aber verschiedene Problembereiche und Anderungsbedarf im Vorentwurf
VE-MG identifiziert.

Dies betrifft vor allem die geplante Ausweitung der Requisitionsmoglichkeiten und -mittel, verbunden
mit neuen Moglichkeiten des militdrischen Betriebs und Massnahmen in Friedenszeiten. Auch die
Ausweitung der Befugnisse des Bundesrats und der Armee im Rahmen der Betriebskontinuitat und
Resilienz erachten wir als problematisch, da sie in vorliegender Form zu Rechtsunsicherheiten flhren
kann, und die Beteiligung der betroffenen Akteure, insbesondere der Betreiber kritischer Infrastruktu-
ren, unzureichend berlcksichtigt wird. Zudem méchten wir anmerken, dass die Abgrenzung der Zu-
standigkeiten zwischen BAKOM einerseits und der Armee sowie der Militarverwaltung andererseits
nicht in allen Fallen hinreichend prazise geregelt ist, was zusatzliche Rechtsunsicherheit fir die Fern-
meldedienstanbieterinnen schafft. Abschliessend erachtet asut die geplante Regelung der Entschadi-
gung fur entsprechende MalRhahmen als problematisch, da sie nicht ausreichend klar definiert ist.

Schweizerischer Verband der Telekommunikation +41 (0)31 560 66 66 @asut_ch
Hirschengraben 8 info@asut.ch
3011 Bern www.asut.ch
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Ausfiihrungen zu den einzelnen Bestimmungen

Pflichten zur Nutzungseinschriankung und -verbot, Requisition und Unbrauchbarmachung (Art.
80 und 80a VE-MG)

Nach geltendem Militarrecht ist es bereits mdglich, bewegliches und unbewegliches Eigentum zu re-
quirieren. Gemal Art. 80 Abs. 1 VE-MG sollen neu auch mildere Malinahmen wie Einschrankungen
der Nutzung oder Verbote moglich sein, was von asut grundsatzlich als positiv bewertet wird.

Des Weiteren wird mit Art. 80 VE-MG im Sinne von Art. 47 FMG eine klare Abgrenzung der Zustan-
digkeiten und Kompetenzen zwischen dem BAKOM einerseits und der Armee sowie der Militarverwal-
tung andererseits in Bezug auf die Arbeits- und Dienstleistungen von Anbieterinnen von Fernmelde-
diensten gemacht, wonach Art. 80 VE-MG vorgehen und Art. 47 Abs. 4 FMG im Rahmen dieser Teil-
revision aufgehoben werden soll. Diese klare Abgrenzung férdert die Rechtssicherheit und wird von
asut ebenfalls begrisst.

Mittels Art. 80 Abs. 1 lit. b bis d VE-MG sollen die Mdglichkeiten der Requisition neu auch auf be-
herrschbare Naturkrafte wie Strom, Daten und Funkfrequenzen, Immaterialglter sowie Arbeits- und
Dienstleistungen ausgedehnt werden. Dies bedeutet eine fundamentale Erweiterung des Requisitions-
instruments. Obwohl wir es begriissen, dass Abs. 4 klar festlegt, dass die Militarverwaltung und die
Armee von den Verpflichtungen gemaf Abs. 1 und 2 nur Gebrauch machen dirfen als es ihre Auf-
trage erfordern und sie dies nicht mit eigenen Mitteln erflllen kbnnen, halt asut es angesichts der
grundlegenden Ausweitung der Requisitionsmdglichkeiten fir problematisch, dass gemaf Abs. 3 le-
diglich fir die Unbrauchbarmachung, nicht jedoch fiir Nutzungseinschrankung oder -verbot von Betrie-
ben, Anlagen und Warenlagern eine Genehmigung durch den Bundesrat erforderlich sein soll. asut
fordert daher, dass in jedem Fall eine Genehmigung des Bundesrates erforderlich ist.

Hinsichtlich der geplanten Entschadigungen gemaf Ar. 80 Abs. 5 VE-MG ist anzumerken, dass eine
Requisition einen starken Eingriff in die Eigentumsrechte darstellt, der einer Enteignung durchaus
gleichkommt. Der Begriff kangemessen» lasst zu viel Spielraum flir eine moglicherweise nicht kosten-
deckende Entschadigung. Daher halt asut eine vollstandige Entschadigung fir den entstandenen Auf-
wand oder Schaden flir angebracht.

Vor diesem Hintergrund sehen wir folgenden Anpassungsbedarf bei der Regelung der Pflichten zur
Nutzungseinschrankung und -verbot, Requisition und Unbrauchbarmachung gemass Art. 80 VE-MG:

Anpassunq von Art. 80 Abs. 3 und 5 VE-MG:

, gera Die Nutzung von Requisitions-
gliter durch M///tarverwaltung und Armee sow:e deren Nutzungsemschrankung, -verbot oder Un-
brauchbarmachung geméss Abs. 1 bedarf der Genehmigung durch den Bundesrat.

5 Der Bund leistet fiir die Einschrankung oder das Verbot der Nutzung sowie fir den Gebrauch, die
Wertverminderung und die Unbrauchbarmachung oder den Verlust des Eigentums oder des Requisiti-

onsgutes angemessene volle Entschadigung.

Betriebskontinuitidt und Resilienz (Art. 95 VE-MG, neu)

Nach Art. 95 sind die Requisition sowie die Einschrankung und das Verbot der Nutzung von Requisiti-
onsgutern auch ausserhalb des Aktivdienstes (vgl. Art. 80 und 80a) mdglich. Dass die Anordnung von
Massnahmen gegenulber Dritten im Zusammenhang mit der Sicherstellung der Betriebskontinuitat so-
wie der Erhéhung der Resilienz lediglich als «ultima ratio» vorgesehen ist und im Einzelfall vom Bun-
desrat genehmigt werden muss, wird von asut begrusst.

Dieses Verstandnis wird aber mit dem neuen Art. 95 VE-MG auf Gesetzesstufe nicht in gentigender
Klarheit abgebildet.

Zur Gewahrleistung der Rechtssicherheit ware es wiinschenswert, dass die Vorgabe gemaf Art. 80
Abs. 2 MG bzw. Art. 80 Abs. 4 VE-MG, wonach von den Requisitionsmdglichkeiten «nur soweit Ge-
brauch gemacht werden darf, als es die Auftrdge der Militdrbehdrden unbedingt erfordern und sie

diese nicht mit eigenen Mitteln erfiillen kdnnen», ausdruicklich auch in Art. 95 VE-MG verankert wird.
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asut unterstutzt den Ansatz, wonach Massnahmen gemass Art. 95 Abs. 1 eine Genehmigung des
Bundesrates erfordern. Im Hinblick auf die potenziell einschneidenden Folgen von entsprechenden
Massnahmen pladieren wir jedoch fur mehr Planungs- und Rechtssicherheit fir die betroffenen Ak-
teure, indem klar definierte Zeitraume fir die Bewilligung entsprechender Massnahmen vorgegeben
sowie ausreichende Anhoérungsrechte fir betroffene Unternehmen gewahrleisten werden, falls eine
Requisition vollzogen werden soll.

Hinsichtlich der geplanten Entschadigungen gemaf Art. 95 Abs. 3 VE-MG ist anzumerken, dass eine
Requisition einen starken Eingriff in die Eigentumsrechte darstellt, der einer Enteignung durchaus
ahnlich ist. Der Begriff kangemessen» lasst zu viel Spielraum fiir eine mdglicherweise nicht kostende-
ckende Entschadigung. Daher halt asut eine vollstdndige Entschadigung fir den entstandenen Auf-
wand oder Schaden auch hier fir angebracht.

Vor diesem Hintergrund sehen wir folgenden Anpassungsbedarf bei der Regelung der Betriebskonti-
nuitat und Resilienz gemass Art. 95 VE-MG:

Anpassung von Art. 95 Abs. 2 und 3 VE-MG

2 Flir Massnahmen geméss Abs. 1 gilt:

a. Die Militdrverwaltung und die Armee diirfen von den Kompetenzen geméss Abs. 1 nur soweit Ge-
brauch machen, als dies unbedingt erforderlich ist und sie die Erhaltung der Betriebskontinuitéat und
Resilienz der Armee gegen Cyberbedrohungen weder mit eigenen Mitteln erfiillen noch im Rahmen
des Beizugs Dritter auf vertraglicher Basis sicherstellen kann.

b. Massnahmen gemdéss Abs. 1 bedirfen der Genehmigung durch den Bundesrat und diirfen erstma-
lig fiir einen Zeitraum von maximal sechs Monaten angeordnet werden. Eine Verldngerung der Mass-
nahmen ist nur mit Genehmigung des Bundesrates und jeweils flir maximal weitere 6 Monate zulés-
sig.

c. Der Bundesrat unterbreitet die beantragten Massnahmen in Friedenszeiten den betroffenen Stellen
vorgéngig zur Stellungnahme und berticksichtigt die Stellungnahme im Bewilligungsentscheid.

3 Der Bund leistet fir die Einschrankung oder das Verbot der Nutzung sowie die Requisition des Re-
quisitionsgutes angemessene volle Entschadigung.

Schutz militarischer Fernmeldeanlagen (Art. 100a VE-MG, neu)

Grundsatzlich dirfen Betriebsmittel und Fernmeldeanlagen nur in Konformitat mit dem Fernmeldege-
setz und der Verordnung Uber die elektronische Vertraglichkeit (VEMV) betrieben werden (insbeson-
dere unter Berlcksichtigung des Nationalen Frequenzzuweisungsplans [NaFZ]) und keine Stérungen
verursachen. Gemass Bundesrat gibt es jedoch unerwiinschte elektromagnetische Einflisse, welche
die Funktionstauglichkeit von militdrischen Fernmeldeanlagen (Sensoren) erheblich beeintrachtigen
oder einschranken. Der neue Art. 100a soll in diesen Fallen den Schutz der militdrischen Fernmelde-
anlagen gewahrleisten. Vor diesem Hintergrund ermachtigt Art. 100a Abs. 2 die Armee und die Militar-
verwaltung zum Schutz von militdrischen Fernmeldeanlagen (Sensoren) und zur Wahrung der Sicher-
heit, die zustandigen zivilen Behoérden anzuweisen, die Nutzung von bestimmten Fernmeldeanlagen
und Betriebsmitteln ortlich und zeitlich begrenzt einzuschranken oder zu verbieten. Diese weitrei-
chende Kompetenz muss vorgangig durch den Bundesrat genehmigt werden (Art. 100a Abs. 3 VE-
MG). Der Bundesrat betont im erlauternden Bericht auch, dass solche Massnahmen unter Umstanden
bereits in der normalen Lage und auch vor einem Truppenaufgebot notwendig sind, um rechtzeitig die
notwendigen Nachrichten beschaffen zu kdnnen.!

Fernmeldedienstanbieterinnen haben gemass FMG unter anderem die Pflicht, einen Notrufdienste be-
reitzustellen (Art. 20 Abs. 2 FMG). Vor dem Hintergrund der Anordnung von méglichen Massnahmen
gemass Art. 100a Abs. 2 VE-MG, welche bereits in Friedenszeiten ergriffen werden kénnen, kénnen
Fernmeldedienstanbieterinnen jedoch eine Aufrechterhaltung von Diensten wie z.B. dem Notruf ge-
mass ihren Pflichten im Sinne des Fernmelderechts nicht mehr gewahrleisten. Wahrend der Bundes-
rat im Zusammenhang mit der geplanten Ausweitung der Requisitionsmdglichkeiten gemass Art. 80
VE-MG eine klare Definition und Abgrenzung der Kompetenzen zwischen BAKOM einerseits und der
Armee sowie der Militdrverwaltung andererseits vollzogen hat, fehlt dieser Aspekt im Zusammenhang
mit Art. 100a VE-MG ganzlich.

L Erlduternder Bericht VBS, S. 45
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asut erachtet es deshalb im Sinne der Gewahrleistung von genligend Rechtssicherheit als zentral,
dass die entsprechenden Anbieterinnen von Betriebsmitteln oder einer Fernmeldeanlage ihrer Pflich-
ten betreffend den Notrufdiensten gemass FMG enthoben werden, sobald ihnen gegeniiber Massnah-
men gemass Art. 100a Abs. 2 VE-MG genehmigt werden. Zudem erachten wir es als wichtig, dass
ausreichende Anhdrungsrechte fur betroffene Akteure bestehen, falls die Nutzung von bestimmten
Fernmeldeanlagen und Betriebsmitteln ortlich und zeitlich begrenzt, eingeschrankt oder gar verboten
wird.

Bezlglich der geplanten Entschadigungen in Art 100a Abs. 4 VE-MG ist auch in diesem Fall anzumer-
ken, dass eine zeitliche und oértliche Begrenzung, Einschrankung oder gar Verbot der Nutzung von
Fernmeldeanlagen und Betriebsmitteln einen starken Eingriff in die Eigentumsrechte darstellt, der mit
einer Enteignung durchaus vergleichbar ist. Der Begriff kangemessen» lasst zu viel Spielraum fir eine
moglicherweise nicht kostendeckende Entschadigung. Daher halt asut eine vollstdndige Entschadi-
gung fir den entstandenen Aufwand oder Schaden auch hier fiir angebracht.

Vor diesem Hintergrund sehen wir folgenden Anpassungsbedarf bei der Regelung vom Schutz militari-
scher Fernmeldeanlagen gemass Art. 100a VE-MG:

Anpassung von Art. 100a Abs. 3 und 4 VE-MG

3 Massnahmen nach Abs. 2 bediirfen der Genehmigung durch den Bundesrat. Der Bundesrat unter-
breitet die beantragten Massnahmen in Friedenszeiten den betroffenen Anbieterinnen von Betriebs-
mitteln oder einer Fernmeldeanlage vorgéngig zur Stellungnahme und beriicksichtigt die Stellung-
nahme im Bewilligungsentscheid. Die Ubertragungspflichten geméss FMG obliegen den zusténdigen
Organen der Militdrverwaltung und der Armee, sobald Massnahmen nach Absatz 2 genehmigt wer-
den.

4 Der Bund leistet fiir die Anderung, den Ersatz, die Einschréankung und das Verbot eines Betriebsmit-
tels oder einer Fernmeldeanlage angemessene volle Entschadigung.

Abschliessend mdchten wir nochmals darauf hinweisen, dass bei der Ausgestaltung und Anwendung
der Interventionsinstrumente der Militarverwaltung und der Armee stets zu bertcksichtigen ist, dass
die entsprechenden Massnahmen lediglich als «ultima ratio» zur Verfiigung stehen sollten.

Wir danken lhnen bestens flir die Berlicksichtigung unserer Anliegen und stehen bei Fragen mit unseren
Experten gerne zur Verfligung.

asut — Schweizerischer Verband
der Telekommunikation

A

Peter Grutter
Prasident
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Per E-Mail
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Ihr Kontakt Thomas Porchet, Leiter Energiepolitik Schweiz
E-Mail thomas.porchet@axpo.com

Direktwahl T ++41 56 200 31 45
Datum 19. Januar 2024

Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesver-
sammlung uber die Verwaltung der Armee und der Armeeorga-
nisation: Stellungnahme Axpo Gruppe

Sehr geehrte Frau Bundespradsidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen fir die Gelegenheit, im Rahmen des laufenden Vernehmlassungs-
verfahrens zu den geplanten Gesetzes- und Verordnungsanderungen und insbeson-
dere zur Aktualisierung der Requisition Stellung nehmen zu kénnen.

Allgemeine Bemerkungen

Axpo hat die Ambition, der Gesellschaft mit innovativen Energielésungen eine nach-
haltige Zukunft zu erméglichen. Axpo ist die grésste Schweizer Produzentin von er-
neuerbarer Energie und internationale Vorreiterin im Energiehandel und in der Ver-
marktung von Solar- und Windkraft. Mehr als 6000 Mitarbeitende verbinden Erfah-
rung und Know-how mit der Leidenschaft fir Innovation und der gemeinsamen Su-
che nach immer besseren Lésungen. Axpo setzt auf innovative Technologien, um die
sich stets wandelnden Bedlirfnisse ihrer Kunden in Gber 30 Landern in Europa, Nord-
amerika und Asien zu erflllen.

Mit Gber 9 TWh Erzeugung ist die Axpo Gruppe auch die grosste Wasserkraftprodu-
zentin in der Schweiz. Wir betreiben und unterhalten zudem ein mehr als 10’000 Ki-
lometer umspannendes Leitungsnetz auf den Netzebenen 3 bis 7. Schliesslich

Axpo Services AG
Parkstrasse 23 | 5401 Baden | Switzerland
T +41 56 200 31 11 | www.axpo.com

Axpo - Internal
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betreiben wir die Kernkraftwerke Beznau I und II (KKB) und halten namhafte Anteile
an den Kernkraftwerken Gésgen (KKG) und Leibstadt (KKL).

Zur Anderung des Militirgesetzes (MG)

Die vorliegende Gesetzesanderung weitet die Requisition bei Aufbietung der Armee
oder Teilen davon zum Aktivdienst auf beherrschbare Naturkrafte, namentlich Strom,
aus. Unter der Requisition von Strom werden offenbar Nutzungsbeschrankungen
nach Art. 80 und 80a MG, der militarische Betrieb der kritischen Infrastrukturen und
die Verfligung Uber Personal, Infrastruktur und Material nach Art. 81 MG subsum-
miert. Mit Blick auf den technologischen Fortschritt in den vergangenen Jahren, die
Herausforderungen bei der Bewaltigung der globalen Covid 19-Pandemie und die ak-
tuellen geostrategischen Entwicklungen sind der Anspruch der Armee auf Verfligung
Uber immaterielle Gliter im Aktivdienst und die Schaffung einer entsprechenden Ge-
setzesgrundlage nachvollziehbar.

Eine sichere Stromversorgung wird in einem komplexen Zusammenspiel von Erzeu-
gern, Netzbetreibern und Versorgungsunternehmen sichergestellt - unabhangig von
der gerade herrschenden Lage. Mit OSTRAL besteht bereits eine Organisation, die
Prozesse etabliert hat, um die Stromversorgung auch in ausserordentlichen Lagen
aufrechtzuerhalten, und sie mit den Beteiligten regelmassig Ubt. Der Betrieb der Inf-
rastruktur zur Erzeugung, Ubertragung und Verteilung von Strom erfordert Expertise
und Erfahrung. Eingriffe kbnnen weitreichende Folgen haben; die nationale Risiko-
analyse des BABS vermittelt eine Vorstellung davon. Allfallige Fehler gefahrden nicht
nur die Versorgungssicherheit, sondern stellen ein Risiko flr die Sicherheit der Allge-
meinheit dar. Deshalb muss in allen Lagen sichergestellt sein, dass bei einer
Requisition durch die verfiigenden Stellen der Einbezug der bestehenden Or-
ganisationen und Experten gewdhrleistet ist und allfillige Eingriffe mit
ihnen koordiniert werden.

Dies erscheint umso dringlicher, als der Begriff des Aktivdienstes gemass Art. 76 MG
nicht eng definiert ist und ausschliesslich den Verteidigungsfall betrifft, sondern auch
den Ordnungsdienst und die Ausbildung der Armee bei steigender Bedrohung um-
fasst.

Flr die Bertlicksichtigung unserer Anliegen danken wir Ihnen.

Freundliche Grisse

:"il.:L -'1 L,.'_g:-l L\ ' ‘tho\

Christoph Brand Lukas Schirch
CEO Head Corporate Public Affairs

Axpo - Internal
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Bundesverwaltungsgericht
Tribunal administratif fédéral
Tribunale amministrativo federale
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Postiach, 9023 St Gallen
Taelefon +41 58 465 27 27
Registratur-Nummer: 0241
Geschéafts-Nummer: 2023-337

St. Gallen, 1. Marz 2024 / hua

A-Post

Eidgendssisches Departement fir Verteidi-
gung, Bevdlkerungsschutz und Sport VBS
Frau Bundesratin Viola Amherd
Bundeshaus Ost

3003 Bern

PDF- und Word-Version per E-Mail an:
hans.wipfli@vtg.admin.ch

Vernehmlassung: Anderung des Militirgesetzes sowie der Verordnung der Bun-
desversammlung tiber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Fur lhre Einladung vom 22. November 2023 zur Stellungnhahme im oben erwdhnten Vernehm-
lassungsverfahren danken wir Innen bestens. Wir haben den Entwurf mit Interesse zur Kenntnis

genommen.

In der vorliegenden Angelegenheit verzichtet das Bundesverwaltungsgericht auf eine Stellung-
nahme. Wir bitten Sie, bei der Auswertung der Vernehmlassung die Antwort des Bundesverwal-
tungsgerichts als Enthaltung und nicht als Zustimmung auszuweisen.

Mit vorzlglicher Hochachtung

Die Vorsitzende der
Prasidentenkonferenz

Kmie Rochat Pauchard 7D

Kopie an:

- Bundesgericht
- Bundesstrafgericht
- Bundespatentgericht

£
S . 1‘“‘3\ Bernhard Fasel



Burgerbewegung.CH
fur eine sichere Schweiz

p.Adr. Willi Vollenweider
Chamerstrasse 117, 600 Zug
info@buergerbewegung.ch

Eidg. Departement fur Verteidigung,
Bevolkerungsschutz und Sport VBS
Bundeshaus Ost

3003 Bern

(elektronisch an hans.wipfli@vtg.admin.ch)

Zug, den 8. Marz 2024

Stellungnahme im Vernehmlassungsverfahren 2023/26 zur

Anderung des Militargesetzes (MG, 510.10), der Verordnung der Bundesversammlung Gber
die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation (AO, 513.1), Vernehmlassungsvorlage
vom 22. November 2023.

Sehr geehrte Frau Bundesratin
sehr geehrte Mitglieder der sicherheitspolitischen Kommissionen der Bundesversammlung

Gerne aussern wir uns innert Frist zum rubrizierten Vernehmlassungs-Verfahren.

Legitimation

Als politische Aktionsgruppe zur Wiederherstellung einer glaubwirdigen Landesverteidigung
betrachten wir uns als legitimiert, am Vernehmlassungsverfahren teilzunehmen (VIG Art. 4).

Vorgeschichte

Wir sind sehr betribt, dass dem Bericht zu entnehmen ist, dass die per 1.1.2018 erfolgte
Halbierung der Armee (,WEA®) ein strategischer Fehlentscheid, ja ein Versagen unserer
politischen Fuhrung ist. Daran tragen nicht nur die Militarverwaltung, sondern insbesondere
auch die Politischen Parteien Verantwortung welche sich damals vor einem Volksentscheid
furchteten und das Zustandekommen des Referendums verhinderten.

Blrger und Bargerinnen unseres Landes mussen von der politischen und militarischen
Fuhrung erwarten durfen, dass sich diese bewusst ist, dass fur das Staatswesen existentiell
wichtige Verfassungs-Auftrage prioritar, seriés und Fristen-gerecht erfullt werden.

Diese Sorgfalt ist im Bereich der Landesverteidigung spatestens seit der Jahrtausendwende
leider abhanden gekommen. Heute ist die Armee weit davon entfernt, ihren
verfassungsmassigen Auftrag erfullen zu kdnnen, auch nicht mit kurzfristiger Kosmetik.

Stellungnahme zur Teilrevision MG und AO, Burgerbewegung.CH - Chamerstr. 117 - 6300 Zug - Seite 1 von 3



Unsere Sicherheitspolitik hat versagt

Die geopolitischen Veranderungen sowie die neuerlichen Kriegshandlungen auf dem
europaischen Kontinent sind nicht etwa im ,Vakuum® entstanden, sondern haben sich lange
angekindigt. Stimmen, die stets vor einer drohenden Verschlechterung der Sicherheits-Lage
auch in Europa und in der Schweiz gewarnt haben, wurden nicht angehért - darunter der
Verein ,Gruppe Giardino“, das damalige Referendums-Komitee gegen die Halbierung der
Armee (WEA) sowie viele weitere mehr.

Die diversen, sich kurz aufeinanderfolgenden Abbau-Schritte unserer Landesverteidigung
(XXI, ES 08/11, WEA) erweisen sich nun als fatal.

»Prinzip Hoffnung“ statt Sofortmassnahmen !

Fur eine wirksame rasche Wiederherstellung einer glaubwurdigen Landesverteidigung ist es
jetzt zu spat.

Die Bevdlkerung der Schweizerischen Eidgenossenschaft kann bis auf weiteres nur hoffen,
dass unsere bewahrten Standortvorteile Neutralitat, Blockfreiheit, Nichtzugehdrigkeit zu
militarischen Bundnissen sowie wirksame Diplomatie unsere Bevolkerung und unser
Territorium vor dem Ubergreifen kriegerischer Ereignisse zu bewahren vermdgen.

Anstatt dem Parlament nun dringend notwendige Sofortmassnahmen zu beantragen, wird mit
Inkompetenz im Finanzwesen sowie mit einer realitdtsverweigernden Schonwetter-
~<Armeebotschaft 2024“ pure Handlungs-Unfahigkeit zur Schau getragen.

Keine Entmachtung des Bundesrates ! eine Kompetenzdelegation braucht es nicht - fir
Dringlichkeit gibt es bereits Instrumente

Die Landesverteidigung ist eine Staats-Aufgabe, die keine Kurzfristigkeit grosser
Beschaffungen, grosser Ausserdienststellungen und grosser Umstrukturierungen zulasst. Die
»hust und hott“-Politik der vergangenen Jahre funktionierte eben gerade nicht.

Jedes wichtige Vorhaben dauert immer mehrere Jahre vom Antrag bis zur Umsetzung.
Bundesrat und Bundesversammlung sind nach wie vor in der Lage, diese Beratungen und
BeschlUsse zeitgerecht und mit der geforderten Sorgfalt vorzunehmen. Wo Dringlichkeit
wirklich besteht, ist der Bund bereits heute zu Dringlichkeits-Beschlissen/Notrecht legitimiert.
Eine Hinunterdelegation wichtiger Kompetenzen in die Verwaltung ist vollig unnoétig und
abzulehnen.

Im weiteren sind durch Anderungen in unserem Wehrwesen Hunderttausende von Biirger und
Bargerinnen schon nur durch ihre Wehrpflicht in ihren Interessen tangiert, weitere Millionen
durch ihren verfassungsmassig garantierten Anspruch auf ,Schutz von Land und Leuten®.
Aus diesen Grunden ist es politisch geradezu grotesk, iberragende Staats-Interessen an
untergeordnete Stellen hinunterzudelegieren, und sie so der 6ffentlich-politischen Diskussion
zu entziehen.
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Antrage

Antrag 1
MG Art. 93 Abs 1 und Abs 2 seien unverandert bestehen zu lassen.

Begrundung: Die Bevolkerung betrachtet zu recht die Bundesversammlung als ihre politisch-
demokratische Vertretung sowie den Bundesrat als ihre Landes-Regierung. Entscheide mit
derart weitreichenden Konsequenzen fir die gesamte Bevdlkerung (wie sie die Armee
zweifelsfrei darstellt) missen zwingend diesen Gremien vorbehalten bleiben. Alles andere
ware eine grobe Verletzung unseres demokratischen Staatsaufbaus, wie wir ihn in unserer
Schweizerischen Eidgenossenschaft verstehen. Die Landesverteidigung ist nach wie vor ein
zentrales Fundament unseres Staates, deren Delegation an eine dem Volk gegenuber nicht
direkt verantwortliche (Militar-)Verwaltung ist aus Burgersicht strikt abzulehnen und wirde
wohl das fakultative Referendum bewirken. Die Entfremdung zwischen Armee und
Offentlichkeit wiirde noch weiter zunehmen.

Antrag 2
AO Art. 4 und AO Art. 5 seien unverandert bestehen zu lassen.

Begrundung: siehe bei Antrag 1.
Im Ubrigen widersprechen diese Anderungsantrage dem Sinn und Geist von MG Art 116
diametral.

Far allféllige Ruckfragen stehen wir gerne zur Verfugung.

Mit freundlichen Grissen

Burgerbewegung.CH fiir eine sichere Schweiz
(politische Aktionsgruppe)

Willi Vollenweider, alt Kantonsrat, dipl.Ing.ETH
alt Chef Referendums-Komitee gegen die Halbierung der Armee (WEA)
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CHANCE:
Schweiz

Arbeitskreis fir Sicherheitsfragen
Cercle de travail pour les questions de sécurité

Eidgendssisches Department fir Ver-
teidigung, Bevolkerungsschutz und
Sport VBS

hans.wipfli@vtg.admin.ch

(pdf und Word)
Luzern, den 21. Februar .2024

Anderung des Militargesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber die Ver-
waltung der Armee und der Armeeorganisation; Vernehmlassung

Sehr geehrte Frau Bundesratin

Gerne aussern wir uns als sicherheitspolitisch engagierter Verein zu einer Auswahl der vor-
geschlagenen Anderungen des Militargesetzes und der Armeeorganisation.

Militargesetz

Wir bewerten alles, was der Aktualisierung und Flexibilisierung dient, positiv. Dazu gehdéren
Ausbildungs- und Dienstleistungsmodelle auch fir Pilotversuche (Art. 151a), digitale Informa-
tionsplattformen (Art. 64a), die Ausweitung der Requisition auf den Cyberbereich (Art. 95),
die ausgeweitete Bewaffnung zum Selbstschutz in Friedensférdernden Einsatzen (66b).

Die geschlechterneutrale Formulierung ist zeitgemass, ebenso die Verpflichtung, auf einen
angemessenen Anteil der Frauen auf den héheren Kdo-Stellen hin zu arbeiten AO Art. 4,
Abs. 3).

Die Ubernahme der Artikel aus der Verordnung Uber die Verwaltung der Armee ins Militérge-
setz erachten wir als sinnvoll, da ihr Inhalt damit einen héheren Stellenwert erhalt.

Art. 40c

Besonders begrissen wir die Rickvergitung von Ausbildungskosten, wenn davon profitie-
rende Personen keine Mindestzahl Tage Militardienst geleistet haben. Es betrifft ja vor allem
AdA, die nach genossener Ausbildung in den Zivildienst wechseln.

Art. 66b, Abs. 4
Logisch ist, dass der Bundesrat Uber die Bewaffnung zum Selbstschutz von solchen Missio-
nen, die vielfach von Einzelpersonen erflillt werden, entscheiden kann.

Art. 69, Abs 1, Best. ¢
Die Erweiterung auf Beratung in Friedensprozessen ist sinnvoll. Das Potential der Schweize-
rischen Offiziere auch in diesem Bereich ist voll auszuschépfen.

Art. 81 Abs. 1 Bst. c und Abs. 2

Diese neue Bestimmung erlaubt, im Aktivdienst Betriebe der erweiterten kritischen Infrastruk-
tur unter den militérischen Betrieb zu stellen; das ist im Sinne der «Gesamtverteidigung» zu
begrissen. Ob das zivile oder militarische Funktionieren das Ziel eher erreicht, ist im Einzel-
fall mit dem betroffenen Unternehmen abzuwagen.

Art. 106

Die Verankerung der Offset-Geschafte im MG begriissen wir, [6sen diese Kompensationsge-
schafte doch immer wieder Unklarheiten aus.

Am Schitzenweiher 14, 8400 Winterthur Telefon 041 (0)52 212 91 44
info@chanceschweiz.ch http://www.chanceschweiz.ch/ IBAN CH30 0483 5011 2795 4100 1
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Armeeorganisation

Generell gilt auch hier, alle strukturellen oder technische Bestimmungen missen flexibel an-
gepasst werden kénnen. Der Wandel trifft die Armeestruktur (neue Einheiten, andere Unter-
stellungen) viel schneller als friher.

Art. 6b Ubergangsbestimmung zur Anderung vom ...

Auf diese Bestimmung (Uberschreitung des Effektivbestandes nach Art. 1, Abs. 1) legen wir
besonderen Wert.

Die aktuelle Bedrohungslage sollte ohnehin zu Uberlegungen Uber den nétigen Effektivbe-
stand fuhren. Deshalb ist sicher richtig, von einer Reduktion abzusehen. Der Art. 6b liefert
dazu die notige Rechtsgrundlage.

Mit der Bitte um Kenntnisnahme und freundlichen Griissen

CHANCE SCHWEIZ — Arbeitskreis fiir
Sicherheitsfragen
Der Prasident:

Harry Vogler
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Eidgendssisches Departement fir Verteidi-
gung, Bevolkerungsschutz und Sport VBS

Zirich, 4. Marz 2024

Stellungnahme des Schweizerischen Zivildienstverbandes CIVIVA zur Ande-
rung des Militargesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber die
Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation

Sehr geehrte Frau Bundesradtin Amherd
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit lhrem Schreiben vom 22. November 2023 haben Sie uns als Schweizerischer Zivildienstverband —
CIVIVA eingeladen, am Vernehmlassungsverfahren «Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung
der Bundesversammlung Uber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation» teilzunehmen.
Wir bedanken uns fiir die Moéglichkeit und unterbreiten ihnen gerne folgende Stellungnahme:

Zusammenfassung

Der Schweizerische Zivildienstverband CIVIVA dussert sich nur zu den Punkten der Vernehmlassung,
die den Zivildienst direkt oder indirekt betreffen. Dabei lehnt er insbesondere die Integration der An-
derung von Art. 6b der Verordnung der Bundesversammlung (iber die Verwaltung der Armee und Ar-
meeorganisation entschieden ab. Aus Sicht von CIVIVA ist es entscheidend, dass der rechtliche Status
bezuglich des Effektivbestands so schnell wie méglich wiederhergestellt wird. In Bezug auf den Effek-
tivbestand fehlt CIVIVA in dieser Vernehmlassung eine verldssliche Datengrundlage, warum die Ali-
mentierung der Armee gefihrdet ist. Ebenfalls warnt CIVIVA vor der geplanten Anderung beziiglich der
Rickerstattung der Ausbildungspflicht bei einem Wechsel in den Zivildienst, da dies das Grundrecht
auf Glaubens- und Gewissensfreiheit einschranken wiirde.

Einleitung und grundsatzliche Beurteilung

Grundsatzlich begrisst CIVIVA die Massnahmen, die die Attraktivitat des Militars zur besseren Verein-
barkeit von Militardienst, Berufs- und Privatleben steigern, sowie die vorgeschlagenen Massnahmen
zur Flexibilisierung bei Grundausbildung und Ausbildungsdiensten. Fir CIVIVA ist es jedoch nach wie
vor unverstandlich, wie man liber eine fehlende Alimentierung der Armee sprechen kann. Denn einer-
seits besteht derzeit ein rechtswidriger Uberbestand der Armee und andererseits liegen keine zuver-
lassigen Daten oder belastbare Prognosen vor, die ein Alimentierungsproblem aufzeigen wiirden. Wei-
terhinist die gewahlte Vorgehensweise tiber diese Vernehmlassung zur Wiederherstellung eines recht-
lichen Rahmens fir den Effektivbestand aus Sicht von CIVIVA zu langsam. Dadurch wird die Einhaltung
geltenden Rechts weiter verzogert, was dem Legalitatsprinzip widerspricht.

Fehlende und fehlerhafte Datengrundlagen bei der Alimentierung

Der erlduternde Bericht erwahnt (S. 2 und 7), dass die Alimentierung der Armee gefdhrdet ist und
weitere gesetzliche Anpassungen erfordert. Jedoch liefert der Bericht keine fundierte und mit Zahlen
untermauerte Begriindung fir diese Aussagen. Tatsache ist hingegen, dass der Effektivbestand Jahr
fr Jahr wachst und grosser ist als gesetzlich erlaubt. CIVIVA fordert daher den Bundesrat auf, in der
Botschaft seine Prognose zur Alimentierung der Armee nachvollziehbar darzulegen und zu begriin-
den.
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Ebenfalls auf Seite 7 schreibt der erlduternde Bericht: «Die Dienstzeit wurde aus verschiedenen Griin-
den in den letzten drei Armeereformen fiir das Gros der Truppe stets gesenkt. Eine Verlangerung der
Dienstzeit ist in der aktuellen Lage indessen nicht angezeigt.». Diese Aussage ist irrefiihrend und ent-
spricht nicht der aktuellen Gesetzgebung. Gemadss WEA dauert die Militardienstpflicht 12 Jahre
(Art. 13 MG). Der Bundesrat hat sie seit Beginn der WEA in der Verordnung von 2018 jedoch auf 9
Jahre reduziert, um die Armee nicht unnétig aufzublahen. Wenn es also Probleme mit der Alimentie-
rung gibt, wie der erlauternde Bericht suggeriert, dann ware der Bundesrat verpflichtet, die Dauer der
Militérdienstpflicht wieder zu erhéhen. Die Begriindung «nicht angezeigt» ist inhaltsleer, denn sie wi-
derspricht der klaren Logik, dass die Lange der Dienstzeit einen Einfluss auf die Alimentierung hat. Dies
zeigt jedoch erneut, dass die Armee immer noch gross genug ist, wenn der Bundesrat keinen Bedarf
sieht, diesen zentralen Hebel zu nutzen. Auch aktuelle Bestandsbilanzen bestatigen dieses Bild. Laut
der Armeeauszdhlung von 2022 ist der Effektivbestand um 3789 Personen gewachsen (S. 39, ARMA22).
Der Effektivbestand ist seit Einflihrung der WEA jedes Jahr gewachsen. Seit 2019 ist er durchschnittlich
um 3665, seit 2018 sogar um 4123 Personen pro Jahr gewachsen. (ARMA22, S. 21 f.). Wie die Armee
trotz dieses kontinuierlichen Wachstums des Effektivbestands ein Alimentierungsproblem haben
kdnnte, muss aus Sicht von CIVIVA mit genauen Zahlen und Berechnungsmethoden dargelegt werden
und nicht mit einfachen Behauptungen. Dabei darf er nicht auf Zahlenmanipulationen zurlickgreifen,
wie sie durch die Republik?, bei der nicht veréffentlichten Armeeauszahlung von 2023 aufgedeckt wur-
den.

Antrag 1 von CIVIVA

Der Bundesrat muss in der Botschaft seine Prognose zur Alimentierung mit konkreten Zahlen be-
grinden. Insbesondere muss die Prognose das zukiinftige Wachstum des Effektivbestandes (siehe
Wachstum seit 2018), die Zahlen des BfS beziiglich einer grosseren Anzahl an Dienstpflichtigen so-
wie genaue Zahlen zu den zu entlassenden Jahrgangen im Jahr 2028 und 2029 enthalten.

Losungsvorschlage zur Sicherstellung des gesetzlichen Rahmens fiir den Effektivbestand

Der Effektivbestand zum heutigen Zeitpunkt Uberschreitet die gesetzlich zuldssige Obergrenze von
140’000 Personen. Geméss den Ubergangsbestimmungen Art. 151 MG durfte der Effektivbestand fiir
«langstens funf Jahre» (iberschritten werden, wahrend der oft zitierte Art. 6 AO keine Bestimmungen
zum Soll- oder Effektivbestand enthalt. Diese Frist ist spatestens am 1. Januar 2023 abgelaufen. Der
Bundesrat misste daher jetzt so schnell wie moglich den gesetzeskonformen Zustand wiederherstel-
len. Er hat jedoch die vom VBS vorgeschlagene Massnahme — die Senkung des Effektivbestands durch
eine Anpassung des VMDP —abgelehnt und will dies nun im Rahmen der vorliegenden Vernehmlassung
andern. Damit geht der Bundesrat bewusst den langeren Weg Uber die separate Anpassung der Ar-
meeordnung und nimmt in Kauf, dass der Prozess nicht so schnell wie moglich abgeschlossen wird. Das
Legalitatsprinzip verlangt vom Bundesrat, rechtswidrige und illegale Zustdande schnellstméglich zu be-
reinigen. Der Bundesrat nimmt jedoch ohne Not in Kauf, dass der rechtswidrige und somit illegale Zu-
stand (iber Jahre hinweg bestehen bleibt. Auch die in dieser Vernehmlassung vorgeschlagene Ande-
rung von Artikel 6b der neuen Armeeordnung wirkt fir CIVIVA wie ein unbegriindeter Schnellschuss.
Denn der erlduternde Bericht behandelt diese Anderung weder in der Ubersicht (S. 2 ff.) noch unter
«Handlungsbedarf und Ziele» (Ziffer 1), noch unter «Grundziige der Vorlage» (Ziffer 3). Insbesondere
findet sich auch nichts unter Ziffer 1.2 «Geprifte Alternativen und gewahlte Losung» bzw. unter Zif-
fer 3.1 «Die beantragte Neuregelung».

! https://www.republik.ch/2024/01/29/wie-der-bund-die-armee-
kleinrechnet?utm_source=newsletter&utm_medium=email&utm_campaign=republik%2Ftemplate-newsletter-
taeglich-2024-01-29
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Antrag 2 von CIVIVA

Im erlduternden Bericht fehlen vollstindige Erlduterungen zur Anderung von Artikel 6b nAO. Der
Bundesrat wird gebeten, in der Botschaft die vorgeschlagene Anderung ausfiihrlich zu erlautern und
nachvollziehbar zu begriinden. Dabei sollten insbesondere der Handlungsbedarf, die Ziele und die
gewahlte Losung beriicksichtigt werden. Es ist wichtig, dass der Bundesrat dabei den Grundsatz der
Rechtmassigkeit beachtet und den rechtskonformen Zustand so schnell wie moglich wiederherstellt.

Der konkrete Vorschlag dieser Vernehmlassung beziiglich des gesetzeswidrigen Uberschreitens des Ef-
fektivbestandes mit der Anderung von Art. 6b nAO (wonach der Bundesrat wihrend ldngstens fiinf
Jahren nach Inkrafttreten der Revision den maximalen Effektivbestand (iberschreiten konnen soll)
lehnt CIVIVA ab. Aus Sicht von CIVIVA soll der Bundesrat den Effektivbestand (mit einer Revision der
VMDP) so rasch wie méglich auf maximal 140’000 Personen senken. Das vorgeschlagene Vorgehen
ist aus Sicht von CIVIVA zu langsam. Der Bundesrat muss den rechtskonformen Zustand so schnell wie
moglich wiederherstellen. Wie bei jeder Revision von Gesetzen lasst sich nur ein grober Zeitplan er-
stellen, der durch viele parlamentarische und demokratiepolitische Elemente verlangert oder be-
schleunigt werden kann. Daher kann heute nicht mit Sicherheit gesagt werden, wann die Revision
schlussendlich in Kraft treten wird. Daher ist die Frist von flinf Jahren nach Inkrafttreten der Revision
viel zu weit in der Zukunft. Gerechtfertigt ist fiir CIVIVA nur eine Uberschreitung des maximalen Effek-
tivbestands bis hochstens 2029. Denn bis dahin sind die zwei liberzahligen Jahrgdange entlassen, die
immer als Argument fiir eine Uberschreitung des Effektivbestandes angefiihrt werden.

Auch die Begriindungen des Bundesrates fiir den neuen Art. 6b AO sind aus Sicht von CIVIVA nicht
stichhaltig. Um «den Erfordernissen der aktuellen Bedrohungslage zu entsprechen», ist keine Uber-
schreitung des maximalen Effektivbestands notwendig. Denn 140’000 gewahrleisten unabhangig von
der Bedrohungslage, dass der Sollbestand von 100’000 erreicht wird. Selbst mit weniger als 140’000
ist sichergestellt, dass dieser Sollbestand im Ereignisfall erreicht wird, schon allein wegen der Durch-
diener, die ebenfalls aufgeboten werden kdnnen, aber nicht zum Effektivbestand gezahlt werden.
Weiterhin ist fur CIVIVA nicht klar, wie «starke Schwankungen des Effektivbestands aufgrund unter-
schiedlich grosser Jahrgange der Militardienstpflichtigen zu verhindern» durch die neue Bestimmung
erreicht werden soll. Denn dafiir ist ebenfalls keine Uberschreitung des maximalen Effektivbestands
notwendig, da gemdss Prognose des BFS die Schwankungen gering sind. Ausserdem sind 140’000
keine feste Grosse, sondern ein Maximum, dessen Unterschreitung erlaubt ist. Zudem besteht aus
Sicht von CIVIVA kein Zusammenhang zwischen dem Effektivbestand und der Vorwarnzeit (vgl. erlau-
ternder Bericht).

Antrag 3 von CIVIVA

Der Bundesrat muss den Effektivbestand mit einer Revision der VMDP so rasch wie moglich auf ma-
ximal 140’000 senken, um den gesetzwidrigen Uberbestand des Effektivbestandes in voller Beach-
tung des Legalitatsprinzips schnellstmoglich abzuwenden.

Riickerstattungspflicht von Ausbildungskosten (Art. 40c MG)

Die geplante Verpflichtung zur Riickerstattung von Ausbildungskosten fiir Armeeangehérige, die zum
Zivildienst zugelassen werden (siehe erklarender Bericht, S. 4, 12, 27, 35 ff.), verstosst gegen das
Grundrecht der Glaubens- und Gewissensfreiheit. Dieses Grundrecht umfasst auch das Recht, aus Ge-
wissensgrinden Zivildienst anstelle von Militardienst zu leisten. Die Rickerstattungspflicht beeintrach-
tigt konkret das Recht, jederzeit einen Antrag auf Zivildienst zu stellen (Art. 16 ZDG). Denn einem Ar-
meeangehorigen, der aus Gewissensgriinden Zivildienst leisten mochte, wird die Ausiibung dieses
Grundrechts verwehrt, wenn er sich die Rickerstattung nicht leisten kann.
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Antrag 4 von CIVIVA
Die Riickerstattungspflicht ist zu streichen oder in dem Sinne einzuschrdanken, dass Angehdorige der
Armee, die zum Zivildienst zugelassen wurden, von ihr ausgenommen sind.

Weitere Anmerkungen zu geplanten Anderungen

Abschaffung der Dienstbefreiung fiir Geistliche

CIVIVA hat Bedenken beziiglich des engen Sicherheitsbegriffs, auf den sich der erlauternde Bericht
(S. 26) stiitzt, um die Abschaffung der Dienstbefreiung fiir Geistliche zu rechtfertigen. Im Falle eines
Konflikts ist es fiir CIVIVA entscheidend, dass nicht nur Personen, die unter einen engen Sicherheits-
begriff fallen, einen relevanten Beitrag zur Konfliktldsung leisten konnen. Betreuungspersonen (aus-
serhalb des direkten Gesundheitswesens) sind eine wichtige Stiitze fir die Gesellschaft und das
schliesst auch Geistliche mit ein.

Berechnung des Effektivbestands

Die aktuelle Uberarbeitung sollte aus Sicht von CIVIVA als Anlass genommen werden, um Fehler bei
der Konzeption des Effektivbestands zu beheben. Die Vorlage sollte um Anderungen ergénzt werden,
die sicherstellen, dass alle Angehdrigen der Armee, die im Falle eines Assistenz- oder Aktivdienst auf-
geboten werden kdnnen und somit zum Erreichen des Sollbestands beitragen, in den Effektivbestand
gezihlt werden. Diese Anderungen ergeben sich logisch aus dem WEA-Konzept: Der Effektivbestand
von «hochstens 140’000» hat das Ziel sicherzustellen, dass im Fall von Aktiv- oder Assistenzdienst der
Sollbestand von 100’000 tatsachlich erreicht wird. Dazu sollte insbesondere Buchstabe d aus Artikel 1
AO gestrichen werden. Zusatzlich sollten auch die Angehorigen der Armee im letzten Jahr der Militar-
dienstpflicht zum Effektivbestand gezahlt werden. Der Bundesrat sollte diese Anpassungen zeitnah
umsetzen. Es ist unlogisch, dass normale Durchdiener, die ihre Ausbildungspflicht erfiillt haben, aber
noch flr Einsatze einberufen werden kdnnen (vgl. die gemass Art. 54a MG), nicht zum Effektivbestand
gezahlt werden. Es ergibt keinen Sinn, wenn Personen laut Gesetz einberufen werden kénnen, aber
nicht zum Effektivbestand gehoren.

Antrag 5 von CIVIVA
CIVIVA verlangt eine Streichung von Buchstabe d aus Artikel 1 AO. Weiter ist auch zu garantieren,
dass die Angehorigen der Armee im letzten Jahr der Militardienstpflicht zum Effektivbestand zdhlen.

Wir bitten Sie, diese Punkte bei der weiteren Bearbeitung der Vorlage zu beachten, stehen fiir ergan-
zende Erlauterungen zu unserer Argumentation gerne zur Verfligung und verbleiben mit freundlichen
Grissen.

Im Namen des Verbandsvorstandes

e
Priska Seiler Graf Fabien Fivaz Luca Dahinden
Co-Prasidentin CIVIVA Co-Prasident CIVIVA Geschaftsfuhrer CIVIVA
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Per Mail: hans.wipfli@vtg.admin.ch

Bern, 29. Februar 2024

Vernehmlassung: Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesver-
sammlung liber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation

Sehr geehrte Damen und Herren

Sie haben uns eingeladen, zur obengenannten Vernehmlassungsvorlage Stellung zu nehmen. Fiir diese Ge-
legenheit zur Meinungsausserung danken wir Ihnen bestens.

Mitte stellt sich hinter Gesetzes- und Verordnungsanpassungen

Umwalzungen geopolitischer, gesellschaftlicher und technologischer Natur bedingen die Anpassung von Ar-
mee und Militdrverwaltung an neue Realitaten. Die Armee muss mit wirkungsvollen Instrumenten und kompe-
tenten Militdrangehorigen auf sich wandelnde Bedrohungsformen und Krisen reagieren kénnen. In Zeiten
wachsender internationaler Instabilitat ist es angemessen — wenn nicht unabdingbar — dass der Bundesrat
Uber genliigend Handlungsspielraum in Bezug auf die sicherheitspolitischen Instrumente verfiigt. Die Mitte
unterstlitzt daher die vorgesehen Gesetzes- und Verordnungsanpassungen. Nachfolgend nimmt Die Mitte
Stellung zu ausgewahlten Punkten der Vernehmlassungsvorlage.

Anpassung des Militargesetzes

Das militdrische Personal betreffende Gesetzesbestimmungen

Die Armee muss fir junge Menschen attraktiv sein und es ist daher unerlasslich, dass sie sich den gesell-
schaftlichen Entwicklungen, insbesondre dem gesteigerten Bedurfnis nach Vereinbarkeit von Beruf, Freizeit
und Familie, nicht entzieht. Die Mitte anerkennt die Schritte, welche die Armee in dieser Hinsicht bereits un-
ternommen hat und begriisst die vorgeschlagenen Anderungen, die eine weitere Flexibilisierung der Dienster-
bringung bedeuten.

Die Durchlassigkeit ist ein zentrales Wesensmerkmal der schweizerischen Aus- und Weiterbildungsland-
schaft, weshalb Die Mitte es begrusst, dass dieses Prinzip nun auch in der Armee verstarkt Einzug halt. In
diesem Zusammenhang ware aus Sicht der Mitte eine verkirzte Offiziersausbildung fur erfahrene Unteroffi-
ziere mit den entsprechenden Empfehlungen ihrer Kommandanten prifenswert. Die Unteroffiziere bilden das
Rickgrat der Armee, weshalb die Unteroffizierskarriere eine bestandige Attraktivitat bei gleichzeitigen Auf-
stiegsmdglichkeiten aufweisen sollte.

Die Mitte beflirwortet die neu eingeflihrte Méglichkeit der Degradierung. Der militarische Grad steht als Symbol
fur ein Mindestmass an Fertigkeiten und der Fahigkeit zur Verantwortungsiubernahme, welche der/die jewei-
lige Grad-Trager/in aufweisen muss. Erweist sich, dass dieses Soll vom Angehdrigen der Armee (AdA) nicht
erbracht werden kann, muss eine Degradierung im praktischen Dienst mdglich sein. Ansonsten wird der Grad
im schlimmsten Fall ab- oder entwertet, was unsolidarisch gegentber den anderen Trager/innen des Grades
ware.

Die Mitte unterstiitzt die systematische Uberpriifung der Stellungspflichtigen, um mégliches Gefahrdungs-
oder Missbrauchspotenzial im Hinblick auf die Abgabe der persdnliche Waffe minimieren zu kénnen. Eine

Die Mitte Seilerstrasse 8a T 031357 3333
Schweiz Postfach info@die-mitte.ch
CH-3001 Bern www.die-mitte.ch
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lickenlose Personensicherheitsprifung an der Rekrutierung und damit noch vor der Einteilung in die Armee
wird dementsprechend gutgeheissen.

Die zivile Anerkennung und Nutzbarmachung von militdrischen Ausbildungsinhalten erhdht die Attraktivitat
des Militardienstes und sollte kontinuierlich ausgebaut werden. Die Mitte beurteilt es in diesem Zusammen-
hang als richtig, dass die Gegenleistung des AdA firr erhaltene kostenintensive Spezialausbildungen (z.B.
Lastwagenfiihrerausweis) die Erfiillung der — zumindest teilweisen — Dienstpflicht ist. Bei einem verfriihten
Abgang aus dem Dienst soll eine nachtragliche Riickforderung der entstandenen Ausbildungskosten maoglich
sein. Analog ahnlicher im zivilen Leben regelmassig getroffener Vereinbarungen sollte nicht nur die vollstan-
dige, sondern auch eine lediglich teilweise Rickforderung im Verhaltnis zu den geleisteten Diensttagen (pro
rata temporis) moglich sein. Die Mitte pladiert jedoch fiir eine Umsetzung, welche Hartefalle angemessen
berucksichtigt. Beispielsweise darf eine unverschuldete Nichterfillung der Dienstpflicht kein Ausldser einer
privaten Uberschuldung aufgrund von Riickerstattungsforderungen sein.

Friedensférderung

Die Mitte steht fiir eine Schweiz, die auf internationaler Ebene Verantwortung tibernimmt und einen solidari-
schen Beitrag zu Frieden und Freiheit in Europa und dessen Nachbarschaft leistet. Die Mitte befiirwortet aus
diesem Grund, dass uniformierter Assistenzdienst auch im Rahmen von Friedensprozessen geleistet werden
soll.

Der Wahrung der persoénlichen Sicherheit der Armeeangehdérigen muss bei Friedensférderungseinsatzen spe-
zielles Augenmerk gewidmet werden. Die Bewaffnung der Schweizer Missionsangehdrigen zum Selbstschutz,
Notwehr und Notwehrhilfe muss aus Sicht der Mitte mdglich sein. Kommt der Bundesrat in seiner Beurteilung
unter Einbezug der Einschatzung der missionsfiihrenden internationalen Organisation zum Schluss, dass eine
Bewaffnung notwendig ist, soll er dies bei bis zu 18 AdA pro Mission selbstandig entscheiden kdnnen. Dies
betrifft folglich Kontexte bei denen damit gerechnet werden muss, dass Schweizer Armeeangehoérige an Leib
und Leben bedroht werden.

Widerstandsfahigkeit und Aufrechterhaltung des Betriebs und der Anlagen der Armee

Die Mitte begrusst die Aktualisierung der Requisitionsinstrumente an die heutigen Gegebenheiten und die
Schaffung der Rechtsgrundlagen, welche zum Schutz der Lieferketten der Armee und der militdrischen Infor-
mations- und Kommunikationstechnologie sowie der Betriebskontinuitat notwendig ist (inkl. Anordnung des
Aktivdienstes von kritischen Infrastrukturen sowie Einschreiten bei unerwiinschten elektromagnetischen Ein-
flissen auf militdrische Fernmeldeanlagen). In Anlehnung an die geltenden Bestimmungen zu den genehmi-
gungspflichtigen Beschaffungsmassnahmen im Nachrichtendienstgesetz ware es fir Die Mitte denkbar, dass
bei einer Requisition in Friedenszeiten neben der Bewilligung des Bundesrates ebenfalls eine gerichtliche
Genehmigung vorzuliegen hatte. Dies um die Prifung der Grundrechtseingriffe durch die Justiz sicherzustel-
len, was den gesellschaftlichen Akzeptanzgrad der jeweiligen Massnahme steigern duirfte.

Behdrdenkontakt und -kommunikation

Die Mitte erwartet von der gesamten Bundesverwaltung, dass sie beim Kontakt und Kommunikation mit den
Birger/innen zeitgemasse und zielgruppenangepasste Mittel verwendet. Da die Armee hauptsachlich mit jun-
gen Menschen behoérdlich interagiert und die jingere Generation in der Tendenz eine hohe Digitalkompetenz
aufweist, ist ein «digital only»-Ansatz wo immer mdglich angemessen. Die geplanten Anderungen an den
Informationsplattformen werden somit begrisst.

Forschung und Entwicklung im Ristungsbereich sowie Kompensationsgeschéafte

Die aktuellen Konflikte auf der Welt zeigen beispielhaft auf, wie zentral Innovationen im Rustungsbereich fir
die Verteidigung eines Landes sind. Die Schweiz muss insbesondere im Cyber-Bereich und bei den neuen
2
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Technologien wie der kiinstlichen Intelligenz in Zusammenarbeit mit den Hochschulen und der Privatwirtschaft
am Aufbau eines nationalen Okosystems mitwirken, welches international eine fihrende Stellung einnimmit.
Die Stossrichtung von Art. 109¢ MG wird aus diesem Grund ausdricklich begrusst.

Die Mitte anerkennt die Wichtigkeit von Kompensationsgeschaften (Offset) fir die schweizerische Sicherheits-
relevante Technologie und Industriebasis (STIB). Die Festschreibung der Offset-Grundsatze im Militargesetz
wird daher als folgerichtig betrachtet. Die Mitte unterstreicht in diesem Zusammenhang, dass bei Kompensa-
tionsgeschaften — wie in Bst. d vorgesehen — alle Landesgegenden angemessen berticksichtigt werden mis-
sen.

Anpassung der Verordnung der Bundesversammlung iiber die Verwaltung der Armee und der Armee-
organisation:

Neu soll die Gruppe Verteidigung Uber die Detailorganisation der Armee befinden kénnen; ein Vorschlag, den
Die Mitte begriisst. Diese neue Kompetenzdelegation fiir Anderungen, welche hauptséchlich technischen
Charakter haben, erscheint der Mitte stufengerecht und daher sinnvoll.

Aus Sicht der Mitte ist es ebenfalls richtig, dass die Regierung wahrend hochstens 5 Jahren den Effektivbe-
stand der Armee an mogliche Lageveranderungen anpassen kann. Das weiter erodierende internationale Si-
cherheitsumfeld bedingt einen vergrésserten sicherheitspolitischen Handlungsspielraum des Bundesrates.
Aus diesen Griinden befiirwortet Die Mitte auch diese Anpassung der Verordnung Uber die Armeeorganisa-
tion.

Wir danken lhnen fir die Moglichkeit zur Stellungnahme und verbleiben mit freundlichen Grissen.

Die Mitte
Sig. Gerhard Pfister Sig. Gianna Luzio
Prasident Die Mitte Schweiz Generalsekretarin Die Mitte Schweiz
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Eidgendssisches Departement fir Verteidigung,
Bevolkerungsschutz und Sport VBS
3003 Bern

Einreichung per Mail an:
Hans.wipfli@vtg.admin.ch

Zirich, 8. Marz 2024
Vernehmlassung zur Anderung des Militirgesetzes
Riickmeldung beziiglich Art. 95 Militargesetz (VE-MG)

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin Amherd,
Sehr geehrter Herr Wipfli,
Sehr geehrte Damen und Herren,

Wir beziehen uns auf die von Ihnen eréffnete Vernehmlassung Anderung des Militirgesetzes, der
Verordnung der Bundesversammlung tiber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation vom
22. November 2023. Gerne nimmt digitalswitzerland hiermit die Gelegenheit wahr, zur Anderung im
Gesetzesentwurf (VE-MG) Stellung zu nehmen. Wir beziehen uns dabei auf Art. 95 VE-MG, welche die
Grundlage schaffen soll, um auch in Friedenszeiten Ressourcen von Dritten zu beschlagnahmen oder deren
Nutzung einzuschranken zur Gewahrleitung der Betriebskontinuitat und Resilienz der Armee, der
Militdrverwaltung aufgrund verschiedenartigen Bedrohungen (insbesondere gegeniiber Cybervorfallen und
-angriffen).

digitalswitzerland begrusst die vorgeschlagene Revision des Militdrgesetzes. Wir kénnen nachvollziehen, dass
die hybride Kriegsfiihrung neue sicherheitspolitischen Massnahmen verlangt. Aus Sicht von
digitalswitzerland muss jedoch Art. 95 VE-MG (iberarbeitet werden. Einerseits missen Szenarien zu
Cyberbedrohungslagen allgemein bekannt sein, um das Verstandnis und das Vertrauen von Requisitions- und
Einschrankungsmassnahmen in der Wirtschaft und Bevdlkerung zu steigern. Andererseits sieht die Vorlage
relativ weitgehende Eingriffsmdglichkeiten vor, ohne dass betroffene Firmen im Gegenzug ausreichend
angehort werden oder Einsprachen erheben kdnnen.

Hybride Kriegsfiihrung: Cyberbedrohungen und deren Qualifizierung

Eine der destabilisierendsten Wirkungen der hybriden Kriegfilhrung ist, dass die klare Feststellung, ob man
sich in Friedenszeiten oder in einem Konflikt befindet, keine binare Antwort mit sich zieht, sondern dass man
sich in einer standigen Ambiguitat und Unsicherheit befindet. Der nachste Angriff ist heute einen Mausklick
entfernt, wahrenddessen Panzer an der Grenze flr alle sichtbar sind. Verstarkt wird dieser Umstand dadurch,
dass die Zugehorigkeit der Angreifer zu einem Staat oder einer privaten Organisation teilweise nicht eindeutig
ist, und Cyberangriffe oftmals mit niedrigen - und im Vergleich zu konventionellen Operationen sehr niedrigen
Kosten - verbunden sind. Obschon das Schadenspotenzial von Cybermitteln im Kriegsfall tendenziell
Uberschatzt wird', zersetzt die resultierende Ambiguitat das Sicherheitsgefiihl.

' Siehe Maschmeyer, L. (2023): Hybrider Krieg - Vorstellung und Wirklichkeit. URL:
https://css.ethz.ch/content/dam/ethz/special-interest/gess/cis/center-for-securities-studies/pdfs/CSSAnalyse332-DE.pdf
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Ausgehend davon, dass in der hybriden Kriegsflihrung eine stetige, latente Cyber-Bedrohungslage existiert,
stellt sich die Frage, was fiir eine Eskalationsstufe eintreten muss, damit eine Requisition oder Einschrankung
durch den Bundesrat in Friedenszeiten als verhaltnismassig erscheint.
e Erflllt z.B. eine anhaltende DDOS-Attacke auf die Webseite portal-armee.ch die Kriterien einer
solchen Eskalationsstufe? Angehdrige der Armee kdnnten nicht mehr auf Informationen bezlglich
WKs und Marschbefehle zugreifen. Dadurch sind Transport und Verteilung der Krafte gefahrdet.
Muss der Angriff schon im Gang sein, bzw. bereits geschehen sein?
Sollen, z.B. aufgrund von nachrichtendienstlich gesammelten Informationen, vorbeugend
Massnahmen getroffen werden?

Im Kern geht es um die Definition einer ausserordentlichen Lage in Friedenszeiten in Bezug auf
Cyberbedrohungen, die massive Eingriffe in private Unternehmen legitimiert. Wir kennen eine Kategorisierung
aus der Pandemie?, aber (noch) nicht aus Bedrohungsszenarien von Cyberangriffen.

Deswegen empfehlen wir, dass der Bund eine beispielhafte und belastbare Kategorisierung von
Cyberbedrohungen veréffentlicht. Digitalswitzerland versteht eine solche Kategorisierung als eine
vertrauenssteigernde Massnahme, welche die Bedrohungen durch Cyberangriffe in der Wirtschaft und
Gesellschaft besser bekannt macht und dadurch die Bevélkerung sensibilisiert.

Erfordernis der Verhaltnismassigkeit:

Die von der Armee beantragten Massnahmen kénnen einen massiven Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit der
betroffenen Personen und Unternehmen darstellen. Dies ist problematisch, da Eingriffe in die
Wirtschaftsfreiheit nur unter strengen Voraussetzungen zulassig sind, insbesondere wenn sie in Friedenszeiten
ergriffen werden (vgl. Art. 36 BV). Um die Verhaltnismassigkeit der Massnahmen zu gewahrleisten, fordert
digitalswitzerland, dass der Bundesrat die betroffenen Organisationen vor einer Entscheidung Uber die
Bewilligung von Massnahmen nach Art. 95 VE-MG in Friedenszeiten anhért. Nur so kann der Bundesrat die
Interessen der Betroffenen richtig erfassen und gewichten. Dies ist unerlasslich fir die Prifung der
Verhaltnismassigkeit bzw. Zumutbarkeit der Massnahmen. Zwar gehen wir davon aus, dass das
Bundesverwaltungsverfahrensgesetz (VwVG) diese Rechte implizit beinhaltet (insbesondere Recht auf
Akteneinsicht und Anhérung).

Weil der Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit massiv ist, sind wir der Meinung, dass der Begriff “angemessene
Entschadigung” eine Ambiguitat mit sich tragt, welche die gegenseitige Abhangigkeit von Armee und Wirtschaft
in Friedenszeiten und im Sinne des Milizgedankens nicht richtig darstellt, beziehungsweise die
gewinnbringende Kollaboration nicht gentigend wiirdigt.

Deswegen empfehlen wir, die explizite Erwdhnung eines Anhérungsrechts, sowie das Ersetzen des Begriffs
“angemessen Entschadigung” durch “kostendeckende Entschédigung” als wichtige vertrauensbildende
Massnahme gegentiber den betroffenen Organisationen.

Zusammenfassend schlagen wir vor Art. 95 VE-MG folgendermassen zu andern:

Art. 95 VE-MG Abs. 2; Die Militdrverwaltung und die Armee diirfen von den Kompetenzen geméass Absatz 1 nur
soweit Gebrauch machen, als dies unbedingt erforderlich ist und sie die Erhaltung der Betriebskontinutitat und
Resilienz der Armee gegen Cyberbedrohungen weder mit eigenen Mitteln erfiillen noch im Rahmen
vertraglicher Regelungen mit Dritten beschaffen kbnnen. Seteke Die Anordnung von Massnahmen geméass
Abs. 1 bedarf beddrfer im Vorgang zur konkreten Anordnung der Genehmigung durch den Bundesrat. Der

2 Das Faktenblatt des Bundesamtes fiir Gesundheit beschreibt, gestiitzt auf das Epidemiengesetz, die Voraussetzungen fiir den
Eintritt der normalen, besonderen und ausserordentlichen Lage und die daraus fiir den Bundesrat abgeleiteten Kompetenzen. URL:
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/60477.pdf
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Bundesrat unterbreitet die beantragten Massnahmen in Friedenszeiten den betroffenen Personen vorgangig
zur Stellungnahme und berticksichtigt die Stellungnahme im Bewilligungsentscheid.

Art. 95 VE-MG Abs. 3: Der Bund leistet fiir die Einschrdnkung oder das Verbot der Nutzung sowie die
Requisition des Requisitionsgutes-argermessene kostendeckende Entschédigung.

Art. 95 VE-MG Abs. 6 (neu): Der Bund erstellt und veréffentlicht eine Kategorisierung von
Cyberbedrohungsszenarien, die eine Requisition- oder Einschrdnkungsmassnahme in Friedenszeiten
begriinden.

Wir bitten Sie bei einer Nachbesserung der Vorlage aufgrund der Vernehmlassung die dargelegte Problematik
zu bertcksichtigen. Gerne verweist digitalswitzerland auf das Schreiben von economiesuisse und der Switch
AG.

Fir Ihre Kenntnisnahme und fir die wohlwollende Prifung und Beriicksichtigung unserer Anliegen, sehr
geehrten Damen und Herren, danken wir Ihnen.

L. NP A N e

'-;|' | L
Stefan Metzger Guillaume Gabus
Managing Director digitalswitzerland Public Affairs & Extended Management
stefan@digitalswitzerland.com illaum igitalswitzerland.com

Uber digitalswitzerland

digitalswitzerland ist eine schweizweite, branchenibergreifende Initiative, welche die Schweiz als weltweit fihrenden
digitalen Innovationsstandort starken und verankern will. Unter dem Dach von digitalswitzerland arbeiten an diesem
Ziel mehr als 170 Organisationen, bestehend aus Vereinsmitgliedern und politisch neutralen Stiftungspartnern,
transversal zusammen. digitalswitzerland ist Ansprechpartner in allen Digitalisierungsfragen und engagiert sich fur
die Losung vielfaltiger Herausforderungen.
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Schweizerische Eidgenossenschaft Eidgendssische Kommission fiir Kulturgiiterschutz
Confédération suisse

Confederazione Svizzera

Confederaziun svizra

06.03.2024

Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber
die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation

Stellungnahme der Eidgenossischen Kommission fur Kulturgiterschutz
(EKKGS)

Die Mitglieder der Eidgendssischen Kommission fir Kulturgiterschutz (EKKGS) bedanken sich fir die
Méglichkeit, sich zur «Anderung des Militargesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung tber die
Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation vom 22. November 2023»' (Vernehmlassung
2023/26) zu aussern.

Die EKKGS bearbeitet Fragen im Zusammenhang mit dem Schutz von Kulturgitern (Bauten,
archaologische Statten sowie Museums-, Archiv- und Bibliothekssammlungen) nationaler Bedeutung im
Fall von bewaffneten Konflikten, Katastrophen oder Notlagen. Kulturgiter gehdéren zu den
Identitatstrdgern der Schweizer Bevolkerung sowie zum kulturellen Erbe der gesamten Menschheit und
sind somit besonders schitzenswert. Zudem stellen sie einen der 27 Teilsektoren der kritischen
Infrastrukturen dar, welche vom Bund als besonders schutzwirdig definiert wurden, da sie essenziell fir
das Funktionieren der Wirtschaft beziehungsweise fiir das Wohlergehen der Bevdlkerung sind.

Die EKKGS &ussert sich in der vorliegenden Stellungnahme zur Anderung des Militargesetzes, der
Verordnung der Bundesversammlung Uber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation
(Vernehmlassung 2023/26) zum Kulturgiterschutz in der Schweiz, der sie aufgrund ihres rechtlichen
Geltungsbereichs betrifft.

Die EKKGS begrusst den unermudlichen Einsatz der Armee zugunsten der Kriegsverhinderung, der
Landesverteidigung, der Unterstltzung ziviler Behérden sowie der Friedensférderung und befirwortet
die Anderung des Militargesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung Uber die Verwaltung der
Armee und der Armeeorganisation im Interesse der Weiterentwicklung der Schweizer Armee
ausdricklich. Die EKKGS spricht sich darliber hinaus dafiir aus, dass dem Kulturgiterschutz in der
Schweizer Armee mehr Aufmerksamkeit eingeraumt wird, damit auch in diesem Bereich Resilienz
geférdert und das kulturelle Erbe in der Schweiz im Falle eines bewaffneten Konflikts bewahrt werden
kann.

Der bewaffnete Konflikt in der Ukraine zeigt beispielgebend auf, wie neben Trinkwasser- und
Energieversorgung, Informations-, Kommunikations- und Transportinfrastrukturen sowie weiteren
systemrelevanten Einrichtungen auch Kulturgiiter gezielt ins Visier der Kriegsparteien genommen
werden. Die Zerstdérung von religiésen Einrichtungen, historischen Gebauden, Denkmalern,
Bibliotheken, Museen, Archiven oder archaologischen Statten fihrt zum Verlust der Identitatsgrundlage
der Bevolkerung, verfolgt nicht selten auch propagandistische Absichten und spielt eine fundamentale
Rolle in der Angriffskriegsfiihrung.?

1 Vernehmlassung 2023/26.
2 Aktuell wurden gemass der UNESCO 343 Kulturgtter in der Ukraine zerstort oder beschadigt (Stand
21. Februar 2024).
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Das Haager Abkommen flr den Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten und das 1. Protokoll
von 1954 (im Folgenden «Haager Abkommen von 1954»)3 sowie das 2. Protokoll zum Haager
Abkommen fiir den Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten von 1999 (im Folgenden «2.
Protokoll von 1999»)* wurden 1962 beziehungsweise 2004 von der Schweiz ratifiziert. Sie legen
Sicherheitsmassnahmen flir bewegliche und unbewegliche Kulturgiter fest, die in Friedenszeiten
umzusetzen sind, und definieren Regeln, die wahrend eines bewaffneten Konfliktes den Schutz und die
Respektierung von Kulturgut gewahrleisten.

Die Umsetzung der festgelegten Sicherheitsmassnahmen fur Kulturgiter im Haager Abkommen von
1954 und im 2. Protokoll von 1999 ist gemass gesetzlichen Grundlagen Sache des Bundesamtes fur
Bevoélkerungsschutz BABSS, der EKKGS und der Kantone$. Die rechtlichen Grundlagen zum
Kulturgiterschutz” regeln dabei die vorbereitenden und praventiven Aufgaben des BABS, der EKKGS
und der Kantone. Im Falle eines bewaffneten Konflikts ist auch die Schweizer Armee fiir die Einhaltung
des Haager Abkommens von 1954 sowie des 2. Protokolls von 1999 verantwortlich und muss dem
volkerrechtlichen Vertrag im Kriegseinsatz nachkommen.

Die Kulturguterschutzregeln im bewaffneten Konflikt finden in verschiedenen Armeereglementen seit
1962 Erwahnung. Es sind dies der «Behelf fir die Adjutanten» (Adj Behelf), die «Zehn Grundregeln des
Kulturgiterschutzes im bewaffneten Konflikt»8, die «Grundregeln des Kriegsvolkerrechts»® sowie
«Rechtliche Grundlagen fur das Verhalten im Einsatz (RVE)». Zudem werden die Geodaten der
Kulturguter von nationaler Bedeutung regelmassig aktualisiert in die «Militérische
Geodateninfrastruktur» MGDI implementiert. Die EKKGS stellt hingegen fest, dass die Zustandigkeiten
im Bereich der zivil-militarischen Zusammenarbeit (ZMZ) im Falle eines bewaffneten Konfliktes in der
Schweiz nicht gefestigt sind. Trotz exemplarisch gepflegtem Kulturgliterschutzinventar (KGS-Inventar),
das Kulturgiter nationaler und regionaler Bedeutung verbindlich festhalt, zeigen sich Schwachstellen,
was die Anwendung dieses Inventars bei bewaffnetem Konflikt betrifft. Diese sollen durch die beteiligten
Einheiten — namentlich dem Bundesrat, der Armee, dem BABS sowie den kantonalen Behorden und
Organisationen fir Schutz und Rettung (BORS) — in den Augen der EKKGS in absehbarer Zeit
gemeinsam behoben werden. Die EKKGS spricht sich fir eine klare Aufteilung der Aufgaben,
Kompetenzen und Verantwortungen zur effektiven Umsetzung und Einhaltung des Haager Abkommens
von 1954 sowie des 2. Protokolls von 1999 im Falle eines bewaffneten Konflikts aus.

Aufgrund der veranderten globalen Konfliktlage sowie neuer Bedrohungen in Form von Cyberangriffen,
die auch Kulturguter gefahrden (z.B. digitalisierte Archivbesténde), spricht sich die EKKGS fir die
Festigung und Weiterentwicklung des Themas Kulturgiterschutz in der Armee und eine breitflachige
Sensibilisierung der Angehoérigen der Armee (AdA) — besonders in den entscheidungstragenden
Funktionen — aus. Sich auf die Beispiele der Verbindungsoffizierinnen und Verbindungsoffiziere

8 Haager Abkommen flir den Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten (SR 0.520.3).

4 2. Protokoll zum Haager Abkommen fiir den Schutz von Kulturgut bei bewaffneten Konflikten (SR
0.520.33).

5 Bundesgesetz lber den Schutz der Kulturgliter bei bewaffneten Konflikten, bei Katastrophen und in
Notlagen KGSG, Art. 4 (SR 520.3).

6 KGSG, Art. 5 (SR 520.3).

7 Bundesgesetz liber den Schutz der Kulturglter bei bewaffneten Konflikten, bei Katastrophen und in
Notlagen (KGSG; SR 520.3).

Verordnung Uber den Schutz der Kulturgiter bei bewaffneten Konflikten, bei Katastrophen und in
Notlagen (KGSV; SR 520.31).

Bundesgesetz iber den Bevolkerungsschutz und den Zivilschutz (BZG; SR 520.1).

Verordnung Uber den Zivilschutz (ZSV; SR 520.11).

Verordnung des VBS (ber Sicherstellungsdokumentationen und fotografische Sicherheitskopien
(VSFS; SR 520.311).

Verordnung des VBS (iber die Kennzeichnung von Kulturgitern und von fiir den Kulturgtterschutz
zustandigem Personal (VKPP; SR 520.312).

8 Reglement 51.007.05.

9 Reglement 51.007.03.
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(militarischer Kulturglterschutz) im Osterreichischen Bundesheer, der Délégation au patrimoine de
I'armée de Terre (DELPAT) in Frankreich oder der Cultural Affairs & Information Section of the Command
Support Group of the Royal Netherlands Army (CAl Section) in den Niederlanden beziehend, stellt sich
die Kommission die Frage, wie diese Verbindungsfunktion in der Schweiz sichergestellt und bei Bedarf
geregelt sowie ausgebaut werden kann. Eine Weiterentwicklung ware férderlich fiir die multilateralen
Beziehungen der Schweiz und fir den Umgang mit Kulturgitern im Rahmen internationaler
Friedensforderung der Schweizer Armee.

Die EKKGS setzt sich dafir ein, dass der Kulturguterschutz in der Schweiz als wichtiger Bestandteil der
zivil-militdrischen Zusammenarbeit (ZMZ) anerkannt wird. Die Zustandigkeiten und der Ablauf beim
Schutz von Kulturgutern vor, wahrend und nach einem bewaffneten Konflikt sollen fir alle beteiligten
Einheiten klar festgelegt sein. Nur so wird die Erhaltung des kulturellen Erbes in der Schweiz in jedem
Fall kollaborativ gesichert.

Schliesslich spricht sich die EKKGS fiir eine systematische Sensibilisierung der Angehdrigen der Armee
(AdA) in der Ausbildung aus. Besonders die entscheidungstragenden Funktionsinhaberinnen und
Funktionsinhaber sollen durch gezielte Ausbildungssequenzen und praxisnahe Ubungen die Regeln des
Kulturguterschutzes bei eigenen Mandévern mitdenken und fiir den Einsatz verinnerlichen. Dies soll nicht
zuletzt dem Schutz der AdA dienen, die sich durch Missachtung oder die Unkenntnis des humanitéren
Volkerrechts strafbar machen.

Die Mitglieder der Eidgendssischen Kommission fir Kulturgiterschutz danken lhnen fir die
Aufmerksamkeit, die Sie dieser Stellungnahme entgegenbringen und stehen bei Riickfragen gerne zur
Verflugung.

Im Namen der EKKGS,

SN\

Cécile Vilas
Prasidentin

Kontakt:

Eidgendssische Kommission fur Kulturglterschutz EKKGS
Sekretariat c/o Gruppe Kulturglterschutz KGS

Bundesamt fir Bevolkerungsschutz BABS

Guisanplatz 1B

3003 Bern

+41 58 465 15 37

kgs@babs.admin.ch —

www.babs.admin.ch > EKKGS
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Les Liberaux-Radicaux

PLR.Les Libéraux-Radicaux, case postale, 3001 Berne

Département fédéral de la défense,
de la protection de la population et des sports
DDPS

3003-Bern Berne, 4 mars 2024 / DR
VL/ Loi sur 'Armée

Expédition électronique : hans.wipfli@vtg .admin.ch

Modification de la loi sur I'armée, de I'ordonnance de I’Assemblée fédérale
concernant 'administration de I’armée et de I’'ordonnance sur I’organisation de
I'armée

Madame, Monsieur,

Nous vous remercions de nous avoir donné la possibilité de nous exprimer dans le cadre de
la consultation de I'objet mentionné ci-dessus. Vous trouverez ci-dessous notre position.

Commentaire général

Au nom du PLR Suisse, nous accueillons avec intérét la proposition de I'administration
fédérale de procéder a une révision substantielle de la loi sur I'armée et des dispositions
|égislatives connexes. Cette révision, dictée par la nécessité de s'adapter a I'évolution des
menaces, aux changements sociaux et économiques, ainsi qu'aux conseéquences de la
pandémie de COVID-19 et de la crise énergétique, marque un pas important vers une armée
plus réactive et résiliente.

L'achévement du développement de I'armée (DEVA) fin 2022 a démontré I'efficacité des
adaptations entreprises pour améliorer la disponibilité, I'instruction, I'équipement de I'armée et
son ancrage régional. Toutefois, pour continuer a répondre efficacement aux défis actuels et
futurs, il est impératif d'aller plus loin dans la modernisation et I'adaptation de nos forces
armées.

Nous prenons compte des mesures importantes pour renforcer la gestion de la continuité des
activités, la résilience des infrastructures critiques et la protection des installations militaires
de télécommunication. Ces aspects sont d'autant plus pertinents dans un contexte marqué par
l'intensification des cybermenaces et des menaces hybrides. Le PLR tient toutefois a émettre
des réserves quant a larticle 95, qui dans sa forme actuelle, représente un risque réel
d’atteinte significative au droit de propriété et a la liberté économique.

Par ailleurs, nous soutenons pleinement l'initiative visant & améliorer la conciliation entre le
service militaire et la vie privée, professionnelle et de loisir des militaires. L'assouplissement
de la perméabilité des grades et I'extension du droit a I'indemnité pour perte de gain sont des
mesures pragmatiques qui contribueront a rendre le service militaire plus attrayant et
compatible avec les exigences de la vie moderne.

Nous apprécions également l'attention portée a la promotion de la paix et a la protection du
personnel militaire engagé dans des missions de paix, dans un environnement international
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de plus en plus complexe. La possibilité pour nos militaires d'ordonner le port d'arme de poing
a des fins d'autoprotection répond a un besoin concret de sécurité pour nos militaires a
I'étranger.

Quant aux acquisitions de matériel de I'armée, la nécessité de clarifier et de renforcer le
domaine de la recherche et du développement, ainsi que les affaires compensatoires, est
cruciale pour assurer l'efficacité et la pertinence de nos équipements militaires. Nous saluons
l'intégration de la recherche et du développement, soulignée par l'article 109c, ainsi que la
gestion des affaires compensatoires décrite dans l'article 106, comme étapes importantes vers
I'innovation et la coopération stratégique.

Enfin, la réforme proposée de l'organisation et de I'administration de I'armée, visant a rendre
la structure des formations plus adaptable et a moderniser les plateformes d'information
digitales, est en parfait accord avec notre vision d'une armée agile et bien intégrée dans son
époque.

Le PLR est convaincu que ces réformes renforceront significativement la capacité de notre
armée a faire face aux défis actuels et futurs, tout en respectant les principes de légalité et de
proportionnalité. Nous soutenons donc résolument cette initiative, tout en soulignant les
préoccupations soulevées par le nouvel article 95.

PLR.Les Libéraux-Radicaux

Le Président Le Secrétaire général
/I 7 s
Pl
Thierry Burkart Jon Fanzun

Conseiller aux Etats
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Flughafen Ziirich

Eidgendssisches Departement fur Verteidigung,
Bevolkerungsschutz und Sport VBS
Bundeshaus Ost

3003 Bern

Per E-Mail an:
hans.wipfli@vtg.admin.ch

Zurich-Flughafen, 6. Marz 2024

Vernehmlassung zur Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung
tiber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation;
Stellungnahme der Flughafen Ziirich AG

Sehr geehrter Herr Wipfii,
sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 hat Bundesrétin Viola Amherd interessierte Kreise eingeladen,
zum oben genannten Vernehmlassungsentwurf Stellung zu beziehen. Die Flughafen Zurich AG ist als
Konzessionarin des Bundes Betreiberin des gréssten Landesflughafens der Schweiz. Im Jahr 2023 reis-
ten knapp 30 Millionen Passagieren Uber den Flughafen Zirich und jahrlich wird eine Wertschépfung von
7 Milliarden Schweizer Franken generiert. Der Flughafen Zurich z&hlt gemass der nationalen Strategie
zum Spektrum der kritischen Infrastrukturen (2018-2022) als grésster Landesflughafen zu den bedeu-
tendsten kritischen Infrastrukturen der Schweiz.

Dazu kommt, dass die Flughafen Zirich AG unter anderem die Notrufzentrale fur Sanitat und Feuerwehr
im ganzen Kantonsgebiet, das grésste Ambulatorium der Schweiz (Universitatsspital Zurich), die Rega,
Meteo Schweiz sowie die SBB-Betriebszentrale Ost (verantwortlich fir einen Drittel des Schweizer Bahn-
verkehrs) am Flughafen Zurich mit Fernwarme und Prozessenergie beliefern. Um die komplexe Infra-
struktur inklusive der Systeme effizient betreiben, weiterentwickeln und schiitzen zu kénnen, sind ICT-
Systeme und insbesondere deren Fachleute von zentraler Bedeutung. Auch deshalb ist die Flughafen
Zirich AG von der geplanten Anderung des Militirgesetzes betroffen.

Gemass dem erlauternden Bericht soll die Nutzung von Requisitionsinstrumenten neu in allen Lagen er-
moglicht und der Requisitionsumfang auf beherrschbare Naturkrafte, wie Strom, Daten und Funkfrequen-
zen sowie auf ImmaterialguUter, Arbeits- und Dienstleistungen ausgeweitet werden. Die Flughafen Ziirich
AG anerkennt, dass sich die Armee aufgrund der sich verandernden Bedrohungslage mit neuen Bedro-
hungsformen, der allgemeinen gesellschaftlichen, technischen und wirtschaftlichen Transformation und
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Flughafen Zurich AG | Postfach | CH-8058 Zurich-Flughafen | flughafen-zuerich.ch
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den Auswirkungen der COVID-Pandemie sowie der Energiekrise anpassen und weiterentwickeln muss.
Anzumerken ist jedoch, dass auch private Unternehmen, wie die Flughafen Zirich AG, diese Anpassun-
gen mit eigenen Mitteln laufend vornehmen. Entsprechend ist zu erwarten, dass die Armee ihre hoheitli-
chen Aufgaben auch in Zukunft und insbesondere in Friedenszeiten mit eigenen Mitteln erfullt. Werden
Maoglichkeiten geschaffen, dass die Armee in Friedenszeiten strategische Mittel und Fahigkeiten der Wirt-
schaft beanspruchen kann, kénnen diese Mdglichkeiten in Zukunft auch genutzt werden. Dazu werden
der Politik die Anreize entzogen, der Armee diese Mittel direkt zu beschaffen.

Unabhangig davon, ob die Armee auf Mittel der kritischen Infrastrukturen zurtickgreifen wiirde oder nicht,
zeigte die COVID-Pandemie exemplarisch, wie durch die Teilmobilmachung begehrtes Gesundheitsper-
sonal den Gesundheitseinrichtungen entzogen wurde. Aus diesem Grund erweist sich diese Annahme je
nach Lage als instabil, womit eine schriftliche Ausnahmeklausel fir kritische Infrastrukturen im Gesetz
notwendig erscheint. Hinzu kommt, dass IT-Spezialisten sowie Rechenleistung im Bedarfsfall nicht prob-
lemlos der Armee zur Verfigung gestellt werden kdnnen. Zum einen wiirden diese IT-Spezialisten gerade
zur Verteidigung der kritischen Infrastrukturen bei den entsprechenden Organisationen fehlen. Zum ande-
ren sind sie selten Generalisten und bendtigen deshalb je nach Einsatzgebiet eine langere Einarbeitungs-
phase, was in jeder Lage die kritische Ressource ‘Zeit' erfordert.

Viel Zeit wirde auch die Requisition von Rechenleistung beanspruchen, wenn diese sicher aus bestehen-
den Verknipfungen herausgelést und anschliessend wiederum sicher weiterbetrieben werden soll. Auf-
grund der immensen Zeiterfordernisse von der Requisition bis zur Einsatztauglichkeit von Systemen und
Fachpersonal sowie dem Umstand, dass die Flughafen Ziurich AG in Friedenszeiten sowie besonders
wahrend erhdhten Lagen auf ihre eigenen Mittel zum Schutz des Flughafens angewiesen ist, sollte die
Requisitionsmaoglichkeit bei kritischen Infrastrukturen eingeschrankt werden. Anders als bei bewaffneten
Konflikten, sind Desinformations- und Cyber-Bedrohungen laufend vorhanden, ohne das messbare Eska-
lationsschwellen vorausgehen. Deshalb ist es zentral, dass sowohl die Armee wie auch die kritischen Inf-
rastrukturen in jeder Lage auf solche Bedrohungen mit eigenen Mittel und Fahigkeiten adaquat reagieren
koénnen.

Gesamthaft erscheint uns das im Entwurf vorgeschlagene Vorhaben in Bezug auf kritische Infrastruktu-
ren, wie die Landesflughafen, weder verhaltnismassig noch sinnvoll, weswegen sich die Flughafen Zirich
AG dagegen ausspricht. FUr das Funktionieren des gréssten Landesflughafen und dem sicheren Betrei-
ben der vom Bund klassifizierten kritischen Infrastrukturen, kann in keiner Lage auf Fachpersonal und
Systeme zu Gunsten der Armee verzichtet werden. Dies zeigt sich exemplarisch bei einem hoffentlich
nicht eintretenden schwerwiegenden Ereignis am Flughafen Zirich. In diesem Fall musste die Armee den
Flughafen Zirich mit ihrem Personal unterstiitzen und damit den Schutz der geschwachten Infrastruktur
gewahrleisten oder wieder aufbauen, weil das Personal der kritischen Infrastrukturen der Armee zur Ver-
fugung gestellt werden musste. Zielfuhrender ist dagegen, daflr zu sorgen, dass den kritischen Infra-
strukturen keine Mittel entzogen werden und sie den Schutz dieser Infrastrukturen selbst aufrechterhalten
kénnen. Aus diesen Griinden mussen kritische Infrastrukturen und deren Personal von Requisitionsmass-
nahmen der Armee ausgenommen und geschutzt werden.



Flughafen Zurich

Antrag: Art. 95 Abs. 1 ist wie folgt anzupassen:

1Zum Schutz der Lieferketten der Armee und der militarischen Informations- und Kommunikationstech-
nologie sowie zur Erhaltung der Betriebskontinuitat und der Resilienz gegeniiber Bedrohungensinsbe-
sondere-im-Cyberbereich, konnen die Militdrverwaltung und die Armee mit Ausnahme von Funkfre-
quenzen, kritischen Infrastrukturen und deren Personal:

a. die Nutzung von Requisitionsgltern einschranken oder verbieten;

b. Requisitionsglter requirieren.

Die Flughafen Zirich AG anerkennt aber, dass ein grundsatzlicher Informationsaustausch zwischen Pri-
vaten und der Armee sinnvoll ist und fir alle Beteiligten einen Mehrwert bieten kann. Diesen gilt es be-
reits in Friedenszeiten aufzubauen, um im Notfall auf bereits bewahrten und etablierten Beziehungen und
Kommunikationskanalen zurtickgreifen zu kénnen. In diesem Sinne unterstutzt die Flughafen Zurich AG
die Stellungnahme des Dachverbandes economiesuisse. Wir bedanken uns fiir die Beriicksichtigung un-
serer Anliegen und stehen lhnen bei Riickfragen gerne zur Verfiigung.

Freundliche Griisse

 —a

Michael Hofmeier Andrew Karim
Head ICT Stv. Leiter Public Affairs



FOGS FACHOFFIZIERSGESELLSCHAFT VORSTAND Ennetblirgerstrasse 38, 6374 Buochs
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CH-6374 Buochs, Ennetbirgerstrasse 38, FOGS

Frau

Bundesratin Viola Amherd
Bundeshaus West

3003 Bern

Ronald A. Rickenbacher
Prasident

Telefon +41 79 236 32 47
ronald.rickenbacher@gmail.com
Buochs, 06. Marz 2023

Riickmeldung der Fachoffiziersgesellschaft der Schweiz zur Vernehmlassung zur Ande-
rung des Militargesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber die Verwaltung
der Armee und der Armeeorganisation.

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Bezugnehmend auf Ihre Einladung vom 22. November 2023 sowie unserer Aufnahme zum
Adressverzeichnis fir interessierte Dritte fir Vernehmlassungsverfahren bei Rechtsetzungs-
projekten der Armee und der Gruppe Verteidigung vom 19. Dezember 2023 stellen wir Ihnen
unsere Stellungnahme in titelerwahntem Sachverhalt zur Verfugung. Die Fachoffiziersgesell-
schaft Schweiz FOGS bedankt sich fiir diese Méglichkeit und nimmt zum Vernehmlassungs-
verfahren wie folgt Stellung.

Die Fachoffiziersgesellschaft Schweiz FOGS

Die FOGS hat ihre Anfange am 30. Juni 2020 und z&hlt damit zu den jingsten Offi-
ziersvereinigungen. Sie hat zum Ziel, eine moderne und lebendige Verbindung zwi-
schen den Fachoffizieren der Schweizer Armee zu schaffen.

Etwa 1200 Fachoffiziere verschiedenster Funktionenstufen pragen das Gesicht der
Armee. Sie stellen eine unverzichtbare Erganzung des Offizierskorps dar und verkor-
pern auf herausragende Weise die Starken des schweizerischen Milizsystems. Diese
Fachleute bringen ihre aus dem zivilen Leben erworbenen Kenntnisse und Kompe-
tenzen in die Armee ein. Dabei werden sie zu einem Zeitpunkt ausgewahlt, zu dem
bereits klar ist, dass sie Uiber die geforderten Qualifikationen verfligen.
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Allgemein

Die FOGS begrtsst die vorgesehenen Anpassungen und die Weiterentwicklung. Besonders
positiv zu erwahnen sind die Massnahmen zur Attraktivitdtssteigerung des Militardienstes wie
beispielsweise die Flexibilisierung der Ausbildungs- und Dienstleistungssysteme.

Rolle der Fachoffiziere

Wir bedauern, dass die Chance verpasst wurde, die Wichtigkeit von Fachoffizieren fur die Zu-
kunft festzuhalten. Fachoffiziere werden aufgrund ihrer meist zivilen Fahigkeiten in Offiziers-
funktionen eingesetzt (Art. 104 Abs. 1 MG, SR 510.10) und haben die gleichen Rechte und
Pflichten der Funktion entsprechend (Art. 104 Abs. 2 MG, SR 510.10). Gemass Armeezahlung
2022 sind 14'167 ausbildungspflichtige Offiziere in der Armee eingeteilt. Davon sind 1'260
Fachoffiziere. Das entspricht 8.8% des Offizierskorps. Im Rahmen dieser Vorlage kénnten die
Voraussetzungen fur Fachoffiziere entlang der Flexibilisierungs- und Attraktivitatsmassnah-
men der Armee verbessert werden.

Forderung der FOGS an den Bundesrat

Es muss der Armee auch kinftig gelingen, mit attraktiven Modellen zivile Leistungstrager im
Milizsystem unterzubringen und vor allem zu halten. In einer VUCA' Welt bewegen sich Ar-
beitskrafte und Leistungstragerinnen und -trager sehr dynamisch und sie orientieren sich an
Faktoren wie Wertschatzung, Mitwirkungsméglichkeiten oder unkomplizierten und effizienten
Prozessen. Da die Fachoffiziere bereits heute einen grossen Teil des Offizierskorps stellen,
ist diesen Umstanden zusatzlich Rechnung zu tragen. Angesichts der Alimentierungsschwie-
rigkeiten, insbesondere bei Stabsfunktionen (vgl. Armeeauszéhlung 2022), besteht in diesem
Bereich ein sehr hohes Entwicklungspotenzial.

Forderung: Im Rahmen einer konsequenten Attraktivitdtssteigerung und Vereinfachung
des Militardienstes, wie es die vorliegende Vernehmlassung mehrfach fordert, sind die
Fachoffiziere analog den ubrigen Dienstzweigen als eigenstandiger Dienstzweig zu be-
handeln.

Die Folge ware eine markante Straffung des Militdrgesetzes und eine deutliche Vereinfachung
von personellen Prozessen. Anwendungsbeispiele gibt es in der Militarjustiz (direkte Beforde-
rung von Untersuchungsrichtern in den Grad Major), in der Armeeseelsorge (Beférderung zum
Hptm ASG) oder beim Rotkreuzdienst (bspw. Major RKD).

Wir fordern Sie, geschatzte Frau Bundesratin, auf, die obenstehenden Forderung eingehend
zu prufen und in die aktuelle Revision des Militargesetzes einfliessen zu lassen.

Zu den einzelnen Artikeln
Militargesetz

Art. 29f

Die Bestimmungen regeln ausschliesslich die Verfahren fur Gradanderungsdienste. Fachoffi-
ziere werden nicht befordert, sondern ernannt (Art. 104 Abs. 2 MG, SR 510.10) und absolvie-
ren selten Gradanderungsdienste. Neu ernannte Fachoffiziere und Fachoffizierinnen kénnen
in einem Einfihrungskurs oder einem praktischen Dienst von hdchstens 19 Tagen Ausbil-
dungsdienst in die Funktion eingefuhrt werden (Art. 61 Abs. 2 VMDP, SR 512.21). Fachoffi-
ziere, welche Stabs- oder Flihrungslehrgange besuchen, erhalten bis dato weder eine Sold-
zulage noch eine Ausbildungsgutschrift, obschon die tbrigen Teilnehmenden diese erhalten.

" VUCA: Das Wort VUCA als Akronym steht fiir volatility (Volatilitat), uncertainty (Ungewissheit), complexity (Komplexitat) und
ambiguity (Ambiguitat).
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Antrag: Die FOGS erwartet, dass der Bundesrat das Verfahren so regelt, dass auch
Fachoffiziere, die an Lehrgangen teilnehmen, gestitzt auf Art. 104 Abs. 2 MG (SR
510.10), Soldzulagen und Ausbildungsgutschriften erhalten.

Art. 40c

Die Ruickerstattungspflicht wird grundsatzlich begrisst. Im Art. 40c wird folgendes
festgehalten: ["...nach Abschluss der Ausbildung innert einer gewissen Zeitspanne nicht eine
mindestanzahl Tage Militardienst leistet."]. Wenn die Ausfiihrungsbestimmung bereits auf
Stufe Gesetz teilkonkretisiert wird, ist sie klarer darzustellen oder andernfalls wegzulassen.

Antrag: Die Zeitspanne und die Mindestanzahl Tage im Militardienst sind entweder zu
definieren oder wegzulassen, mit einem Verweis auf die konkreten
Ausfuhrungsbestimmungen.

Art. 47 Abs. 6

Es erschliesst sich nicht, warum Angehdérigen des militarischen Personals aufgrund ihrer be-
ruflichen Funktion nur ein tieferer Grad verliehen werden kann. Es gibt beispielsweise eine
hohe Anzahl an Berufsmilitars, welche das Berufskorps verlassen und sich in der Privatwirt-
schaft oder in einer zivilen Funktion weiterentwickeln. Unter Umstanden wollen solche Perso-
nen zu einem spateren Zeitpunkt wieder in das Berufskorps eintreten. In solche Personen
wurde im Rahmen der militarischen Aus- und Weiterbildung viel investiert und deren Fahigkei-
ten und Fertigkeiten mit zivilem Knowhow angereichert. Um die Wiedereinstiegsattraktivitat zu
steigern, mussen fir solche Personen auch héhere Funktionen und damit Grade als diejenige
zum Zeitpunkt des Ausstieges moglich sein. Dies gilt insbesondere flir die Durchlassigkeit
"Unteroffizier — Offizier". Eine Gradanpassung muss deshalb im Sinne maximaler Durchlas-
sigkeit und Attraktivitat auch nach oben maoglich sein.

Antrag: Art. 47 Abs. 6 ist anzupassen. Der Formulierungsvorschlag lautet: ["Angehéri-
gen des militédrischen Personals kann aufgrund ihrer beruflichen Funktion auf Gesuch
hin ein funktionsgerechter Grad verliehen werden."].

Art. 51 Abs. 2

Im erlauternden Bericht wird von einer Flexibilisierung der Dauer der Wiederholungskurse ge-
sprochen. Im Artikel kommt dies jedoch nicht zum Ausdruck. Es kommt nicht selten vor, dass
auch Angehorige der Mannschaft >19 Diensttage anlasslich des jahrlichen Wiederholungskur-
ses leisten. Dazu gehdren beispielsweise Funktionstrager wie Koche, Fahrer oder weitere Lo-
gistikfunktionen. Dies sollte im Artikel verdeutlicht werden.

Antrag: Der Artikel ist zu erganzen. Der Formulierungsvorschlag lautet: ["Grundsatzlich
dauert der Wiederholungskurs fiir die Mannschaft langstens 19 Tage, fir die anderen
Militardienstpflichtigen langstens 26 Tage. Die Dienstdauer kann sich fur spezielle Funk-
tionen um einige Tage vordienstlich verlangern."].

In Bezug auf die Fachoffiziere regen wir zudem an, dass die Diensttagebeschrankung nach
Art. 47 Abs. 4 VMDP (SR 512.21) von 240 Dienstagen angepasst wird.

Antrag: Art. 47 Abs. 4 VMDP ist anzupassen. Der Formulierungsvorschlag lautet:
["Fachoffiziere und Fachoffizierinnen leisten, ungeachtet der bisher geleisteten Diens-
tage, ab Ernennung in eine Funktion hochstens 240 Tage Ausbildungsdienst. Bei Funk-
tionsanderungen erneuert sich die Frist."].
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Art. 103 Abs. 3" und 5

Bezugnehmend auf die Ausfihrungen zur Art. 47 Abs. 6 soll eine Méglichkeit geschaffen wer-
den, dass militérisches Personal mit entsprechendem Kompetenznachweis in einer héheren
Funktion eingesetzt werden und der damit verbundene Grad verliehen werden kann. Dies
bezieht sich insbesondere auf die Durchlassigkeit "Unteroffizier - Offizier".

Antrag: Es ist ein weiterer Absatz einzufiigen, welcher die Durchlassigkeit fur
militdrisches Personal abbildet, besonders solches, welches nach einem beruflichen
Unterbruch wieder in das Berufskorps einsteigen will.

Armeeorganisation

Art. 4 Abs. 3

Das Ziel, auf einen angemessenen Anteil der Frauen, der Milizangehoérigen sowie der Sprach-
gemeinschaften auf den héheren Kommandostellen zu achten, wird ausdricklich begrisst.
Jedoch soll - im Gegensatz zu fixen Quoten - jene Person flir eine Funktion bestimmt werden,
welche die hierflur erforderlichen Kompetenzen mitbringt und mit Leistungen zu iberzeugen
vermag. Nur so kann auch kinftig ein hohes Qualitatsniveau in unserer Armee gewahrleistet
werden.

Fur die Berlcksichtigung unserer Anliegen und insbesondere fir die Umsetzung der Mass-
nahmen zur Starkung des Fachoffizierskorps méchten wir uns herzlichst bedanken.

Freundliche Grisse
FACHOFFIZIERSGESELLSCHAFT DER SCHWEIZ

Tl

Fachof (Maj) Ronald A. Rickenbacher
Prasident
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Schweizerischer Fourierverband
Association Suisse des Fourriers
Associazione Svizzera dei Furieri
Assoziaziun da Furiers Svizzers

Der Zentralvorstand

Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber die Verwaltung
der Armee und der Armeeorganisation; Vernehmlassung

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit E-Mail vom 23. November 2023 laden Sie den Schweizerischen Fourierverband dazu ein, zur
oben genannten Vernehmlassung Stellung nehmen zu kénnen und danken Ihnen fir diese Mdglich-

keit.

Allgemeine Bemerkungen

Der Schweizerische Fourierverband begriisst aufgrund der verschlechterten sicherheitspolitischen
Lage in Europa seit spatestens Februar 2022 die vorgeschlagenen gesetzlichen Anderungen um die
neuen und verstarkt eingesetzten Angriffs-Instrumenten wie bspw. Cyber-Angriffe effizienter entge-
genwirken zu kénnen.

Gleichzeitig steht der Schweizerische Fourierverband, als ausserdienstlicher militarischer Verband, fir
eine starke ausserdienstliche Tatigkeit ein, um das Verstandnis und die Interessen fir die Armee inner-
halb der Gesellschaft sowie den Milizgedanken in unserem Land zu starken. Aus diesem Grund ist auch
die Férderung der ausserdienstlichen Tatigkeiten Riicksicht zu tragen sofern die Tatigkeiten sowohl
den Interessen der Armee als auch derjenigen der Angehérigen der Armee Rechnung tragen.

Detaillierte Bemerkungen zum Militdrgesetz

Zu Art. 11 Abs. 1 MG

Der SFV beflrwortet Diversitat in der Armee und insbesondere die Forderung der Frauen. Damit
die Kantone ihre Aufgabe gem. Art. 11 Abs. 2 Ziff. e (Einladung der Frauen an den freiwilligen Ori-
entierungstag) erfiillen kénnen, ist unter Beriicksichtigung der aktuellen gesetzlichen Grundlage zu
prifen, ob die Einwohnergemeinden gem. Art. 11 Abs. 1 fiir die Meldung der Daten dieses Adres-
satenkreises fiir die einmalige Information und Einladung zum freiwilligen Orientierungstag eben-
falls verpflichtet werden kénnen.

Zu Art. 29 Abs.2 MG

Es ist zu begriissen, dass die heutigen digitalen Kommunikationsmittel im neuen Gesetz berlick-
sichtigt werden. Zu beriicksichtigen ist jedoch, dass der Begriff der angemessenen digitalen Kom-
munikationsmaoglichkeit sehr breit ausgelegt werden kann (Verflgbarkeit Gber ein funktionieren-
des Netz sowie Uber entsprechende Devices von Hardware wie Computer und Mobiltelefon).

Four Daniel Wildi Gerbergasslein 21 Mobile: 076 331 05 78

4051 Basel Telefon P: 061 556 20 12
daniel.wildi@fourier.ch



Schweizerischer Fourierverband
Association Suisse des Fourriers
Associazione Svizzera dei Furieri
Assoziaziun da Furiers Svizzers

Der Zentralvorstand

Zu Art. 36 Abs.1 MG

Mit der Einschrankung durch die Begriffe «Stellungspflichtige» und «Angehorige der Armee» wer-
den Frauen zum Zeitpunkt vor dem Eintritt in die Rekrutenschule ausgeschlossen, da sie juristisch
gesehen nicht stellungspflichtig sind. Es muss gewahrleistet werden, dass den Frauen auch wah-
rend des Rekrutierungsprozess dasselbe rechtliche Gehor verschaffen wird wie den stellungspflich-
tigen Personen.

Zu Art. 48d Abs. 2 und 3 Bst. a MG

Aus Sicht der militérischen Verbande sollte nebst den zivilen Behdrden eine weitere Unterschei-
dung zwischen militdrischen Verbanden und allgemeinen Dritten vorgenommen werden. Die mili-
tarischen Verbande stehen der Armee nahe und fordern den Miliz-Gedanken unserer Armee. Als
«Dritte» gelten samtliche anderen Gesuchsteller, unabhdngig ihrer militarischen Gesinnung. Damit
soll auch die in Art. 62 BG aufgefiihrte Unterstiitzung des Bundes im Bereich der ausserdienstli-
chen Tatigkeiten akzentuiert werden.

Zu Art. 113 Abs. 1 MG
Es ist zu prifen, was mit nicht stellungspflichtigen Personen (bspw. Frauen), welche freiwillig in

den Militardienst eintreten mochten, passiert. Diese miissen zwingend dquivalent den stellungs-
pflichtigen Personen gepriift werden.

Der Zentralvorstand dankt Ihnen fiir die Berlicksichtigung seiner Anliegen.

Freundliche Grisse

Daniel Wildi
Zentralprasident

Four Daniel Wildi Gerbergasslein 21 Mobile: 076 331 05 78
4051 Basel Telefon P: 061 556 20 12
daniel.wildi@fourier.ch



Eidgendssisches Departement fr Verteidigung,
Bevolkerungsschutz und Sport VBS

Dr. iur. Hans Wipfh

Recht Verteidigung

3003 Bemn

Zurich, 6. Marz 2024

Vernehmlassung: Anderung des Militérgesetzes, der Verordnungen Gber die Verwaltung
der Armee und der Armeeorganisation

Sehr geehrter Herr Wipfii
Sehr geehrte Damen und Herren

Im Auftrag des Bundesrates gemdass Beschluss vom Mai 2022 baute der Verband der
Schweizerischen Gasindustrie (VSG) die Kriseninterventionsorganisation fur die Gasversor-
gung in ausserordentlichen Lagen, kurz «KIO Gas» auf. Die KIC Gas hat die Aufgabe, die ak-
tuelien Entwicklungen zu beobachten und bei einer Mangellage die Netzbetreiber bei der
Umsetzung der vom Bund angeordneten Bewirtschaftungsmassnchmen zu unterstitzen.

Gerne nehmen wir die Gelegenheit wahr, zur loufenden Vernehmlassung betreffend die An-
derung des Militdrgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen.

Die Energieversorger der Schweiz setzen sich t&glich fir eine sichere und bezahlbare Versor-
gung des Landes mit Strom und Gas ein. Der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine hat
auch der Schweiz die Verietzlichkeit der Energieversorgungssicherheit vor Augen gefiihrt.
Daher haben auch die Gasversorgungsunternehmen innerhall kurzer Zeit grosste Anstren-
gungen unternommen, um im Falle einer Energiemangellage gewappnet zu sein. Zur Bewalti-
gung ausserordentlicher Lagen sind sowoht die Gasversorgungsunternehmen als auch die
KIO Gas auf spezialisierte Fachkrafte angewiesen. Ohne deren Einsatz ist das komplexe Zu-
sammenspiel zwischen Monitoring, Beschaffung und Netzbetrieb nicht gewdhrleistet, was zu
Einschrankungen der Energieversorgung und in der Folge zur Beeintréchtigung des dffentli-
chen Lebens fUhren kann,

VEG | Verband der Schweizerischen Gasindustrie | Grirtlistrasse 44 | Postfach | B027 Zirich | +41 44 288 31 31 | vsgagazenergiech | gazenergie.ch



Wir beantragen aus diesem Grund die in Art. 18 vorgesehene Dienstbefreiung flr unentbehr-
liche Tatigkeiten wie folgt zu ergéinzen bzw. zu prazisieren:

Art. 18 Dienstbefreiung flir unentbehrliche Tétigkeiten

'Fiir die Dauer ihres Amtes oder inrer Anstellung werden von der Militaérdienstpflicht befreit:
a. die Mitglieder des Bundesrates ...

c. die folgenden hauptberuflich tatigen Personen:

9= eitende Mitglieder und Mitarbeitende der KIO Gas und der OSTRAL

Zu Abs. 2: unter lebensnotwendige Dienstleistungen failt aus unserer Sicht auch die Aufrecht-
erhattung der Energieversorgung, in unserem Falle insbesondere die Aufrechterhaltung der
Gasversorgung. Folglich sollten auch Mitarbeitende der Gaswirtschaft, die fur die Bewirt-
schaftungsmassnahmen, Transport und Verteilung sowie fir den Handel von Gas unentbehr-
flich sind, von der Dienstpflicht befreit werden kdnnen. Wir beantragen, diese Definition an
geeigneter Stelle (Gesetz oder Verordnung) auszuflhren.

Wir danken lhnen fir die Berlicksichtigung unserer Steliungnahme und stehen fur Rackfragen
geme zur Verfigung.

Freundiiche Grlsse

i - .’ !‘
. . ;/ ) ///; |
L S E S

Daniela Decurtins Marrcel Mdller
Direktorin VSG Stabschef KIC Gas
Kontaktperson

Verband der Schweizerischen Gasindustrie
Gritlistrasse 44

8027 Zirich

Marcel Muller
Marcel.mueller@gazenergie.ch

T 044 288 3280
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Oberstlt i Gst Thomas Vogel, Prasident

praesident@ggstof.ch 29.02.202

z.Hd. Hans Wipfli, Recht Verteidigung (per Email)

Vernehmlassung 2023/26: Stellungnahme der Gesellschaft der
Generalstabsoffiziere (GGstOf)

Sehr geehrter Herr Wipfli

Besten Dank fiir die Einladung zur Vernehmlassung 2023/26 — Anderung des
Militdrgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung Uber die Verwaltung der Armee
und der Armeeorganisation.

Generell unterstitzt die Gesellschaft der Generalstabsoffiziere (GGstOf) die
vorgeschlagenen Anderungen. In unserer Funktion als militdrische Gesellschaft dussern
wir uns im Detail jedoch nur zu inhaltlichen Themen welche die Verteidigungsfahigkeit
erhéhen, nicht aber zu formellen Themen und Verwaltungsangelegenheiten.

Aufgrund der sich verschlechternden Sicherheitslage ist es der GGstOf ein Anliegen, die
Rahmenbedingungen fir die Armee zu starken. Die untenstehenden detaillierten

Stellungnahmen sind wie folgt einzuordnen:

e Erh6hung der Handlungsfreiheit der Armee
e Erhohung der Flexibilitat fur die Armee
e Erhohung der Sicherheit der Schweiz

Art. 81 Abs 1+2
Art. 95

Art. Themenbereich | Kommentar GGstOf

Art. 66b Abs. 3+4 Friedensférderung | Die Schweizer Armee ist angewiesen auf die

Art. 69 Abs. 1 Bst. internationale Kooperation und den

C internationalen Erfahrungsaustausch. Da der
Druck auf diverse UN-Missionen steigt, ist es
wichtig und richtig, dass Angehorige der
Schweizer Armee auch mit Zustimmung des
Gaststaates und den Konfliktparteien
eingesetzt werden konnen — unabhangig
eines UN-Mandates.

Art. 80 Requisition Es ist wichtig und richtig, die Requisition von

Art. 80a Strom, Daten und Funkfrequenzen zu

ermdglichen. Die Handlungsfreiheit der
Schweizer Armee ist in hohem Masse
abhangig von einer Uberlegenheit im
Informationsraum und im
elektromagnetischen Raum.
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Art 93 Abs 2 Organisation der | Es ist wichtig und richtig, die Kompetenzen
Armee zur Organisation der Armee so tief wie
mdglich zu delegieren. Nur so kann
gewahrleistet werden, dass erforderliche
Anpassungen raschmdglich vorgenommen
werden konnen. Die Lehren aus aktuellen
Konflikten zeigen, dass eine rasche
Umgruppierung von Kraften entscheidend

sein kann.
Art. 109¢c Forschung und Die Sicherheit der Schweiz ist abhangig von
Entwicklung einer funktionierenden heimischen

Rustungsindustrie. Diese basiert auf
Forschung und Entwicklung, weshalb dieser
neue Artikel begrusst wird. Wichtiger jedoch
waére eine Uberarbeitung von Art. 106,
welche die einheimische
Munitionsproduktion gesetzlich verankern
sollte.

Fir Ruckfragen steht die GGstOf jederzeit zur Verfugung.

Freundliche Grisse

/)2

Oberstlt i Gst Thomas Vogel
Prasident GGstOf
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Groupe romand pour
le matériel de défense et de sécurité

DDPS
3003 Berne

Le 7 mars 2024

Consultation sur la modification de la loi sur ’armée, de I’'ordonnance de
I’Assemblée fédérale concernant ’administration de I’armée et de ’ordonnance
sur I'organisation de I’armée

Prise de position du GRPM

Mesdames et Messieurs,

Le Groupe romand pour le matériel de défense et de sécurité (GRPM) prend volontiers position
dans le cadre de la consultation lancée par le DDPS le 22 novembre dernier.

Le GRPM tient a une défense du pays tenant compte de tous les aspects de la sécurité. |l
appelle de ses voeux une sécurité véritablement intégrée. Il accueille trés positivement I'ancrage
des affaires compensatoires dans la loi afin de donner une base solide a 'économie dans le
domaine des équipements militaires. |l estime d’autre part que les propositions faites concernant
I'obligation de servir, I'instruction et la flexibilisation du service contribueront a I'image de
'armée, a ses effectifs et donc généralement a la sécurité du pays.

Le GRPM prend position et détaille ses propositions sur les points suivants :

9RS 172.021

Acquisition du matériel et affaires compensatoires

3 Le Conseil fédéral peut, s’agissant de I'acquisition de matériel de 'armée a I'étranger et, a
partir d’un certain montant, prévoir d’obliger le fournisseur a conclure des affaires
compensatoires en Suisse.

Le GRPM propose de supprimer la forme potestative. Les affaires compensatoires
doivent étre obligatoires.

Ce faisant, il respecte les principes suivants:
a. l'obligation de conclure des affaires compensatoires correspond tout au plus a la valeur
contractuelle de 'acquisition;

Le GRPM propose d’effacer les mots « tout au plus ».
b. les affaires compensatoires se déroulent sous forme de collaboration industrielle du

fournisseur avec des établissements de recherche et des entreprises du domaine technique de
la sécurité et de la défense en Suisse;



c. le but des affaires compensatoires est d’encourager, de maintenir et de développer des
technologies sécuritaires, les compétences clés et les capacités industrielles en Suisse qui
servent a protéger les intéréts prépondérants en matiére de sécurité nationale ;

Le GRPM propose d’ajouter la phrase suivante : « Si certaines affaires ne peuvent pas
étre compensées directement sur le produit acquis, ou indirectement dans les
technologies sécuritaires, elles peuvent I’étre indirectement dans les domaines suivants :
machines, métallurgie, électronique et électrotechnique, optique, horlogerie, construction
de véhicules et wagons, produits en caoutchouc et matiéres synthétiques, secteur
aéronautique et spatial, software-engineering, coopérations avec des hautes écoles et
instituts de recherchen».

d. toutes les régions du pays et les particularités du marché de I'armement sont prises
équitablement en considération lors des affaires compensatoires.

Le GRPM propose d’ajouter les pourcentages approuvés par les Chambres fédérales en
décembre 2019 concernant le F-35, a savoir 65% pour la Suisse alémanique, 30% pour la

Suisse romande et 5% pour la Suisse italophone. Abandonner ces chiffres provoquera
trés certainement des réactions politiques en Suisse romande.

4 Le Conseil fédéral regle I'organisation, les compétences, le montant a compenser et la
procédure d’acquisition du matériel de 'armée.

Le GRPM propose de supprimer les mots « le montant a compenser » car la
compensation doit toujours étre de 100%.

Le GRPM remercie le DDPS de bien vouloir tenir compte de ses propositions et se tient a sa
disposition pour toute information supplémentaire.

Avec nos cordiales salutations.

Moo=

Philippe Zahno, Secrétaire général GRPM

GRPM, Rue des Voignous 9, 2800 Delémont / www.grpm.ch / contact@grpm.ch / 079 459 72 85
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Les VERT-E-S suisses
Bettina Beer

Waisenhausplatz 21 Département fédéral de la défense,
3011 Berne De la protection de la population et des sports
3003 Berne

bettina.beer@gruene.ch

03151193 21 par e-mail a : hans.wipfli@vtg.admin.ch

Berne, le 6 mars 2024

Consultation sur la modification de la loi sur ’'armée, de I’'ordonnance de I’Assemblée
fédérale concernant I'administration de I’'armée et de I'ordonnance sur I’organisation de
I’armée

Mesdames, Messieurs,

Les VERT-E-S vous remercient de les avoir sollicités pour la consultation sur la modification de la
loi sur 'armée, de I'ordonnance de I’Assemblée fédérale concernant 'administration de 'armée et
de 'ordonnance sur I'organisation de I'armée.

En résumé

Les VERT-E-S rejettent l'introduction d’'un nouvel art. 6b dans l'ordonnance de I'Assemblée
fédérale sur 'organisation de 'armée (OOrgA). Les effectifs réels de 'armée sont illégaux, ils sont
trop élevés depuis trop longtemps. S’il est essentiel de rétablir la l1égalité, il est indispensable de le
faire en toute transparence. En ce qui concerne I'effectif réel, les documents de la consultation ne
contiennent pas de base chiffrée crédible - ni de modele - expliquant pourquoi I'alimentation de
'armée est menacée, ni a court, ni a moyen terme.

Les VERT-E-S rejettent également [lobligation de remboursement des formations
professionnalisantes. Des exceptions doivent étre introduites, en particulier pour les personnes
souhaitant accomplir le Service civil. Ce remboursement constituerait en effet une violation du droit
a un service de remplacement, basé sur la liberté de conscience et de croyance, inscrit dans la
Constitution fédérale.

Dans son ensemble, les VERT-E-S saluent les mesures qui permettent de mieux concilier le
service militaire avec la vie professionnelle et privée. Nous estimons d’ailleurs que ces
ameéliorations devraient étre étendues a tous les corps de milice. Mais cela ne doit pas masquer la
réalité : I'obligation de servir est fondamentalement une contrainte imposée a des milliers de
personnes chaque année.

Les VERT-E-S sont critiques vis-a-vis d’un certain nombre d’autres propositions.



Commentaires détaillés

Alimentation de I’armée (art. 6b OOrgA)

L’introduction de ce nouvel article semble avoir été décidé précipitamment, sans avoir été prévu
initialement dans le projet du département. Il faut en effet lire le rapport explicatif jusqu’a la page
52 pour obtenir les premiéres explications — et elles sont courtes. De l'avis des VERT-E-S, cette
maniére de faire n'est pas sérieuse.

Le rapport explicatif affrme a plusieurs reprises que l'alimentation de I'armée est menacée.
Cependant, il ne donne aucune information permettant de contréler ces affirmations. Une seule
chose est sire : I'effectif réel augmente années aprés année et dépasse depuis une année ce que
la loi autorise.

Nous demandons au Conseil fédéral de revenir a la mesure proposée initialement par le
DDPS, a savoir la réduction de I’'effectif réel par une adaptation de I’Ordonnance sur les
obligations militaires (OMi).

S’il refuse cette option, le Conseil fédéral doit présenter et justifier dans son message
définitif ses prévisions concernant I’alimentation de I’'armée. Les modéles utilisés doivent
également étre décrits. Les colts supplémentaires engendrés par cette augmentation,
méme temporaire, doivent étre indiqués (solde, matériel, etc.)

Obligation de rembourser les colts de formation (art. 40c LAAM)

Les VERT-E-S ne sont pas fondamentalement opposés a I'obligation de rembourser une formation
professionnalisante effectuée au sein de I'armée. Mais cette modification doit étre complétée par
des exceptions. Appliquée aux personnes qui passent de 'armée au Service civil, cette disposition
viole en effet la liberté de conscience et de croyance prévue par la Constitution fédérale sur lequel
se fonde le service de remplacement. L'obligation est concrétement contraire au droit de déposer
en tout temps une demande de Service civil (art. 16 Loi fédéral sur le service civil). En effet, un ou
une militaire qui souhaite effectuer un service civil pour des raisons de conscience pourrait devoir
renoncer a ce droit fondamental si elle ou il n’a pas les moyens de rembourser les frais de
formation.

Nous demandons la suppression de I’obligation de remboursement des colts de formation
ou au moins l'introduction d’une exception pour les personnes choisissant le Service civil.
Cette exception devrait également étre étendue a d’autres raisons (médicales,
professionnelles ou personnelles) et aux personnes qui ne quittent pas I’armée de leur plein
gré.

Suppression de I’exemption du service pour les ecclésiastiques (art. 18 LAAM)

Il est indéniable que le role des ecclésiastiques dans la société n’est plus le méme que par le
passé. Néanmoins, incorporer les membres d’une communauté religieuse a I'armée, avec leur vie
et régles, nous semble difficilement réalisable.

Nous demandons donc la suppression ce cette modification.

Davantage de flexibilité pour 'instruction de base et les services d’instruction

De maniére générale, les VERT-E-S saluent les mesures qui permettent une plus grande flexibilité
dans 'accomplissement de l'obligation de servir. Cependant, ces mesures ne doivent pas porter
préjudice aux conscrits. Ainsi, les VERT-E-S ne voient aucun probléme a assouplir le nombre



maximal de jours de service (art. 151a, al. 1, let. b-d). Il faut toutefois renoncer a une disposition
dérogatoire concernant la limite d’age pour le service militaire obligatoire.

Les VERT-E-S rejettent ainsi la disposition dérogatoire de I’art. 151a, al. 1, let. a, selon
laquelle le Conseil fédéral doit pouvoir adapter la limite d’age.

Mise a jour des instruments de réquisition
Les VERT-E-S ne sont pas favorables a I'élargissement de I'article 80 et a l'introduction de I'article

80a LAAM. Ces dispositions vont au-dela du cyberespace et de I'espace électromagnétique
(CYBEEM) et conférent a 'administration de 'armée des compétences qui, du point de vue des
VERT-E-S, ne sont pas nécessaires.

Nous demandons que le transfert de compétences vers I’administration de I’armée soit
limité aux aspects qui se rapportent au CYBEEM.

Développement de la promotion militaire de la paix

Les VERT-E-S soutiennent les modifications qui permettent d’étendre les missions de promotion
militaire de la paix afin d’'appuyer des processus de paix, a condition que toutes les parties
impliquées le demandent hors mandats de 'OSCE ou de I'ONU. Concernant I'autoprotection des
personnes en mission, nous souhaiterions ajouter que le port d’arme doit étre limité aux situations
ou cela se révéle strictement nécessaire, lorsque c’est une exigence de 'ONU, et qu’il doit avoir
obtenu le consentement des personnes en service.

Recherche et développement concernant l'acquisition du matériel de I'armée et
réglementation des affaires compensatoires

La recherche dans I'administration fédérale est déja possible. Elle permet d’orienter la recherche
et le développement dans les domaines qui sont nécessaires a la conduite de I'Etat. Le DDPS, via
Armasuisse, développe et participe activement aux programmes dans le domaine de la politique
de sécurité et de paix. L’Ordonnance sur l'organisation du Département fédéral de la défense, de
la protection de la population et des sports, art. 12, délégue a Armasuisse les taches de recherche
et de développement pour le compte du DDPS. L'art. 109b LAAM permet la recherche et le
développement au niveau international en matiére d’'armement. Dans le cadre de sa réponse a la
motion Dobler (17.3106), le Conseil fédéral a indiqué que les outils a sa disposition étaient
largement suffisants. Par ailleurs, 'armée est présente dans les EPF via Armasuisse et son projet
cyberdefense campus.

Nous sommes donc opposés a I'introduction d’un al. ¢ dans I’art. 109 LAAM, inutile a nos
yeux.

Les VERT-E-S sont également trés critiques concernant la base juridique pour les affaires
compensatoires. Celles-ci peuvent certes ouvrir aux PME les portes de marchés étrangers, mais |l
s’agit la de facto d’'un encouragement non ciblé de l'industrie. Les surcolts que générent les
affaires compensatoires (reportés par les fournisseurs sur le prix du matériel de guerre acquis)
pourraient étre mieux utilisés pour un encouragement ciblé de certains secteurs industriels (comme
par exemple le développement de sources d’énergies renouvelables pouvant servir ensuite dans
'armée), avec le but de garantir la résilience de la Suisse en cas de menace sécuritaire.

Nous demandons donc que I’art. 106 al. 3 et 4 soit supprimé.

Si les affaires compensatoires devaient tout de méme étre ancrées dans une disposition légale,



elles devraient étre clairement régulées et se limiter aux affaires directes. De maniere réaliste,
celles-ci ne dépassent guére les 20% de la valeur contractuelle de 'acquisition. La let. a devrait
étre modifiée en conséquence : « I'obligation de conclure des affaires compensatoires
correspond tout au plus a 20% de la valeur contractuelle de 'acquisition ».

Nous vous remercions d’avance de bien vouloir prendre en compte notre prise de position.

Meilleures salutations

Balthasar Glattli Bettina Beer
Président Secrétaire politique



GSOA

Eidgendssisches Departement fir
Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
Sport, VBS

Bern im Marz 2024

Stellungnahme der Gruppe fiir eine Schweiz ohne Armee (GSoA) zur Vernehmlassung zur Anderung
des Militdrgesetzes, der Verordnung iiber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation

Sehr geehrte Frau Bundesratin Amherd
Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nehmen wir lhre Einladung wahr, am Vernehmlassungsverfahren «Anderung des
Militargesetzes, der Verordnung liber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation»
teilzunehmen.

Grundsatzliche Beurteilung

Fiir die GSoA stehen klar die Anderungen im Bereich der Alimentierungsfrage im Vordergrund. Der
Bundesrat soll nach Inkrafttreten der Anderungen wihrend fiinf Jahren vom maximalen
Effektivbestand abweichen kénnen. Die GSoA erachtet diesen Weg als ungerechtfertigt und beurteilt
die Begriindungen und Erlduterungen fiir die Einfilhrung des Artikels 6b AO als ungeniigend.

Mit einigen der kleineren Anderungen ist die GSoA einverstanden und wird auch nicht zu jedem
Punkt Stellung beziehen. Es ist dabei festzuhalten, dass die GSoA die Dienstpflicht im Grundsatz
ablehnt und sdmtliche Zustimmung zu Anderungen unter der Pramisse des weiteren Erhalts dieses
Systems erfolgen, da sie eine Verbesserung fiir die Betroffenen darstellen oder sie die Situation nicht
verschlechtern. Die GSoA stellt jedoch erneut fest, dass insbesondere bei Ausfiihrungen zur
Attraktivierung und besseren Vereinbarkeit mit dem Privatleben der Dienstpflicht deutlich zu
optimistisch berichtet wird. Nach wie vor werden hunderte Leute jdhrlich gegen ihren Willen zu
einem militarischen Dienst gezwungen. Die Massnahmen sind hdchstens kleine Verbesserungen,
Berichte legen immer wieder dar, dass der Umgang mit Rekruten/Soldaten oftmals von Willkir und
Schikane gepragt ist und gerade die Vereinbarkeit mit dem Privatleben tGberhaupt keine Prioritat
geniesst.

Mit dem Grossteil der Anderungen ist die GSoA nicht einverstanden. So lehnen wir Auslandeinsitze
im Grundsatz ab und stehen insbesondere den zahlreichen Kompetenzverschiebungen von Bundesrat
und/oder Parlament hin zur Armeefiihrung sehr kritisch gegeniiber. Zudem sind viele der Anderungen
zu unkonkret bestimmt und damit die Folgen nicht genligend abschatzbar. Insgesamt sieht die GSoA
in dieser Vorlage zu viele willkiirlich einsetzbare Anpassungen, die der Armee deutlich mehr
eigenstandige Befugnisse gaben und fir Angehorige der Armee — insbesondere Rekrut*innen und
Soldat*innen — keine Verbesserung darstellen.

Alle weiteren Ausfiihrungen entnehmen Sie der folgenden Vernehmlassungsantwort. Die GSoA
nimmt nach der Reihenfolge unter Kapitel 3 des erlauternden Berichts zu den einzelnen Punkten
Stellung. Zu einzelnen kleineren Anderung erfolgt keine Ausfiihrung, diese Punkte kénnen von der
GSoA als unproblematisch beurteilt werden.
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Alimentierung der Armee

Fiir die GSoA sind die Anderungsvorschlige betreffend Alimentierung der Armee von grosster
Relevanz, weshalb als erstes ausfiihrlich auf diesen Punkt eingegangen wird.

Die GSoA ist ab dem Vorgehen des Bundesrats in dieser Frage schwer enttduscht und das hat
verschiedene Griinde. Seit Jahren ist in der Armee von einem drohenden oder bereits existenten
Alimentierungsproblem die Rede, je nachdem, wen man fragte. Als Im Dezember 2022 von einem
Online-Magazin ein gesetzeswidriger Uberbestand festgestellt wurde, blieben die Reaktionen seitens
Bund und Armee praktisch aus. Selbst mit allen verfligbaren Informationen und dem Herbeiziehen
demografischer Daten konnte das Alimentierungsproblem nicht nachgerechnet werden. Bis heute
gibt es keine transparente und nachvollziehbare Aufschliisselung, wieso ein Alimentierungsproblem
bei der Armee zustande kommen sollte. Samtliche Stellungnahmen bewegten sich im nebuldsen
Bereich. Die GSoA ist Uiberzeugt, dass sich die meisten anderen staatlichen Institutionen eine solche
Form der Unprofessionalitdt nicht ohne Konsequenzen erlauben kdnnten. Was bei dieser Diskussion
auffallt, ist, dass standig die Abgange in den Zivildienst als Hauptproblem dargestellt wurde. Die GSoA
kann sich keine andere Erklarung vorstellen, als dass seitens VBS und Armee der Zivildienst als
Siindenbock fiir ein angebliches Alimentierungsproblem der Armee herhalten soll, um politische
Massnahmen zur Schwachung des Zivildienstes mehrheitsfahig zu machen. Diese Annahme entstand
nicht zuletzt dadurch, dass in dieser Alimentierungsfrage keine Transparenz und Nachvollziehbarkeit
herrscht.

Die GSoA ist mit der Einflihrung eines Artikel 6b AO alles andere als einverstanden. Nachdem klar
wurde, dass die Armee trotz anderslautendem Narrativ widerrechtlich zu gross ist, machte es den
Anschein, als ware dieser Umstand selbst den hdchsten Behorden nicht bewusst gewesen. Nachdem
man sich als Bundesrat wahrend Uber zwei Jahren nicht an das Gesetz hielt, soll jenes kurzerhand
geandert werden. Dieses Vorgehen kann nur als unprofessionell und unserits bezeichnet werden.
Ebenso stossend ist, dass diese sehr gewichtige Anderung im erlduternden Bericht praktisch keine
Erwahnung findet. Unter Kapitel 3, Grundziige der Vorlage, kommt diese Anderung tiberhaupt nicht
vor. Erneut fehlt eine nachvollziehbare Begriindung, weshalb die Armee vor einem
Alimentierungsproblem stehen soll. Der Bundesrat nimmt mit der vorgeschlagenen Anpassung der
Verordnung, die den maximalen Bestand regelt, in Kauf, dass der illegale Zustand weiterhin andauert,
anstatt moglichst schnell eine Gesetzeskonformitat zu erreichen. Denn gemass dem neuen Artikel 6b
AO soll der Bundesrat fiinf Jahre nach Inkrafttreten der Revision vom maximalen Effektivbestand
abweichen kdnnen. Wann diese Revision in Kraft treten kann, ist jedoch ungewiss. Die GSoA kritisiert
dieses bewusste Vorgehen scharf und fordert von der Einfiihrung des Artikels 6b AO abzusehen. Die
wenigen Begriindungen, die im erlduternden Bericht auffindbar sind, halten wenig stand. Um der
veridnderten Bedrohungslage zu entsprechen, braucht es keine Uberschreitung des maximalen
Effektivbestands. Der Effektivbestand von 140'000 hat unabhangig der Bedrohungslage zum Ziel, dass
der Sollbestand von 100'000 erreicht wird. Die 140'000 sind kein Richt- sondern ein Maximalwert, der
auch unterschritten werden darf. Die GSoA ist der Ansicht, dass auch ein Effektivbestand von unter
140'000 den Sollbestand gewahrleisten kann, alleine schon mit den Angehdrigen im
Durchdienermodell, die nicht zum Effektivbestand gezahlt werden. Sollte der Sollbestand von 100'000
mit weniger als 140'000 im Effektivbestand nicht erreicht werden kénnen, so ware dies auszufihren
und zu begriinden, was bedauerlicherweise im erlauternden Bericht nicht der Fall ist und auch sonst
bisher nie passierte.

Alle Geschehnisse rund um die Frage der Alimentierung seit der Bekanntgabe des widerrechtlichen
Uberbestands machen insgesamt den Anschein, dass man im VBS auf diesen Umstand schlicht nicht
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vorbereitet war und nun die Strategie lautet, das Narrativ so zu drehen, dass man aufgrund des Kriegs
in der Ukraine flexibel in der Bestandesfrage sein miisse — obwohl diese Verknipfung mehrere Lécher
birgt. Die GSoA stellt betreffend die Punkte zur Alimentierungsfrage folgende Forderungen:

e Von der Einflihrung des Artikels 6b AO ist abzusehen.

e Der Bundesrat hat eine nachvollziehbare Begriindung zu liefern, weshalb die Armee ein
Alimentierungsproblem hat oder ein solches bevorsteht. Samtliche Nachrechnungen kommen
auf ein ganz anderes Ergebnis. Solange nachvollziehbare Berechnungsgrundlagen fehlen,
bleibt das Alimentierungsproblem lediglich eine Behauptung.

e In der Alimentierungsfrage ist endlich Transparenz zu schaffen. Dies schliesst sowohl oben
angefiigte Forderung mit ein, als aber auch eine Rekonstruktion der Handlungs- und
Entscheidungsschritte des VBS bzw. des Bundesrats. Bisher wurde nicht kommuniziert, wie es
soweit kommen konnte, dass der Bundesrat gegen das Legalitatsprinzip verstosst.

e Der erlduternde Bericht ist unter Kapitel 3.1.1 um Ausfihrungen inklusive Begrindungen fir
das gewahlte Vorgehen rund um den Effektivbestand zu ergédnzen, wie es bei den anderen
Bestimmungen ebenfalls gemacht wird. Was sind die Ziele, der Handlungsbedarf und weshalb
wurde die gewahlte Losung praferiert? Diese Ausfiihrungen fehlen fiir die Bestandsthematik
ganzlich, was nicht verstandlich ist. Ebenso soll der Bundesrat ausfiihren, wie er die Riickkehr
zum Legalitatsprinzip in dieser Frage zu erreichen gedenkt.

Grundziige der Vorlage
Flexibilisierung bei Grundausbildung und Ausbildungsdiensten

Grundsatzlich begrisst die GSoA Massnahmen, welche eine flexiblere Absolvierung der Dienstpflicht
ermoglichen. Jedoch ist klar zu betonen, dass diese nicht zum Nachteil der Stellungspflichtigen
ausfallen dirfen. So sieht die GSoA kein Problem darin, Hochstzahlen von Diensttagen zu
flexibilisieren (Art. 151a Abs. 1 Bst. b-d). Von einer Abweichungsbestimmung betreffend die
Altersgrenze fir die Militdrdienstpflicht ist jedoch abzusehen. Art. 13 Abs. 1 Bst. a™"sieht vor, dass
Militardienstpflichtige, die bis nach dem 24. Altersjahr nicht rekrutiert wurden, dennoch
Wehrpflichtersatz zahlen missen. Aus Sicht der GSoA ist es nicht haltbar, Personen mit einer Abgabe
zu bestrafen, die beispielsweise schuldlos nicht rekrutiert wurden. Aus demselben Grund lehnt die
GSoA die Abweichungsbestimmung unter Art. 151a Abs. 1 Bst. a klar ab, nach der der Bundesrat die
Altersgrenze anpassen konnen soll. Im erlduternden Bericht schreibt der Bundesrat auf Seite 19: «Bei
einer spdteren Revision wiirde sich die nachhaltige Weiterentwicklung der Ausbildungs- und
Dienstleistungsmodelle verzégern, welche den stetig wandelnden militdrischen und gesellschaftlichen
Anforderungen angemessen Rechnung tragen miissen.» Die Erfahrung hat gerade in Bezug auf das
leider nach wie vor nicht nachvollziehbare «Alimentierungsproblem» gezeigt, dass mit solchen
Bestimmungen zugunsten der militdrischen und eben nicht der gesellschaftlichen Bediirfnisse
gehandelt wird.

Sicherstellen der Betriebskontinuitat und Erh6hung der Resilienz

Die GSoA ist weiterhin der Auffassung, dass es zum Schutz des Cyberraumes nicht einer Institution
Armee bedarf. Unter der Pramisse, dass dieser Bereich aber dort angesiedelt ist, begrisst sie die
Anstrengungen in diesem Bereich, da er lange Zeit vernachlassigt wurde und verschiedene Vorfille in
Vergangenheit den Bedarf verdeutlicht haben. Deshalb ist die GSoA mit dem neuen Artikel 95 MG
einverstanden. Jedoch sieht sie die Kompetenzverschiebung von Bundesrat und Parlament hin zur
Armeeverwaltung sehr kritisch und erwartet eine situationsgerechte Umsetzung und Handhabung
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dieser Kompetenz. Die GSoA ist zudem weiterhin nicht damit einverstanden und erachtet es als
Fehler, dass das Nationale Zentrum fir Cybersicherheit dem VBS unterstellt ist.

Aktualisierung der Requisitionsinstrumente

Nicht einverstanden ist die GSoA mit dem erweiterten Artikel 80 MG und Art. 80a MG. Diese
Bestimmungen gehen lber den CER hinaus und verleihen der Armeeverwaltung auch hier
Kompetenzen, die sie aktuell nicht hat und aus Sicht der GSoA auch nicht notwendig sind. Die GSoA
beantragt, die Kompetenzverschiebung zur Armeeverwaltung auf jene Aspekte zu beschranken, die
sich auf den CER beziehen und nicht die gesamten, bisherigen Bestimmungen unter Artikel 80 MG
einschliessen.

Sicherstellen des Schutzes militarischer Fernmeldeanlagen

Grundsatzlich bleibe die Haltung dieselbe wie bei den oberen beiden Punkten. Da die Kompetenz
beim Bundesrat liegt, in allen Lagen solche Einschrankungen vorzunehmen, gibt sich die GSoA mit
Artikel 100a MG einverstanden.

Weiterentwicklung der militdrischen Friedensforderung

Die GSoA stellt sich seit jeher gegen militarische Auslandeinsatze. Folglich lehnt die GSoA vehement
ab, solche Einsatze ohne entsprechendes UNO- oder OSZE-Mandat wahrzunehmen. Dies entspricht
einer Lockerung der Bestimmungen. Als neutraler Staat mit einem hohen diplomatischen Ansehen
und einer humanitaren Tradition soll sich die Schweiz nicht an militdrischen Auslandsmissionen,
sondern in der zivilen Friedensférderung engagieren. Auch aus armeefreundlicher Sicht erschliesst
sich der GSoA dieser Schritt nicht: Angesichts der aktuellen Diskussion um die Verteidigungsfahigkeit
der Armee kann es kaum von Interesse sein, die Bemihungen um Entsendung militdrischen Personals
ins Ausland zu intensivieren. Wenn solche Missionen — bewaffnet oder unbewaffnet — durchgefiihrt
werden, dann missen sie mindestens im strikten Rahmen von friedenserhaltenden UNO-Missionen
stattfinden.

Die GSoA lehnt sdmtliche Anderungen in diesem Abschnitt ab.

Forschung und Entwicklung bei der Beschaffung von Armeematerial und Regelung der Offset-
Geschafte

Die GSoA stellt sich ganz klar dagegen, innovative Technologieentwicklungen vermehrt zu
militarisieren. Die Schweiz geniesst noch einen guten Ruf eines humanitdren Landes mit angesehenen
und attraktiven Hochschulen. Eine militdrische Annaherung und der bewusste Anstoss, zivile
Innovationen und Forschung zu militarisieren, steht diesem Ruf und den Haltungen der GSoA
diametral entgegen. Die GSoA steht seit jeher fir ein Verbot von Kriegsmaterialexporten und ein
Rickbau der Schweizer Ristungsindustrie — hier romantisierend STIB genannt — ein. Gerade in der
gegenwartigen Debatte um die Neutralitdt muss sich die Schweiz endlich die grundsatzliche Frage
nach der Notwendigkeit und Legitimierbarkeit einer eigenen Ristungsindustrie stellen. Mit Artikel
109¢c MG passiert genau das Gegenteil.

Die GSoA ist hochst beunruhigt, Gber den Einfluss, den die Lobby der hiesigen Riistungsfirmen
offenbar ausiibt. Weitere Auswirkungen dessen sehen wir beispielsweise in der Lockerung des
Kriegsmaterialgesetzes, wonach von Lieferungen in Blrgerkriegslander und
menschenrechtsverletzende Staaten unter «besonderen Umstanden» erlaubt werden sollen, was der
Bundesrat unterstiitzt. Mit solchen Vorhaben und auch dem hier vorgeschlagenen werden ganz
bewusst Profitmaximierungen Gber den Humanitarismus gestellt, in dessen Tradition eigentlich auch
der Bundesrat die Schweiz sieht oder sehen sollte, und der militdrische mit dem zivilen Bereich
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zunehmend vermischt. Dass dies schief gehen kann, musste mit diversen Skandalen rund um Dual-
Use-Gliter leider immer wieder festgestellt werden.

Auch der Rechtsgrundlage fiir Offset-Geschafte kann die GSoA wenig abgewinnen. Es wirkt fast schon
zynisch, dass im selben Abschnitt die Transformation von ziviler in militarische Forschung gestarkt
werden soll, gleichzeitig aber die Abhangigkeit der Schweizerischen Ausriistung von auslandischen
Produzenten betont wird. Es ist bekannt, dass Offset-Geschafte ihre Wirkung nicht entfalten und nur
ein Bruchteil der eigentlichen Kompensationen tatsachlich eingehalten werden. Sie verursachen sogar
hohere Kosten, wie es Oskar Schwenk, ehem. Prasident des Flugzeugbauers Pilatus berichtete.

Militarisches Statut und Erhohung der Durchlassigkeit bei Graden und Funktionen

Die GSoA begrisst diese Massnahme. Die fehlende Flexibilitdt und Vereinbarkeit mit dem Berufsleben
sind zwei von den grossten individuellen Problemen von Angehdorigen der Armee, insbesondere fiir
jene, die sich lediglich durch den staatlichen Zwang in der Armee befinden. Mehr Flexibilitat auf
freiwilliger Basis begriissen wir deshalb, es sei aber zu betonen, dass die Freiwilligkeit im Vordergrund
steht und gewahrt sein muss.

Anpassungen bei der Militdrdienstpflicht, Ersatz des Erwerbsausfalls und Riickerstattung von
Ausbildungskosten

Meldung von Daten iiber Stellungspflichtige durch die Einwohnergemeinde

Die GSoA ist mit der Ergdnzung in Art. 11 MG einverstanden, Zwecks Reduktion des Blirokratischen
Aufwands. Die GSoA lehnt die obligatorische Dienstpflicht als Ganzes jedoch nach wie vor ab.

Abschaffung Dienstbefreiung fiir Geistliche

Ablehnend steht die GSoA der Dienstbefreiung fiir Geistliche gegenliber. Die Argumentation ist zwar
stimmig und die Anderung unter der Pramisse der Dienstpflicht nachvollziehbar. Jedoch wiaren mit
den teilweise gleichen Argumenten auch Frauen oder Menschen ohne Schweizer Pass aufzubieten. In
Zeiten, in denen die Gleichstellung der Geschlechter Fortschritte macht und die Welt sich zunehmend
globalisiert, ist es nicht mehr zeitgemass, sich auf geschlechterspezifische Unterscheidungen oder
Staatszugehdrigkeiten unabhangig vom Lebensort zu stiitzen, aber dennoch wird es gemacht. Die
GSoA lehnt die obligatorische Dienstpflicht ab und erachtet jegliche Ausweitung der davon
betroffenen Menschen als eine Verschlechterung der Situation. Daher lehnt sie auch diese Anderung
ab.

Riickgéingigmachung der Beférderung bei Nichtbestehen des praktischen Dienstes

Die Anderung, nach der Degradierungen bei Nichtbestehen des praktischen Dienstes erfolgen kdnnen
sollen, unterstitzt die GSoA im Grundsatz. Wir erhalten regelmdssig Berichte von unqualifizierten
Vorgesetzten, die sich fehl verhalten. Es muss moglich sein, solche Personen von ihrem vorgesetzten
Grad zu entfernen, ohne dass ein Strafverfahren notwendig ist. Jedoch mdochte die GSoA deutlich
betonen, dass solche Abklarungen unbedingt im Voraus intensiviert werden miissen. Die Erkenntnis,
ob eine Person fir einen Grad geeignet ist oder nicht, muss im Voraus geschehen und es sollte nur im
absoluten Ausnahmefall notwendig sein, sie zu degradieren. Ausserdem soll diese Anderung nicht
ermoglichen, dass drill-orientierte Personen diese Kompetenz nutzen, um Beforderte zu degradieren,
die «zu wenig hart» mit der Truppe umgehen oder etwas in dieser Art.

Ergéinzung Stellungspflichtige bei Hinderungsgriinden fiir die Uberlassung der persénlichen Waffe
Die GSoA steht der Erganzung in Artikel 113 MG sehr skeptisch gegentiber. Die Verwendung des

Begriffs «terminologische Ausdehnung» ist eine massive, fast schon dreiste Untertreibung. Die
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Anderung erméglichst es, Einsicht in die Strafregister jedes mannlichen Schweizer Biirgers zu
erlangen. Das ist ein sehr starker Eingriff in die Privatsphére vieler Menschen, welcher dem VBS mit
dieser vermeintlich simplen Anderung erméglicht wird. Selbstverstandlich sollen ungeeignete
Menschen keinen Zugang zu einer Waffe erhalten. Das Problem entsteht fiir die GSoA aber schon viel
friher, namlich bei der Annahme, dass es eine gute Idee sei, jeden Blirger als wehrpflichtig zu
erklaren und mit einer Waffe auszustatten. Gabe es diese Pflicht nicht, missten auch diese
datenschutztechnisch heiklen Abklarungen nicht oder zumindest in viel geringerem Ausmass
erfolgen. Zudem haben einige Falle gezeigt, dass ehemals untaugliche Personen zu spaterem
Zeitpunkt als tauglich erklart wurden und Zugang zu einer Waffe erhielten, die diese dann
unrechtmissig einsetzten. Die GSoA lehnt diese Anderung ab und pladiert dafiir, die psychologischen
Abkldrungen zu intensivieren.

Riickerstattungspflicht von Ausbildungskosten

Die GSoA lehnt die Bestimmung nach einer Riickerstattungspflicht von Ausbildungskosten ab. Zum
einen ist die Bestimmung in Artikel 40c MG viel zu unprazise («in einer gewissen Zeitspanne» oder
«eine Mindestanzahl Tage»). Somit ist nicht klar, ob Personen, die beispielsweise wahrend des
Dienstes unverschuldet untauglich werden, ebenfalls davon betroffen waren, was fir die GSoA nicht
vertretbar ware. Ausserdem findet es die GSoA nur richtig, dass je nach Funktion eine Ausbildung
erfolgt, die auch im zivilen Bereich anerkannt wird, da die Stellungspflichtigen schon zum Dienst
gezwungen werden. Im erlauternden Bericht wird auf Seite 27 argumentiert, dass diese Bestimmung
die Dienstbereitschaft erhoht werden kann. Jedoch argumentiert die GSoA eher in die andere
Richtung, dass eine Riickerstattungspflicht die Dienstbereitschaft von Anfang an schmalern kénnte.
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3003 Bern

hans.wipfli@vtg.admin.ch
Bern, 08.03.2024

Stellungnahme der Information Security Society Switzerland (ISSS) —
Revision des Militargesetztes

Sehr geehrte Frau Bundesratin Amherd
Sehr geehrter Herr Wipfli

Wir mdchten uns fur die Mdglichkeit zur Anhérung im Rahmen der Teilrevision des Militdrgesetzes
bedanken und nehmen hiermit gerne Stellung zum Entwurf. Unsere Stellungnahme bezieht sich le-
diglich auf die fir uns relevanten Themen.

Die Information Security Society Switzerland (ISSS) ist der fUhrende Fachverband in der Schweiz auf
dem Gebiet der ICT-Sicherheit, welchem heute mehr als 1'100 Einzel- und Firmenmitglieder aus Wirt-
schaft, Verwaltung und Wissenschaft angehéren. ISSS setzt sich mit den technischen, wirtschaftli-
chen, regulatorischen und gesellschaftspolitischen Aspekten von ICT-Sicherheit und Informations-
schutz auseinander. Als Fachgruppe ,Security” sind wir zudem in enger Partnerschaft mit swissICT,
dem grdssten ICT-Fachverband der Schweiz.

Art. 95i.V.m. Art. 80 E-MG

Mit Art. 95 i.V.m. Art. 80 E-MG soll die rechtliche Grundlage geschaffen werden, um selbst in der
«normalen Lage», d.h. weit im Vorfeld einer besonderen oder ausserordentlichen Lage, Requisitions-
guter von Dritten (z.B. privaten Unternehmen) zu requirieren und/oder die Nutzung von Requisitions-
gutern einzuschranken oder zu verbieten; dies, um angesichts der wachsenden Gefahr von Cyberan-
griffen und anderen hybriden Bedrohungen den Betrieb von systemrelevanten Anlagen und Einrich-
tungen, namentlich von kritischen Infrastrukturen und fir die Versorgung (Lieferketten) der Armee
relevante Unternehmen, in allen Lagen aufrechterhalten und sicherstellen zu kénnen. Die Requisiti-
onsinstrumente sollen erweitert werden und neu insbesondere auch beherrschbare Naturkrafte wie
Strom, Daten und Funkfrequenzen, Immaterialgiter sowie Arbeits- und Dienstleistungen umfassen.

Gemass Art. 95 Abs. 2 und Abs. 4 E-MG hat die Militdrverwaltung bzw. die Armee, welche zum Schutz

der Lieferketten der Armee und der militarischen Informations- und Kommunikationstechnologie so-
wie zur Erhaltung der Betriebskontinuitat und der Resilienz gegenuber Bedrohungen, insbesondere
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bei Bedrohungen im Cyberbereich oder bei hybriden Bedrohungen, die Nutzung von Requisitionsg-
tern einschranken oder verbieten bzw. Requisitionsguter requirieren will, die Genehmigung des Bun-
desrates einzuholen. Der Entscheid wird durch die Militarverwaltung bzw. Armee verfugt. Werden die
durch die Armee beantragten Massnahmen vom Bundesrat genehmigt, stellt dies unter Umsténden
einen massiven Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit der betroffenen Personen bzw. Unternehmen dar
(vgl. Art. 27 Abs. 2 Bundesverfassung), der nur unter strengen Voraussetzungen iberhaupt zulassig
sein durfte (vgl. insb. Art. 36 BV), erst recht, wenn die Massnahmen in der normalen Lage ergriffen
werden. Wir vertreten die Ansicht, dass besonders das Erfordernis der Verhaltnismassigkeit in diesem
Fall problematisch ist.

Wir erachten es daher als zwingend, dass der Bundesrat vor einem Entscheid Uber die Bewilligung
von Massnahmen nach Art. 95 E-MG in der normalen Lage die Betroffenen (Wirtschaft, Betreiber
kritischer Infrastrukturen, IKT- und Cybersecurity-Unternehmen) rechtliches Gehér verschafft und
diese zu den beantragten Massnahmen der Armee Stellung beziehen kdnnen, namentlich zur Ver-
haltnismassigkeit und den wirtschaftlichen Folgen der beantragten Massnahmen. Nur so kann ge-
wahrleistet werden, dass der Bundesrat die Interessen der Betroffenen richtig erfassen und gewichten
kann, was mit Blick auf die Prifung der Verhaltnismassigkeit bzw. Zumutbarkeit der Massnahmen fur
die Betroffenen unerlasslich ist. Um dem Grundsatz der Verhaltnismassigkeit bereits in Art. 95 E-MG
Rechnung zu tragen, muss die Moglichkeit zur Stellungnahme durch die Betroffenen im Gesetz selbst
festgeschrieben werden.

Hybride Kriegsfiihrung: Cyberbedrohungen und deren Qualifizierung

Eine der destabilisierendsten Wirkungen der hybriden Kriegfiihrung ist, dass die klare Feststellung,
ob man sich in Friedenszeiten oder in einem Konflikt befindet, keine bindre Antwort mit sich zieht,
sondern dass man sich in einer stdndigen Ambiguitat und Unsicherheit befindet. Der nachste Angriff
ist heute einen Mausklick entfernt, wadhrenddessen Panzer an der Grenze fur alle sichtbar sind. Ver-
starkt wird dieser Umstand dadurch, dass die Zugehorigkeit der Angreifer zu einem Staat oder einer
privaten Organisation teilweise nicht eindeutig ist, und Cyberangriffe oftmals mit niedrigen - und im
Vergleich zu konventionellen Operationen sehr niedrigen Kosten - verbunden sind. Obschon das
Schadenspotenzial von Cybermitteln im Kriegsfall tendenziell Uberschatzt wird'", zersetzt die resultie-
rende Ambiguitat das Sicherheitsgefihl.

Ausgehend davon, dass in der hybriden Kriegsfuhrung eine stetige, latente Cyber-Bedrohungslage
existiert, stellt sich die Frage, was fur eine Eskalationsstufe eintreten muss, damit eine Requisition
oder Einschrankung durch den Bundesrat in Friedenszeiten als verhaltnismassig erscheint.

e Erflllt z.B. eine anhaltende DDOS-Attacke auf die Webseite portal-armee.ch die Kriterien ei-
ner solchen Eskalationsstufe? Angehdrige der Armee kénnten nicht mehr auf Informationen
bezlglich WKs und Marschbefehle zugreifen. Dadurch sind Transport und Verteilung der
Krafte gefahrdet.

e Muss der Angriff schon im Gang sein, bzw. bereits geschehen sein?

e Sollen, z.B. aufgrund von nachrichtendienstlich gesammelten Informationen, vorbeugend
Massnahmen getroffen werden?

Im Kern geht es um die Definition einer ausserordentlichen Lage in Friedenszeiten in Bezug auf Cy-
berbedrohungen, die massive Eingriffe in private Unternehmen legitimiert. Wir kennen eine Kategori-
sierung aus der Pandemie'“! ;aber (noch) nicht aus Bedrohungsszenarien von Cyberangriffen.

' Siehe Maschmeyer, L. (2023): Hybrider Krieg - Vorstellung und Wirklichkeit. URL: https://css.ethz.ch/content/dam/ethz/special-interest/gess/cis/center-for-securitieg-
studies/pdfs/CSSAnalyse332-DE.pdf

2 Das Faktenblatt des Bundesamtes fiir Gesundheit beschreibt, gestiitzt auf das Epidemiengesetz, die Voraussetzungen fiir den Eintritt der normalen, besonderen und
ausserordentlichen Lage und die daraus fiir den Bundesrat abgeleiteten Kompetenzen. URL:



https://css.ethz.ch/content/dam/ethz/special-interest/gess/cis/center-for-securities-studies/pdfs/CSSAnalyse332-DE.pdf
https://css.ethz.ch/content/dam/ethz/special-interest/gess/cis/center-for-securities-studies/pdfs/CSSAnalyse332-DE.pdf
https://www.newsd.admin.ch/newsd/message/attachments/60477.pdf
https://chc-word-edit.officeapps.live.com/we/wordeditorframe.aspx?ui=de&rs=de-DE&wopisrc=https%3A%2F%2Fissswitzerland.sharepoint.com%2Fsites%2FIntranetISSSVorstand%2F_vti_bin%2Fwopi.ashx%2Ffiles%2F3113722ee5c5456792aaf264c249a122&wdenableroaming=1&mscc=1&hid=BFAE12A1-909F-8000-501A-BF175542BB4E.0&uih=sharepointcom&wdlcid=de&jsapi=1&jsapiver=v2&corrid=42f894ba-d4dd-cdd0-a848-84d3be38071c&usid=42f894ba-d4dd-cdd0-a848-84d3be38071c&newsession=1&sftc=1&uihit=docaspx&muv=1&cac=1&sams=1&mtf=1&sfp=1&sdp=1&hch=1&hwfh=1&dchat=1&sc=%7B%22pmo%22%3A%22https%3A%2F%2Fissswitzerland.sharepoint.com%22%2C%22pmshare%22%3Atrue%7D&ctp=LeastProtected&rct=Normal&wdorigin=ItemsView&wdhostclicktime=1709812163026&instantedit=1&wopicomplete=1&wdredirectionreason=Unified_SingleFlush#_ftn1

Deswegen empfehlen wir, dass der Bund eine beispielhafte und belastbare Kategorisierung von Cy-
berbedrohungen verdffentlicht. Wir verstehen eine solche Kategorisierung als eine vertrauensstei-
gernde Massnahme, welche die Bedrohungen durch Cyberangriffe in der Wirtschaft und Gesellschaft
besser bekannt macht und dadurch die Bevdlkerung sensibilisiert.

Wir empfehlen daher, Art. 95 Abs. 2 sowie Abs. 6 E-MG zu erganzen (rot):

«Solche Massnahmen bedurfen der Genehmigung durch den Bundesrat. Der Bundesrat unterbreitet
die beantragten Massnahmen in Friedenszeiten den Betroffenen vorgangig zur Stellungnahme und
berucksichtigt die Stellungnahme im Bewilligungsentscheid. »

Art. 95 VE-MG Abs. 6 (neu): Der Bund erstellt und veréffentlicht eine Kategorisierung von Cyberbe-

drohungsszenarien, die eine Requisition- oder Einschrankungsmassnahme in Friedenszeiten be-
grinden.

Wir bedanken uns fiir die Mdglichkeit einer Stellungnahme und hoffen, dass unsere Anliegen so weit
als méglich berucksichtigt werden kénnen.

Bei Fragen stehen wir lhnen gerne zur Verfigung.
Freundliche Grlsse
Information Security Society Switzerland

Marcel Zumbihl Arié Malz Dario Walder
Co-Prasident Co-Prasident Vizeprasident
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Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesversammliung liber die Verwaltung
der Armee und der Armeeorganisation; Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 hat das Eidgendssische Departement fur Verteidigung, Be-
volkerungsschutz und Sport die Kantonsregierungen eingeladen, im Rahmen einer Vermehmlassung
zur Anderung des Bundesgesetzes Uber die Armee und die Militdrverwaltung (Militargesetzes, MG)
und der Verordnung der Bundesversammlung uber die Verwaltung der Armee und der Armeeorgani-
sation Stellung zu nehmen. Der Regierungsrat des Kantons Aargau dankt lhnen fiir diese Gelegen-
heit, die er gerne wahrnimmt.

Mit den vorgeschlagenen Anderungen ist der Regierungsrat bis auf zwei Anmerkungen einverstan-
den. Er begriisst die Anderungen in Zusammenhang mit neuen oder verstarkt wirkenden Bedrohun-
gen wie Cyber War und dem Einsatz von Drohnen. Die vorgeschlagenen Gesetzesanderungen zie-
len auf die Starkung der Betriebskontinuitat, die Resilienz von Betrieben und Einrichtungen der
Armee, den Schutz militarischer Fernmeldeanlagen, sowie auf die Starkung der wehr- und sicher-
heitstechnischen Forschung und Entwicklung ab. Des Weiteren begrusst der Regierungsrat die An-
derungen zur Aftraktivitdtssteigerung des Militrdiensts. Dazu zahlen beispielsweise die Flexibilisie-
rung des Ausbildungs- und Dienstleistungssystems oder die Schaffung von Informationsplattformen.

Bemerkungen zu einzelnen Gesetzesartikeln

Bundesgesetz {iber die Armee und die Militirverwaltung (Militargesetz, MG) vom 3. Februar
1995

Der Regierungsrat ist der Meinung, dass Art. 40c MG in Art. 29f MG integriert werden kann. Beide
Artike! betreffen die Ausbildungsgutschriften; ein zusatzlicher Artikel zur Riickerstattungspflicht von
Ausbildungskosten ist nicht notwendig.

Das Eidgenossische Departement fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz und Sport schidgt eine Neu-
formulierung von Art. 51 Abs. 2 MG vor:

"Der Wiederholungskurs dauert fiir die Mannschaft tangstens 19 Tage, fir die anderen Militardienst-
pflichtigen langstens 26 Tage."



Es ist korrekt, dass Wiederholungskurse fur die Mannschaft grundsatzlich 19 Tage dauern. Es gibt
jedoch Ausnahmeflle, bei denen Mannschaftsgrade zur Dienstleistung in den Kadervorkurs (KVK)
aufgeboten werden. Zum Beispiel stellen Kéche, Fahrer oder Blroordonnanzen die logistische Un-
terstitzung im KVK sicher. Die abschliessende Formulierung in Art. 51 Abs. 2 MG ist deswegen irre-
fuhrend. Der Regierungsrat fordert eine Umformulierung:

"Der Wiederholungskurs dauert fir die Mannschaft in der Regel 19 Tage, fiir die anderen Miitar-
dienstpflichtigen langstens 26 Tage."

Anderungen in den iibrigen Erlassen

Zu den geplanten Anderungen in den tbrigen Erlassen hat der Regierungsrat keine Erganzungen.

Wir danken Ihnen fur die Berlicksichtigung unserer Vernehmiassung.
Freundliche Griisse

Im Namen des Regierungsrats

....---. =
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Dr. Markus Dieth \ Joana Filippi /4

Landammann Staatsschreiberin

Kopie
+ hans.wipfli@vtg.admin.ch
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Herisau, 29. Februar 2024

Eidg. Vernehmlassung; Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesversamm-
lung uber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation; Stellungnahme des Regie-
rungsrates von Appenzell Ausserrhoden

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 wurden die Kantonsregierungen vom eidgendssischen Departement fiir
Verteidigung, Bevélkerungsschutz und Sport eingeladen, sich zur Anderung des Militargesetzes sowie der Ver-
ordnung der Bundesversammlung Uber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation bis 8. Marz 2024
vernehmen zu lassen.

Der Regierungsrat von Appenzell Ausserrhoden nimmt dazu wie folgt Stellung:

Er begriisst grundsétzlich die vorgesehenen Anderungen des Militirgesetzes sowie der Verordnung der Bun-
desversammlung uber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation und hat nur wenige Anmerkun-
gen. Insbesondere die aufgrund der Verschlechterung der sicherheitspolitischen Lage in Europa seit spates-
tens Februar 2022 vorgeschlagenen Anderungen befiirwortet der Regierungsrat.

Im erlauternden Bericht (S. 54 f.) wird darauf verwiesen, dass die Requisition wahrend der normalen Lage
(ausserhalb der militdrischen Lagen gemass Militargesetz) mit den Eigentiimerinnen und Eigentiimern sowie
Dienstleistungsanbietern geplant werde. Diese neuen Bestimmungen werden grosse Auswirkungen auf den
offentlichen Dienst, die Unternehmen sowie auf Einzelpersonen zeitigen und erhebliche Kosten verursachen.
Der Regierungsrat ersucht daher um Prazisierung dieses Abschnitts sowie um Mitteilung, wie die Ermittlung
der Kostentragung zu erfolgen hat.

Betreffend Art. 29c E-MG ist darauf hinzuweisen, dass unter lit. d «durch Einquartierung bei Privaten.» auch
Hotels und Gastronomiebetriebe subsumiert werden.

Des Weiteren begriisst der Regierungsrat die Anderungen in Art. 48b E-MG, welche zur Bewaltigung von Kata-
strophen und Notlagen fir das Gesundheitswesen von Bedeutung sind. Der Regierungsrat weist jedoch darauf
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hin, dass mit dieser Regelung die Bediirfnisse in der zivilen Katastrophenmedizin nicht zwingend gedeckt sind.
Fir den zivilen Bereich mussten ebenfalls entsprechende Mittel zur Verfiigung gestellt werden.

Betreffend Art. 81 Abs. 1 lit. c und Abs. 2 E-MG ist schliesslich unklar, was unter der Anordnung eines «militari-
schen Betriebs» genau zu verstehen ist. Der Regierungsrat ersucht daher um entsprechende Erlduterungen
und Prazisierungen.

Wir danken lhnen fir die Moglichkeit zur Stellungnahme.
Freundliche Grusse

Im Auftrag des Regierungsrates
—2 / / ~ 7

-

>
/

Dr. iur. Roger Nobs,vRatschreiber
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Appenzell, 7. Marz 2024

Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber die
Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation
Stellungnahme Kanton Appenzell |.Rh.

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 haben Sie uns die Vernehmlassungsunterlagen zur
Anderung des Militdrgesetzes, der Verordnung der Bundesversammiung (ber die Verwaltung
der Armee und der Armeeorganisation zukommen lassen,

Die Standeskommission hat die Unterlagen geprift. Sie ist mit den Anderungen einverstanden
und begriisst insbesondere die Anderungen im Zusammenhang mit den neuen oder verstarkt
wirkenden Bedrohungen (z.B. Cyber War, Einsatz von Drohnen). Die Starkung der Betriebskon-
tinuitat, die Resilienz von Betrieben und Einrichtungen der Armee, der Schutz militdrischer
Fernmeldeanlagen sowie die Starkung der wehr- und sicherheitstechnischen Forschung und
Entwicklung sind in Anbetracht der sicherheitspolitischen Entwicklungen wichtige Schritte in die
richtige Richtung. Ferner steigern die Flexibilisierung des Ausbildungs- und Dienstleistungssys-
tems oder die Schaffung von Informationsplattformen die Attraktivitdt des Militardiensts.

Die Standeskommission weist daraufhin, dass die Bildungsangebote im Bereich der Militar- und
Katastrophenmedizin auch fiir die zivile Katastrophenmedizin wichtig sind und daher fir letztere
zugénglich sein missen. Im Weiteren schliesst sich die Standeskommission der Stellungnahme
der RK MZF vom 12. Januar 2024 an.

Wir danken Ihnen fiir die Méglichkeit zur Stellungnahme und griissen Sie freundlich.

Im Auftrage von Landammann und Standeskommission
Defxﬂatschreiber:

7/
) JL
Markus Dérig

Zur Kenntnis an:

- Justiz-, Polizei- und Militardepartement Appenzell |.Rh., Marktgasse 10d, 9050 Appenzell
- Standerat Daniel Fassler, Weissbadstrasse 3a, 9050 Appenzell

- Nationalrat Thomas Rechsteiner (thomas.rechsteiner@parl.ch)
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Liestal, 27. Februar 2024

Vernehmlassung betreffend Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesver-
sammlung tber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation

Sehr geehrte Frau Bundesréatin

Besten Dank fur die Gelegenheit zur Meinungséusserung. Wir unterstlitzen die vorgeschlagenen
Anderungen im Militdrrecht. Mit einer Flexibilisierung bei den Rekrutenschulen und Wiederho-
lungskursen wird das Milizsystem gestéirkt. Im Welteren entspricht die vorgesehene weitere Digita-
lisierung einem BedUrfnis aller Beteiligten.

Zu den einzelnen Bestimmungen hat die Regierungskonferenz Militar, Zivilschutz und Feuerwehr
eine Stellungnahme verfasst, welche wir unterstiitzen. Nachfolgend geben wir diese Bemerkungen
zu einzelnen Bestimmungen wieder:

Zu Artikel 26 Militargesetz

Art. 26 ist wie folgt zu ergénzen:

Die Militardienstpflichtigen missen ausser Dienst die folgenden Amtstermine wahrnehmen:

[.]

d. Ruckgabe der personlichen Ausr[]stung nach Beenden der Militdrdienstpflicht.

Begrindung: In der Praxis gibt es immer wieder Rlckfragen und Unklarheiten, ob der Termin fiir
die Riickgabe der personlichen Ausriistung nach Beenden der Militardienstpflicht besoldet und mit
EQO entschédigt wird. Eine Klarstellung, dass es sich bei diesem Termin um einen Amtstermin
handelt, wirde die betroffenen Personen gegendber ihren Arbeitgebern starken. Wer den Termin
fur die Rickgabe der personlichen Ausristung nach Beenden der MilitArdienstpflicht nicht wahr-
nimmt, wird bis dato je nach Kanton auf unterschiedlicher gesetzlicher Grundlage bestraft. Der
Kanton Bern bestraft die Angehdrigen der Armee fiir das Nichtwahrnehmen des Termins fiir die
Rickgabe der persénlichen Ausristung nach Beenden der Militardienstpflicht auf der Basis von
Artikel 72 Absatz 3 Militérstrafgesetz (Nichtbefolgung von Dienstvorschriften in leichten Fallen) mit
einer Disziplinarbusse. Der Kanton Zirich dagegen bestraft auf der Basis von Artikel 180 Absatz 1
Buchstabe a Militérstrafgesetz das Begehen eines Disziplinarfehlers mit einer Disziplinarbusse.
Insbesondere im Falle einer Beschwerde wére es zentral, dass sich die Kantone auf eine eindeuti-
ge gesetzliche Grundlage berufen kénnten, und dass die Handhabung in der ganzen Schweiz ein-
heitlich ware.
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Zu Artikel 80 Militdrgesetz

Fir die 6ffentliche Sicherheit und Gesundheit zustdndigen Dienste, wie die Polizeikorps, sind von
der Regelung auszunehmen.

Begrindung: Die Moglichkeit der Requmerung wird von (un)beweglichem Eigentum auf be-
herrschbare Naturkréfte wie etwa Strom, Daten und Funkfrequenz, Immaterialgiiter sowie Arbeits-
und Dienstleistungen ausgeweitet. Zudem wird nun die Méglichkeit einer Nutzungseinschrankung
oder eines Nutzungsverbots eingeflhrt. Die Polizei sowie andere Blaulichtorganisationen und das
Spitalwesen miissen daher im Falle von Aktivdienst damit rechnen, dass die Nutzung von verflig-
barem Strom, von Funkfrequenzen und weiteren Ressourcen der Armee zur Verfigung gestellt,
eingeschrankt oder verboten wird. Es besteht ein erhebliches dffentliches Interesse, dass die Poli-
zei (und andere Blaulichtorganisationen sowie das Spitalwesen) von der Regelung ausgenommen
werden. Sollte der Bundesrat an seiner Regelungsabsicht festhalten, wére ein militarischer Zugriff
auf die genannten Dienste gesetzlich als absclute ultima ratio zu verankern.

Zu Artikel 95

Fir die dffentliche Sicherheit und Gesundheit zustdndigen Dienste, wie die Polizeikorps, sind von
der Regelung auszunehmen.

Begriindung: Diese Bestimmung halt fest, dass mit Genehmigung durch den Bundesrat auch in
Friedenszeiten und unabhéngig von einem Armeeeinsatz zum Schutz der Lieferketten der Armee
und der militdrischen Informations- und Kommunikationstechnologie sowie zur Erhaltung der Be-
triebskontinuitdt und der Resilienz gegeniiber Bedrohungen, insbesondere im Cyberbereich, die
Nutzung von Requisitionsgiitern eingeschréankt oder verboten werden kann. Ausgenommen davon
ist die Funkfrequenz. Damit missen die Polizeien sowie andere Blaulichtorganisationen und das
Spitalwesen jederzeit damit rechnen, dass die Armee die Nutzung von RequirierungsgUtern, die
durchaus Ressourcen der Polizei darstellen kénnen, einschrénkt, verbietet oder solche Giiter re-
quiriert. Es besteht ein erhebliches &ffentliches Interesse, dass die Polizei (und andere Blaulichtor-
ganisationen sowie das Spitalwesen) von der Regelung ausgenommen werden. Soilte der Bun-
desrat an seiner Regelungsabsicht festhalten, wére ein militdrischer Zugriff auf die genannten
Dienste gesetzlich als absolute ultima ratio zu verankern.

Zu Artikel 100a Militérgesetz

Fir die 6ffentliche Sicherheit und Gesundheit zustdndigen Dienste, wie die Polizeikorps, sind von
der Regelung auszunehmen.

Begrindung: Die Militdrverwaltung und die Armee kénnen neu zum Schutz von militérischen
Fernmeldeanlagen und zur Wahrung der Sicherheit die zustandige zivile Beh&rde anweisen, die
Nutzung von Fernmeldeanlagen und Betriebsmittein drtlich und zeitlich begrenzt einzuschrénken
oder zu verbieten. Diese Massnahmen bedirfen der Genehmigung durch den Bundesrat. Gemass
erlauterndem Bericht ist diese Massnahme unter Umsténden bereits in der normalen Lage und
auch vor einem Truppenaufgebot notwendig, um rechtzeitig die notwendigen Nachrichten beschaf-
fen zu kénnen. Sofern eine Polizei sowie andere Blaulichtorganisationen und das Spitalwesen
Fernmeldeinfrastruktur nutzt und/oder betreibt, die von dieser Regelung betroffen sein kénnten,
mussen sie mit solchen Einschrankungen rechnen. Es besteht ein erhebliches &ffentliches interes-
se, dass die Polizei {(und andere Blaulichtorganisationen sowie das Spitalwesen) von der Regelung
ausgenommen werden. Sollte der Bundesrat an seiner Regelungsabsicht festhalten, ware ein mili-
tarischer Zugriff auf die genannten Dienste gesetzlich als absolute ultima ratio zu verankern.

Zu Art. 131 Abs. 1 Militirgesetz
Absatz 1 ist wie folgt zu ergénzen: [...] sowie — soweit méglich — die dazu notwendigen [...]

Vernehmlassung betreffend Anderung des Militdrgesetzes, der Verordnung der Bundesversammiung dber die Verwaltung der Armee
und der Armeecrganisation, 27. Februar 2024 23
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Begrindung: Die Gemeinden kénnen nicht in jedem Fall die geeigneten Raumlichkeiten und Plat-
ze mit den erforderlichen Einrichtungen und Geréaten zur Verfligung stelien.

Hochachtungsvoll
/:L /;l-? ) V4 a / | _
/ // ? ////// v E //c’”_ﬁu c/%,@:}f I C
Monica Gschwind Elisabeth Heer Dietrich
Regierungsprasidentin Landschreiberin

Vemehmlassung batreffend Anderung des Militirgesetzes, der Verardnung der Bundesversammlung ber die Verwaltung der Ammee
und der Armeeorganisation, 27. Februar 2024 313



Regierungsrat des Kantons Basel-Stadt
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Basel, 5. Marz 2024
Regierungsratsbeschluss vom 5. Marz 2024

Vernehmlassung Anderung des Militirgesetzes und der Verordnung der Bundesversamm-
lung liber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation
Stellungnahme des Kantons Basel-Stadt

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 hat die Vorsteherin des Eidgen6ssischen Departements
fur Verteidigung, Bevélkerungsschutz und Sport (VBS) die Kantone eingeladen, sich zur Ande-
rung des Militargesetzes und der Verordnung der Bundesversammliung iber die Verwaltung der
Armee und der Armeeorganisation zu dussern. Wir danken lhnen fir die Gelegenheit zur Stel-
lungnahme.

Grundsétzliche Bemerkungen:

» Der Kanton Basel-Stadt begriisst im Grundsatz die Anderungen, die aufgrund der Verschlech-
terung der sicherheitspolitischen Lage in Europa vorgeschlagen werden. So zielen die vorge-
sehenen Gesetzesanderungen in Bezug auf die Starkung der Betriebskontinuitat, die Resilienz
von Betrieben und Einrichtungen der Armee, den Schutz militdrischer Fernmeldeanlagen so-
wie die Starkung der wehr- und sicherheitstechnischen Forschung und Entwicklung in diese
Richtung. Weiter zu begriissen sind die Anderungen im Kontext der Attraktivitétssteigerung
des Militardienstes. Dazu z&hlen beispielsweise die Flexibilisierung des Ausbildungs- und
Dienstleistungssystems oder die Schaffung von Informationsplattformen.

e Auch begrisst der Kanton Basel-Stadt die Anderungen in Art. 48b, die zur Bewaltigung von
Katastrophen und Notlagen fiir das Gesundheitswesen von Bedeutung sind. Die Anderungen
werden auch von der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren
(GDK) und der Vereinigung der Kantonsarztinnen und Kantonsarzten der Schweiz (VKS) expli-
zit gestutzt. Wir weisen aber darauf hin, dass entsprechende Bildungsangebote auch fir die
zivile Katastrophenmedizin wichtig wéren. So war im Zuge der Transition des Koordinierten
Sanitatsdienstes (KSD) von der Armee zum Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz (BABS) zeit-
weise nicht gesichert, ob die Mittel fiir die Aus-, Weiter- und Fortbildung in Militér- und Kata-
strophenmedizin nach wie vor zur Verfiigung stehen. Fiir die zivile Katastrophenmedizin
sollten ebenfalls entsprechende Mittel zur Verfligung gestellt werden.
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» Kritisch beurteilt der Kanton Basel-Stadt, dass die Frage der Kostenfolge nicht abschliessend
geklart ist bzw. dass offengelassen wird, wie die Kostenlibernahme zwischen Bund und Kanto-
nen ermittelt wird. Im Erlauternden Bericht (S. 54) wird darauf hingewiesen, dass neu nur er-
hebliche Nutzungseinschrénkungen bzw. -verbote zu einem Entschadigungsanspruch fihren
sollen. Allenfalls wiirden drastischere Massnahmen sowie héhere Kosten entstehen. « Wer von
Bund und Kantonen diese tragen miisste, ist zu ermitteln». Wir bitten Sie, den letzten Punkt
genauer auszufihren und zu definieren, wie diese Ermittlung erfolgen soll.

Anmerkungen zu einzelnen Artikeln des Militdrgesetzes:
» Art. 26 ist wie folgt zu erganzen:
Die Militardienstpflichtigen miissen ausser Dienst die folgenden Amtstermine wahrnehmen:

[..]

d. Rickgabe der persénlichen Ausriistung nach Beenden der Militardienstpflicht.

Begriindung: In der Praxis gibt es immer wieder Rickfragen und Unklarheiten, ob der Termin
fur die Rickgabe der persénlichen Ausriistung nach Beenden der Militardienstpflicht entscha-
digt wird. Eine Klarstellung, dass es sich bei diesem Termin um einen Amtstermin handelt,
wiirde die betroffenen Personen gegentber ihren Arbeitgebern starken. Wer den Termin fiir
die Rickgabe der personlichen Ausriistung nach Beenden der Militardienstpflicht nicht wahr-
nimmt, wird bis dato je nach Kanton auf unterschiedlicher gesetzlicher Grundlage bestraft. Ins-
besondere im Falle einer Beschwerde ist es zentral, dass sich die Kantone auf eine eindeutige
gesetzliche Grundlage berufen kénnen und dass die Handhabung in der ganzen Schweiz ein-
heitlich ist.

e Zu Artikel 80:
Far die offentliche Sicherheit und Gesundheit zustédndige Dienste, wie die Blaulichtorganisatio-
nen sowie das Spitalwesen, sind von der Regelung auszunehmen.

Begriindung: Die Méglichkeit der Requirierung wird von (un)beweglichem Eigentum auf be-
herrschbare Naturkrafte wie etwa Strom, Daten und Funkfrequenz, Immaterialgiter sowie Ar-
beits- und Dienstleistungen ausgeweitet. Zudem wird nun die Méglichkeit einer Nutzungsein-
schrankung oder eines Nutzungsverbots eingefiihrt. Die Polizei sowie andere Blaulicht-
organisationen und das Spitalwesen miissen daher im Ernstfall (Anordnung Aktivdienst) damit
rechnen, dass die Nutzung von verfiigbarem Strom, von Funkfrequenzen und weiteren Res-
sourcen der Armee zur Verfligung gestellt, eingeschréankt oder verboten wird. Es besteht ein
erhebliches &ffentliches Interesse, dass Blaulichtorganisationen sowie das Spitalwesen von
der Regelung ausgenommen werden. Sollte der Bundesrat an seiner Regelungsabsicht fest-
halten, wére ein militérischer Zugriff auf die genannten Dienste gesetzlich als Ultima Ratio zu
verankern.

e Zu Artikel 95:
Far die offentliche Sicherheit und Gesundheit zustandige Dienste, wie die Blaulichtorganisatio-
nen sowie das Spitalwesen, sind von der Regelung auszunehmen.

Begriindung: Diese Bestimmung halt fest, dass mit Genehmigung durch den Bundesrat auch
in Friedenszeiten und unabhangig von einem Armeeeinsatz zum Schutz der Lieferketten der
Armee und der militdrischen Informations- und Kommunikationstechnologie sowie zur Erhal-
tung der Betriebskontinuitat und der Resilienz gegeniiber Bedrohungen, insbesondere im Cy-
berbereich, die Nutzung von Requisitionsgitern eingeschréankt oder verboten werden kann.
Ausgenommen davon ist die Funkfrequenz. Damit missen die Polizeien sowie andere Blau-
lichtorganisationen und das Spitalwesen jederzeit damit rechnen, dass die Armee die Nutzung
von Requirierungsgitern, die durchaus Ressourcen der Polizei darstellen kbnnen, einschrankt,
verbietet oder solche Glter requiriert. Es besteht ein erhebliches &ffentliches Interesse, dass
Blaulichtorganisationen sowie das Spitalwesen von der Regelung ausgenommen werden.
Sollte der Bundesrat an seiner Regelungsabsicht festhalten, ware ein militarischer Zugriff auf
die genannten Dienste gesetzlich als Ultima Ratio zu verankern.
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e Zu Artikel 100a:
Fir die offentliche Sicherheit und Gesundheit zustandige Dienste, wie die Blaulichtorganisatio-
nen sowie das Spitalwesen, sind von der Regelung auszunehmen.

Begriindung: Die Militdrverwaltung und die Armee kénnen neu zum Schutz von militarischen
Fernmeldeanlagen und zur Wahrung der Sicherheit die zusténdige zivile Behdrde anweisen,
die Nutzung von Fernmeldeanlagen und Betriebsmitteln &rtlich und zeitlich begrenzt einzu-
schrénken oder zu verbieten. Diese Massnahmen bedirfen der Genehmigung durch den Bun-
desrat. Gemass erlduterndem Bericht ist diese Massnahme unter Umsténden bereits in der
normalen Lage und auch vor einem Truppenaufgebot notwendig, um rechtzeitig die notwendi-
gen Nachrichten beschaffen zu kdnnen. Sofern eine Polizei sowie andere Blaulichtorganisatio-
nen oder Spitaler die Fernmeldeinfrastruktur nutzen und/oder betreiben, missten sie so mit
den entsprechenden Einschrankungen rechnen. Es besteht daher ein erhebliches éffentliches
Interesse, dass Blaulichtorganisationen sowie Spitéler von der Regelung ausgenommen wer-
den. Sollte der Bundesrat an seiner Regelungsabsicht festhalten, ware ein militarischer Zugriff
auf die genannten Dienste gesetzlich als Ultima Ratio zu verankern.

e ZuArt. 131 Abs. 1:
Absatz 1 ist wie folgt zu erganzen: [...] sowie — soweit mdglich — die dazu notwendigen [...]
Begrindung: Die Gemeinden kénnen nicht in jedem Fall die geeigneten Raumlichkeiten und
Platze mit den erforderlichen Einrichtungen und Geréaten zur Verfiigung stellen.

Wir danken Ihnen fiir die Beriicksichtigung unserer Anmerkungen.

Mit freundlichen Griissen
Im Namen des Regierungsrates des Kantons Basel-Stadt

f NI\ T734 -

Lukas Engelbexger Barbara Schiipbach-Guggenbiihl
Vizeprasident Staatsschreiberin
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RRB Nr.: 173/2024 28. Februar 2024

Direktion: Sicherheitsdirektion

Klassifizierung: Nicht klassifiziert

Vernehmlassung des Bundes: Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bun-
desversammlung iiber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation
Stellungnahme des Kantons Bern

Sehr geehrte Frau Bundesprésidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Der Regierungsrat des Kantons Bern bedankt sich fir die Zustellung der Unterlagen und fur die
Moglichkeit zur Stellungnahme.

1. Grundsatzliches

Der Regierungsrat des Kantons Bern stimmt den vorgesehenen Anderungen grundsatzlich zu.
Insbesondere unterstitzt er die in Artikel 48b vorgenommene Anpassung des Begriffs «Gesund-
heitsfachpersonen» mit «Personen mit einer Tatigkeit im militarischen Gesundheitsweseny,
dank der sichergestellt wird, dass andere im Bereich des militarischen Gesundheitswesens ta-
tige Personen, wie beispielsweise Rettungssanitdterinnen und -sanitéater sowie Psychothera-
peutinnen und -therapeuten, von der Aus-, Weiter- und Fortbildung nicht ausgeschlossen sind.
Dass neu neben der Aus- und Weiterbildung nun auch die Fortbildung im militarischen Gesund-
heitswesen geregelt wird, begriissen wir. Die Pflicht zur stetigen Fortbildung — also das Vertie-
fen, Erweitern und Verbessern beruflicher Kenntnisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten — ist aus
unserer Sicht sehr sinnvoll. Begrlissenswert ist auch die Verkntipfung von Forschung an die
Aus-, Weiter- und Fortbildung, da es die Integration vom aktuellen Wissensstand in die Lehre
ermoglicht. Dabei ist es wichtig, dass die Forschung geltende ethische Grundsétze und gesetzli-
che Grundlagen wie das Humanforschungsgesetz beriicksichtigt.

Es ist dem Regierungsrat jedoch ein zentrales Anliegen, dass die zivilen Sicherheitskréfte — na-
mentlich die kantonalen Polizeikorps — auch wahrend eines méglichen Aktivdienstes operatio-
nell bleiben. Wir bitten Sie deshalb nachdriicklich um Beriicksichtigung der nachfolgenden An-
trége, insbesondere jene zu den Artikeln 80, 95 und 100a Militdrgesetz.
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2 Antrage

21 Artikel 11 Militirgesetz: Die Anderung ist in der Botschaft besser zu begriinden.

Begriindung: Laut dem Erlduternden Bericht kénnen aufgrund der heutigen Regelung (welche
die Meldung von Namen, Vornamen, Wohnadresse und AHV-Nummer vorsieht) nicht alle not-
wendigen Daten fiir die Stellungspflicht erhoben werden. Worin das Defizit generell oder in be-
stimmten Fallen liegt, wird nicht erldutert. Gleichzeitig wiirde der Bundesrat, an den die Festle-
gung der zu meldenden Daten neu delegiert werden soll, von Vorherein nur Daten nach Artikel
6 Registerharmonisierungsgesetz auswahlen kénnen, wobei nicht ersichtlich ist, welche zusétz-
lichen Angaben der Stellungpflichtigen noétig wéren.

2.2 Artikel 26 Militargesetz ist wie folgt zu ergédnzen:

Die Militardienstpflichtigen miissen ausser Dienst die folgenden Amtstermine wahrmehmen:

[..]
d. Riickgabe der persénlichen Ausriistung nach Beenden der Militardienstpflicht.

Begriindung: In der Praxis gibt es immer wieder Riickfragen und Unklarheiten, ob der Termin
fur die Ruickgabe der personlichen Ausriistung nach Beenden der Militardienstpflicht besoldet
und mit EO entschédigt wird. Eine Klarstellung, dass es sich bei diesem Termin um einen Amts-
termin handelt, wiirde die betroffenen Personen gegeniiber ihren Arbeitgebern starken.

Wer den Termin fur die Ruckgabe der personlichen Ausriistung nach Beenden der Militdrdienst-
pflicht nicht wahrnimmt, wird bis dato je nach Kanton auf unterschiedlicher gesetzlicher Grund-
lage bestraft. Der Kanton Bern bestraft die Angehérigen der Armee fiir das Nichtwahrnehmen
des Termins fur die Riickgabe der persoénlichen Ausriistung nach Beenden der Militardienst-
pflicht auf der Basis von Artikel 72 Absatz 3 Militarstrafgesetz (Nichtbefolgung von Dienstvor-
schriften in leichten Féllen) mit einer Disziplinarbusse. Der Kanton Ziirich dagegen bestraft auf
der Basis von Artikel 180 Absatz 1 Buchstabe a Militarstrafgesetz das Begehen eines Diszipli-
narfehlers mit einer Disziplinarbusse." Insbesondere im Falle einer Beschwerde wéire es zentral,
dass sich die Kantone auf eine eindeutige gesetzliche Grundlage berufen kénnten und dass die
Handhabung in der ganzen Schweiz einheitlich wére. Nur so kann die Nichtbefolgung auch ef-
fektiv durchgesetzt werden.

23 Artikel 80 Militargesetz: Fiir die 6ffentliche Sicherheit und Gesundheit zentrale
Dienste, wie das Polizeikorps, sind von der Regelung auszunehmen.

Begriindung: Die Mdéglichkeit der Requirierung wird von (un)beweglichem Eigentum auf be-
herrschbare Naturkrafte wie etwa Strom, Daten und Funkfrequenz, Immaterialgiiter sowie Ar-
beits- und Dienstleistungen ausgeweitet. Zudem wird nun die Mdéglichkeit einer Nutzungsein-
schrankung oder eines Nutzungsverbots eingefiihrt.

Die Kantonspolizei Bern sowie andere Blaulichtorganisationen und das Spitalwesen miissen da-
her im Falle von Aktivdienst durch die Truppen damit rechnen, dass die Nutzung von verfligba-
rem Strom, die Funkfrequenzen und weitere Ressourcen der Armee zur Verfligung gestellt wer-
den missen, eingeschrankt oder verboten wird. Es besteht ein erhebliches 6ffentliches Inte-
resse, dass die Kantonspolizei (und andere Blaulichtorganisationen sowie das Spitalwesen) von

' Beilage zur Entl g flr Arm gehorige (zh.ch) (aufgerufen am 15. Dezember 2023),
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der Regelung ausgenommen werden. Sollte der Bundesrat an seiner Regelungsabsicht festhal-
ten, wére ein militérischer Zugriff auf die genannten Dienste gesetzlich als absolute ultima ratio
zu verankern.

24 Artikel 95 Militargesetz: Fir die 6ffentliche Sicherheit und Gesundheit zentrale
Dienste, wie das Polizeikorps, sind von der Regelung auszunehmen.

Begriindung: Diese Bestimmung hélt fest, dass mit Genehmigung durch den Bundesrat auch in
Friedenszeiten und unabh&angig von einem Armeeeinsatz zum Schutz der Lieferketten der Ar-
mee und der militdrischen Informations- und Kommunikationstechnologie sowie zur Erhaltung
der Betriebskontinuitat und der Resilienz gegeniiber Bedrohungen, insbesondere im Cyberbe-
reich, die Nutzung von Requisitionsgltern eingeschrankt oder verboten werden kann. Ausge-
nommen davon ist die Funkfrequenz.

Damit mussen die Kantonspolizei Bern sowie andere Blaulichtorganisationen und das Spitalwe-
sen jederzeit damit rechnen, dass die Armee die Nutzung von Requirierungsgtitern, die durch-
aus Ressourcen der Kapo darstellen kdnnen, einschrankt, verbietet oder solche Giter requiriert.
Es besteht ein erhebliches offentliches Interesse, dass die Kantonspolizei (und andere Blau-
lichtorganisationen sowie das Spitalwesen) von der Regelung ausgenommen werden. Sollte der
Bundesrat an seiner Regelungsabsicht festhalten, wére ein militarischer Zugriff auf die genann-
ten Dienste gesetzlich als absolute ultima ratio zu verankern.

25 Artikel 100a Militdrgesetz: Fiir die 6ffentliche Sicherheit und Gesundheit zentrale
Dienste, wie das Polizeikorps, sind von der Regelung auszunehmen.

Begriindung: Die Militédrverwaltung und die Armee kénnen neu zum Schutz von militérischen
Fernmeldeanlagen und zur Wahrung der Sicherheit die zustédndige zivile Behtérde anweisen, die
Nutzung von Fernmeldeanlagen und Betriebsmitteln drtlich und zeitlich begrenzt einzuschran-
ken oder zu verbieten. Diese Massnahmen bediirfen der Genehmigung durch den Bundesrat.
Gemadss erlduterndem Bericht ist diese Massnahme u. U. bereits in der normalen Lage und
auch vor einem Truppenaufgebot notwendig, um rechtzeitig die notwendigen Nachrichten be-
schaffen zu kénnen.

Sofern die Kantonspolizei Bern sowie andere Blaulichtorganisationen und das Spitalwesen
Fernmeldeinfrastruktur nutzt und/oder betreibt, die von dieser Regelung betroffen sein kdnnten,
missen sie mit solchen Einschrankungen rechnen. Es besteht ein erhebliches éffentliches Inte-
resse, dass die Kantonspolizei (und andere Blaulichtorganisationen sowie das Spitalwesen) von
der Regelung ausgenommen werden. Sollte der Bundesrat an seiner Regelungsabsicht festhal-
ten, wére ein militarischer Zugriff auf die genannten Dienste gesetzlich als absolute ultima ratio
zu verankern.

26 Kapitel 1.2.3 «Fortbildung und Forschung im militdrischen Gesundheitswesen»
im Erlduternden Bericht ist zu prazisieren.

Begriindung: Mit der Aussage «zwecks Gewahrleistung einer hochstehenden medizinischen
Versorgung auch im Bereich des militarischen Gesundheitswesens — und nicht lediglich im zivi-
len Gesundheitswesen — eine adaquate Fortbildung und Forschung sicherzustellen» entsteht
der Eindruck, dass die Fortbildung vollstandig im zivilen Bereich geregelt ist. Das Medizinalbe-
rufegesetz, respektive die formulierte Fortbildungspflicht in den Berufspflichten in Artikel 40
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MedBG, bezieht sich jedoch nur auf universitare Medizinalberufe. Auch in den Erladuterungen
zur Artikel 48b wird von einer analogen Pflicht zur Fortbildung von Pflegefachfrauen und -mén-
nern gesprochen und auf Artikel 16 Buchstabe b GesBG verwiesen?. Diese Bestimmung regelt
jedoch nur, dass diese Gesundheitsberufe ihre Kompetenzen durch kontinuierliches lebenslan-
ges Lernen vertiefen. «Lernen» ist jedoch ein sehr unscharfer Begriff und einer Fortbildung
schlechter gestellt. Im Bereich der Pflege existieren unseres Wissens nur unverbindliche Emp-
fehlungen einiger Fachgesellschaften, jedoch keine einheitliche gesetzliche Regelung zur Fort-
bildung. Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass durch den Einbezug aller Personen mit einer
Tatigkeit im militarischen Gesundheitswesen, der militdrische Bereich dem zivilen in Hinsicht auf
eine gesetzliche Regelung der Fortbildung bessergestellt ist.

27 Artikel 179t Buchstabe a Bundesgesetz iiber die militdrischen Informationssys-
teme: Der Wortlaut ist dahingehend zu dndern.

Es ist unmissverstéandlich klar zu machen, dass die Teilnahme an den genannten Datenbe-
schaffungen und weiteren Bearbeitungen fiir alle genannten Personen freiwillig ist.

Begriindung: In den Erlduterungen steht: «Diese Personen kénnen freiwillig ihre Daten zu den
in Artikel 179t genannten Zwecken bekanntgeben und auswerten lassen» (wobei schon hier un-
klar ist, ob sich das Wort «diese» nur auf die letztgenannten «weiteren freiwillig Teilnehmen-
den» oder auf alle Personen bezieht). Mit Blick auf die schweren Grundrechtseingriffe durch ein
Profiling nach Art. 2b MIG halten wir es fiir zwingend erforderlich, dass auch alle Stellungs-
pflichtigen, Angehérigen der Armee und des militidrischen Personals sowie Mitarbeitenden der
Gruppe Verteidigung der betreffenden Datenbearbeitung zustimmen miissen, was aus dem
Wortlaut von Art. 179t Bst. a VE-MIG nicht klar ersichtlich ist. Auch Art 179v VE-MIG bringt nicht
die notige Klarung, weil nebst der vorgangigen Einwilligung der betroffenen Person (Bst. a)
auch andere Informationsquellen genannt werden.

Der Regierungsrat dankt Ihnen fUr die Berlicksichtigung seiner Anliegen.

Freundliche Grilsse

Im Namen des Regierungsrates

-

Philippe Miller Christoph Auer \
Regierungsprasident Staatsschreiber
Verteiler

— Direktion fur Inneres und Justiz
Finanzdirektion

Gesundheits-, Sozial- und Integrationsdirektion
Datenschutzaufsichtsstelle (DSA)

? Erléuternder Bericht, S. 37
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Département fédéral de la défense, de la
protection de la population et des sports
Maulbeerstrasse 9

3003 Berne

Courriel : hans.wipfli@vtg.admin.ch

Fribourg, le 27 février 2024

2024-122

Modification de la loi sur ’'armée, de 'ordonnance de I’Assemblée fédérale
concernant ’'administration de I’'armée et de I’'ordonnance sur I’organisation de
I’'armée — Procédure de consultation

Madame la Conseillére fédérale,

Par courrier du 22 novembre 2023, vous nous avez consultés sur 1’objet cité en titre, et nous vous en
remercions. Notre réponse se fonde principalement sur celle de la Conférence gouvernementale des
affaires militaires, de la protection civile et des sapeurs-pompiers (CG MPS).

Nous approuvons fondamentalement les modifications proposées dans les projets mentionnés. Nous y
sommes en particulier favorables en raison de la détérioration de la situation en matiere de politique de
sécurité a laquelle est confrontée I’Europe, a tout le moins depuis février 2022. Ce sont, par exemple,
des modifications en relation avec des menaces nouvelles ou intensifiées, comme la guerre
cybernétique et I’utilisation de drones. Les modifications de la loi envisagées tiennent compte de cet
¢état de fait, notamment en visant a renforcer la continuité des activités et la résilience des ouvrages et
des installations militaires, la protection des installations militaires de télécommunications, ainsi que la
recherche et le développement dans le domaine de la technique de défense et de sécurité. Nous nous
réjouissons par ailleurs des modifications dont I’objectif est I’accroissement de 1’attrait du service
militaire, notamment I’assouplissement du systéme de formation et de prestations de services, ou
encore la création de plates-formes d’information.

Nous formulons en outre les commentaires spécifiques suivants.
Ad art. 48b

Concernant 1’art. 48b relatif a I’instruction, au perfectionnement, a la formation continue et a la
recherche dans le domaine du systéme de santé militaire, nous relevons que les modifications prévues
sont importantes pour le domaine de la santé lorsqu’il s’agit de faire face a des catastrophes et a des
situations d’urgence. Ces modifications bénéficient du reste également du soutien explicite de la
Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé (CDS) et de I’ Association des
médecins cantonaux de Suisse (AMCS). Mais nous soulignons que des offres de formation
correspondantes seraient nécessaires ¢galement pour la médecine de catastrophe civile. En effet, lors
du passage du Service sanitaire coordonné (SSC) de I’armée a 1’Office fédéral de la protection de la
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population (OFPP), la disponibilité des moyens requis pour la formation initiale et continue dans les
domaines de la médecine militaire et de la médecine de catastrophe n’a pas toujours été certaine. La
formation initiale, le perfectionnement et la formation continue dans les domaines de la médecine
militaire et de la médecine de catastrophe ont toujours été de I’intérét de la CDS, dans le sens d’une
mesure préventive en vue de crises et de catastrophes a venir. Ainsi, tant la CG MPS que la CDS se
sont également exprimées dans ce sens envers la Commission de la politique de sécurité du Conseil
des Etats (CPS-E). Nous mentionnons encore que les dispositions figurant dans la base Iégale ne
signifient pas nécessairement que les besoins concernant la médecine de catastrophe civile seraient
couverts. Des moyens appropriés devraient donc également étre mis a disposition pour le domaine
civil.

Ad art. 80

S’agissant de ’art. 80 relatif aux obligations matiére de restriction ou d’interdiction d’utilisation, a la
réquisition et la mise hors d’usage, le rapport explicatif mentionne qu’en vertu des principes régissant
I’expropriation, seules des interdictions ou restrictions considérables d’utilisation devraient, désormais,
donner droit a un dédommagement. Et d’ajouter : « Dans tous les cas, des mesures ou des
conséquences drastiques en résulteront. Il est donc possible que les colts soient plus élevés. Il faudra
déterminer s’ils sont a la charge de la Confédération ou des cantons. » (p. 54). Comme ces nouvelles
dispositions auront des effets de grande portée pour le service public, pour les entreprises et méme
pour les individus, et pourront générer des colits importants, nous vous prions de clarifier plus
précisément ce dernier point et de nous faire savoir comment cette « détermination » se déroulera.

Ad art. 103

Nous proposons une reformulation de ’art. 103 al. 3bis LAAM, de la maniére suivante : « Les
militaires qui aaeeermphssent ne réussissent pas le service pratique visé a I’art. 55, al. 2, apres leur
promotion se voient retirer leur promotion. » Cette modification ne concerne que le texte en francais. Il
s'agit d’une erreur de traduction depuis l'allemand. Le texte en allemand ainsi que le rapport explicatif
prévoient clairement la réussite du service pratique (bestehen).

Ad section 6 LSIA

Nous saluons 1’ajout de cette nouvelle section relative au sport et les efforts ainsi déployés pour
introduire de nouveaux processus sous forme numérique. A ’heure actuelle, 1’ére numérique est
solidement ancrée dans la société, et les administrations publiques se doivent de suivre cette
évolution. En ce qui concerne la plateforme d'information de I’armée, nous soutenons également
I’idée d'accéder aux données personnelles via des connexions sécurisées. Cela contribuera a rendre
les échanges entre 1’administration et les recrues plus efficaces. Néanmoins, nous mettons I’accent
sur la nécessité d’un acces informatique simple et intuitif afin d’assurer un confort d'utilisation
optimal. Notre Service cantonal du sport a lui-méme rencontré de nombreuses complications avec
les acces a la banque de données nationale J+S pendant plusieurs mois, si bien que nous espérons
que la mise en place de la plateforme de I’armée sera conviviale, d’autant plus que le projet
n'envisage pas d’autres alternatives que le format numérique.

Concernant le systeme d'information spécifique au domaine sportif, il semble tout a fait judicieux
de centraliser les données relatives aux tests effectués ainsi qu’a I’état de santé des recrues. Nous
approuvons également la disponibilité des données pour les militaires qui le souhaitent. Bien que la
protection des données soit un enjeu délicat, il est compréhensible que I’acces a ces informations
soit restreint au strict nécessaire. Il semble malgré tout logique que le personnel militaire et les
collaborateurs du Groupement Défense aient accés aux informations des militaires. Cependant, nous



Conseil d’Etat CE
Page 3 de 3

nous interrogeons sur la nouvelle durée de conservation fixée a un mois, méme si celle-ci a déja été
prolongée par rapport a la précédente durée d’une semaine. Nous espérons que cette durée sera
suffisante. En ce qui concerne les centres de recrutement, nous soulignons I’importance pour le
corps médical d'avoir un accés complet a I'ensemble des données enregistrées depuis le recrutement.
Sur la question de I’intégration des psychologues dans le corps médical, nous sommes totalement en
accord, soulignant lI'importance de la santé psychique aussi bien que physique.

Enfin, pour le traitement des données dans 1’ISport, nous suggérons que la déclaration de
consentement pourrait aussi €tre réalisée sous forme numérique, étant donné le contexte
préalablement évoqué.

En vous remerciant une nouvelle fois de nous avoir consultés, nous vous prions de croire, Madame
la Conseillére fédérale, a I’assurance de nos sentiments les meilleurs.

Au nom du Conseil d’Etat :

Jean-Pierre Siggen, Président

Jean-Pierre Siggen

Signature électronique qualifiée - Droit suisse

Danielle Gagnaux-Morel, Chanceliere d’Etat

Danielle Gagnaux-Morel

slactronique ifide - Droit suisse

L original de ce document est établi en version électronique

Copie

a la Direction de la sécurité, de la justice et du sport, pour elle, le Service de la sécurité civile et militaire et le Service du sport ;
a la Direction de I'économie, de I'emploi et de la formation professionnelle ;

a la Chancellerie d'Etat.



REPUBLIQUE ET CANTON DE GENEVE

Geneéve, le 28 février 2024

FOST TENEBASS LU

Le Conseil d’Etat

Département fédéral de la défense, de
988-2024 la protection de la population et des

sports DDPS

Madame Viola Amherd

Conseillére fédérale

Palais fédéral Est

3003 Berne

Concerne : modification de la loi sur 'armée, de I'ordonnance de I’Assemblée
fédérale concernant I'administration de I'armée et de I'ordonnance sur
I'organisation de I'armée

Madame la Conseillére fédérale,

Votre courrier du 22 novembre 2023, par lequel vous nous avez soumis le projet de
modification de la loi sur lI'armée, de |'ordonnance de |'Assemblée fédérale concernant
I'administration de I'armée et de I'organisation de I'armée, a retenu notre meilleure attention
et nous vous en remercions.

Aprés une analyse approfondie de votre demande, notre Conseil approuve les projets de
révision proposés. Les ajustements projetés constituent un fondement nécessaire au
développement de notre armée et a son adaptation aux nouvelles menaces émergentes.

Nous souhaitons toutefois vous faire part des deux observations qui suivent.

Premiérement, une analyse approfondie de la répartition des colts lors de mesures de
réquisition devra étre entreprise afin de déterminer la responsabilité financiére, compte tenu
des montants potentiellement élevés qui peuvent en découler.

Deuxiémement, il convient de s'assurer que les administrations militaires cantonales sont
bien incluses dans le terme "administration militaire", notamment a l'article 64a du chapitre 9
LAAM traitant des plateformes d'information. Cette clarification est indispensable pour définir
les actions possibles des administrations militaires cantonales lors de ['utilisation des
plateformes électroniques de la Confédération.



Dans ce cadre, nous saluons également la démarche visant a clarifier la mise a disposition
des autorités militaires cantonales des données des conscrits, facilitant ainsi

I'accomplissement de leurs missions.

En vous remerciant de l'attention que vous porterez a la présente, nous vous prions de
croire, Madame la Conseillére fédérale, a I'assurance de notre parfaite considération.

AU NOM DU CONSEIL D'ETAT

Le président :

i tonio Hodgers

Copie a (version Word et PDF) : hans.wipfli@vtg.admin.ch
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kanton glarus S E-Mail: staatskanzlei@gl.ch
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Regierungsrat
Rathaus
8750 Glarus

Eidgendssisches Departement

fur Verteidigung, Bevolkerungsschutz
und Sport VBS

Bundeshaus Ost

3003 Bern

Glarus, 5. Marz 2024
Unsere Ref: 2023-324

Vernehmlassung zur Anderungen des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesver-
sammlung liber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation

Hochgeachtete Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Das Eidgendssische Departement fir Verteidigung, Bevolkerungsschutz und Sport gab uns
in eingangs genannter Angelegenheit die Moglichkeit zur Stellungnahme. Dafur danken wir
und teilen Ihnen mit, dass wir zur Vorlage keine Bemerkungen bzw. Erganzungen anzubrin-
gen haben.

Genehmigen Sie, hochgeachtete Frau Bundesratin, sehr geehrte Damen und Herren, den
Ausdruck unserer vorzuglichen Hochachtung.

Freundliche Grilisse

Fiir den Reegierungsrat

ﬂ. ff./u?'

Bemjamin/Miihlemann pad Baranyi
ann atsschreiber

E-Mail an (PDF- und Word-Version): hans.wipfli@vtg.admin.ch



KANTON
LUZERN

Justiz- und Sicherheitsdepartement
Bahnhofstrasse 15

Postfach 3768

6002 Luzern

Telefon 041 228 59 17

J;;j:i:_%_ls;h Eidgendssisches Departement fir Vertei-
digung, Bevolkerungsschutz und Sport
(VBS)
per E-Mail

hans.wipfli@vtg.admin.ch

Luzern, 27. Februar 2024

Protokoll-Nr.: 192

Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber die
Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation; Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Fur die Gelegenheit, im Rahmen des oben genannten Vernehmlassungsverfahrens Stellung
nehmen zu kénnen, danken wir Ihnen. Im Namen und Auftrag des Regierungsrates erlauben
wir uns folgende Bemerkungen:

1. Allgemeine Bemerkungen

Wir begriissen grundsatzlich die vorgeschlagenen Anderungen, insbesondere diejenigen, die
aufgrund der Verschlechterung der sicherheitspolitischen Lage in Europa seit spatestens Feb-
ruar 2022 vorgeschlagen werden. Dies betrifft beispielsweise Anderungen im Zusammenhang
mit neuen oder verstarkt wirkenden Bedrohungen (z.B. Cyberkrieg, Einsatz von Drohnen). So
zielen die vorgesehenen Gesetzesanderungen in Bezug auf die Starkung der Betriebskontinu-
itat sowie der Resilienz von Betrieben und Einrichtungen der Armee, den Schutz militarischer
Fernmeldeanlagen sowie die Starkung der wehr- und sicherheitstechnischen Forschung und
Entwicklung in diese Richtung. Weiter begriissen wir die Anderungen im Kontext der Attrakti-
vitatssteigerung des Militardienstes. Dazu zahlen beispielsweise die Flexibilisierung des Aus-
bildungs- und Dienstleistungssystems oder die Schaffung von Informationsplattformen.

Ebenfalls beflirworten wir den Ausbau des militdrischen Gesundheitswesens mit der Fortbil-
dung und der entsprechenden Forschung (Art. 48b Militirgesetz). Diese Anderungen werden
auch seitens der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK)
und der Vereinigung der Kantonsarztinnen und Kantonsarzten der Schweiz (VKS) explizit un-
terstltzt. Im Zuge der Transition des Koordinierten Sanitatsdienstes (KSD) von der Armee
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zum Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz (BABS) war zeitweise nicht gesichert, ob die Mittel
fur die Aus-, Weiter- und Fortbildung in Militar- und Katastrophenmedizin nach wie vor zur
Verfligung stehen. Die Aus-, Weiter- und Fortbildung in Militar- und Katastrophenmedizin im
Sinne einer praventiven Massnahme im Hinblick auf kiinftige Krisen oder Katastrophen sind
von grosser Bedeutung. Wir weisen darauf hin, dass mit der Regelung in der erwahnten
Rechtsgrundlage die Bediirfnisse in der zivilen Katastrophenmedizin nicht zwingend gedeckt
sind. Fur den zivilen Bereich missten ebenfalls entsprechende Mittel und Bildungsangebote
zur Verfiigung gestellt werden.

Im erlduternden Bericht verweisen Sie darauf, dass — gemass den Grundsatzen der Enteig-
nung — neu nur erhebliche Nutzungseinschrankungen bzw. -verbote zu einem Entschadi-
gungsanspruch fiihren sollen. Allenfalls wiirden dann aber drastischere Massnahmen oder
Folgen entstehen. Insofern sei es moglich, dass hohere Kosten entstehen. Wer von Bund und
Kantonen diese tragen musste, sei zu ermitteln (Erlduternder Bericht, S. 54). Aufgrund der er-
heblichen finanziellen und anderweitigen Auswirkungen auf den 6ffentlichen Dienst, die Un-
ternehmungen und sogar Einzelpersonen bitten wir Sie, den letzten Punkt genauer auszufiih-
ren und uns mitzuteilen, wie diese «Ermittlung» erfolgen soll.

Aus Sicht des Datenschutzes begriissen wir schliesslich, dass die erforderlichen rechtlichen
Grundlagen flr den elektronischen Datenaustausch zwischen den Angehorigen der Armee
und der Militéarverwaltung geschaffen werden. Wir geben zu bedenken, dass die Bearbeitung
besonders schiitzenswerter Daten eine Rechtsgrundlage in einem formellen Gesetz erfordert.
Dies ist insbesondere beziiglich der Meldung der erforderlichen Daten durch die Einwohner-
kontrollen (Art. 11 Militargesetz) zu beriicksichtigen. Entsprechend ist zu priifen, ob die Defi-
nition der erforderlichen Daten wie vorgesehen durch den Bundesrat erfolgen kann. Bezlig-
lich der Informationsplattform und des Dienstmanagers ist sicherzustellen, dass nur diejeni-
gen Personen Zugriff auf die Daten haben, soweit sie sie fiir die Erfillung ihrer gesetzlichen
Aufgaben bendtigen. Insbesondere soweit besonders schitzenswerte Daten bearbeiten wir-
den, ist der Sicherheit der Daten und entsprechender Massnahmen besondere Beachtung zu
schenken.

2. Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Artikel 26 Militédrgesetz

Die Bestimmung ist um folgenden Buchstaben d zu ergdnzen: «Rlickgabe der persénlichen
Ausristung nach Beenden der Militardienstpflicht». Bei dieser Riickgabe handelt es sich
ebenfalls um einen Amtstermin, der ausser Dienst von den Militardienstpflichtigen wahrzu-
nehmen ist, wie er in dieser Bestimmung geregelt ist. In der Praxis gibt es immer wieder
Ruckfragen und Unklarheiten, ob der Termin fir die Riickgabe der persénlichen Ausriistung
nach Beenden der Militardienstpflicht besoldet und mit Erwerbsersatz entschadigt wird. Eine
Klarstellung, dass es sich bei diesem Termin um einen Amtstermin handelt, wiirde die be-
troffenen Personen gegentiber ihren Arbeitgebern starken. Wer den Termin fiir die Riickgabe
der personlichen Ausriistung nach Beenden der Militardienstpflicht nicht wahrnimmt, wird bis
heute je nach Kanton auf unterschiedlicher gesetzlicher Grundlage bestraft. Der Kanton Bern
bestraft beispielsweise die Angehorigen der Armee fiir das Nichtwahrnehmen des Termins fir
die Riickgabe der personlichen Ausriistung nach Beenden der Militardienstpflicht auf der
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Basis von Artikel 72 Absatz 3 Militarstrafgesetz (Nichtbefolgung von Dienstvorschriften in
leichten Fallen) mit einer Disziplinarbusse. Der Kanton Ziirich dagegen bestraft auf der Basis
von Artikel 180 Absatz 1 Buchstabe a Militarstrafgesetz das Begehen eines Disziplinarfehlers
mit einer Disziplinarbusse. Insbesondere im Fall einer Beschwerde ware es zentral, dass sich
die Kantone auf eine eindeutige gesetzliche Grundlage berufen konnten und dass die Hand-
habung in der ganzen Schweiz einheitlich ware.

Zu den Artikeln 80, 95 und 100a Militdrgesetz

Fur diejenigen Dienste, die fiir die 6ffentliche Sicherheit und Gesundheit zustandig sind, ist
eine Ausnahme in die Requisitionsbestimmung (Art. 80), die Bestimmung Uber die Betriebs-
kontinuitat und Resilienz (Art. 95) sowie die Bestimmung tber den Schutz militérischer Fern-
meldeanlagen (Art. 100a) aufzunehmen.

Die Requisition in Zeiten des Aktivdienstes wird von beweglichem und unbeweglichem Eigen-
tum auf beherrschbare Naturkrafte wie etwa Strom, Daten und Funkfrequenz, Immaterialgui-
ter sowie Arbeits- und Dienstleistungen ausgeweitet. Zudem soll auch in Friedenszeiten und
unabhangig von einem Armeeeinsatz zum Schutz der Lieferketten der Armee und der milita-
rischen Informations- und Kommunikationstechnologie sowie zur Erhaltung der Betriebskon-
tinuitat und der Resilienz gegeniiber Bedrohungen die Nutzung der meisten Requisitionsgu-
ter eingeschrankt oder verboten werden kénnen. Weiter kann die zusténdige zivile Behdrde
neu zum Schutz von militdrischen Fernmeldeanlagen und zur Wahrung der Sicherheit ange-
wiesen werden, die Nutzung von Fernmeldeanlagen und Betriebsmitteln ortlich und zeitlich
begrenzt einzuschranken oder zu verbieten. Die Polizei sowie andere Blaulichtorganisationen
und das Spitalwesen missen damit jederzeit damit rechnen, dass die Nutzung von verfligba-
rem Strom, Fernmeldeanlagen und weiteren Ressourcen der Armee zur Verfligung gestellt,
eingeschrankt oder verboten wird. Es besteht ein erhebliches 6ffentliches Interesse, dass die
Polizei und andere Blaulichtorganisationen sowie das Spitalwesen von der Regelung ausge-
nommen werden. Sollte der Bundesrat an seiner Regelungsabsicht festhalten, ware ein milita-
rischer Zugriff auf die genannten Dienste gesetzlich als absolute Ultima Ratio zu verankern.

Zum Artikel 131 Militdrgesetz
Absatz 1 ist wie folgt zu erganzen: «(...) sowie — soweit mdglich — die dazu notwendigen
Raumlichkeiten und Platze (...) zur Verfligung zu stellen.»

Die Ergénzung ist deshalb notwendig, weil die Gemeinden nicht in jedem Fall die geeigneten

Raumlichkeiten und Platze mit den erforderlichen Einrichtungen und Geraten zur Verfligung
stellen kénnen.

Fur die Berucksichtigung unserer Stellungnahme danken wir Ihnen.

Freundliche Grisse

Ylfete Fanaj

Regierungsratin
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LE CONSEIL D’ETAT

DE LA REPUBLIQUE ET
CANTON DE NEUCHATEL

Département fédéral de la défense, de la
protection de la population et des sports
Palais fédéral Est

3003 Berne

Modification de la loi sur I'armée ainsi que de I'ordonnance de I'’Assemblée fédérale
concernant 'administration de I’armée et de I'organisation de I'armée

Madame la conseillére fédérale,

Nous vous remercions de nous avoir donné la possibilité de prendre position sur les projets
susmentionneés.

D'une maniére générale, nous sommes favorables aux modifications proposées en raison de
la détérioration de la situation sécuritaire en Europe et I'apparition de nouvelles formes de
menaces, auxquelles s'ajoute I'évolution générale des crises, notamment sanitaires et
énergétiques. Les modifications prévues tiennent compte de ce contexte lorsqu'elles visent
notamment a améliorer et a renforcer la continuité des activités ainsi que la résilience des
ouvrages et des installations militaires.

Nous saluons également I'assouplissement du systéme de formation et I'adaptation aux
nouvelles possibilités offertes par la digitalisation, afin d’améliorer I'attractivite du service
militaire.

Pour le surplus, nous formulons les observations suivantes concernant la modification de la
loi :

Obligation légale de se présenter (art.26)

Nous relevons que, dans la pratique, la question du droit a la solde et aux APG le jour de la
reddition de I'équipement personnel a la fin des obligations militaires se pose réguliérement.
Nous proposons de préciser que ce jour correspond a une convocation officielle, afin de
clarifier la situation vis-a-vis des employeurs.

Formation dans le domaine du systéme de santé militaire (art. 48b)

Afin de faire face a des catastrophes et a des situations d’'urgence, nous sommes favorables
aux modifications de I'art. 48b. Le cas échéant, nous estimons que des offres de formations
correspondantes seraient également nécessaires pour la médecine de catastrophe civile. Afin
de compenser toute lacune législative concernant les besoins de cette derniere, il serait



judicieux de prévoir une collaboration avec le domaine civil en lui mettant a disposition des
moyens appropries.

Restriction et réquisition (art. 80, 95 et 100a)

L'armée étant appelée a intervenir en appui des autorités civiles, la possibilité de prononcer
des restrictions ou de requérir des ressources rattachées aux organismes a feux bleus ou
hospitaliers ne doit pas se réaliser au détriment de la protection de la population.

Financement des mesures de réquisition (p. 54 du rapport)

Nous vous serions reconnaissants de bien vouloir préciser que les colts lies a un
dédommagement en cas d’expropriation par la troupe sont a la charge de la Confédeération.

Nous vous prions d'agréer, Madame la conseillére fedérale, I'expression de notre haute
considération.
Neuchatel, le 6 mars 2024

Au nom du Conseil d'Etat :

Le président, La chanceliere,
A. RIBAUX S. DESPLAND

//// @W
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Eidgendssisches Departement fir Verteidi-
gung, Bevdlkerungsschutz und Spert VBS
Frau Bundesratin Viola Amherd

Bundeshaus Ost

3003 Bern

Telefon 041 818 7902
staatskanzleid@nw.ch
Stans, 5. Marz 2024

Vernehmlassung zur Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesver-
sammlung (iber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation. Stellungnahme

Sehr geehrte Frau Bundesrétin
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 erdffnete das Eidgendssisches Departement flr Ver-
teidigung, Bevdlkerungsschutz und Sport VBS bei den Kantonen das Vernehmlassungsver-
fahren in Sachen Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung
tiber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation. Fiir die Mdglichkeit zur Stellung-
nahme bedanken wir uns herzlich.

Der Kanton Nidwalden befiirwortet die Anderung des Militdrgesetzes, der Verordnung der Bun-
desversammlung Uber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation. Wir verweisen
auf unsere nachfolgende Begrindung.

1 Begriindung

1.1 Allgemeines

Wir begriissen die Anpassungen der genannten Erlasse aufgrund der verschérften sicherheits-
politischen Lage in Europa. Insbesondere die vorgeschlagenen Anderungen zur Steigerung
der Attraktivitdt des Militdrdienstes, wie die Flexibilisierung des Ausbildungs- und Dienstleis-
tungssystems sowie die Etablierung von Informationsplattformen, finden unsere Zustimmung.

1.2 Perspektive “Gesamtverteidigung”

Angesichts der geopolitischen Entwicklungen ist die Schweiz gezwungen, sich strategisch und
operativ auf verschiedene Bedrohungsszenarien einzustellen. Wir unterstitzen die Anstren-
gungen der Armee zur Wiederherstellung ihrer Verteidigungsfahigkeit vollumfanglich. Die For-
derung des Friedens ist von entscheidender Bedeutung fir die Sicherstellung der nationalen
Stabilitat. Wir schatzen die Bemlhungen zur Friedensférderung, welche die Schweiz unter-
nimmt, um das Risiko von Konflikten zu verringern, die sich potenziell auf unser Land und
unsere Kantone auswirken kénnten.
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Allerdings ist es wichtig anzumerken, dass eine umfassende Gesamtverteidigungsstrategie
erforderlich ist, um nicht nur militarische Aspekte, sondern auch zivile Massnahmen zur Siche-
rung des Friedens, der territorialen Integritdt und des Schutzes der Bevodlkerung zu berlck-
sichtigen. Die verstarkte Kooperation zwischen zivilen Institutionen und der Armee sollte dabei
besonders beachtet werden. Eine ganzheitliche Herangehensweise, die sowohl militdrische
als auch zivile Aspekte umfasst, ist unerldsslich, um langfristige Stabilitdt und Sicherheit zu
gewabhrleisten.

1.3 Regionale Verankerung und Zusammenarbeit

Wir begrissen die Absicht, die regionale Verankerung der Armee zu stdrken und sehen dies
als einen positiven Schritt in die richtige Richtung. Es ist wichtig, dass die Armee eng mit den
Gemeinschaften in den verschiedenen Regionen zusammenarbeitet, um eine effektive Unter-
stitzung zu gewahrleisten.

Es ist lobenswert, dass die Armee sich darauf konzentriert, ihre Prasenz und Zusammenarbeit
auf regionaler Ebene zu verstérken. Dies wird dazu beitragen, die Effektivitat der Armee in
verschiedenen Gebielen zu verbessern und eine schnellere Reaktion auf lokale Bedirfnisse
zu ermdglichen. Es ist wichtig, dass die Stérkung der regionalen Verankerung durch geeignete
Massnahmen unterstiitzt wird, die die Zusammenarbeit und Koordination mit den lckalen Be-
horden vor Ort férdern.

2 Zum erlauternden Bericht

Die Méglichkeit fir die Armee, als Ultima Ratio, Nutzungseinschrankungen auszusprechen (S.
8 Abschnitt 1 des erlauternden Berichts), stellt einen wichtigen Mechanismus dar, der im Rah-
men der nationalen Sicherheit sorgfiltig geregelt und kontrolliert werden sollte. Es ist entschei-
dend, dass diese Massnahmen prézise definiert sind und angemessene Kontrollmechanismen
beinhalten, um die Rechte der Betroffenen zu schitzen.

Des Weiteren ist anzumerken, dass die Definition der Tauglichkeit {S. 14, Abschnitt 2 des
erlauternden Berichts) breiter gefasst werden sollte, um eine inklusive und nicht diskriminie-
rende Praxis zu gewéahrleisten. Es sollte vermieden werden, die Tauglichkeit ausschliesslich
anhand digitaler Kompetenzen zu bewerten, da dies potenziell diskriminierend sein konnte.

Zusatzlich sollte die Férderung von Kooperationen im Bereich der Digitalisierung, insbeson-
dere mit dem Zivil- und Bevélkerungsschutz, unterstiitzt werden. Dies ermoglicht eine effizien-
tere Nutzung von Ressourcen und Synergien, um gemeinsame Ziele im Bereich der nationalen
Sicherheit zu erreichen.

3 Zu den einzelnen Gesetzeshestimmungen
3.1 Militdrgesetz
Art. 26

im bestehenden Artikel wird lediglich die Schiesspflicht ausser Dienst erganzt. In der Praxis
gibt es immer wieder Rlckfragen und Unklarheiten, ob der Termin fir die Rlckgabe der per-
sOnlichen Ausriistung nach Beenden der Militdrdienstpflicht besoldet und mit EQ entschadigt
wird. Ahnlich verhit es sich mit den Orientierungstagen in den Kantonen. Diese Auflistung ist
daher nicht vollstandig und muss lberarbeitet werden.

Antrag: Art. 26 ist mit folgenden Absétzen zu erganzen:

d. Teilnahme an den kantonalen Orientiertingstagen.
e. Abgabe der Ausriistung anlédsslich der Entlassung aus der Militardienstpfiicht.
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Art. 29d

Dieser Artikel schliesst nur eine Unterbringungsart ein. Aufgrund der Einfachheit ist dieser Ar-
tikel zu streichen und in Art. 29c¢ als Abs. 2 zu Uiberfuhren. Ebenso ist die Einschrénkung auf
Kasernen und kasernenmassig eingerichtete Geb&ude nicht nachvollziehbar. Ein allgemeiner
Begriff wie "Unterkunft” deckt alle méglichen Bedlirfnisse ab.

Antrag: Art. 29d ist zu streichen und der materielie Inhalt in Art. 29¢ als Abs. 2 einzu-
pflegen. Der Formulierungsvorschlag lautet: ["Fiir die Beniitzung von Unterklnften, die
nicht dem Bund gehoren, schliesst der Bund mit den Eigentimerinnen und Eigentlimern
Vertrage ab."].

Art. 40c

Die RUckerstattungspflicht wird grundsatzlich begrisst. In Art. 40c wird Folgendes festgehal-
ten: "...nach Abschluss der Ausbildung innert einer gewissen Zeitspanne nicht eine Mindestan-
zahl Tage Militirdienst leistet.”". Wenn die Ausflihrungsbestimmung bereits auf Stufe Gesetz
teilkonkretisiert wird, ist sie klarer darzustellen oder andernfalls wegzulassen.

Antrag: Die Zeitspanne und die Mindestanzah! Tage im Militardienst sind entweder zu
definieren oder wegzulassen, mit einem Verweis auf die konkreten AusfUhrungsbestim-
mungen.

Art. 48b

Mit der Integration des Koordinierten Sanitatsdienstes KSD per 1. Januar 2023 in das Bundes-
amt fur Bevolkerungsschutz hat der Bundesrat die Kompetenzen der Katastrophenmedizin
verlagert. Der KSD soll iiber die Kompetenz der Trauma- und Katastrophenmedizin verflgen
(Erauternder Bericht, S. 17, Abs. 1) und Voraussetzungen fir die Koordination der Aus-, Wei-
ter- und Fortbildung sowie die Forschung in der Polytrauma- und Katastrophenmedizin, wo-
runter auch die militarische Medizin subsummiert werden kann, schaffen. Es erscheint weder
wirtschaftlich Jogisch noch inhaltlich zweckmassig, wenn die Armee weitreichende Kompeten-
zen aufrechterhélt. Der Artikel ist deshalb so zu formulieren, dass er auf die Kompetenzen des
KSD verweist und einen militarischen Anknlpfungspunkt schafft. Damit wird insgesamt die
Stéarkung des KSD und eine klare Kompetenz- und insbesondere Finanzierungsregetung er-
reicht.

Antrag: Art. 48h ist anzupassen. Der Formulierungsvorschlag lautet:
Art. 48b Aus-, Weiter- und Fortbildung sowie Forschung im militdrischen Gesundheits-
wesen

! Aus-, Weiter- und Fortbildung von Personen mit einer Tétigkeit in der Katastrophen-
medizin im Bevoikerungsschutz sowie im militdrischen Gesundheitswesen sind, so-
weit sie nicht an einer Hochschtile erfolgen, Sache des Bundes.

2 Der Bund setzt zu diesem Zweck den Koordinierten Sanitétsdienst ein.
8 Der Koordinierte Sanitétsdienst hat insbesondere folgende Aufgaben:
a. Fr gewéhrileistet und koordiniert im Bereich der Polyfrauma- und Katastro-
phenmedizin die Aus-, Weiter- und Fortbildung von Personen nach Absalz 1,

b. Erfordert und steuert die Forschung im Bereich der Polytrauma-, Militar- und
Katastrophenmedizin.

4 Die Gruppe Verteidigung fiifirt ein Kompetenzzentrum Militdrmedizin. Dieses leistet

Beitrdge zu Aus-, Weiter- und Fortbildungsmassnahmen sowie Forschungstétigkeiten
des Koordinierten Sanititsdienstes.
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Art. 51 Abs. 2

Im erlduternden Bericht wird von einer Flexibilisierung der Dauer der Wiederholungskurse ge-
sprochen. Im Artikel kommt dies jedoch nicht zum Ausdruck. Es kommt nicht selten vor, dass
auch Angehdrige der Mannschaft mehr als 19 Diensttage anlédsslich des jahrlichen Wiederho-
lungskurses leisten. Dies sollte im Artikel verdeutlicht werden.

Antrag: Der Artikel ist zu ergénzen. Der Formulierungsvorschlag lautet: "Grundsatzlich
dauert der Wiederholungskurs fiir die Mannschaft Idngstens 19 Tage, fiir die anderen
Militardienstpflichtigen l&ngstens 26 Tage. Die Dienstdauer kann sich fiir spezielle Funk-
tionen um einige Tage vordienstlich verlangern.”

Art. 80 und Art. 81 Abs. 1 Bst. ¢c und Abs. 2

Das ausformulierte Requisitionsrecht geht deutlich weiter als bisher. Es verschafft der Militér-
verwaltung und der Armee in jeder Lage und gestitzt auf einen potenziellen Aktivdienst na-
hezu uneingeschrénkte Handlungsfreiheit. Ein solches Vakuum birgt das Risiko, dass gesell-
schaftlich notwendige Prozesse durch einseitig, militérisch definierte BedUrfnisse vollsténdig
unterbunden werden. Die innere Sicherheit ist grundséatzlich Aufgabe der Kantone (vgl. Art. 4
Abs. 1 BWIS, SR 120). Wir lehnen diese Ausdehnung des militdrischen Requisitionsrechts
deshalb ab und fordern eine angemessene Anpassung des Inhalts und insbesondere den Mit-
einbezug der kantonalen Behérden, der Behdrden und Organisationen fur Rettung und Sicher-
heit BORS und des Bevdlkerungsschutzes. In Bezug auf den Bevdlkerungsschutz ist zudem
eine Regelung der Prioritdten des Requisitionsrecht zwischen der Armee und dem Zivilschutz
zu definieren (vgl. Art. 58 Abs. 2 BZG, SR 520.1).

Art. 95 und Art. 100a

In Zusammenhang zu den Ausfihrungen zu Art. 80 und Art. 81 Abs. 1 Bst. ¢ und Abs. 2 kann
festgehalten werden, dass die Kompetenzen der Militrverwaliung und der Armee zu stark
ausgebaut werden und damit die Handlungsfreiheit und die Selbsterhaltungsfahigkeit ziviler
und wirtschaftlicher Instanzen ausgehebelt wird. Wir lehnen diesen neuen Artikel deshalb ab
und fordern eine angemessene Anpassung des Inhalts und insbesondere den Miteinbezug der
kantonalen Behdrden, der Behdrden und Organisationen fiir Rettung und Sicherheit BORS
und des Bevdlkerungsschutzes.

Art. 131 Abs. 3

Die Delegation der Entscheidungskompetenz liber streitige Forderungen an die Logistikbasis
der Armee LBA ist nicht nachvollziehbar. Die LBA ist in solchen Fallen Teil einer der streitigen
Parteien {Armee), weshalb das Potenzial besteht, das Verfahren zu Ungunsten der nicht mili-
tarischen Partei gefuhrt werden.

Antrag: Art. 131 Abs. 3 ist zu streichen.

3.2 Verwaltungsgesetz

Art. 33 Bst. h*¢
Der Artikel ist geméss Ausfihrungen zu den Art. 80, Art. 81 Abs. 1 Bst. ¢ und Abs. 2, Art. 95
und Art 100a anzupassen.

3.3 Militarstrafgesetz

Art. 3 Abs. 1 Ziff. 6

Der Begriff "Angehérige des Grenzwachtkorps" ist veraltet. Seit 3. Januar 2022 wurde das
Zollgesetz und die Zollverordnung hinsichtlich der Namensénderung in Bundesamt fir Zoll und
Grenzsicherheit (BAZG) angepasst. Unter dem neuen BAZG wurden Zoll und Grenzwacht-
korps zusammengelegt, wobei die Unterscheidung zwischen unbewaffneten Zollfachleuten
und bewaffneten Grenzwachtern verschwand.
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Antrag: Der Artikel ist anzupassen. Der Formulierungsvorschlag lautet: "Berufs- und Zeit-
militérs, die Angehdrigen des Bundesamtes fiir Zoll und Grenzsicherheit (BAZG) sowie Per-
sonen, die nach Artikel 66 des Militirgesetzes vom 3. Februar 1995 Friedensférderungs-
dienst leisten, wahrend der Auslbung des Dienstes, ausserhalb des Dienstes mit Bezug
auf ihre dienstlichen Pflichten und ihre dienstliche Stellung oder wenn sie die Uniform tra-

un

gen;

34 Armeeorganisation

Art. 4

Das Ziel, den freiwilligen Dienst von Frauen in der Armee attraktiver zu gestalten und diese
vermehrt in Kaderpositionen einzusetzen, wird ausdriicklich begrusst. Problematisch sind hier
aber Vorgaben von Quoten. Denn letztendlich soll jene Person flr eine Funktion bestimmt
werden, welche auch die hierflr erforderlichen Kompetenzen mitbringt und mit Leistungen zu
Uberzeugen vermag. Nur so kann auch kinftig ein hohes Qualitatsniveau in unserer Armee
gewahrleistet werden.

4 Zusammenfassung

Der Kanton Nidwalden begrisst grundsatzlich die Anpassungen der Militdrgesetzgebung als
Antwort auf die sicherheitspolitische Situation in Europa. Die Notwendigkeit einer umfassen-
den Gesamiverteidigungsstrategie, die Foérderung des Friedens, die Starkung der regionalen
Verankerung und die Zusammenarbeit mit zivilen Behdrden sind uns besonders wichtig.
Gleichzeitig Aussern wir aber Bedenken gegeniiber der zunehmenden Zentralisierung und be-
stimmten Gesetzesartikeln.

5 Fazit

Der Regierungsrat Nidwalden bedankt sich fir die Méglichkeit zur Stellungnahme und spricht
sich grundsétzlich fur die Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesversamm-
lung lber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation aus. Besten Dank fir die
Beriicksichtigung unserer Antrége.

Freundliche Grisse
NAMENS I;ES REGIERUNGSRATES __%?\UN;;,_;:
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Geht an:
- hans.wipfli@vtg.admin.ch
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Regierungsrat

Beckenstube 7
CH-8200 Schaffhausen
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Regierungsrat

Eidgendéssisches Departement far
Verteidigung, Bevélkerungsschutz
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per E-Mail:
hans.wipfli@vtg.admin.ch

Schaffhausen, 20. Februar 2024

Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber die Verwal-
tung der Armee und der Armeeorganisation; Stellungnahme

Sehr geehrte Frau Bundesratin Amherd
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 haben Sie uns eingeladen, in vorerwahnter Angelegen-
heit Stellung zu nehmen. Wir danken lhnen fiir diese Gelegenheit, wobei unsere Vernehmlas-
sung weitgehend auf der Stellungnahme der Regierungskonferenz Militéar, Zivilschutz und Feu-
erwehr (RK MZF) basiert.

Wir begriissen grundsétzlich die vorgeschlagenen Anderungen des Militirgesetzes, der Verord-
nung der Bundesversammlung Gber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation. Zu
einzelnen Bestimmungen sowie zu den Auswirkungen fir die Kantone haben wir nachfolgende
Bemerkungen respektive Anderungsantrage anzubringen:

Art. 11 E-MG: Die allgemeine Regelung zur Erhebung der Daten des Stellungspflichtigen durch
die Einwohnergemeinden wird begrusst. Es gilt dabei aber zu berlicksichtigen, dass gewisse
Kontaktdaten wie Telefonnummern und E-Mail-Adressen erst im direkten Kontakt mit den Stel-
lungspflichtigen erfasst werden kénnen.

Art. 26 E-MG: Der Artikel ist wie folgt zu ergénzen: "Die Militérdienstpflichtigen missen ausser
Dienst die folgenden Amtstermine wahrnehmen: [...] d. Riickgabe der personlichen Ausriistung
nach Beenden der Militérdienstpflicht." In der Praxis gibt es immer wieder Riickfragen und Un-
klarheiten, ob der Termin fur die Rickgabe der persdnlichen Ausriistung nach Beenden der



Militardienstpflicht besoldet und mit EO entschadigt wird. Eine Klarstellung, dass es sich bei
diesem Termin um einen Amtstermin handelt, wiirde die betroffenen Personen gegeniber ihren
Arbeitgebern starken. Wer den Termin fir die Rickgabe der persénlichen Ausriistung nach Be-
enden der Militérdienstpflicht nicht wahrnimmt, wird bis dato je nach Kanton auf unterschiedli-
cher gesetzlicher Grundlage bestraft. Insbesondere im Falle einer Beschwerde wére es wichtig,
dass sich die Kantone auf eine eindeutige gesetzliche Grundlage berufen kénnten und dass die

Handhabung in der ganzen Schweiz einheitlich ware.

Wir begriissen die Anderungen in Art. 48b E-MG, die zur Bewaéltigung von Katastrophen und
Notlagen fiir das Gesundheitswesen von Bedeutung sind. Die Anderungen werden auch seitens
der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) und der Verei-
nigung der Kantonsérztinnen und Kantonsarzten der Schweiz ausdriicklich gestutzt. Wir weisen
jedoch darauf hin, dass entsprechende Bildungsangebote auch fiir die zivile Katastrophenmedi-
zin wichtig waren, diese von der vorliegenden Rechtsgrundlage aber nicht zwingend gedeckt
sind. Fur den zivilen Bereich missten ebenfalls entsprechende Mittel zur Verfiigung gestellt

werden.

Art. 80, 95 und 100a E-MG: Die Polizei sowie andere Blaulichtorganisationen und das Spitalwe-
sen muissten gemass der angepassten Rechtsgrundlage theoretisch damit rechnen, dass die
Nutzung von Ressourcen wie Strom, Funkfrequenzen, Fernmeldeinfrastrukturen und Requirie-
rungsguter, die durchaus Ressourcen der Polizei darstellen kénnen, allein der Armee zur Ver-
fagung gestellt werden. Dies ist inakzeptabel. Es besteht ein erhebliches &ffentliches Interesse,
dass die Polizei und andere Blaulichtorganisationen sowie das Spitalwesen von dieser Regelung

ausgenommen werden, weshalb wir Sie ersuchen, die Partnerorganisationen auszunehmen.

Art. 131 Abs. 1: Abs. 1 ist wie folgt zu erganzen: "[...] sowie — soweit méglich — die dazu not-
wendigen [...]". Die Gemeinden kénnen nicht in jedem Fall die geeigneten R&umlichkeiten und
Platze mit den erforderlichen Einrichtungen und Geréaten zur'Verfﬂgung stellen.

Auswirkungen auf Kantone und Gemeinden sowie auf urbane Zentren, Agglomerationen und
Berggebiete: Im Erlduternden Bericht, S. 54, fuhren Sie aus, dass gemass den Grundsatzen der
Enteignung neu nur noch erhebliche Nutzungseinschrankungen beziehungsweise Nutzungsver-
bote zu einem Entschadigungsanspruch filhren sollen. «Allenfalls werden dann aber drasti-
schere Massnahmen oder Folgen entstehen. Insofern ist es mdglich, dass héhere Kosten ent-
stehen. Wer von Bund und Kantonen diese tragen miisste, ist zu ermittein». Geméass Art. 80
Abs. 5, 95 Abs. 3 und 100 Abs. 3 E-MG ist es allerdings Aufgabe des Bundes, angemessene

Entschadigung zu leisten. Insofern erschliesst sich uns eine kantonale Beteiligung nicht und wir

2



halten vorsorglich fest, dass wir eine anteilmassige Beteiligung ablehnen. Im Hinblick auf die

Botschaft ersuchen wir um klarende Ausflihrungen dazu sowie zur Ermittlung der Kosten.
Wir danken lhnen fir die Kenntnisnahme und die Berlcksichtigung unserer Stellungnahme.
Freundliche Grusse

Im Namen des Regierungsrates
Der Prasident:

o PR

Patrick Strasser

Der Staatsschreiber:

Dr. Stefan Bilger
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Regierungsrat des Kantons Schwyz VERSENDET AM 2 7.FEB, 2024

kantonschwyz® -
o B

6431 Schwyz, Postfach 1260

per E-Mail

Eidgendssisches Departement fir Verteidigung,
Bevolkerungsschutz und Sport

3003 Bern

hans.wipfli@vtg.admin.ch

(Word und PDF Version}

Schwyz, 20. Februar 2024

Anderung des Militirgesetzes und der Verordnung der Bundesversammiung (iber die Verwaltung der
Armee und der Armeeorganisation
Vernehmlassung des Kantons Schwyz

Sehr geehrte Frau Bundesrdtin

Mit Schreiben vom 22. November 2023 haben Sie die Kantonsregierungen eingeladen, zur oben er-
wahnten Vernehmlassungsvorlage bis 8. Marz 2024 Stellung zu nehmen. Fir die Einladung danken
wir [hnen bestens.

Am 31. Dezember 2022 ist die fiinfjahrige Ubergangsfrist zur Umsetzung der Weiterentwicklung
der Armee abgelaufen. Aufgrund der sich verandernden Bedrohungslage mit neuen Bedrohungs-
formen, der allgemeinen gesellschaftlichen, technischen und wirtschaftlichen Transformation und
der Auswirkungen der COVID-Pandemie sowie der Energiekrise mussen sich Armee und Militdr-
verwaltung anpassen und weiterentwickeln. Dazu missen das Militargesetz, die Armeeorganisa-
tion und weitere Erlasse angepasst werden. Wichtige Elemente der Vorlage sind etwa die Flexibili-
sierung des Ausbildungs- und Dienstleistungssystems, die Aktualisierung der Requisition, die
Starkung der Betriebskontinuitat und Resilienz von Betrieben und Einrichtungen der Armee, der
Schutz militarischer Fernmeldeanlagen, die Weiterentwicklung der militérischen FriedensfOrde-
rung, die Starkung der wehr- und sicherheitstechnischen Forschung und Entwickiung sowie die
Regelung von Kompensationsgeschéften bei Beschaffungen fiir Armeematerial.

Der Kanton Schwyz unterstiitzt die vorgesehenen gesetzlichen Anpassungen. Es ist zentral, dass
auch im Bereich der Armee die rechtlichen Bestimmungen jeweils der aktuellen Sicherheitslage und
den geselischaftlichen Entwicklungen angepasst werden.



Wir danken |hnen fir die Gelegenheit zur Stellungnahme und versichern Sie, Frau Bundesrétin, un-
serer vorziglichen Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates:

VA

André Rilegsegger
Landammann

N S

Dr. Mathias E. Brun
Staatsschreiber

Kopie zur Kenntnis an:
—  Schwyzer Mitglieder der Bundesversammlung.



Regierung des Kantons St.Gallen

Regierung des Kantons 5t Gallen, Regiorungsgebaude, 8001 5t Gallen

Eidgendssisches Departement fur Regierung des Kantons St.Gallen

Verteidigung, Bevélkerungsschutz und Sport s oo g
Bundeshaus Ost T +41 58 229 89 42
3003 Bern info.sk@sg.ch

St.Gallen, 12. Februar 2024

ﬁnderung des Militargesetzes, der Verordnung lber die Verwaltung der Armee und
der Armeeorganisation; Vernehmlassungsantwort

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin

Mit Schreiben vom 22. November 2023 haben Sie die Kantonsregierungen eingeladen,
bis zum 8. Marz 2024 zur Anderung des Bundesgesetzes iiber die Armee und die Militar-
verwaltung (SR 510.10), der Verordnung der Bundesversammlung tber die Verwaltung
der Armee (SR 510.30) und der Verordnung der Bundesversammlung lber die Organisa-
tion der Armee (SR 513.1) Stellung zu nehmen. Wir danken fir diese Gelegenheit und
nehmen gern wie folgt Stellung:

Wir sind mit den beabsichtigten Massnahmen im Grundsatz einverstanden. Insbesondere
wird dadurch auf die sich verandernde Bedrohungslage reagiert und zu einer Verbesse-
rung der sicherheitspolitischen Lage in Europa beigetragen, was zu begriissen ist.

Bei einzelnen Bestimmungen erscheinen uns Prazisierungen bzw. erganzende Erlaute-
rungen im erlauternden Bericht als angezeigt. Bitte entnehmen Sie unsere Anmerkungen

zu einzelnen Bestimmungen dem Anhang zu diesem Schreiben.

Wir danken |hnen fiir die Bertlicksichtigung unserer Anliegen.

A

Stefan Kolliker _ Dr Benedlkt van Spyk
Prasident Staatssekretar

Namen der Regierung
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Zustellung auch per E-Mail (pdf- und Word-Version) an:
hans.wipfli@vgt.admin.ch
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Anhang zur Vernehmlassungsantwort «Anderung des Militirgeset-
zes, der Verordnung der Bundesversammlung uber die Verwaltung
der Armee und der Armeeorganisation»

Die Regierung des Kantons St.Gallen weist im Zusammenhang mit der genannten Vorlage im
Einzelnen auf folgende Punkte im Bundesgesetz tber die Armee und die Militarverwaltung
(SR 510.10; abgekiirzt MG) und im Bundesgesetz Uiber militdrische und andere Informations-
systeme im VBS (SR 510.91; abgekurzt MIG) hin:

Art. 11 Abs. 1 MG

Welche Daten von den Einwohnergemeinden konkret gemeldet werden sollen, wird nicht defi-
niert. Dies ware zumindest im erlauternden Bericht konkret zu bezeichnen. In jedem Fall ist zu
vermeiden, dass die Einwohnergemeinden verpflichtet werden, Personendaten zu beschaffen,
die nicht fiir eine Datenbewirtschaftung geeignet sind. Dies ist z.B. bei den Angaben «Berufy,
«Arbeitgeber» oder «Ausbildung» der Fall. Sie sind weder verifizierbar noch in einem verninfti-
gen Aufwand aktuell zu halten.

Art. 29¢ MG

Erganzend sollte die Unterbringung in Hotels aufgeflihrt werden. Insbesondere WK-Verbande,
die ausserhalb von Truppenibungsplatzen ihre Wiederholungskurse leisten sowie Stabe von
Truppenkdrpern und grossen Verbanden sind auf solche erganzenden Unterkiinfte angewie-
sen.

Art. 48b MG

Neu sollen Forschungsprojekte am Menschen durchgefiihrt werden kénnen, wobei unklar
bleibt, ob die Armee dem Bundesgesetz liber die Forschung am Menschen (SR 810.30; abge-
kirzt HFG) unterstellt ist. Forschungsprojekte, die im zivilen Bereich dem HFG unterstellt sind,
haben auch im militérischen Bereich denselben Anforderungen gerecht zu werden, mithin sind
u.a. auch entsprechende Bewilligungen einzuholen. Zudem ist der Begriff «Ressortforschung»
nicht gebrauchlich und deshalb naher zu umschreiben bzw. zu definieren.

Art. 80 und 80a MG

Der Entzug des Requisitionsguts wird durch den Bund angemessen entschadigt. Allerdings
kann es zu Folgekosten (z.B. Umsatzeinbusse) kommen. Wer von Bund und Kantonen diese
Folgekosten tragen miisste, sei gemass erlauterndem Bericht noch zu ermitteln. Unseres Er-
achtens sollte dies indes mit der Gesetzesanderung sogleich definiert und konsequenterweise
vom Bund getragen werden.

Informationssystem Sport (ISport)

Der erlauternde Bericht dussert sich weder zur Dauer des Pilotprojekts noch dazu, auf wie viele
Personen(daten) sich der Pilot beschranken soll. Dies sollte unseres Erachtens vorab definiert
werden. Zudem sollte nach Beendigung des Pilots eine Auswertung der Ergebnisse stattfinden,
wenn moglich durch eine unabhangige Stelle. Je nach Ergebnis kann das ISport weitergefihrt
werden oder aber die darin gespeicherten Personendaten sind zu vernichten.

Art. 2 Bst. g" MIG
Der Passus «damit zusammenhangende Interessen» ist u.E. zu streichen, da kein Zusammen-
hang zum angegebenen Zweck erkennbar ist. Zudem ist der Begriff nicht naher definiert, was
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dazu fiihren kann, dass jede Anwenderin bzw. jeder Anwender diesen Begriff anders interpre-
tiert.

Art. 17 Abs. 4" MIG

Weshalb sich die bisherige Aufbewahrungsdauer als zu kurz erwiesen hat und deshalb auf das
Vierfache verlangert werden soll, ergibt sich aus dem erlauternden Bericht nicht und ist deshalb
nicht nachvollziehbar.

Art. 17¢ Abs. 3 MIG und Art. 64a Abs. 1 Bst. f MG

Weshalb sich Minderjahrige bereits ab Vollendung des 15. Altersjahrs auf der Informationsplatt-
form aufhalten und mit anderen austauschen sollen, ist nicht ohne Weiteres nachvollziehbar
und deshalb im erlauternden Bericht zu begriinden. Da der Dienst freiwillig angeboten wird,
dirfen sich u.E. weder die Armee noch die Militarverwaltung die Kontaktangaben dieser Perso-
nengruppe von Dritten beschaffen, sondern der interessierte Dritte muss diesen Dienst selbst
aufsuchen, was ebenfalls im erlauternden Bericht festzuhalten ist.

Art. 179t MIG

Da es sich um eine pilotweise Durchfiihrung handelt, kann das System nicht von vornherein auf
eine unbestimmte Dauer ausgelegt sein. Sollte sich nach der pilotweisen Durchfiihrung — deren
Dauer im Ubrigen nicht klar erscheint — ergeben, dass es keine weitere Durchfiihrung gibt,
mussen alle im System enthaltenen Personendaten dauerhaft vernichtet werden.

Art. 179u Bst. k MIG

Es ist nicht ersichtlich, inwiefern Geolokalisierungsdaten flr die angegebenen Zwecke nach
Art. 179t MIG geeignet sein sollen, weshalb diese Bestimmung u.E. ersatzlos gestrichen wer-
den kann.

Art. 179v MIG

Da die Teilnahme am Pilot freiwillig ist, dirfen die Angaben nur bei Dritten beschafft werden,
wenn die betroffene Person darin eingewilligt hat. Die erwdhnte Bestimmung ist deshalb so zu
formulieren, dass die vorgangige Einwilligung in jedem Fall vorausgesetzt wird und nicht nur in
Bezug auf Bst. a.

2/2
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Consiglio di Stato

Piazza Governo 6

Casella postale 2170

6501 Bellinzona

telefono  +41 91 814 41 11

fax +41 91 814 44 35 .
e-mail can@tich Repubblica e Cantone
web www.ti.ch Ticino

Il Consiglio di Stato

Dipartimento federale della difesa,
della protezione della popolazione
e dello sport DDPS

Invio per posta elettronica (word e pdf):
hans.wipfli@vtg.admin.ch

Procedura di consultazione concernente la modifica della legge militare,
dell’ordinanza dell’Assemblea federale sull’amministrazione dell’esercito e
dell’organizzazione dell’esercito

Gentili Signore,
Egregi Signori,

abbiamo ricevuto la vostra lettera del 22 novembre 2023 in merito alla summenzionata
procedura di consultazione e, ringraziando per l'opportunita che ci viene offerta di
esprimere il nostro giudizio, formuliamo le seguenti considerazioni.

Lo scrivente Consiglio sostiene il progetto di modifica delle basi legali di cui in oggetto
proprio in virtu dei cambiamenti proposti, i quali mirano ad una maggiore flessibilita del
sistema d'istruzione e di assolvimento del servizio cosi come al rafforzamento della
continuita operativa e delle installazioni dell’esercito, inclusi gli impianti di
telecomunicazione militari. La volonta espressa di migliorare la conciliabilita tra servizio
militare e vita privata, formazione e sviluppo professionale sono il giusto indirizzo
considerate le aspettative degli astretti al servizio militare.

Per quanto concerne le ripercussioni per i Cantoni e i Comuni, per le citta, gli agglomerati
e le regioni di montagna in merito alle misure di requisizione, il rapporto esplicativo
precisa a pagina 53: “Secondo i principi dell’espropriazione, ora soltanto restrizioni o
divieti di utilizzo significativi dovrebbero comportare un diritto a un’indennita.
Eventualmente, ne deriveranno poi perd misure o conseguenze piu drastiche. E quindi
possibile che insorgano maggiori costi. Occorre determinare chi, tra Confederazione e
Cantoni, dovrebbe prendersene carico’. Riteniamo dunque opportuno che questo aspetto
venga esplicato in maniera piu dettagliata informandoci contemporaneamente come
avverrebbe la determinazione della presa a carico.

tilv
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Tenuto conto del passaggio del servizio sanitario coordinato (SSC) dall’Esercito all’Ufficio
federale della protezione della popolazione (UFPP) crediamo sia fondamentale un nuovo
approccio nella gestione della sanita al fine di garantire le necessarie competenze sia per
la medicina in caso di guerra che in caso di catastrofe civile. Le esperienze maturate in
questo campo durante gli ultimi anni, unitamente alla modifica dell’art. 48b relativa
allistruzione, alla formazione continua nonché nella ricerca nel settore della sanita
militare, potranno sicuramente migliorare il dispositivo nazionale aumentandone
simultaneamente la resilienza.

Per quanto attiene alle modifiche dei singoli articoli di legge rileviamo inoltre:
Art. 26 Obblighi particolari
Si propone di completare il testo:

d) la restituzione dell’equipaggiamento personale alla fine del periodo di
assoggettamento agli obblighi militari.

In considerazione del fatto che la convocazione per la restituzione dell’equipaggiamento
personale non presuppone il diritto al soldo cosi come al riconoscimento di una giornata
compensata tramite I'indennita perdita guadagno, spesso gli astretti al servizio non danno
seguito a quest'ultima attivita. Precisare dunque che si tratta comunque di una
convocazione ufficiale rinforzerebbe la posizione dei militi verso i propri datori di lavoro e
permetterebbe in caso di inadempienza di applicare una base legale federale (Codice
Penale Militare, art. 180 cpv. 1 lett. a) in grado di garantire la parita di trattamento in tutta
la Svizzera.

Art. 80 Limitazione e divieto di utilizzo, requisizione e messa fuori uso: obblighi
(nuovo)

La novella legislativa relativa alla requisizione e la messa fuori uso in caso di servizio
attivo chiamato dalla Confederazione permettera allEsercito di muoversi su delle basi
legali solide, frutto delle riflessioni occorse nelle varie pianificazioni previsionali
presentate nel corso degli ultimi anni.

In considerazione del fatto che i partner della protezione della popolazione giocano un
ruolo fondamentale anche in uno scenario di difesa o di minaccia della sicurezza
riteniamo opportuno che i servizi legati alla sicurezza debbano beneficiare di una maggior
considerazione ed essere trattati quale eccezione. Appurato che in tutti gli Stati Maggiori
di Condotta Cantonali siedono anche i rappresentanti militari degli Stati Maggiori di
collegamento territoriali una concertazione delle attivita di requisizione non potrebbe che
migliorare I'insieme del dispositivo di crisi.

Quanto sopra espresso andrebbe di rilesso ripreso all’art 95 e 100 a della LM.
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In attesa di visionare i risultati complessivi della consultazione vogliate gradire, gentili
Signore, egregi Signori, 'espressione della nostra massima stima.

PER IL CONSIGLIO DI STATO

,—ﬁesidente Il Cancelifere -
Aefacte T2 oo Al
Raffaele De Rosa Coduri

Arnoldo

Copia a:

- Dipartimento delle istituzioni (di-dir@ti.ch)

- Segreteria generale del Dipartimento delle istituzioni (di-sg.ap@ti.ch)

- Sezione del militare e della protezione della popolazione (di-smpp@ti.ch)
- Deputazione ticinese alle Camere federali (can-relazioniesterne@ti.ch)

- Pubblicazione in internet
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Der Regierungsrat des Kantons Thurgau

Thurgau%\%

Staatskanzlel, Reqierungsgebaude, 8510 Frauenfeld

Eidgendssisches

Departement fur Verteidigung, Bevolke-
rungsschutz und Sport (VBS)

Frau Viola Amherd

Bundesprasidentin

Bundeshaus Ost

3003 Bern

Frauenfeld, 23. Januar 2024
48

Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber die
Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation

Vernehmlassung

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin

Wir danken Ihnen fiir die Méglichkeit der Stellungnahme zu den Entwiirfen fiir eine An-
derung des Bundesgesetzes uber die Armee und Militarverwaltung (Militargesetz, MG;
SR 510.10) und der Verordnung der Bundesversammlung uber die Organisation der Ar-
mee (Armeeorganisation, AO; SR 513.1) sowie fiir eine Aufhebung der Verordnung der
Bundesversammlung Uber die Verwaltung der Armee (VBVA; SR 510.30) und teilen
Ihnen mit, dass wir mit den Vorlagen grundsatzlich einverstanden sind. Fir einzelne Be-
merkungen gestatten wir uns, auf die Stellungnahme der Regierungskonferenz Militar,
Zivilschutz und Feuerwehr (RK MZF) zu verweisen.

Mit freundlichen Griissen

Regierungsgebaude, 8510 Frauenfeld
T +41 58 345 53 10
www.tg.ch



Landammann und Regierungsrat des Kantons Uri

Eidgendssische Departement fiir Verteidigung,
Bevdlkerungsschutz und Sport (VBS)
Papiermiihlestrasse 14
3003 Bern

Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber die Verwaltung
der Armee und der Armeeorganisation; Vernehmiassung

Sehr geehrter Frau Bundesprasidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 laden Sie den Regierungsrat des Kantans Uri ein, zur titeler-
wihnten Vorlage Stellung zu nehmen. Wir bedanken uns fiir diese Moglichkeit und dussern uns
gerne wie folgt:

I. Allgemeine Bemerkungen
- Wir begriissen grundsitzlich die im titelerwihnten Entwurf vorgeschlagenen Anderungen.

Begriindung: Wir begriissen zunichst die Anderungen, die aufgrund der Verschlechterung der
sicherheitspolitischen Lage in Europa seit spitestens Februar 2022 vorgeschlagen werden. Dies
betrifft beispielsweise Anderungen im Zusammenhang mit neuen oder verstarkt wirkenden Be-
drohungen (z. B. Cyberwar, Einsatz von Drohnen). So zielen die vorgesehenen Gesetzesénderun-
gen in Bezug auf die Starkung der Betriebskontinuitét, die Resilienz von Betrieben und Einrich-
tungen der Armee, den Schutz militirischer Fernmeldeaniagen sowie die Starkung der wehr-
und sicherhaitstechnischen Forschung und Entwicklung in diese Richtung, Weiter begriissen wir
die Anderungen im Kontext der Attraktivititssteigerung des Militdrdiensts. Dazu zahlen bei-
spielsweise die Flexibilisierung des Ausbildungs- und Dienstleistungssystems oder die Schaffung
von Informationsplattfermen.



- Im Erlduternden Bericht verweisen Sie darauf, dass - gemass den Grundsdtzen der Enteignung -
neu nur erhebliche Nutzungseinschrankungen bzw. -verbote zu einem Entschadigungsanspruch
fiihren sollen. «Allenfalls werden dann aber drastischere Massnahmen oder Felgen entstehen.
Insofern ist es moglich, dass hthere Kosten entstehen. Wer von Bund und Kantonen diese tra-
gen misste, ist zu ermitteln.» (S. 54), Wir bitten Sie, den letzten Punkt genauer auszufithren und
uns mitzuteilen, wie diese «Ermittlung» erfolgen soll.

Begriindung: Diese neuen Bestimmungen werden drastische Auswirkungen auf den &ffentlichen
Dienst, die Unternehmen und sogar Einzelpersonen zeitigen und erhebliche Kasten verursachen.

- Wir begriissen die Anderungen in Artikel 48b, die zur Bewiiltigung von Katastrophen und Notla-
gen fiir das Gesundheitswesen von Bedeutung sind. Die Anderungen werden auch seitens der
Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren {GDK) und der Vereinigung
der Kantonsarztinnen und Kantonsdrzten der Schweiz (VKS) explizit gestiitzt. Wir weisen darauf
hin, dass entsprechende Bildungsangebote auch fir die zivile Katastrophenmedizin wichtig wa-
ren.

Begriindung: Im Zuge der Transiticn des Koardinierten Sanitdtsdienstes (KSD) von der Armee
zuim Bundesamt fiir Bevdikerungsschutz (BABS) war zeitweise nicht gesichert, ob die Mitte! fiir
die Aus-, Weiter- und Fortbitdung in Militar- und Katastrophenmedizin nach wie vor zur Verfi-
gung stehen. Die Aus-, Weiter- und Fortbildung in Militdr- und Katastrophenmedizin im Sinne
einer praventiven Masshahme im Hinblick auf kiinftige Krisen oder Katastrophen stand stets im
Interesse der GDK. So haben RK MZF und GDK dieses Anliegen auch gegeniiber der Sicherheits-
politischen Kommission des Standerats (SiK-S) zum Ausdruck gebracht. Wir weisen darauf hin,
dass mit der Regelung in der erwdhnten Rechtsgrundlage die Bedirfnisse in der zivilen Katastro-
phenmedizin nicht zwingend gedeckt sind. Fiir den ziviien Bereich miissten ebenfalls entspre-
chende Mittel zur Verfligung gestellt werden.

Il. Detaillierte Bemerkungen zum Militdrgesetz
Zu Artikel 26
Artikel 26 ist wie foigt zu erglnzen;

Die Militardienstpflichtigen miissen ausser Dienst die folgenden Amtstermine wahrnehmen:

-]

d. Riickgabe der personlichen Ausristung nach Beenden der Militdrdienstpflicht.

Begriindung: In der Praxis gibt es immer wieder Riickfragen und Unkiarheiten, ob der Termin fir die
Riickgabe der persdnlichen Ausriistung nach Beenden der Militdrdienstpflicht besoldet und mit EO
entschidigt wird. Eine Klarstellung, dass es sich bei diesem Termin um einen Amtstermin handeit,
wiirde die betroffenen Personen gegeniiber ihren Arbeitgebern stdrken. Wer den Termin fir die
Riickgabe der personlichen Ausriistung nach Beenden der Militérdienstpflicht nicht wahrnimmt, wird
bis dato je nach Kanton auf unterschiedlicher gesetzlicher Grundlage bestraft. Der Kanton Bern be-
straft die Angehdrigen der Armee fiir das Nichtwahrnehmen des Termins fiir die Riickgabe der



personlichen Ausritstung nach Beenden der Militdrdienstpflicht auf der Basis von Artikel 72 Absatz 3
Militdrstrafgesetz (Nichtbefolgung von Dienstvorschriften in leichten Fillen) mit einer Disziplinar-
husse. Der Kanton Ziirich dagegen bestraft auf der Basis von Artikel 180 Absatz 1 Buchstabe a Militar-
strafgesetz das Begehen eines Disziplinarfehiers mit einer Disziplinarbusse. Inshesondere im Falle ei-
ner Beschwerde wire s zentral, dass sich die Kantone auf eine eindeutige gesetzliche Grundlage be-
rufen kénnten und dass die Handhabung in der ganzen Schweiz einheitlich wire.

Zu Artikel 80

Fiir die 6ffentliche Sicherheit und Gesundheit zustdndigen Dienste, wie die Polizeikorps, sind von der
Regelung auszunehmen.

Begriindung: Die Mdglichkeit der Requirierung wird von {un)beweglichem Eigenium auf beherrsch-
bare Naturkrafte wie etwa Strom, Daten und Funkfrequenz, Immaterialgiiter sowie Arbeits- und
Dienstleistungen ausgeweitet. Zudem wird nun die Méglichkeit einer Nutzungseinschrankung oder
eines Nutzungsverbots eingefiihrt. Die Polizei sowie andere Blaulichtorganisationen und das Spital-
wesen missen daher im Falle von Aktivdienst damit rechnen, dass die Nutzung von verfiigharem
Strom, von Funkfrequenzen und weiteren Ressourcen der Armee zur Verfligung gestelit, einge-
schriankt oder verboten wird. Es besteht ein erhebliches 6ffentliches interesse, dass die Polizei {und
andere Blaulichtorganisationen sowie das Spitalwesen) von der Regelung ausgenommen werden.
Sollte der Bundesrat an seiner Regelungsabsicht festhalten, wiére ein militdrischer 2ugriff auf die ge-
nannten Dienste gesetzlich als absolute ultima ratio zu verankern.

Zu Artikel 95

Fir die 6ffentliche Sicherheit und Gesundheit zustdndigen Dienste, wie die Polizeikorps, sind von der
Regelung auszunehmen.

Begriindung: Diese Bestimmung hilt fest, dass mit Genehmigung durch den Bundesrat auch in Frie-
denszeiten und unabhdngig von einem Armeeeinsatz zum Schutz der Lieferketten der Armee und der
militarischen Informations- und Kommunikationstechnologie sowie zur Erhaltung der Betriebskonti-
nuitdt und der Resilienz gegeniiber Bedrchungen, inshesondere im Cyberbereich, die Nutzung von
Requisitionsglitern eingeschrankt oder verboten werden kann. Ausgenommen daven ist die Funkfre-
guenz. Damit missen die Polizeien sowie andere Blaulichtorganisationen und das Spitalwesen jeder-
zeit damit rechnen, dass die Armee die Nutzung von Reguirierungsgiitern, die durchaus Ressourcen
der Polizei darstellen kénnen, einschrinkt, verhietet oder sciche Giiter requiriert. Es besteht ein er-
hebliches 6ffentiiches Interesse, dass die Polizei (und andere Blaulichtorganisationen sowie das Spi-
talwesen) von der Regelung ausgenommen werden, Sollte der Bundesrat an seiner Regelungsabsicht
festhalten, wire ein militdrischer Zugriff auf die genannten Dienste gesetzlich als absolute ultima ra-
tio zu verankern.

Zu Artikel 100a

Fiir die dffentliche Sicherheit und Gesundheit zustindigen Dienste, wie die Polizeikerps, sind von der
Regelung auszunehmen.



Begriindung: Die Militarverwaltung und die Armee kdnnen neu zum Schutz von militarischen Fern-
meldeanlagen und zur Wahrung der Sicherheit die zustdndige zivile Behdrde anweisen, die Nutzung
von Fernmeldeanlagen und Betriebsmitteln 6rtlich und zeitlich begrenzt einzuschranken oder zu ver-
bieten. Diese Massnahmen bediirfen der Genehmigung durch den Bundesrat. Gemdss erlduterndem
Bericht ist diese Massnahme u. U. bereits in der normalen Lage und auch vor einem Truppenaufge-
bot notwendig, um rechtzeitig die notwendigen Nachrichten beschaffen zu kénnen. Sofern eine Poli-
zei sowie andere Blaulichtorganisationen und das Spitalwesen Fernmeldeinfrastruktur nutzt
und/oder betreibt, die von dieser Regelung betroffen sein konnten, miissen sie mit solchen Ein-
schrankungen rechnen. Es besteht ein erhebliches 6ffentliches Interesse, dass die Polizei (und andere
Blaulichtorganisationen sowie das Spitalwesen) von der Regelung ausgenommen werden. Sollte der
Bundesrat an seiner Regelungsabsicht festhalten, ware ein militdrischer Zugriff auf die genannten
Dienste gesetzlich als absolute ultima ratio zu verankern.

Zu Artikel 131 Absatz 1
Absatz 1 ist wie folgt zu erganzen: [...] sowie - soweit moglich - die dazu notwendigen [...]

Begriindung: Die Gemeinden kénnen nicht in jedem Fall die geeigneten Raumlichkeiten und Platze
mit den erforderlichen Einrichtungen und Geraten zur Verfiigung stellen.

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin, sehr geehrte Damen und Herren, wir bedanken uns fiir die
Moglichkeit zur Stellungnahme und griissen Sie freundlich.

Altdorf, 30. Januar 2024
Im Namen des Regierungsrats
Der Landammann Der Kanzleidirektor
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BERTe 1014 Lausanne lola Amher
T Cheffe du Département fédéral de la
défense, de la protection de la population
et des sports
Palais fédéral Est
3003 Berne

Par courriel
Hans.wipfli@vtg.admin.ch

Réf. : 24 COU_878 Lausanne, le 28 février 2024

Réponse du Conseil d’Etat a la consultation portant sur la modification de la loi sur
I’larmée, de I'ordonnance de I’Assemblée fédérale concernant I’administration de
I’armée et de I'organisation de I'armée

Monsieur,

Le Conseil d’Etat remercie le Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports de I'associer a cette consultation et de lui permettre de faire part
de ses déterminations dans le cadre de I'objet mentionné en titre.

D’'une maniere générale, le Canton de Vaud soutient le projet de modification tel qu'il est
décrit dans le projet de modification.

Toutefois, le Conseil d’Etat mentionne les remarques suivantes d'ordre général
concernant la loi fédérale sur 'armée et 'administration militaire (LAAM) :

» Dans le rapport explicatif a la page 54 sur les mesures de réquisition, il est
mentionné que « Selon les principes de I'expropriation, seules les restrictions et
les interdictions dutilisation considérables pourront donner droit a un
dédommagement. Dans tous les cas, des mesures ou des conséquences
drastiques en résulteront. Il est donc possible que les colts soient plus élevés. Il
faudra déterminer s'’ils sont a la charge de la Confédération ou des cantons. »
Nous vous prions de clarifier plus précisément ce dernier point et de nous faire
savoir comment cette « détermination » se déroulera.

+ Nous sommes favorables aux modifications de I'art. 48b, importantes pour le
domaine de la santé lorsqu’il s’agit de faire face a des catastrophes et a des
situations d’'urgence. Ces modifications bénéficient également du soutien explicite
de la Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé (CDS)
et de I'Association des médecins cantonaux de Suisse (AMCS). Nous soulignons
que des offres de formation correspondantes seraient nécessaires également pour
la médecine de catastrophe civile.

CONSEIL DETAT
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CONSEIL D'’ETAT

Par ailleurs, le Conseil d’Etat mentionne les remarques suivantes relatives a certains
articles.

Art. 18 LAAM : Personnes exercant des activités indispensables ; exemption du
service :
Il serait opportun d’introduire a l'art. 18 al. 3 LAAM une exemption expresse pour les
membres désignés formellement au sein des organes de conduite cantonaux au sens de
l'art. 15 let. a de la Loi fédérale sur la protection de la population et sur la protection civile
(LPPCi).

Art 26 LAAM : Obligations particuliéres

L’art. 26 doit étre complété comme suit :

« Hors du service, les personnes astreintes au service militaire ont I'obligation légale de
se présenter :

[...]

d. a la reddition de I'équipement personnel aprés la fin des obligations militaires »

En effet, dans la pratique, la question de savoir si le jour de la reddition de I'équipement
personnel apres la fin des obligations militaires donne ou non droit a la solde et aux APG
se pose régulierement. Préciser que le jour de la reddition de I'’équipement personnel est
une convocation officielle renforcerait la position des intéressés face a leur employeur.

Art. 80 LAAM : Réquisition et interdiction d’utilisation, réquisition et mise hors
d’usage : obligations.

Le rapport explicatif mentionne que le nouvel al. 4 «reprend les principes de la
proportionnalité et de la subsidiarité en ce qui concerne la réquisition, comme l'al. 2 en
vigueur. » Cependant, tant 'approvisionnement du pays en biens et services vitaux au
sens de la loi fédérale sur I'approvisionnement économique du pays (LAP) que les
infrastructures critiques au sens de la LPPCi devraient étre préservés en ce sens que la
réquisition de 'armée devrait d’abord se porter sur des éléments ne les prétéritant pas.
Un tel garde-fou permettrait de préserver la population et ses bases d’existence méme
dans des situations extrémes.

En outre, des services compétents pour la sécurité et la santé publiques, comme les corps
de police, doivent bénéficier d’'une exception. En effet, le projet implique qu’en cas de
service actif, la police et d’autres organismes a feu bleu ainsi que le secteur hospitalier
doivent compter avec la mise a disposition de 'armée ou encore avec la restriction ou
linterdiction d’utilisation de [I'électricité disponible, de fréquences radio et d’autres
ressources. Il existe un fort intérét public a exclure du champ d’application de ces
dispositions la police et d’autres organismes a feu bleu ainsi que le systéme hospitalier.
Si le Conseil fédéral maintient inchangée la teneur du projet a cet égard, il conviendrait
de mentionner dans la loi que la mainmise de I'armée sur les services en question
constitue 'ultime solution.

CONSEIL DETAT
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Art. 80a LAAM : Restriction et interdiction d’utilisation, réquisition et mise hors
d’usage : décisions et recours

Les décisions en matiére de restriction et d’interdiction d’utilisation, de réquisition et de
mise hors d’'usage doivent s’établir en coordination avec les autorités des cantons
concerneés.

Art. 95 LAAM : Continuité des activités et résilience

Selon I'al. 4 « Les décisions en matiére de restriction et d’interdiction d’utilisation et de
réquisition sont prises par les organes compétents de I'administration militaire et de
armée (...) ». Les mesures en question « requiérent I'approbation du Conseil fédéral »
au sens de I'al. 2. Nous considérons que I'approvisionnement du pays en biens et services
vitaux et les infrastructures critiques devraient étre préservés. Les autorités cantonales
concernées doivent étre consultées.

En outre, des services compétents pour la sécurité et la santé publique, comme les corps
de police, doivent bénéficier d’'une exception. En effet le projet implique que la police et
d’autres organismes a feu bleu ainsi que le secteur hospitalier doivent compter en tout
temps avec la décision de 'armée de restreindre ou d’interdire I'utilisation de tels biens,
voire avec la réquisition de ces derniers, alors qu’ils peuvent constituer des ressources
nécessaires pour la police. Il existe un fort intérét public a exclure du champ d’application
de ces dispositions la police et d’autres organismes a feu bleu ainsi que le secteur
hospitalier. Si le Conseil fédéral maintient inchangée la teneur du projet a cet égard, il
conviendrait de mentionner dans la loi que la réquisition de 'armée sur les services en
question constitue I'ultime solution.

Art. 100a LAAM : Protection des installations militaires de télécommunication
Selon I'al.3 les mesures de limitation ou d’interdiction de I'utilisation par des autorité civiles
d’installations de télécommunication et d’équipements doivent étre approuvées par le
Conseil fédéral. Nous demandons que les autorités cantonales concernées soient
consultées.

En outre, des services compétents pour la sécurité et la santé publiques, comme les corps
de police, doivent bénéficier d’une exception. Si un corps de police et d’autres organismes
a feu bleu ainsi que le secteur hospitalier utilisent et/ou exploitent une infrastructure de
télécommunications tombant sous le coup de ces dispositions, ils doivent compter avec
de telles restrictions. Il existe un fort intérét public a exclure du champ d’application de ces
dispositions la police et d’autres organismes a feu bleu ainsi que le secteur hospitalier. Si
le Conseil fédéral maintient inchangée la teneur du projet a cet égard, il conviendrait de
mentionner dans la loi que la réquisition de 'armée sur les services en question constitue
l'ultime solution.

Art. 131 LAAM : Logement de la troupe

Selon l'al.1 « Les communes et les particuliers sont tenus de fournir le logement a la
troupe et aux animaux de I'armée et de mettre a disposition les locaux et les places
appropriés, avec les installations et le matériel nécessaires. » Le fait que les litiges soient
tranchés par la BLA selon I'al.3 ne semble pas fournir une protection suffisante a la
population. Il faut une pondération du devoir des communes et des particuliers par leur
propre intérét a étre préservés.

CONSEIL DETAT
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L’alinéa 1 doit étre complété comme suit : « [...] et de mettre a disposition dans la mesure
du possible les locaux [...] ».
En effet, les communes ne sont pas dans tous les cas en mesure de mettre a disposition
des locaux et des places appropriés avec les installations et le matériel nécessaires.
En vous souhaitant une bonne réception de la présente, nous vous prions de croire,
Monsieur, a I'assurance de notre considération distinguée.
AU NOM DU CONSEIL D’ETAT
LA PRESIDENTE LE CHANCELIER a.i.
‘/ / //’7 .'lll
A (|
Christelle Luisier Brodard Francois Vodoz
Copies
» Service de la sécurité civile et militaire
+ OAE
CONSEIL DETAT
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Madame This
Viola Amherd ,_-I;"" H
Conseilldre fadérale o b
Cheffe du Département fédéral de la

défense, de la protection de la papulation et

des sports (DDPS)

Palais fadéral Est

3003 Berne

SSCM/MCNE

- 7 FEV. 2024

Consultation fédérale sur la modification de la loi sur Farmée et Padministration
fédérale militaire (LAAM ; RS 510.10) et de 'ordonnance de I’Assemblée fédérale
concernant ’administration de I’'armée (OAdma ; RS 510.30)

Madame la Conseillére fédérale,

Le Gouvernement cantonal vous remercie de lui permettre de se déterminer sur le projet de révision
mentionné sous rubrique et a 'honneur de vous communiquer, ci-aprés, sa prise de position.

Remarques générales sur les modifications

Pour se protéger de menaces venues de I'extérieur ou en cas de menaces ou risques internes,
notre pays posséde des instruments essentiels et indiscutables : 'Armée et son administration
fédérale militaire mais également les administrations militaires des Cantons. Ces derniéres ont
démontré et justifié toute leur utilite au fil des années avec leur engagement envers les autorités
civiles et la population, comme en témoignent les expériences répétées dans notre canton.

La mise en ceuvre du développement de I'armee (DEVA) a débuté e 1° janvier 2018 et a pris
fin le 31 décembre 2022, Entre-temps, la situation internationale a évolué tout comme |la société
civile, ia technologie et 'économie. Le monde fait toujours face a la pandémie du COVID-18,
aux conflits armés, aux tensions el de nouvelles crises se profilent telles que la crise
énergétique. Il estimpératif pour I'Armée et 'Administration fédérale militaire de continueliement
évoluer et s'ajuster afin de faire face aux nouvelles menaces et aux risques émergents. Ces
adaptations requiérent des modifications légales parmi lesquelles figure la présente révision de
la LAAM el de I'OAdma,

L’Etat du Valais salue les modifications proposées par la révision qui répondent aux inquiétudes
lides a l'aggravation de la situation en matiére de politique de sécurité en Europe depuis
linvasion de I'Ukraine par [a Russie le 24 février 2022. Les nouvelles adaptations proposées ou
renforcées sont notamment liées aux nouvelles menaces découlant de la cyberguerre et de
lutilisation massive de drones. Ainsi, les maodifications législatives proposées vont toutes dans
le sens d'un renforcement de la continuité des opérations, de la résilience des infrastructures et
installations de 'Armée, de la protection des installations de télécommunication militaires ainsi
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Ték 027 606 21 G0 - Fax 027 606 21 04



gue du raffermissement de la recherche et du développement en matiere de défense et de
sécurité.

L’Etat du Valais salue également les modifications apportées dans le cadre de 'amélioration de
l'attractivité du service militaire comme l'assouplissement des systémes d'instruction et des
services & accomplir ou encore la création de plateformes d'information. Ces changements
répondent a la fois aux besoins de I'armée et a 'évolution de notre société et de son systéme
de milice.

Remarques et propositions

Art. 48b Loi sur 'armée et 'administration militaire

L’Etat du Valais soutient les modifications proposées par le DDPS a l'art. 48b LAAM qui sont
importantes pour I'Armée et Padministration militaire fédérale pour la gestion des catastrophes
et des situations d'urgence dans le domaine de la santé. Ces derniéres sont soutenues
explicitement par la Conférence des directrices et directeurs cantonaux de la santé (CDS) ot
par I'Association des médecins cantonaux de Suisse (AMCS). Notre Canton du Valais attire
l'attention sur le fait que des offres de formation correspondantes doivent également étre
étudiées et proposées pour la médecine de catastrophes civiles.

Dans la période transitoire du transfert du Service sanitaire coordonné {SSC) de I"Armée &
['Office fédéral de la protection de la population {OFPP), il n'était pas assuré que les moyens
pour la formation, la formation continue et le perfectionnement en médecine militaire et de
catastrophe seraient toujours disponibles. Cependant, ces moyens sont essentiels commse
mesures préventives en vue de futures crises ou catastrophes et ont toujours été dans l'intérét
et soutenus par [a Conférence des direcirices et directeurs cantonaux de la santé (CDS). Ainsi,
la CCMP et la CDS ont fait part de cette préoccupation a la Commission de sécurité du Conseil
des FEtats {CPS-E). Nous attirons l"attention sur le fait que la réglementation dans la base
juridique mentionnée ne couvre pas abligatoirement les offres en médecine de catastrophes
civiles. Des moyens correspondants devraient donc également &tre mis & disposition pour le
domaine civil.

Art. 26 Loi sur I'armée et I'administration militaire

Larticle doit &tre complété comme suit : Hors du service, les personnes astreintes aut service
militaire ont lobligation légale de se présenter . [...]- d. & la reddition de F'équipement personnel
aprés la fin des obligations militaires.

Dans la pratigue, la question de |'éligibilité a la solde et aux APG le jour de la reddition de
l'équipement personnel a la fin des obligations militaires se pose fréquemment. Définir le jour
de reddition comme une convocation officielte et légale renforcerait la position des intéressés
vis-a-vis de leur employeur. Actuellement, les personnes ne respectant pas la date de reddition
sont sanctionnées selon les lois cantonales, créant ainsi une multitude de bases légales
différentes pour régler une situation identique. En cas de contestation ou de plainte, il serait
judicieux que les cantons aient une base |égale commune claire ainsi que des sanctions
uniformes a I'échelle nationale.
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Art. 80ss Loi sur I'armée et I'administration militaire

La révision de la réglementation sur la réaquisition subira d'importantes maodifications qui
donneront davaniage de droits et compétences a 'Armée, notamment en dehors du service
actif. Cette évolution est essentielie pour garantir la continuité des activités et renforcer la
résilience dans toutes les circonstances. Cela s'avére indispensable pour assurer sa
disponibilité opérationnelle tout en veillant au bon fonctionnement, & la sécurité et a la protection
des institutions civiles et de la population. Ces nouvelles dispositions poutraient &tre sévéres
tant pour les services publics, les entreprises que pour les particuliers engendrant des colts
significatifs dont la question du dédommagement. Le projet souligne la nécessité de déterminer
la responsabilité financiére que ce soit de la part de la Confédération ou des cantons. Cette
question nécessitera une attention particuliére.

Arf. 95 Loi sur ['armée et I'administration militaire

Le respect du principe de légalité est assuré lorsque celui-ci est inscrit dans la loi, établissant
ainsi un garde-~fou spécifiant le principe ainsi que ses exceptions. Selon cette disposition, et
avec [l'approbation du Conseil fédéral, il est possible, pour protéger les chaines
d'approvisionnement de I'armée et la télématique militaire et pour en assurer la continuité des
achivités et la résilience face aux menaces, en particulier dans le domaine cyber, de restreindre
ou dinterdire Iutilisation de biens de réquisition, et ceci également en temps de paix et
indépendamment d'un engagement de Farmée. Une exception est prévue pour les fréquences
radio. |l s'ensuit que la police et d'autres organismes a feu bleu ainsi que le secteur hospitalier
doivent compter en tout temps avec la décision de Parmée de restreindre ou d'interdire
[utilisation de tels biens, voire avec la réquisition de ces derniers, alors qu'ils peuvent constituer
des ressources nécessaires pour la police. Il existe un fort intérét public & exclure du champ
d'application de ces dispositions la police et d’autres organismes a feu bleu ainsi que le secteur
hospitalier. Si le Conseil fédéral maintient inchangée la teneur du projet a cet égard, il
conviendrait de mentionner dans la loi que la mainmise de 'armée sur les services en question
constitue 'ultime solution selon la situation concréte du moment. Les décisions seraient prises
en concertation entre la partie civile et 'armée et dans le respect du principe de propertionnalite.

Art. 100a Loi sur I'armée et I"administration militaire

Selon la nouvelle teneur, ladministration militaire et I'armée peuvent ordonner aux autorités
civiles de limiter temporairement et localement ou d'interdire I'utilisation des installations de
télécommunications et des moyens d'exploitation, & des fins de protection des installations
militaires de télécommunications et de sauvegarde de la sécurité. Ces mesures nécessitent
l'approbation du Conseil fédéral. Selon le rapport explicatif, une telle mesure peut
éventuellement &tre nécessaire déja en situation normale et avant une mise sur pied de la
troupe, afin de garantir en temps utile la recherche de renseignements. Si un corps de police et
d'aufres organismes a feu bleu ainsi que le secteur hospitalier utilisent et/ou exploitent une
infrastructure de télécommunications tombant sous le coup de ces dispositions, ils doivent
compter avec de telles restrictions. Il existe un fort intérét public a exclure du champ
d'application de ces dispositions la police et d'autres organismes a feu bleu ainsi que le secteur
hospitalier. Si le Conseil fédéral maintient inchangée la teneur du projet 4 cet égard, il
conviendrait de mentionner dans la loi que la mainmise de I'armée sur les setvices en question
constitue Pultime solution selon la situation concréte du moment. Les dacisions seraient prises
en concertation entre |a partie civile et 'armée et dans le respect du principe de proportionnalité.
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Art. 131, al. 1 Loi sur I'armée et I'administration militaire
|'alinéa 1 doit &tre complété comme suit : [...] ainsi que ~ dans la mesure du possible - les [...]

nécessaires a cet effet.

Justification : les communes ne sont pas toujours en mesure de metire a disposition les locaux
adéquats, ainsi que les places nécessaires, éguipés des installations et des appareils requis.

En vous remerciant de nous avoir consultés sur cet objet et vous souhaltant bonpe réception de la
présente, nous vous prions de croire, Madame la Présidente de la Confédération, Madame la Cheffe
du Département fédéral de la défense, de la protection de la poputation et des sports & 'assurance
de notre haute considération.

Au nom du Conseil d'Etat

président

& aia.

Copie a hans.wipfli@vtg.admin.ch
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Regierungsrat

Bl Kanton Zug

Regisrungsrat, Postfach, 8301 Zuy

Nur per E-Mail

Eidgendssisches Departement fir Verteidi-
gung, Bevdlkerungsschutz und Sport VBS
Frau Bundesrétin Viola Amherd
Bundeshaus Ost

3003 Bern

Zug, 5. Marz 2024 rv

Vernehmlassung zur Anderung des Militargesetzes, der Verordnung der Bundesver-
sammlung iiber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation
Stellungnahme des Kantons Zug

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geshrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 haben Sie die Kantonsregierungen eingeladen, sich zur
oben genannten Vorlage bis am 8. Marz 2024 vernehmen zu lassen. Gerne nehmen wir nach-
folgend dazu wie folgt Stellung:

L Allgemeines

Wir begriissen die vorgeschlagenen Anderungen grundsétzlich.
i. Antrage und Begriindungen

Im Einzelnen stellen wir felgende Antrage:

1. Es sei Art. 11 Abs. 1 des Bundesgeseizes liber die Armee und die Militdrverwaltung
vom 3. Februar 1995 (Militérgesetz, MG; SH 510.10) wie folgt zu formulieren:

Die Einwohnergemeinden melden den kantonalen Militdrbeh&rden jahrlich und unentgelt-
lich die fiir die Aufgebote zur Orientierungsveranstaltung und zur Rekrutierung notwendi-
gen Daten der Stellungspilichtigen nach ihrem Einwohnerregister. BerBundesratlegi-die
Zu-meldanden Datenfast

2. Es sei eine neue Regelung in das Bundesgesetz iiber militarische und andere Infor-
mationssysteme im VBS vom 3. Oktober 2008 (MIG; SR 510.91) aufzunehmen, wel-
che eine explizite Auflistung der zu meldenden Daten gemiss Art. 11 Abs. 1 MG
enthiilt.

Regierungsgebaude, Seestr. 2, 6300 Zug
T +41 41 728 33 11
zg.ch
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3. Das Bundesgeselz (ber militarische und andere Informationssysteme im VBS vem
3. Oktober 2008 (MIG; SR 510.91) sei in Art. 2 (Grundsétze der Datenbearbeitung)
dahingehend zu ergédnzen, dass Meldung von Daten auch in einem automatisierten
Datenaustausch und elekironischen Melde- und Abrufverfahren erfolgen kbnnen.

Begriindungen:

Antrag 1 und Antrag 2:

Es soll nicht auf Verordnungsstufe durch den Bundesrat, sondern zur Gewdhrleistung des Da-
tenschutzrechts in einem formellen Gesetz festgelegt warden, welche Daten die Einwohnerge-
meinden den kantonalen Mititdrbehérden zur Vertiigung stellen missen. Dabei sind fur die Er-
fassung der Stellungspilichtigen folgende Daten notwendig: Name, Vorname, Geburisdatum,
Adresse mit Hausnummer, Postleitzahl, Wohnort und AHV-Versicherungsnummer. Auf die Mal-
dung des Heimatortes kann verzichtet werden, da der Heimatort fir das militarische Kontrollwe-
sen keine Bedeutung mehr hat. Aus unserer Sicht ist eine solche Regelung im Bundesgesetz
Uber mifitdrische und andere Infermationssysteme im VBS vom 3, Oktober 2008 (MIG;

SR 510.91) an geeigneter Stelle zu verankern. Dieses Gesetz regelt geméss dessen Ant. 1 die
Bearbeitung von Personendaten natdrlicher und juristischer Personen (Daten}, einschliesslich
besonders schiitzenswerter Personandaten, in Informaticnssystemen und heim Einsatz von
Uberwachungsmitteln der Armee und des Eidgendssischen Departements fir Verteidigung, Be-
vilkerungsschutz und Sport (VBS) durch den Bund und die Kanione sowie weitere Stellen.

Antrag 3

Art, 11 Abs. 1 MG bezieht sich auf die jahrliche Meldung aus den Einwohnerregistern zur Erfas-
sung der Stelfungspflichtigen. Mit Antrag 3 ist eine gesetzliche Grundlage zu schaffen, welche
die tdglichen automatischen Meldungen aus den Einwohnerregistern fiir das militarische Kon-
trollwesen, im speziellen die Meldepflicht der Wehrpilichtigen (Wohnortswechsel, Namensénde-
rung usw,) regelt (automatischer Datenaustausch). Heute erfolgen diese automatischen Mel-
dungen betreffend militarische Meldepflicht tdglich aus den Einwohnerregistern an das Perso-
nal-Informations-System der Armee (PISA). Derzeit besteht keine formeil-gesetzliche Grund-
lage fir diesen automatischen Datenaustausch. In Einzelfallen ist Gberdies eine manuelle Da-
tenbereinigung notwendig, da beim automatischen Datenaustausch eine Fehlermeldung ausge-
wiesen wird. Fir solche Situationen solite auch ein elektronisches Abrutverfahren erméglicht
werden. Demnach soll zum bisherigen elektronischen Meldeverfahren auch die Méglichkeit ai-
nes elektronischen Abrufverfahrens verankert werden, um den kantonalen Militarbehérden den
natigen Zugriff aut diese Daten zu erleichtern.

Wir danken Ihnen fur die Méglichkeit zur Stellungnahme und die Beriicksichtigung unserer An-
trage.
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Zug, 5. Marz 2024

Freundiiche Grijsse
Regierungsrat des Kantons Zug

Moce)

Silvia Thalmann-Gut Tobias Moser
Frau Landammann Landschreiber

Versand per E-Mail an:

hans.wipfli @vtg.admin.ch {als PDF- und Word-Version)

Sicherheitsdirektion (info.sd@zg.ch)

Gesundheitsdirektion (info.gd@zg.ch)

Zuger Mitglieder der Bundesversammlung

Staatskanzlei {(info.staatskanzlei@zg.ch zur Aufschaltung der Vernehmilassungsantwort
im Internet)



Kanton Ziirich
Regierungsrat

Eidgendssisches Departement flr Verteidigung,
Bevolkerungsschutz und Sport
3003 Bern

7. Februar 2024 (RRB Nr. 137/2024)
Anderung des Militargesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber
die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation (Vernehmlassung)

Sehr geehrte Frau Bundespréasidentin

Mit Schreiben vom 22. November 2023 haben Sie uns die Entwiirfe zur Anderung des
Militdrgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung Uber die Verwaltung der Armee
und der Armeeorganisation zur Vernehmlassung unterbreitet. Wir danken Ihnen fir die
Gelegenheit zur Stellungnahme und dussern uns zur Vorlage wie folgt:

Aufgrund der sich verandernden Bedrohungslage mit neuen Bedrohungsformen sowie
verschiedenartigen Krisen und der allgemeinen gesellschaftlichen, technischen und wirt-
schaftlichen Transformation mussen sich Armee und Militarverwaltung anpassen und
weiterentwickeln. Dazu sollen das Militdrgesetz, die Armeeorganisation und weitere Erlasse
angepasst werden. Insbesondere die Sicherung der Alimentierung der Armee und der
Schutz vor Cyberbedrohung sind zentral fiir die Sicherstellung der Verteidigungsfahigkeit.
Dazu sollen das Ausbildungs- und Dienstleistungssystem flexibilisiert, die Requisition
aktualisiert und die Betriebskontinuitat und Resilienz von Betrieben und Einrichtungen der
Armee gestarkt werden. Mit den vorgeschlagenen Gesetzes- und Verordnungsanpassun-
gen sind wir einverstanden.

Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Bundesprasidentin,
die Versicherung unserer ausgezeichneten Hochachtung.

Im Namen des Regierungsrates

Der Préasident: Die Staatsschreiberin:

Mario Fehr Dr. Kathrin Arioli




I ukas Stoffel
Nussbaumstrasse 20
3006 Bern

Lukas.stoffel@blucwin.ch

Eidgentssisches Departement fiir
Verteidigung, Bevolkerungsschutz und Sport (VBS)

8. Mirz 2024

Stellungnahme zur Anderung des Militirgesetzes, der
Verordnung der Bundesversammlung; tiber dic Verwaltung der
Armec und der Armeeorganisation

Sehr geehrte Frau Bundesritin Amherd,
schr geehrter Herr Wipfli,
sehr geehrte Damen und Hetren

Ich danke Thnen fir dic Gelegenhceit zar Stellungnahme, die ich gerne nutze.

L Prognose zur Alimentierung der Armee

Antrag 1: Der Bundesrat soll in der Botschaft nachvollziehbar seine Prognose zur Alimentierung der
Armee darlegen und begriinden.

Begrﬁndung:

Der erfduiemde Bericht behauptet, dic Alimentierung der Armee sei gefahrdet (vgl. S. z und 7),
begriindet dicse Behauptung jedoch nicht. Tatsache ist im Gegenteil, dass der Effektivbestand
grosser ist als erlaubt und Jahr fur Jahr weiterwichst. Das VS hat bisher nie nachvollziehbar
aufgezeigt, warum sich daran in der Zukunft etwas dndcrn sollte. (Vgl. Artikel in der
REPUBLIK vom i2. Dezember 2022 und vom 29. Januar 2024.) '
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2. Erldorerungen zum gewahlten Vorgehen und zur gewihlten Losung, um das
Legalititsprinzip einzuhalten

Der Effektivbestand der Armee tiberschreitet die gesctzlich zulassigen héchstens 140 0oo. Der
Bundesrat verstidsst damit seit dem 1. Januar 2023 gegen das Legalititsprinzip.

Antrag 2: Der Bundesrat soll in der Botschaft das Vorgehen, das er beantragt, ausfithrlich erliutern
und nachvollzichbar begriinden. Insbesondere: Handlungsbedarf, Ziele, Alternativen, gewéhlte
Lésung. Der Bundesrat soll dabei insbesondere berticksichtigen, dass cr aufgrund des
Legalititsprinzips verpflichtet ist, den rechtskonformen Zustand so schnell wie moglich wieder
herzustellen.

Begﬁindung:

Im erlauternden Bericht fehlen Erlduterungen zur vorgeschlagenen Anderung von Artikel 65 A0
ginzlich, sowoh! in der Ubersicht (8. 2 ff.) als auch unter «Handlungsbedarf und Zicle» (Ziffer 1),
als auch unter «Grundziige der Vorlage» (Ziffer 3). Insbesondere steht auch nichts unter Zifier 1.2
«Gepriifte Alternativen und gewihlie Lisung» bzw. unter Ziffer 3.1 «Die beantragte
Neuregelung». Erstin den «Erlinterungen zu einzelnen Artikeln» (Ziffer 4) erscheint das Thema
(8.52f). :

Unter Ziffer 1 hitte der Bundesrat ausfuhrlich Handiungsbedarf und Ziele begriinden
miissen, so, wie er es fiir die anderen Inhalte auch getan hat. Insbesondere:

o Der Bundesrat verletzt das T cgalititsprinzip, indem er den Beschluss der

Bundesverfassung zum maximalen Effektivhestand nicht respektiert (Art. (82
Abs. 2 BV, Art. 5 Abs. 1 BV).

Der Bundesrat ist verpflichtet, fur cinen rechtskonformen Zustand zu sorgen -
und zwar so schirell wic méagiich.

Er miisste dies mit der Senkung des Effektivbestandes tun, eventualiter mit der
Anpassung der gesetzlichen Grundlagen.

Unter Ziffer 1.2 «Gepriifte Alternativen und geswihlte I.6sung» hétte der Bundesrat
erldutern miissen:

o dic Variante, den Effektivbestand zu senken (Versuch des VBS, der am

o]

o]

18. Okrober 2c23 im Bundesrat gescheitert ist, vermutlich mit der Revision der
VMDP zum Zweck der vorgezogenen Iintlassung {iberzihliger Jahrginge, dic
ohnehin 2028-2029 entlassen werden);

die Varianten, dic gesctzlichen Grundlagen anzupassen, deren Vor- und
Nachteile, insbesondere auch unter dem Aspekt des Zeitbedarfs;

die Begriindung der gewihlten Variante.

Unter Ziffer 3.1 «Die beantragte Neuregehing» hiitte der Bundesrat die geplante
Anderung ausfithrlich begriinden miissen, und zwar nachvollzichbar, analog zu den
Edauterungen der anderen Inhalte.
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3. Ubergangsbestimmung zum maximalen Effektivbestand der Armee (Art. 66 A0)

Antrag 3a: Der Vorschlag zur Anderung von Art. 65 AO (wonach der Bundesrat wihrend Lingstens
fiinf Jahren nach Inkraftireten der Revision den maximalen Effektivbestand {iberschreiten kéinnen soll)
ist aus der Vorlage »u streichen. Der Bundesrat soll den Effektivbestand (mit einer Revision der
VMDP) so rasch wie maglich auf maximal 140 coo senken. '

1. Begriindung:

» Dic Verletzung des Legalitdtsprinzips ist zu beenden, nicht zu legalisieren. Der
Bundesrat hat sein Handeln nach dem Gescetz zu richten, nicht, das Gesetz scinem
illegalen Handeln anzupassen.

Antrag 3b, eventualiter: Der Vorschlag (wonach der Bundesrat withrend lingstens fiinf Jahren nach
Inkraftircten der Revision den maximalen Effcktivbestand iiberschreiten kénnen sofl) ist in dem Sinne
abzuindern, dass die Uberschreitung bis maximal Ende 2029 zuldssig ist.

Textvorschlag (Art. 65 A0 new): «Der Bundesrat lkann bis hischstens Ende 2029 den Effektivbestand
nach Artikel 1 Absatz 1 Gberschreiten.»

Begriindung;

e Das vorgeschlagene Vorgehen ist zu langsam. Niemand weiss, ob, und, wenn ja, wann die
Revision in Kraft treten wird. Deshalb weiss auch niemand, wann dic fiinf Jahre enden
wirden. '

¢  IFiinf Jahre nach Inkrafttreten der Revision licgt viel zu weit in der Zukunft. Sachlich
gerechtfertigt - falls iiberhaupt - ist eine Uberschreitung des maximalen Effektivbestands
hochstens bis 2029, d. h., bis der zweite iiberzihlige Iahrgang entlassen worden ist, weil dann
auch in dieser Hinsicht dic Einfithrung der WEA abgeschlossen ist.

¢ Kcinc der Begriindungen des Bundesrates ist stichhaltig:

a) Argument1: Der Bundesrat solle die Maglichkeit haben, «den Effcktivbestand der Armee
schnell an verinderte Bedrohungslagen anzupassen, um den Sollbestand von 100 coo
garantieren zu konnen».

Der Sollbestand ist znabhingig von der Bedrohungslage mit den vorgesehenen
<hdichstens 140 coo» garanticrt. Wenn schon, wiirde bei einer verschirften
Bedrohungslage die Bereitschaft einzuriicken erfahrungsgemdss eher steigen.

Wichtig: Der erliuternde Bericht - ebenso wic der Zusatzbericht des Bundesrates zum
Sicherheitspolitischen Bericht zozi Gber die Folgen des Krieges in der Ukraine vom

7. September 2022 - stellt weder den Sollbestand von 100 000 noch den Fficktivbestand
von héchstens 140 oco in Frage. Der Bundesrat anerkennt also, dass auch unter
Beriicksichtigung der (behaupteten) verinderten Bedrohungslage diese beiden
Zielgrossen des Armeebestandes gentigen.

140 0oo gewihrleisten unabhingig von der Bedrohungslage, dass der Sollbestand von
100 000 erreicht wird. Auch mit weniger als 140 ooo bleibt gewihrleistet, dass dieser
Sollbestand im Ereignisfall erreicht wird. Erstens ist der Effektivbestand (Sollbestand +
40 %) schr grossziigig berechnet. Zwecitens tragen weitere Zehntausende - die chenfalls zu
Aktiv- und Assistenzdicnst aufgeboten werden kannen, jedoch nicht zum Effcktivbestand
gezihlt werden - zur Erreichung des Sollbestands bet, insbesondere: die Durchdiener
und ncuerdings auch die Angehérigen der Armee im letzten Jahr der Militirdienstpflicht.

b) Argument2: Ukrainckrieg, Zisur in der Sicherheitspolitik. «Bei der Konzeption der
Armee XXIT rechnete man mit einer Vorwarnzeit von bis zu zehn Jahren». Das
«Sicherheitsumfeld der Schweiz [diirfe] fiir lange Zeit volatiler, unberechenbarer und
gefihrlicher bleiben».
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Warum argumentiert der Bundesrat mit der Konzeption der Armee XXI, obwehl diese
vollstindig von der WEA abgeldst wurde? Ein Hauptziel der WEA war, dass die Armee
rasch aufgeboten werden kann (das wird bereits im ersten Satz der Botschaft gesagt).
«Die Armee soll im letzten Fall [Katastrophen, Terrorbedrohung] nach zehn Tagen
Vorbereitung in der Lage scin, dic zivilen Behdrden mit bis zu 35 coc Armeeangehérigen
zu unterstiitzen. Grundlegend verbessert werden soll die Bereitschaft der Armee,
namentlich durch ¢in neues Mobilmachungssystem. Ferner sollen Milizformationen mit
hoher Bercitschaft bezeichnet werden. Die weitcrentwickelte Armee wird jederzeit rasch
beachtliche Fihigkeiten einsetzen kénnen.» (6958)

Es gibt keinen Zusammenhang zwischen Effektivbestand und Vorwarnzeit. Ein hoherer
Effektivbestand crhoht dic Bereitschaft der Armee nicht,

¢) Argument3: Essei so, «dass der Effektivbestand der Armee auch rein aufgrund der
unterschiedlich grossen Jahrginge der Militirdienstpflichtigen tiber 140 coo liegen kann».
«Wiirde man das derart korrigicren, dass cinzelne Jahrginge frither aus der
Militardienstpflicht entlassen wiirden, fiele der Effektivbestand zeitweilig deutlich unter
140 000, was ebenfalls nicht erwiinscht ist.»

Um «starke Schwankungen des Effcktivbestands aufgrund unterschiedlich grosser
Jahrginge der Militirdienstpflichtigen zu verhindern», ist keine Uberschreitung des
maximalen Effektivbestands notwendig, weil sowohl gemiss den Erfahrungen der letzeen
Jahre als auch gemdss Prognose des BFS die Schwankungen gering sind. Zudem sind
140 oo keine fixe Zielgrosse, sondern ein Maximum, dessen Unterschreitung nicht nur
gesctzeskonform ist, sondern den Solthestand von 100 coo nicht gefahrdet (siehe oben).

Es liegt in der Verantwortung des VI3S, mit feincren Justienungen dafiir zu sorgen, dass
der Effektivbestand unter dem Maximum von 140 ooo stabilisiert wird.

Zusammenfassung: Alle Begriindungen des Bundesrates sind offensichtlich fadenscheinig.
Man muss davon ausgehen, dass er {iber keine besseren Argumente verfiige. Die beantragge
Ubcrgangsbestimmung ist somit nicht gerechtfertigt.

4. Riickerstattungspflicht von Ausbildungskosten > Art. 40 MG

Antrag 3: Die Riickerstattungspflicht ist zu streichen. Eventualiter: Die Riickerstattungspflicht ist in
dem Sinne einzuschrinken, dass Angehérige der Armee, dic zum Zivildicnst zugelassen wurden, von
ihr ausgenommen sind.

Begriindung:

Die vorgeschence Riickerstattungspflicht fiir Angehorige der Armee, die zum Zivildienst
zugelassen werden, verletze das Grundrecht der GGlaubens- und Gewissensfreiheit, weil dieses
auch das Recht umfasst, aus Gewissensgriinden Zivildienst statt Militdrdienst zu leisten. Die
Riickerstattungspflicht verletzt konkret das Recht, jederzeirein Zivildienstgesuch einzureichen
(Art. 16 ZDG).

Einem Angehdrigen der Armee, der aus Gewissensgriinden Zivildienst leisten will, wiirde die
Wahmehmung dieses GGrundrechts verwehrt, wenn er sich dic Riickerstattung nicht feisten kann.
Aus dem Grundrecht wiirde cin Privileg von finanzicll Vermogenden. Barger migssten fiir dic
Inanspruchnahme eines Grundrechts zahlen.

Die Riickerstatmungspflicht ist deshalb abzulehnen. Eventualiter ist sie so einzuschriinken, dass
Angehorige der Armee, die zum Zivildienst zugelassen wurden, davon ausgenommen sind.
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5. Weitere Anpassungen: Korrekte Berechnung des Effektivbestands

Antrag 4. Die Vorlage ist zu erginzen um Anderungen, dic gewihrlcisten, dass alle Angehérigen der
Armee, die im Falle von Assistenz- oder Aktivdienst aufgeboten werden konnen und somit zur
Erreichung des Sollbestands beitragen, zum Effektivbestand gezihlt werden.

Insbesondere ist Buchstabe d aus Artikel 1 AQ zu streichen.

Weirere Anpassungen mit demsclben Zicl liegen in der Kompetenz des Bundesrates (bspw. Art. 6
VSA} Insbesondere sind auch die Angehorigen der Armee im letzten Jahr der Militdrdienstpflicht
zum Effektivbestand zu zihlen. Der Bundesrat soll diese Anpassungen zeitnah umsetzen.

Begriindung:

Die beantragten Anpassungen folgen logisch zwingend aus dem Konzept der WEA: Der
Effekrivbestand von «<hdchstens 140 coo» hat zum Zweck, dass im Fall von Akeiv- oder
Assistenzdienst der Sollbestand von 100 coo tatsdchlich einriickt.

Alktuell fehlt die Transparenz, dic erlauben wiirde, die gesctzeskonforme Alimenticrung der
Armee nachzuvollzichen und {politisch) zu steucin.

Ich bitte Sie um die Berticksichtigung meiner Antrige und Argumente.
Ich danke Thnen fiir Thre Bemiihungen.

Freundliche Griisse

RN

Litkas Sroffel
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@ partei
www.piratenpartei.ch

Piratenpartei Schweiz, 3000 Bern

Stellungnahme der Piratenpartei Schweiz zur Anderung des
Militdrgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber
die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation

Sehr geehrter Frau Bundesratin Amherd

Sehr geehrte Damen und Herren

Bezugnehmend auf Ihre Vernehmlassungseréffnung vom 22.11.2023 nehmen wir gerne Stellung
und wirden es zukinftig sehr begriissen, wenn wir als politische Partei in ihre Adressatenliste
aufgenommen werden.

Im Weiteren finden wir Piraten es sehr bedenklich, dass Sie fur die Stellungnahme auf eine
proprietdre Software verweisen (Word der Firma Microsoft), wo es doch heute zahlreiche offene
und freie Dateiformate gibt. Wir entsprechen ihrem Wunsch mit einer docx-Datei, welche auch in
neueren Word Versionen gedffnet werden kann.

Die Piratenpartei Schweiz setzt sich seit Jahren fir eine humanistische, liberale und progressive
Gesellschaft ein. Dazu gehdren die Privatsphdre der Blrger, die Transparenz des Staatswesens,
inklusive dem Abbau der Birokratie, Open Government Data, den Diskurs zwischen Birgern und
Behdrden, aber auch die Abwicklung alltaglicher Geschafte im Rahmen eines E-Governments. Jede
neue digitale Schnittstelle und Applikation bedingt aber eine umfassende Risikoanalyse und
Folgeabschatzung.

Gerne nehmen wir wie folgt Stellung:
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Stellungnahme zur Anderung des Militargesetzes, der Verordnung
der Bundesversammlung Uber die Verwaltung der Armee und der
Armeeorganisation

Art. 11 Abs. 1

Forderung: Vollstandige Auflistung der geforderten Daten von Stellungspflichtigen im Gesetz
beibehalten.

Begrindung:

Mit der Anderung des Art. 11 Abs. 1 miissen Einwohnergemeinden zukiinftig «samtliche
notwendigen Daten» von Stellungspflichtigen melden, ohne dass diese im Gesetz genannt
werden. Man mag sich fragen, wieso die Liste nicht schlicht um die notwendigen Daten erweitert
wird. Es sollte mdglich sein, diese vorgangig zu ermitteln und aufzulisten. Die Anderung l&sst
beflrchten, dass zuklnftig auf Grundsdtze wie Datensparsamkeit verzichtet werden soll und
immer mehr Daten hinzukommen werden.

Art. 40c
Streichung: Keine verschuldensunabhdngige Rickerstattungspflicht.
Begrindung:

Art. 40c soll neu eine Riickerstattungspflicht fir Personen schaffen, die eine teure Ausbildung in
der Armee geniessen konnten, falls sie danach nicht in einer bestimmten Frist eine bestimmte
Anzahl Tage Militardienst leisten. Die Rickerstattungspflicht fir teure Ausbildungen soll auch
dann greifen, wenn der betroffenen Person keine Schuld zukommt. Wie aus der Botschaft zu
entnehmen ist, wird dies u.a. damit begriindet, dass diese Ausbildungen auch im zivilen Leben
einen hohen Wert haben (z.b. Lastwagenfihrerausweis). Zwar ist es verstandlich, dass die Armee
einen Investitionsschutz wiinscht, aber mit einer vollstandigen Umgehung des Verschuldens
werden hier u.U. Kosten ungebuhrlich auf Opfer abgewalzt. Z.B. kann ein unverschuldeter Unfall
wdhrend der Dienstpflicht dann bedeuten, auf hohen Kosten zu sitzen.

Art. 66b Abs. 3

Forderung: Die Aussen- und Sicherheitspolitischen Kommissionen missen Einsatze vorgangig
genehmigen oder mindestens konsultiert werden.
Begrindung:

Neu will Art. 66 Abs. 3 dem Bundesrat in dringenden Fillen ermoglichen bewaffnete Einsdtze ohne
vorgangige Konsultation durchzufidhren. Es ist zu begrissen, dass, ebenfalls neu, jeder Einsatz
genehmigt werden muss, aber dem Bundesrat wird ein zu grosser Ermessensspielraum
zugesprochen, der nur durch den auslegungsfahigen Begriff «dringend» begrenzt wird. Wenn die
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Bundesversammlung im Nachhinein feststellt, dass der Einsatz nicht «dringend» war, ist es bereits
zu spat.

Die Kommissionen waren bisher fir vorgdngige Konsultationen vorgesehen und mangels anderer
Feststellungen kann davon ausgegangen werden, dass diese jeweils innert nitzlicher Frist
reagierten. Der Botschaft ist nicht zu entnehmen, wieso dieser zusatzliche demokratische Schutz
durch Gewaltenteilung entfernt werden sollte.

Art. 66b Abs. 4
Forderung: Nachtragliche Informationspflicht Gber Einsdtze im Gesetz festhalten.
Begrindung:

Abs. 4 will dem Bundesrat ermdglichen, Uber Einsdtze mit bis zu 18 bewaffneten Personen
selbststandig zu entscheiden. Die Formulierung ldsst darauf schliessen, dass keine Genehmigung
durch die Bundesversammlung notwendig ist. Auch hier stellt sich wiederum die Frage, wieso der
demokratischere Gang durch die Bundesversammlung (oder mindestens Kommissionen)
umgangen werden soll. Da unklar ist, was diese Einsdtze umfassen, sollte aber mindestens eine
explizite nachtragliche Informationspflicht im Gesetz vorgeschrieben werden, um eine minimale
Aufsicht zu verdeutlichen.

Art. 74 Requisition im Assistenzdienst
Forderung: Streichung
Begriindung:

Siehe Art. 80. Es sollte absolut ausgeschlossen sein, dass die neuen, ausufernden
Requisitionsmoglichkeiten - inklusive Arbeits- und Dienstleistungen - von Art. 80 fir den
Assistenzdienst genutzt werden kdnnen.

Art. 80

Forderung: Einschrankung auf Landesverteidigungsdienst oder bestimmte Gefahrensituationen
statt «Aktivdienst». Mindestens Ausschluss von Art. 74 Gber den bisherigen Umfang hinaus.

Begrindung:

Art. 80 fihrt neu neben beweglichem und unbeweglichem Eigentum auch «beherrschbare
Naturkrafte wie etwa Strom, Daten und Frunkfrequenzen» (Bst. b), Immaterialgtter (Bst. c) und
«Arbeits- und Dienstleistungen» (Bst. d) zur Nutzungseinschrankung und -verbot, Requisition und
Unbrauchbarmachung bei Aktivdienst bzw. zu dessen Vorbereitung (Abs. 2) an. Art. 74 sieht die
umfassende Requisition auch fir den Assistenzdienst als Mdglichkeit vor.
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Um die Bedeutung dieses Artikels hervorzuheben, hilft es die NZZ zu zitieren: "[D]ie Arbeit von
jedem und jeder — vom KV-Angestellten Uber die Journalistin bis zur Chefdrztin —[wirde] im
Ernstfall der Armeefiihrung unterstellt".(1)

Gemdss Art. 76 gilt als Aktivdienst: der Landesverteidigungsdienst (Bst. a), der Ordnungsdienst
(Bst. b) und die Erhéhung des Ausbildungsstands der Armee bei steigender Bedrohung (Bst. c). Der
Assistenzdienst umfasst gemadss Art. 67 Abs. 1 die Unterstitzung ziviler Behdrden z.B. "bei der
Bewaltigung von ausserordentlichen Lagen, in denen die innere Sicherheit nicht schwerwiegend
bedroht ist und die keinen Ordnungsdiensteinsatz erfordern" (Bst. a) oder "bei der Erfillung
anderer Aufgaben von nationaler oder internationaler Bedeutung" (Bst. e). Die Armee kdnnte also
fur beliebige "andere Aufgaben" zur Unterstitzung ziviler Behdrden Arbeit "requirieren”. Es ist
allein schon fraglich, ob der Armee diese Fille an Moglichkeiten im Aktivdienst anvertraut werden
sollte, aber dass sie flr den Assistenzdienst ebenfalls vorgesehen ist, ist inakzeptabel exzessiv.

Zwar werden, wie aus der Botschaft zu entnehmen ist, mit der Nutzungseinschrankung bzw. dem
Verbot mildere Mittel als bisher eingefihrt, alle Mittel aber zugleich auch auf praktisch alle
Lebensbereiche ausgeweitet — inklusive (Zwangs-)Arbeit. Dies wird mit aktuellen
Bedrohungsszenarien wie Cyberangriffen aber auch als Schaffung von milderen Massnahmen, als
bisher in Art. 81 (Militarischer Betrieb) vorgesehen war, begriindet. Art. 81 schrdnkt den
militdrischen Betrieb aber auf Unternehmen mit 6ffentlichen Aufgaben und militdrische Anstalten
(sowie neu kritische Infrastrukturunternehmen nach ISG) ein. Art. 80 kennt diese Einschrankung
nicht. Er kann also nach Wortlaut fir "jede Person" und praktisch alles gelten, was gerade als
unbedingt erforderlich eingestuft wird (Abs. 4). Es wird in der Botschaft die relative
Verhaltnismdssigkeit von Art. 81 suggeriert, ohne diese entfernt einzuldsen.

Im Falle der Landesverteidigung kann und muss sicher vieles hingenommen werden, aber, wie
festgestellt, umfasst der Aktivdienst mehr als nur diese Art des Dienstes, vom Assistenzdienst gar
nicht zu reden. Es ist nicht genlgend begrindet, wieso der Bevélkerung in all diesen Situationen
stets ein solch weit gefasster Handlungs- und Ermessensspielraum durch die Armee zugemutet
werden soll. Ein Spielraum, der, wie gesagt, nicht mehr nur bewegliches und unbewegliches
Eigentum, sondern eben auch «beherrschbare Naturkrafte», Arbeit und Immaterialglter jeder
Person umfassen wird. Diese schweren und umfassenden Eingriffe in die Grundrechte - u.a. Schutz
der Privatsphare (Daten), Eigentumsgarantie, Wirtschaftsfreiheit - sind kaum verhaltnismassig
(i.S.v. Art. 36 Abs. 3 BV), wenn alle Moglichkeiten inklusive Vorbereitung des Aktiv- oder
Assistenzdienstes in Betracht gezogen werden. Wenn die Verhdltnismassigkeit kaum je gegeben
ist, sollte die Mdglichkeit fir die Eingriffe gar nicht erst gegeben werden. Eiw wesentlich enger
gefasster Anwendungsbereich kann diesem Umstand im Gesetz Rechnung tragen.

Fir den Assistenzdienst, der beliebige "andere Aufgaben" umfasst, sollte die Requisition im
vorgesehenen Umfang aufgrund auszuschliessender Verhaltnismassigkeit schlicht unmoglich sein.
Es ist fraglich, ob der Begriff "andere Aufgaben" Gberhaupt eine genigende Bestimmtheit erreicht,
um die Hurde von Art. 36 Abs. 1 BV zu nehmen.
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Letzte Anmerkungen:

- Wie das VBS gegeniber der NZZ erklarte sei es "denkbar, dass der Bundesrat gewisse Bereiche
von der Requisitionsmdglichkeit ganz oder teilweise ausnehmen werde."(2) Dass etwas "denkbar"
ist, genlgt nicht. Ausnahmen sollten konkretisiert werden.

- Es ist abstrus, wie in der Botschaft die vollstdndige Auslieferung von (beliebigen) Daten an die
Armee mit der Herleitung aus beherrschbaren Naturkraften begriindet wird.

Art. 95
Forderung: Streichung in der vorliegenden Form.
Begrindung:

Art. 95 sieht in verklausulierter Form im Wesentlichen das Gleiche wie Art. 80 fur IT und
Lieferketten vor, aber im Gegensatz dazu auch ausserhalb jeglicher Aktiv- oder Assistenzdienst-
Situationen. Der Artikel sieht Requisitionen also explizit in Friedenszeiten vor. Fir die
Vereinbarkeit mit der Eigentumsgarantie und Wirtschaftsfreiheit sollen die Massnahmen, wie es in
der Botschaft heisst, "im Einzelfall vom Bundesrat genehmigt werden missen" (Abs. 2). Wie die
Economiesuisse festhalt, missen betroffene Unternehmen (oder Personen) nicht vorgangig befragt
werden.(3)

Es stellen sich die gleichen Fragen wie in Art. 80, mit dem Unterschied, dass hier keine konkrete
Gefahrensituation vorliegt. Die bendtigte Genehmigung durch den Bundesrat kann in einer
Verhaltnismdssigkeitsabwagung wohl kaum je den Wegfall von Gefahrensituationen (Art. 80)
aufwiegen. Je hoher die Gefahr, desto eher kann etwas als erforderlich oder zumutbar betrachtet
werden. Die mogliche Schwere der Eingriffe in die Eigentumsgarantie und Wirtschaftsfreiheit
bleibt gleich wie in Art. 80, ohne auf der Gegenseite anndhernd genigend gewichtige Glter
vorweisen zu kdnnen.

Der Schutz der digitalen Infrastruktur ist durchaus wichtig, aber es sollte wohl mdglich sein, die
notige Arbeits- und Rechenkraft ohne Requisition bereitstellen zu kdnnen. Ein standardmassiger
Ruckgriff auf Private wirkt schwach. Das VBS wollte auch keine Antwort auf die Frage geben, wie
massiv ein Cyberangriff sein misste - falls es iberhaupt einen brauchen sollte -, um von Art. 95
Gebrauch zu machen. Martin Steiger (Anwalt/Sprecher Digitale Gesellschaft) dazu: "Es wirkt ein
bisschen so, als wiirde eine absolute Dienstpflicht durch die Hintertlr eingefihrt".(4)

Nichts davon ist vertrauenserregend. Sowohl die Formulierung als auch die ausbleibende Antwort
bzgl. Anwendung spricht dafir, dass man es sich hier sehr einfach machen will; dass man vielleicht
nicht genug Fachpersonen findet oder halten kann und diese nun in den Dienst zwingen will.

Letzte Anmerkung:
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- Es wirkt leicht verachtend und verschleiernd, von "Requisitionsgiter requirieren" zu sprechen,
wenn damit u.a. "absolute Dienstpflicht" in Friedenszeiten fir IT-Fachkréfte (oder Personen in
Lieferketten) gemeint ist.

Art. 100a
Forderung: Konkrete Anwendungszwecke im Gesetz nennen
Begrindung:

Art. 100a Abs. 1 sieht vor, dass die Militdrverwaltung und die Armee zum Schutz von militarischen
Fernmeldeanlagen konforme (zivile) Betriebsmittel oder Fernmeldeanlagen ersetzen oder andern
konnen. Abs. 2 erweitert diese Moglichkeit um zeitliche und 6rtliche Einschrankungen und Verbote
«zum gleichen Zweck» und «zur Wahrung der Sicherheit».

In der Botschaft werden fir Abs. 1 konkrete Anwendungsfalle wie «Powerline Communications»
genannt. Diese kdnnen negative Einwirkungen haben und die Erlaubnis, diese zu entfernen oder
zu andern, macht durchaus Sinn. Wahrend die Botschaft hier aber eine klare Vorstellung davon
gibt, was der Absatz bezwecken soll, bleibt dies im Artikel selbst zu offen.

Noch deutlicher wird dieser Umstand in Abs. 2: Der Absatz ist so offen formuliert, dass selbst
Massnahmen wie Zensurversuche bzw. Unterdrickung der Informationsverbreitung (z.B. druch
Abschaltung der Handynetze) in der «normalen Lage» darunterfallen kénnten, solange sie mit der
«Wahrung der Sicherheit» begrindet werden. Selbst mit der Einschrankung, dass dies einer
Genehmigung bedarf, bleibt die Kompetenz viel zu offen. Auch die Botschaft bleibt eine
Prazisierung schuldig. Entsprechend mussen konkrete Anwendungszwecke ins Gesetz, um eine
klare Vorstellung des Sinns des Artikels abzubilden und Missbrauch vorzubeugen.

**Bundesgesetz iber militdrische und andere Informationssysteme im VBS (MIG)**:

Art. 179u

Forderung: Streichung von j. Sprechmuster und k. Geolokalisierungsdaten. und Einschrankung von
g. - keine genetischen Daten

Begrindung:

Art. 179u listet alle Daten, die im neuen Informationssystem Sport (ISport) enthalten sein werden.
Die Liste scheint etwas zu exzessiy, aber sie werden l&blicherweise vollstandig im Gesetz
aufgefihrt. Die Meisten davon scheinen den in Art. 179t aufgefihrten Zwecken dienlich.

Die Botschaft bleibt aber fir die einzelnen Daten eine Erkldrung schuldig und so ist unklar, wofar
inbesondere Sprechmuster oder Geolokalisierungsdaten bendtigt werden. Den einzelnen
Zwecken sind sie nicht zuzuordnen. Bei den Geolokalisierungsdaten fehlt auch die Begrindung,
warum diese u.U. Uber mehrere Jahre aufbewahrt werden sollen (Art. 179x Abs 1). Im Sinne der
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Datensparsamkeit sollten Sprechmuster und Geolokalisierungsdaten also nicht erhoben oder
gespeichert werden. Ferner sollen keine genetischen Daten unter g. biochemische Marker
erhoben werden.

Art. 179v
Forderung: Freiwilligkeit muss sichergestellt werden.
Begrindung:

Gemass Art. 179v Bst. a werden "die Daten fir das ISport bei der betreffenden Person mit deren
vorgangigen Einwilligung" beschafft. Die Datenbeschaffung kann auch "automatisiert Gber
dauerhaft eingesetzte, auch korpergetragene technische Messgerdte erfolgen". Die Botschaft fihrt
zur erwdhnten Einwilligung folgendes aus: "Mit dieser bestatigen sie, dass sie mindlich und
schriftlich Gber Zweck, Ablauf und eventuelle Risiken der Datenbearbeitung aufgekldrt worden
sind, dass sie diese Informationen verstanden haben, dass offene Frage gekldrt worden sind, und
dass sie Kenntnis von ihrem Recht haben, die Einwilligung zur Datenbearbeitung jederzeit zu
widerrufen."

Diese Ausflhrung stimmt einigermassen zuversichtlich, dass die Schwere erkannt wird. Aber im
militdrischen Umfeld, z.B. auch wahrend der Rekrutierung, konnte es sich als herausfordernd
erweisen, die Freiwilligkeit tatsachlich zu vermitteln und sicherzustellen, dass sich die Personen
nicht gendtigt fihlen. Letztlich wird durch eine Unterschrift alles obengenannte bestatigt, ohne
dass die einzelnen Punkte je bei der betroffenen Person angekommen sein missen. Der speziellen
Situation und dem Umfang der Datenerhebung sollte mit weiteren Massnahmen Rechnung
getragen werden.

Fussnoten:
1-4:NZZ, Armee plant Dienstpflicht fur Zivilisten im Cyberkrieg, 3.2.24
Schlussbemerkungen

Wir beschranken uns in dieser Stellungnahme auf unsere Kernanliegen. Bei Verzicht unsererseits
auf umfassende allgemeine Anmerkungen oder auf Anmerkungen zu einzelnen Regelungen, ist
damit keine Zustimmung durch die Piraten zu solchen Regelungen verbunden.

Kontaktdetails fir Rickfragen finden Sie in der Begleit-E-Mail.

Piratenpartei Schweiz, Arbeitsgruppe Vernehmlassungen, 08. Mdrz 2024
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SCHARFSINNIG & WEITSICHTIG

Verein Politbeobachter
3000 Bern
info@politbeobachter.ch

Kommission fiir Verkehr und Fernmeldewesen
3003 Bern

8. Marz 2024

Vernehmlassung Militdrgesetz

Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nutzen wir die Gelegenheit und nehmen zu den geplanten Anderungen des
Militargesetz Stellung (Vernehmlassung 2023/26).

Requisition ziviler Guter (Art. 95)

Durch die Moglichkeit der Beschlagnahmung jeglicher Giter und Dienstleistungen wahrend
Friedenszeiten, erhalt der Bundesrat weitreichende Kompetenzen. Da ein entsprechender
Entscheid nicht anfechtbar ist, kann dies zu Missbrauch fiihren. Wir sehen in einer solchen
Regelung eine mogliche Missachtung der Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 BV).

Schutz militarischer Fernmeldeanlagen (Art. 100a)

Durch den in Absatz 2 und 3 erteilte Vollmacht an den Bundesrat zur Einschrankung oder
dem Verbot von Fernmeldeanlagen, werden der Landesregierung Kompetenzen Ubertragen,
die wahrend Friedenszeiten nicht gerechtfertigt sind. Denkbar ware, aus welchen Griinden
auch immer, dass der Bundesrat darin die gesetzlichen Grundlagen fiir eine teilweise oder
komplette Abschaltungen des Internets sehen kdnnte. Eine solche weitreichende Befugnis
gefahrdet somit die Meinungsfreiheit (Art. 16 BV).

Verein Politbeobachter politbeobachter.ch
3000 Bern
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POLIT-
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SCHARFSINNIG & WEITSICHTIG

Informationssystem Sport (Art. 179)

Das beschriebene Informationssystem dient, zwar freiwillig, zur kompletten Uberwachung
von Angehorigen der Armee. Die mittels GPS-Tracker und «dauerhaft eingesetzte, auch
korpergetragene technische Messgerate» erhobenen Daten bringen ein hohes
Missbrauchspotenzial mit sich. Selbst wahrend des Militardienstes ist eine solche
Komplettiiberwachung nicht mit den personlichen Freiheiten (Art. 10 BV) zu vereinbaren.

Aus den genannten Griinden lehnen wir die Anderung des Militirgesetz ab.

Mit freundlichen Griissen

Petra Burri, Co-Prasidentin Josef Ender, Co-Prasident

Verein Politbeobachter politbeobachter.ch
3000 Bern
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der st hen Datensc tragten
Conférence des préposé(e)s suisses 3 la protection des données
Conferenza deghi incaricati svizzeri per la protezione dei dati

Eidgendssisches Departement flr Verteidi-
gung, Bevdlkerungsschutz und Sport
Gruppe Verteidigung

Per Mail:
hans.wipfli@vtg.admin.ch

Bern, 20. Februar 2024

Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung
tiber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation; Vernehmlas-
sung

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen fir die Gelegenheit, zur erwadhnten Vorlage Stellung nehmen zu kénnen.
Aus datenschutzrechtlicher Sicht ergeben sich folgende Hinweise und Antrage:

Art. 11 Abs. 1 Militargesetz

Neu sollen die von den Einwohnergemeinden zu meldenden Daten der Stellungspflichtigen
vom Bundesrat festgelegt werden. Die Notwendigkeit dieser Delegation ist nicht nachvoll-
ziehbar. Im erlauternden Bericht steht einzig, dass heute «nicht alle notwendigen Daten fir
die Stellungspflicht erhoben werden» kdénnen, ohne Erklarung, welche weiteren Daten (ggf.
in welchen besonderen Fallen) fehlen. Auch bei einer Delegation werden es nur Daten nach
Art. 6 des Registerharmonisierungsgesetzes (SR 431.02) sein kénnen.

Antraqg: Die Notwendigkeit der Delegation ist nachvollziehbar zu begriinden oder es ist auf
sie verzichten.

Art. 2b Bst. ¢ und g sowie Art. 179t ff. Bundesgesetz iiber militdrische und andere
Informationssysteme im VBS (MIG)

Die insgesamt als kritisch zu betrachtenden Datenbearbeitungen nach Art. 2b MIG werden
um ein Profiling Uber wesentliche Aspekte der Persdnlichkeit der betroffenen Personen (vgl.
Art. 179t MIG) erweitert, welches sich auf umfangreiche Daten aus der privaten Lebensflh-
rung der betroffenen Personen stutzt. Der sehr weitreichende Datenkatalog nach Art. 179u

privatim

c/o Datenschutzbeauftragter des Kantons Bern
Poststrasse 25, CH-3072 Ostermundigen

Tel. +41(31) 63374 10
praesident@privatim.ch, www.privatim.ch
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MIG wird nicht im Einzelnen erlautert und scheint nach seinem Wortlaut immer vollstandig
erhoben zu werden («Das ISport enthalt...», nicht «kkann enthalten»). Seine Verhaltnismas-
sigkeit im Sinne der Eignung und Notwendigkeit der einzelnen Daten ist daher nicht darge-
legt, und es ist unklar, ob die Einwilligung der betroffenen Personen — auf die sogleich noch
naher eingegangen wird — nur fir den gesamten Datensatz maoglich ist oder nur fir einzelne
Daten.

Die mit den Datenbearbeitungen in ISport verbundenen Grundrechtseingriffe lassen sich in
jedem Fall nur bei einer freiwilligen Teilnahme der Betroffenen rechtfertigen, was laut den
Erlauterungen auch so vorgesehen ist. Allerdings halten wir weder den Wortlaut von Art.
179t Bst. a MIG noch jenen von Art. 179v MIG fir gentigend klar, um die Freiwilligkeit un-
missverstandlich im Gesetz zu verankern: In Art. 179t Bst. a steht die Freiwilligkeit erst bei
den «weiteren Teilnehmenden» und bezieht sich nicht notwendigerweise auch auf die da-
vor genannten Personen. Und Art. 179v MIG sieht neben der Datenbeschaffung mit der
Einwilligung der betroffenen Person (Bst. a) weitere Quellen vor, aus denen die Daten nach
Art. 179u MIG stammen kénnen.

Antrage: Die Eignung und Notwendigkeit der Daten nach Art. 179u MIG ist im Einzelnen zu
begrinden. Die Freiwilligkeit der Datenerhebung ist fur alle betroffenen Personen unmiss-
verstandlich zu regeln, und es ist vorzusehen, dass die Einwilligung nur fiir einzelne Daten
abgegeben werden kann.

Wir danken Ihnen fir die Berlcksichtigung unserer Anliegen und stehen Ihnen fur Rickfra-
gen gerne zur Verfugung.

Freundliche Grisse
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Frau Bundesprasidentin
Viola Amherd, Chefin VBS
Bundeshaus Ost, 3003 Bern
hans.wipfli@vtg.admin.ch

12. Januar 2024

Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber die Ver-
waltung der Armee und der Armeeorganisation - Eroffnung des Vernehmlassungsver-
fahrens

Stellungnahme zu den Entwtirfen vom 22. November 2023

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin

Mit Schreiben vom 22. November 2023 laden Sie uns ein, zu den titelerwahnten Entwirfen
Stellung zu nehmen. Die Regierungskonferenz Militar, Zivilschutz und Feuerwehr (RK MZF)
bedankt sich fir diese Moglichkeit.

o Die RK MZF begrisst grundsatzlich die im titelerwahnten Entwurf vorgeschlagenen Ande-
rungen.

Begriindung: Wir begriissen zunéchst die Anderungen, die aufgrund der Verschlechterung
der sicherheitspolitischen Lage in Europa seit spétestens Februar 2022 vorgeschlagen wer-
den. Dies betrifft beispielsweise Anderungen im Zusammenhang mit neuen oder verstérkt
wirkenden Bedrohungen (z.B. Cyber War, Einsatz von Drohnen). So zielen die vorgesehe-
nen Gesetzesdnderungen in Bezug auf die Starkung der Betriebskontinuitét, die Resilienz
von Betrieben und Einrichtungen der Armee, den Schutz militdrischer Fernmeldeanlagen
sowie die Starkung der wehr- und sicherheitstechnischen Forschung und Entwicklung in
diese Richtung. Weiter begriissen wir die Anderungen im Kontext der Attraktivitétssteige-
rung des Militdrdienstes. Dazu zdhlen beispielsweise die Flexibilisierung des Ausbildungs-
und Dienstleistungssystems oder die Schaffung von Informationsplattformen.

¢ Im Erlduternden Bericht verweisen Sie darauf, dass - geméass den Grundsatzen der Ent-
eignung - neu nur erhebliche Nutzungseinschrankungen bzw. -verbote zu einem Entscha-
digungsanspruch fiihren sollen. «Allenfalls werden dann aber drastischere Massnahmen
oder Folgen entstehen. Insofern ist es mdglich, dass hdhere Kosten entstehen. Wer von
Bund und Kantonen diese tragen miusste, ist zu ermitteln.» (S. 54). Wir bitten Sie, den
letzten Punkt genauer auszufihren und uns mitzuteilen, wie diese «Ermittlung» erfolgen
soll.

Begriindung: Diese neuen Bestimmungen werden drastische Auswirkungen auf den éffent-
lichen Dienst, die Unternehmen und sogar Einzelpersonen zeitigen und erhebliche Kosten
verursachen.

GENERALSEKRETARIAT RK MZF
Haus der Kantone | Speichergasse 6 | 3011 Bern
Telefon 031 320 16 26 | www.rkmzf.ch
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e Die RK MZF begriisst die Anderungen in Art. 48b, die zur Bewéltigung von Katastrophen
und Notlagen fiir das Gesundheitswesen von Bedeutung sind. Die Anderungen werden
auch seitens der Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren
(GDK) und der Vereinigung der Kantonsarztinnen und Kantonsarzten der Schweiz (VKS)
explizit gestutzt. Wir weisen darauf hin, dass entsprechende Bildungsangebote auch fir die
zivile Katastrophenmedizin wichtig waren.

Begriindung: Im Zuge der Transition des Koordinierten Sanitétsdienstes (KSD) von der Ar-
mee zum Bundesamt fiir Bevélkerungsschutz (BABS) war zeitweise nicht gesichert, ob die
Mittel fiir die Aus-, Weiter- und Fortbildung in Militdr- und Katastrophenmedizin nach wie
vor zur Verfiigung stehen. Die Aus-, Weiter- und Fortbildung in Militdr- und Katastrophen-
medizin im Sinne einer prdventiven Massnahme im Hinblick auf kiinftige Krisen oder Kata-
strophen stand stets im Interesse der GDK. So haben RK MZF und GDK dieses Anliegen
auch gegendiiber der Sicherheitspolitischen Kommission des Stédnderates (SiK-S) zum Aus-
druck gebracht. Wir weisen darauf hin, dass mit der Regelung in der erwdhnten Rechts-
grundlage die Bed(iirfnisse in der zivilen Katastrophenmedizin nicht zwingend gedeckt sind.
Fiir den zivilen Bereich mlissten ebenfalls entsprechende Mittel zur Verfligung gestellt wer-
den.

Fur die Berucksichtigung unserer Anliegen bedanken wir uns.
Mit freundlichen Grissen

Regierungskonferenz
Militar, Zivilschutz und Feuerwehr

Elo. sig. Elo. sig.

Landesfahnrich Jakob Signer PD Dr. phil. Alexander Krethlow
Prasident RK MZF Generalsekretar RK MZF

Kopie an

- GS GDK

- GS KKJPD
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Anhang

Detaillierte Bemerkung
Militdrgesetz

Zu Artikel 26

Art. 26 ist wie folgt zu erganzen:

Die Militdrdienstpflichtigen missen ausser Dienst die folgenden Amtstermine wahrnehmen:

[...]
d. Riickgabe der personlichen Ausriistung nach Beenden der Militardienstpflicht.

Begriindung: In der Praxis gibt es immer wieder Riickfragen und Unklarheiten, ob der Termin
fur die Riickgabe der persénlichen Ausrlistung nach Beenden der Militardienstpflicht besoldet
und mit EO entschédigt wird. Eine Klarstellung, dass es sich bei diesem Termin um einen Amts-
termin handelt, wiirde die betroffenen Personen gegeniiber ihren Arbeitgebern starken. Wer
den Termin fiir die Riickgabe der persénlichen Ausriistung nach Beenden der Militadrdienstpflicht
nicht wahrnimmt, wird bis dato je nach Kanton auf unterschiedlicher gesetzlicher Grundlage
bestraft. Der Kanton Bern bestraft die Angehérigen der Armee fiir das Nichtwahrnehmen des
Termins fiir die Riickgabe der persénlichen Ausriistung nach Beenden der Militdrdienstpflicht
auf der Basis von Artikel 72 Absatz 3 Militérstrafgesetz (Nichtbefolgung von Dienstvorschriften
in leichten Féllen) mit einer Disziplinarbusse. Der Kanton Ziirich dagegen bestraft auf der Basis
von Artikel 180 Absatz 1 Buchstabe a Militdrstrafgesetz das Begehen eines Disziplinarfehlers
mit einer Disziplinarbusse." Insbesondere im Falle einer Beschwerde wére es zentral, dass sich
die Kantone auf eine eindeutige gesetzliche Grundlage berufen kénnten und dass die Handha-
bung in der ganzen Schweiz einheitlich wére.

Zu Artikel 80

Fir die 6ffentliche Sicherheit und Gesundheit zustéandigen Dienste, wie die Polizeikorps, sind
von der Regelung auszunehmen.

Begriindung: Die Mdéglichkeit der Requirierung wird von (un)beweglichem Eigentum auf be-
herrschbare Naturkréfte wie etwa Strom, Daten und Funkfrequenz, Immaterialgliter sowie Ar-
beits- und Dienstleistungen ausgeweitet. Zudem wird nun die Méglichkeit einer Nutzungsein-
schrédnkung oder eines Nutzungsverbots eingefiihrt. Die Polizei sowie andere Blaulichtorgani-
sationen und das Spitalwesen miissen daher im Falle von Aktivdienst damit rechnen, dass die
Nutzung von verfiigbarem Strom, von Funkfrequenzen und weiteren Ressourcen der Armee zur
Verfiigung gestellt, eingeschrénkt oder verboten wird. Es besteht ein erhebliches &ffentliches
Interesse, dass die Polizei (und andere Blaulichtorganisationen sowie das Spitalwesen) von der
Regelung ausgenommen werden. Sollte der Bundesrat an seiner Regelungsabsicht festhalten,
waére ein militdrischer Zugriff auf die genannten Dienste gesetzlich als absolute ultima ratio zu
verankern.

! Beilage zur Entlassung fiir Armeeangehérige (zh.ch) [aufgerufen am 15. Dezember 2023].


https://www.zh.ch/content/dam/zhweb/bilder-dokumente/themen/sicherheit-justiz/militaer/milit%C3%A4rverwaltung/entlassungen-2022/beilage_entlassungen_armeeangehoerige.pdf
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Zu Artikel 95

Fir die 6ffentliche Sicherheit und Gesundheit zustandigen Dienste, wie die Polizeikorps, sind
von der Regelung auszunehmen.

Begriindung: Diese Bestimmung hélt fest, dass mit Genehmigung durch den Bundesrat auch in
Friedenszeiten und unabhéngig von einem Armeeeinsatz zum Schutz der Lieferketten der Ar-
mee und der militdrischen Informations- und Kommunikationstechnologie sowie zur Erhaltung
der Betriebskontinuitédt und der Resilienz gegeniiber Bedrohungen, insbesondere im Cyberbe-
reich, die Nutzung von Requisitionsglitern eingeschrdnkt oder verboten werden kann. Ausge-
nommen davon ist die Funkfrequenz. Damit miissen die Polizeien sowie andere Blaulichtorga-
nisationen und das Spitalwesen jederzeit damit rechnen, dass die Armee die Nutzung von Re-
quirierungsglitern, die durchaus Ressourcen der Polizei darstellen kbnnen, einschrénkt, verbie-
tet oder solche Giiter requiriert. Es besteht ein erhebliches o6ffentliches Interesse, dass die Po-
lizei (und andere Blaulichtorganisationen sowie das Spitalwesen) von der Regelung ausgenom-
men werden. Sollte der Bundesrat an seiner Regelungsabsicht festhalten, wére ein militdrischer
Zugriff auf die genannten Dienste gesetzlich als absolute ultima ratio zu verankern.

Zu Artikel 100a

Fir die 6ffentliche Sicherheit und Gesundheit zustéandigen Dienste, wie die Polizeikorps, sind
von der Regelung auszunehmen.

Begriindung: Die Militdrverwaltung und die Armee kénnen neu zum Schutz von militdrischen
Fernmeldeanlagen und zur Wahrung der Sicherheit die zusténdige zivile Behérde anweisen, die
Nutzung von Fernmeldeanlagen und Betriebsmitteln 6rtlich und zeitlich begrenzt einzuschrén-
ken oder zu verbieten. Diese Massnahmen bediirfen der Genehmigung durch den Bundesrat.
Geméss erlduterndem Bericht ist diese Massnahme u. U. bereits in der normalen Lage und
auch vor einem Truppenaufgebot notwendig, um rechtzeitig die notwendigen Nachrichten be-
schaffen zu kénnen. Sofern eine Polizei sowie andere Blaulichtorganisationen und das Spital-
wesen Fernmeldeinfrastruktur nutzt und/oder betreibt, die von dieser Regelung betroffen sein
kénnten, miissen sie mit solchen Einschrédnkungen rechnen. Es besteht ein erhebliches 6ffent-
liches Interesse, dass die Polizei (und andere Blaulichtorganisationen sowie das Spitalwesen)
von der Regelung ausgenommen werden. Sollte der Bundesrat an seiner Regelungsabsicht
festhalten, wére ein militdrischer Zugriff auf die genannten Dienste gesetzlich als absolute ultima
ratio zu verankern.

Zu Art. 131 Abs. 1
Absatz 1 ist wie folgt zu erganzen: [...] sowie — soweit méglich — die dazu notwendigen [...]

Begriindung: Die Gemeinden kénnen nicht in jedem Fall die geeigneten Rdumlichkeiten und
Platze mit den erforderlichen Einrichtungen und Geréaten zur Verfiigung stellen.
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Stellungnahme zur Revision der Militargesetzgebung

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin, sehr geehrter Herr Wipfli, sehr geehrte Damen und Herren

Wir méchten uns fiir die Moglichkeit zur Stellungnahme betreffend die Revision des Bundesgesetzes
Uber die Armee und Militdrverwaltung vom 03. Februar 1995 (Militdrgesetz «MG») bedanken. Wir waren
jedoch erstaunt, dass gemass Adressatenliste direkt betroffene Industriezweige, wie u.a. wir
Fernmeldedienstanbieterinnen, und nicht einmal unser Branchenverband asut zur Stellungnahme
eingeladen wurden, obwohl im Gesetzesentwurf die Begriffe Fernmeldegesetz, Fernmeldeanlagen und
Funkfrequenzen vorkommen und somit konkret Aspekte der Fernmeldedienstanbieterinnen tangiert
werden. Wir nehmen dazu aber gerne Stellung wie folgt.

Salt Mobile SA («Salt») ist eine Fernmeldedienstanbieterin und Mobilfunkkonzessionarin und betreibt als
solche u.a. ein eigenes Festnetz und Mobilfunknetz. Salt ist damit direkt und gravierend von den
vorgeschlagenen Anderungen betroffen.

Salt ist sich ihrer Verantwortung als Betreiberin von kritischer und systemrelevanter
Fernmeldeinfrastruktur bewusst. Salt ist entsprechend auch bereit, einen Beitrag fiir die Sicherheit der
Schweiz in einer ausserordentlichen Lage zu leisten. Dabei sind aber gewisse Rahmenbedingungen zu
beriicksichtigen. Insbesondere muss der zu leistende Beitrag verhaltnismdssig sein, da es sich hier um
einen u.U. massiven Grundrechtseingriff handelt. Ferner sind die Verpflichteten wie u.a. wir
Fernmeldedienstanbieterinnen fiir die Erfiillung der auferlegten Pflichten vollstandig zu entschadigen.

Die Vorlage muss deshalb in diesen wesentlichen Punkten angepasst werden.

1. Vorbemerkungen

Gegenstand der aktuellen Revision des Militdrgesetzes ist eine erweiterte Requisition,
Nutzungseinschrankung, -verbot bis Unbrauchbarmachung im Falle von ausserordentlichen Lagen, allenfalls
sogar bereits in normalen Lagen, und dies auch bei den privaten Firmen wie Fernmeldedienstanbieterinnen.
Die Revision hat somit weitreichende Auswirkungen auf die Schweizer Festnetzbetreiberinnen und insb.
Mobilfunknetzbetreiberinnen resp. -konzessionarinnen.
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Stellungnahme zur Anderung des Militirgesetzes

1.1 Ausgangslage gemadss Begleitschreiben zur Vernehmlassungsvorlage

Aufgrund der sich verandernden Bedrohungslage mit neuen Bedrohungsformen, der allgemeinen
gesellschaftlichen, technischen und wirtschaftlichen Transformation und der Auswirkungen der COVID-
Pandemie sowie der Energiekrise missen sich Armee und Militdrverwaltung anpassen und weiterent-
wickeln. Dazu mussen das Militargesetz, die Armeeorganisation und weitere Erlasse angepasst werden.
Wichtige Elemente der Vorlage sind etwa die Flexibilisierung des Ausbildungs- und Dienstleistungssystems,
die Aktualisierung der Requisition, die Starkung der Betriebskontinuitdt und Resilienz von Betrieben und
Einrichtungen der Armee, der Schutz militarischer Fernmeldeanlagen, die Weiterentwicklung der militari-
schen Friedensférderung, die Starkung der wehr- und sicherheitstechnischen Forschung und Entwicklung
sowie die Regelung von Kompensationsgeschaften bei Beschaffungen fir Armeematerial.

1.2 Grundsatzliche Bemerkungen zur Vorlage

Mit der Gesetzesrevision soll die rechtliche Grundlage geschaffen werden, um auch weit im Vorfeld einer
besonderen oder ausserordentlichen Lage, Giiter von privaten Firmen zu requirieren, die Nutzung von
Requisitionsglitern einzuschranken oder zu verbieten, um angesichts der wachsenden Gefahr von
Cyberangriffen und anderen hybriden Bedrohungen den Betrieb von systemrelevanten Anlagen und
Einrichtungen, namentlich von kritischen Infrastrukturen und fiir die Versorgung (Lieferketten) der Armee
relevanten Unternehmen, in allen Lagen aufrechterhalten und sicherstellen zu konnen. Die
Requisitionsinstrumente sollen erweitert werden und neu insbesondere auch beherrschbare Naturkrafte wie
Strom, Daten und Funkfrequenzen, Immaterialglter sowie Arbeits- und Dienstleistungen umfassen.

Salt anerkennt den Handlungsbedarf aufgrund der sich verandernden Weltlage und ist bereit ihren Beitrag
zur Sicherheit unseres Landes zu leisten. Dieser Beitrag muss aber verhaltnismassig, zumutbar und
zielfihrend sein. Auch sind rechtsstaatliche Aspekte zu beachten, insb. wenn der Beitrag bereits in normalen
Lagen erfolgen soll. Weiter muss Rechtssicherheit fiir alle Beteiligten geschaffen werden, dies insb. auch
betreffend die Zustandigkeiten zwischen dem Bundesamt fir Kommunikation BAKOM und der Armee resp.
der Militarverwaltung.

1.3 Grundsatzliche Bemerkungen zu einzelnen Artikeln

Da es sich teilweise um einschneidende Eingriffe in die Grundrechte und die Wirtschaftsfreiheit von privaten
Firmen wie Telekommunikations-Unternehmen handelt und diese sogar bereits in Friedenszeiten erfolgen
koénnen, ist eine Autorisation durch den Bundesrat fiir alle Massnahmen zwingend. Die Verpflichteten sind
zudem vor der Anordnung von Massnahmen anzuhdren. Weiter sind diese Firmen nicht nur angemessen,
sondern vollstdndig fur deren Aufwande zu entschadigen.

1.4 Konkrete Anpassungsvorschlage zu den einzelnen Artikeln

Flr konkrete Anpassungsvorschlage zu den einzelnen Artikeln im Vorentwurf (VE-MG)

e  Pflichten zur Nutzungseinschrankung und -verbot, Requisition und Unbrauchbarmachung (Art. 80, 80a)
e Betriebskontinuitdt und Resilienz (Art. 95)

e Schutz militdrischer Fernmeldeanlagen (Art. 100a)

verweisen wir auf die Stellungnahme unseres Branchenverbandes asut (siehe Beilage).

Salt Mobile SA 2
Renens VD (Siege social), Bienne, Ziirich
www.salt.ch



Stellungnahme zur Anderung des Militirgesetzes

2. Zusammenfassung der wesentlichen Punkte

o Der Vorentwurf zur Revision des Militdrgesetzes muss iiberarbeitet werden.

o Die Massnahmen wie erweiterte Requisition, Nutzungseinschrankung, -verbot bis zur
Unbrauchbarmachung stellen teilweise einschneidende Eingriffe in die Grundrechte und die
Wirtschaftsfreiheit der privaten Telekommunikations-Unternehmen dar.

e Alle Massnahmen bediirfen deshalb der Anordnung des Bundesrates.
o Die Parteien sind vorgangig anzuhoren (rechtliches Gehor).
o Die Massnahmen miissen mit Bedacht angeordnet werden.

o Die Fernmeldedienstanbieterinnen miissen von entgegenstehenden Pflichten wie aus dem
Fernmeldegesetz befreit werden.

e Die Fernmeldedienstanbieterinnen sind vor allflligen Anspriichen von betroffenen Kund:innen und
Dienstanbietern schadlos zu halten.

o Die Fernmeldedienstanbieterinnen sind fiir deren Aufwande vollstindig zu entschadigen.

e Wir sind bereit einen Beitrag zu leisten, dieser muss aber verhaltnismassig und zielfiihrend sein.

Wir verweisen auch auf die Stellungnahmen der anderen beiden Mobilnetzbetreiberinnen und unterstitzen
die Position von economiesuisse und jene unseres Branchenverbandes asut.

Wir danken Ihnen flr die wohlwollende Aufnahme unserer Position. Flr Riickfragen stehen wir lhnen gerne
zur Verfligung.

Freundliche Grisse

Felix Weber
Senior Regulatory Affairs Manager

Beilage: Stellungnahme der asut

Salt Mobile SA 3
Renens VD (Siege social), Bienne, Ziirich
www.salt.ch




Eidgendssisches Departement fir Verteidigung,
Bevodlkerungsschutz und Sport VBS
3003 Bern

Per E-Mail an:
hans.wipfli@vtg.admin.ch

Zirich, 7. Marz 2024 CM/sb
maduz@arbeitgeber.ch

Stellungnahme: Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber
die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir beziehen uns auf lhr Schreiben vom 22. November 2023 und danken Ihnen fir die Gelegenheit, zu
eingangs erwahnter Vernehmlassung, Stellung nehmen zu kénnen.

Der Schweizerische Arbeitgeberverband (SAV) ist seit 1908 die Stimme der Arbeitgeber in Wirtschaft,
Politik und Offentlichkeit. Er vereint als Spitzenverband der Schweizer Wirtschaft rund 90 regionale und
branchenspezifische Arbeitgeberorganisationen sowie einige Einzelunternehmen. Insgesamt vertritt er
Uber 100000 Klein-, Mittel- und Grossunternehmen mit knapp 2 Millionen Arbeitnehmenden aus allen
Wirtschaftssektoren. Der SAV setzt sich fiir eine starke Wirtschaft und den Wohlstand der Schweiz ein.
Er verfigt dabei Uber anerkanntes Expertenwissen insbesondere in den Bereichen Arbeitsmarkt, Bil-
dung und Sozialpolitik.

Die Schweiz gilt gemeinhin als ein sicheres Land. Sie zeichnet sich insbesondere durch die Bestandig-
keit ihrer sicherheitspolitischen Prinzipien und Interessen aus. Diese tragen massgeblich zu den aktuell
guten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in der Schweiz bei. Das politische und damit wirtschaftliche
Umfeld ist jedoch weniger stabil als vor zehn oder zwanzig Jahren. Die instabile Sicherheitslage in den
unterschiedlichen Weltregionen kann innert kirzester Zeit auch zu Problemen in der Schweiz fiihren.
Auch sind neue Bedrohungen und Gefahren entstanden, wie etwa Cyberangriffe und Desinformation.
Die Ausgestaltung der schweizerischen Sicherheitspolitik muss sich daher an den wandelnden sicher-
heitspolitischen Herausforderungen ausrichten und dabei laufend auch Priorisierungen bei den Ressour-
cen vornehmen. Nur auf diese Weise kann den Unternehmungen die notwendige Planungs- und Rechts-
sicherheit auch fur die Zukunft garantiert werden.

In diesem Sinne begriisst der Schweizerische Arbeitgeberverband die beabsichtigten Anderungen, ins-
besondere die Flexibilisierung des Ausbildungs- und Dienstleistungssystems sowie die gesetzliche Ver-
ankerung der Kompensationsgeschafte zur Starkung der inlandischen wehrtechnischen Forschung und

Hegibachstrasse 47 | Postfach | 8032 Zurich
T +41 444211717
verband@arbeitgeber.ch | www.arbeitgeber.ch
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NIONE SVIZZERA DEGLI IMPRENDIT

Entwicklung. Allerdings sollte die verschlechterte Sicherheitslage in Europa verstarkt berticksichtigt wer-
den. Die Gesetzesrevision hatte es ermdglicht, Sofortmassnahmen im Bereich der Armeeorganisation
und der Beschaffungsprozesse im Rahmen der bereits geplanten Gesetzesrevision unterzubringen. Die
Flexibilisierungen des Ausbildungs- und Dienstleistungssystems sowie die Ubertragung der Entschei-
dungsfahigkeit hinsichtlich Armeestruktur und Detailorganisation hin zum VBS gilt es funktional umzu-
setzen. Ziel soll es sein, die Verteidigungsfahigkeit der Schweiz zu gewahrleisten und die Eigenstandig-
keit zu sichern.

Wir bitten Sie um Berlicksichtigung unserer Eingabe und stehen lhnen fir allféllige Rickfragen gerne
zur Verfiigung.
Freundliche Grissen

SCHWEIZERISCHER ARBEITGEBERVERBAND

Zh & (Lo

Roland A. Mdller Chfistian Maduz
Direktor Projektleiter Direktion

Seite 2 3b4_20240307 Vernehmlassung Aenderung des Militdrgesetz_CM.docx
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Public Affairs und Regulation - Hilfikerstrasse 1 - CH-3000 Bern 65

Schweizer Armee: Gruppe Verteidigung
3003 Bern

Per E-Mail an: hans.wipfli@vtg.admin.ch

Bern, 20. Februar 2024
Anderung des Militirgesetzes
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fiir die Gelegenheit, zur Anderung des Militdrgesetzes (MG) Stellung
nehmen zu kénnen. Die SBB steht einigen Aspekten der Vorlage kritisch gegenuber, da die
beantragte Anderung von Art.81 MG die bereits gut etablierte Krisenorganisation der
Eisenbahn in Frage stellen wiirde.

Art. 81 Abs. 1 Bst. c VE-MG

Mit der Anderung von Artikel 81 wird beantragt, dass der Bundesrat den militdrischen
Betrieb fur Betriebe der kritischen Infrastruktur anordnen kann. Unter diesen Begriff fallen
auch Eisenbahnunternehmen wie die SBB. Dies ist aus zwei Griinden problematisch. Zum
einen schliesst das geltende Recht die vom Bund konzessionierten Transportunternehmen
ausdricklich vom militérischen Betrieb aus (vgl. Art. 81 Abs. 1 Bst. a MG). Die neue
Regelung wiirde somit in direktem Widerspruch zu dieser Bestimmung stehen. Zweitens
werden die Bedurfnisse der Armee bereits in der Verordnung tber vorrangige Transporte in
Ausnahmesituationen (VVTA, SR 531.40) und kinftig in der Verordnung Uber die
Koordination des Verkehrs zur Bewaltigung von Ausnahmesituationen (VKOVA)
angemessen berticksichtigt.

Aufgrund der Komplexitat des Bahnbetriebes wurde der Militareisenbahndienst in den 90er
Jahren abgeschafft und durch eine Krisenstruktur ersetzt, in welcher die SBB als
Systemfuhrerin fungiert und die Armee das Recht hat, vorrangige Transporte anzuordnen.
Diese Aufgabenteilung hat sich bewahrt und sollte nicht riickgangig gemacht werden.

Antrag:
Art. 81 Abs. 1 Bst. ¢ VE-MG ist wie folgt zu erganzen:

1 Der Bundesrat kann im Aktivdienst den militarischen Betrieb anordnen fiir:

SBB AG

Public Affairs und Regulation
Hilfikerstrasse 1-3000 Bern 65 - Schweiz
luca.arnold@sbb.ch / www.sbb.ch
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c. Betriebe der kritischen Infrastruktur im Sinne von Artikel 74a Buchstaben ... des
Informationssicherheitsgesetzes vom 18. Dezember 2020. Ausgenommen bleiben
Transportunternehmen nach Bst. a.

Requisitionen und andere Beschrankungen

Die Vorlage sieht erhebliche Eingriffe in die Eigentumsgarantie auch in Friedenszeiten vor
(vgl. Art. 80 sowie Art. 95 VE-MG). Da die Bahn eine kritische Rolle fir die Armee spielen
koénnen, ist es wichtig, dass allfallige Requisitionen den Bahnbetrieb nicht beeintrachtigen.
Diesem Anliegen sollte in der Botschaft Rechnung getragen werden.

Daruber hinaus bestehen zahlreiche Unklarheiten tiber den genauen Umfang der
Requisition. So sind beispielweise die Erlauterungen zu Art. 80 Abs. 1 Bst. b VE-MG

(i. Z. m. Art. 95 VE-MG) in Bezug auf die aus Wasserkraft erzeugten Datensatze teilweise
unverstandlich. Es stellt sich zudem die Frage, wie die Requisition von kopierbaren Gitern
angeordnet werden soll.

Wir bedanken uns fiir die Bertcksichtigung unserer Anliegen. Fir Fragen steht lhnen Herr
Matthieu Boillat matthieu.boillat@sbb.ch zu Verfigung.

Freundliche Grisse

Marcus Griecser
CISO SBB

Bem, 16.02.2024

Einfache elektronische Signatur

Marcus Griesser Luca Arnold
Leiter Sicherheit und Produktionsqualitat a.i. Leiter Regulation und Internationales
Kopie an:

- Gery Balmer, Stellvertretender Direktor, Leiter Abteilung Politik, BAV
- Jonathan Zimmerli, Leiter Geschéaftsstelle KOVE, BAV



Dachorganisation der Schweizer KMU
Organisation faitiere des PME suisses
Organizzazione mantello delle PMI svizzere
Umbrella organization of Swiss SME

sgv@usam

Eidgendssisches Departement fir Verteidigung,
Bevolkerungsschutz und Sport VBS
3003 Bern

Per E-Mail:
hans.wipfli@vtg.admin.ch

Bern, 7. Marz 2024 sgv-Sc

\__Iernehmlassungsantwort
Anderung des Militargesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung liber die Verwal-
tung der Armee und der Armeeorganisation

Sehr geehrte Damen und Herren

Als grésste Dachorganisation der Schweizer Wirtschaft vertritt der Schweizerische Gewerbeverband
sgv uber 230 Verbande und gegen 600 000 KMU, was einem Anteil von 99,8 Prozent aller Unterneh-
men in unserem Land entspricht. Im Interesse der Schweizer KMU setzt sich der grosste Dachver-
band der Schweizer Wirtschaft fur optimale wirtschaftliche und politische Rahmenbedingungen sowie
fur ein unternehmensfreundliches Umfeld ein.

Der sgv stimmt der Vorlage nicht zu. Sie sieht nicht explizit vor, dass die Termine der Rekrutenschu-
len, namentlich ihres Beginns, auf die Berufsbildung abgestimmt werden. Die Klarung dieser Schnitt-
stelle ist fur die Uberwaltigende Mehrheit der Miliz-Dienstleister absolut notwendig. Diese Klarung ist
naturlich auch im beidseitigen Interesse: Sie starkt die Berufsbildung und die Attraktivitat des Militar-
diensts.

Die anderen Aspekte dieser Vorlage sind fir den sgv von untergeordneter Natur. Der Verband geht
deshalb nur summarisch auf einige Aspekte der Vernehmlassung ein:

Erwahnenswert ist die Flexibilisierung der Dienste und Termine, welche der sgv unterstiitzen kann,
solange sie im Interesse beider, der Gesellschaft und der Armee erfolgen. Unter Gesellschaft versteht
der sgv das Miteinander von zivilem Leben, Wirtschaft, Politik und anderen Bereichen. Flexibilitat ist
ein Balanceakt, der die Interessen aller optimal und nicht maximal beriicksichtigt.

Skeptisch ist der sgv gegeniiber der Delegationsnorm fiir die Militarorganisation. Armee ist eine Do-
mane des Parlaments. Mit der Delegationsnorm wiirde die Vertretung des Souverans eine Domane
mehr an die Verwaltung abtreten. Das ist rechtsstaatlich problematisch.

Mit dem Entwurf sollen neu auch immaterielle Sachen, Dienstleistungen, beherrschbare Naturgewal-
ten sowie Strom, Daten und Funkfrequenzen requisitionsfahig werden. Das lehnt der sgv ab. Die Re-
quisition ist ein sehr einschneidender Eingriff ins Privateigentum. Sie ist ein Mittel der letzten Stunde.
Die Vorlage musste deshalb die Kriterien fur die Requisition viel klarer machen sowie die Rechte der
Inhaber der Requisitionsobjekte festlegen, inklusive der Entschadigungen dafir.

Schweizerischer Gewerbeverband Union suisse des arts et métiers Unione svizzera delle arti e mestieri

Schwarztorstrasse 26, Postfach, 3001 Bern - Telefon 031 380 14 14, Fax 031 380 14 15 - info@sgv-usam.ch
www.sgv-usam.ch | www.twitter.com/gewerbeverband | www.facebook.com/sgvusam
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sgv@usam

Die Massnahmen zur Anpassung der Militarsprache an sogenannt veranderten Bedirfnissen der Ge-
sellschaft lehnen wird ab. Sie sind offensichtlich unsinnig.

Freundliche Griisse

Schweizerischer Gewerbeverband sgv

//4“!“ ol M@; 7

Kurt Gfeller Dieter Klay Henrique Schneider
Vizedirektor Co-Leitung Direktion Mandatiert durch den sgv
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Schweizerische Offiziersgesellschaft
Société Suisse des Officiers
Societa Svizzera degli Ufficiali

Eidgendssisches Departement fur Verteidigung,
Bevolkerungsschutz und Sport VBS

Frau Bundesratin Viola Amherd, C VBS
Papiermuhlestrasse 14

CH-3003 Bern

Per E-Mail an:
hans.wipfli@vtg.admin.ch

(In den Formaten *.docx und *.pdf)

Bern, 8. Marz 2024

Stellungnahme der SOG zur Vernehmlassung beziiglich der Anderung des Militarge-
setzes, der Verordnung der Bundesversammlung tiber die Verwaltung der Armee und
der Armeeorganisation

Sehr geehrte Frau Bundesratin

Gerne geben wir lhnen im Folgenden unsere Position zur obengenannten Vernehmlassung
Kenntnis:

Insgesamt begriisst die Schweizerische Offiziersgesellschaft die beabsichtigten Anderun-
gen, insbesondere die Flexibilisierung des Ausbildungs- und Dienstleistungssystems sowie
die gesetzliche Verankerung der Kompensationsgeschafte zur Starkung der inlandischen
wehrtechnischen Forschung und Entwicklung.

Zugleich kritisiert die Schweizerische Offiziersgesellschaft, dass keine Konsequenzen aus
der sich drastisch verschlechterten Sicherheitslage in Europa gezogen wurden. Die Geset-
zesrevision hatte es ermdglicht, Sofortmassnahmen im Bereich der Armeeorganisation und
der Beschaffungsprozesse im Rahmen der bereits geplanten Gesetzesrevision unterzu-
bringen. Es bleibt zu hoffen, dass die Flexibilisierungen des Ausbildungs- und Dienstlei-
stungssystems sowie die Ubertragung der Entscheidungsfahigkeit hinsichtlich Armeestruk-
tur und Detailorganisation hin zum VBS, resp. Gruppe Verteidigung — so bald als guiltig —
auch genutzt wird. Die Wiedererlangung der Verteidigungsfahigkeit ist vordringlich.

Wir bedanken uns fur lhre Kenntnisnahme und verbleiben mit freundlichen Grissen.

Schweizerische Offiziersgesellschaft (SOG)

Der Prasident: Der Generalsekretar:

Oberst Dominik Knill Oberst Olivier Savoy
Generalsekretariat Kapellenstrasse 14 T +41 58 796 98 85
Secrétariat général Postfach office@sog.ch

Segretariato generale 3001 Bern www.sog.ch
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Schweizerische Offiziersgesellschaft
Société Suisse des Officiers
Societa Svizzera degli Ufficiali

Militdrgesetz vom 3. Februar 1995

Vernehmlassungsvorlage

Position
Schweizerische
Offiziersgesellschaft

Begriindung
Schweizerische
Offiziersgesellschaft

Are. 11 Abs. 1

| Die Einwohnergemeinden melden den kantonalen Militirbehdrden jihrlich und unentgeltlich die
tiir die Aufgebote zur Orientierungsveranstaltung und zur Rekrutierung notwendigen Daten der Stel-
lungspflichtigen nach ihrem Einwohnerregister. Der Bundesrat legt die zu meldenden Daten fest.

einverstanden

Art. 12 Einleitungssatz

Militdrdienstptlichtige, die militirdiensttauglich sind, miissen folgende Dienste leisten und Pflichten
erfiillen:

einverstanden

Generalsekretariat Kapellenstrasse 14 T+41 58 796 98 85

Secrétariat général Postfach office@sog.ch

Seeretariato generale 3001 Bern www.sog.ch
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Schweizerische Offiziersgesellschaft
Société Suisse des Officiers
Societa Svizzera degli Ufficiali

Art. 13 Abs. 1 Bst. a™

! Die Militirdienstpflicht dauert:

a*". fiir Stellungspflichtige, die die Altersgrenze zur Absolvierung der Rekrutierung nach Artikel
9 Absatz 2 iiberschritten haben bis zum Ende des zwilften Jahres nach deren Uberschrei-
tung;

einverstanden

Art. 17 Sachiiberschrift
Dienstbefreiung der Mitglieder der Bundesversammlung

einverstanden

Art. 18 Abs. 1 Bst. a und b sowie Abs. 3 erster Satz
| Fiir die Dauer ihres Amtes oder ihrer Anstellung werden von der Militirdienstpflicht befreit:

a. die Mitglieder des Bundesrates, die Bundeskanzlerin oder der Bundeskanzler sowie die Vi-
zekanzlerinnen oder Vizekanzler;
b.  Aufeehoben
3 Personen nach Absatz | Buchstabe a werden von Amtes wegen befreit, die anderen Personen auf
Gesuch hin. ...

einverstanden

Are 19 Wiedereinteilung

Personen, die nach Artikel 18 von der Militirdienstpflicht befreit waren, werden beim Wegfall des
Grundes fiir die Dienstbefreiung wieder in die Armee eingeteilt, wenn sie von der Armee noch be-

néitigt werden.

..., werden beim
Wegfall des Grundes
fir die
Dienstbefreiung
wieder in die Armee
eingeteilt. [Rest
streichen]

Wehrgerechtigkeit.
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Schweizerische Offiziersgesellschaft
Société Suisse des Officiers
Societa Svizzera degli Ufficiali

einverstanden

Art. 20 Abs. 2

< Die Einteilung und die Zuteilung von Angehdrigen der Armee kiinnen jederzeit gedindert werden.

Art. 21 Abs. 1 Bst. a einverstanden
! Stellungspflichtige werden nicht rekrutiert, wenn:

a. sie fiir die Armee untragbar geworden sind, weil sie wegen eines Verbrechens oder Verge-
hens rechtskriiftig verurteilt wurden:

Art. 22 4bs. 1 Bst. a einverstanden
! Angehdrige der Armee werden aus der Armee ausgeschlossen, wenn:

a. sie fiir die Armee untraghar geworden sind. weil sie wegen eines Verbrechens oder Verge-
hens rechtskriiftig verurteilt wurden;

Art. 26 Bst. ¢ einverstanden

Die Militirdienstpflichtigen miissen ausser Dienst die folgenden Amtstermine wahrnehmen:

¢. Schiesskurse nach Artikel 63 Absatz 5.
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Schweizerische Offiziersgesellschaft
Société Suisse des Officiers
Societa Svizzera degli Ufficiali

Art. 29 Versorgung, Postdienste und digitale Kommunikation einverstanden
! Der Bund kommt fiir die Versorgung der Angehirigen der Armee auf.

2 Er sorgt fiir Angehdrige der Armee im Militirdienst und in dienstlichen Angelegenheiten ausser
Dienst fiir eine ausreichende und kostenlose Grundversorgung mit Postdiensten und fiir angemes-
sene digitale Kommunikationsméglichkeiten.

Art. 29a Sold einverstanden
1 Angehérige der Armee werden nach threm Grad besoldet.

2 Die Soldberechtigung beginnt mit dem Einrlickungstag gemiiss Aufgebot und hirt mit dem Entlas-
sungstag auf.

3 Die Soldberechtigung besteht auch in der Zeit zwischen:

a. der Rekmtenschule und Aushildungsdiensten zur Erlangung des Grades Wachtmeister,
Feldweibel, Hauptfeldweibel, Fourier oder Leutnant oder zwischen solchen Ausbildungs-
diensten, sofern die jeweiligen Dienste hochstens sechs Wochen auseinanderliegen;

b. separaten Teilen einer Rekrutenschule, sofern diese Teile hichstens sechs Wochen ausei-
nanderliegen.

4 Nicht soldberechtigt sind:
a.  Militdrdienstpflichtige, die:
1. eine Altersrente der Alters- und Hinterlassenenversicherung bezichen;
2.  wihrend einer Anstellung beim Bund ihren Militirdienst in der Militdirverwaltung leis-
ten;
3. als Angestellte der Militirverwaltung des Bundes einen Einsatz nach Artikel 65¢ leis-
ten;
b. Pilotinnen und Piloten sowie Beobachterinnen und Beobachter fiir das individuelle Training.

3 Der Bundesrat setzt den Sold fest.
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Schweizerische Offiziersgesellschaft
Société Suisse des Officiers
Societa Svizzera degli Ufficiali

Art. 29b Verpflegung
1 Angehdrige der Armee, die Sold beziehen, sind verpflegungsberechtigt.
1 Sie erhalten entweder Natural- oder Pensionsverpflegung.

3 Die Naturalverpflegung bildet die Regel. Sie kann fiir bestimmte Dienstleistungen durch eine Zu-
lage ergiinzt werden.

4 Die Logistikbasis der Armee (LBA) setzt fiir die Naturalverpflegung den Basiskredit pro Person
und Tag sowie allfillige Zulagen nach der Entwicklung der Marktpreise fest.

einverstanden

Art. 29¢ Unterkunft
! Der Bund sorgt fiir die Unterkunft der Angehérigen der Armee im Militdrdienst.
2 Die Unterkunft erfolgt:
a. in Kasernen oder kasernenmissig eingerichteten Gebéduden (Kasernierung);
b. in Kantonnementen von Gemeinden oder Privaten;
¢. in Biwaks;

d. durch Eingquartierung bei Privaten.

einverstanden
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Schweizerische Offiziersgesellschaft
Société Suisse des Officiers
Societa Svizzera degli Ufficiali

Art. 29d Kasernierung einverstanden

Fiir die Beniitzung von Kasernen oder kasernenmiissig eingerichteten Gebiduden, die nicht dem Bund
gehdren, schliesst der Bund mit den Eigentiimerinnen und Eigentiimern Vertriige ab.

Are. 29e Reisen und Transport einverstanden

! Der Bund triigt die Reise- und Transportkosten fiir das 6ffentliche Verkehrsmittel:

a. von Angehdrigen der Armee beim Einriicken in Dienste nach Artikel 12 Buchstaben a—d
und bei der Entlassung daraus:;

b. wvon Angehérigen der Armee im Militirdienst fiir Dienstreisen;

c. fiir alle Transporte von Truppen, Fahrzeugen, Armeetieren und Material fiir den dienstlichen
Bedarf der Armee;

d. von Militirdienstpflichtigen fiir die Wahrnehmung von Amtsterminen nach Artikel 26.

2 Der Bundesrat kann vorsehen, dass die Kosten fiir die Reise in den Urlaub ganz oder teilweise vom
Bund iibernommen werden.

Art. 30 Abs. | =weiter Sat= und 1% einverstanden

1... Der Anspruch besteht auch in den Fillen nach Artikel 292 Absatz 3.
Ibis Aufeehoben
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Schweizerische Offiziersgesellschaft
Société Suisse des Officiers
Societa Svizzera degli Ufficiali

Art 32 Abs. 1 einverstanden

| Die Vorgesetzten und die von ihnen ermichtigten Fiihrungsgehilfinnen und Fiihrungsgehilfen ha-
ben das Recht, den Unterstellten in Dienstsachen Befehle zu erteilen.

Art 36 Abs. 1 einverstanden

! Stellungspflichtige und Angehérige der Armee haben das Recht, Dienstbeschwerde zu erheben,
wenn sie der Uberzeugung sind, andere Angehorige der Armee oder eine Militirbehiérde hitten
ihnen Unrecht getan.

Art. 40b einverstanden

1 Schaffen Angehdrige der Armee in Ausiibung ihrer dienstlichen Thtigkeit ein Werk im Sinne des
Urheberrechtsgesetzes vom 9. Oktober 1992, so stehen die Verwendungsbefugnisse ausschliesslich
dem Bund zu.

st das Werk von grossem Nutzen fiir den Bund, so kann den betreffenden Angehdrigen der Armee
eine angemessene Entschidigung ausgerichtet werden.
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Art 40c

Die Armee kann von Personen, die auf Kosten der Armee eine zivil anerkannte Ausbildung gemacht
haben, Ausbildungskosten zuriickfordern, wenn diese Personen nach Abschluss der Aushildung in-
nert einer gewissen Zeitspanne nicht eine Mindestanzahl Tage Militirdienst leisten.

einverstanden

Art. 47 Militirisches Personal

! Das militirische Personal umfasst die unter dem militirischen Statut angestellten Berufs- und Zeit-
militédrs. Das Statut beinhaltet die Gesamtheit aller Rechte und Pflichten. Das militéirische Personal
untersteht besonderen Bestimmungen des Bundespersonalrechts.

2 Berufsmilitirs sind Berufsoffiziere, Berufsunteroffiziere und Berufssoldaten. In der Regel sind sie
in einem unbefristeten vertraglichen Arbeitsverhiiltnis angestellt.

3 Zeitmilitirs sind Zeitoffiziere, Zeitunteroffiziere und Zeitsoldaten. Sie sind in einem befristeten
vertraglichen Arbeitsverhiiltnis angestellt.

4 Das militirische Personal wird in den Bereichen Ausbildung und Fiihrung sowie in allen Einsatz-
arten der Armee verwendet. Es kann im In- oder Ausland eingesetzt werden. Wer zum militirischen
Personal gehdrt, gilt als Angehérige oder Angehidriger der Armee.

* Das militirische Personal wird fiir seine Titigkeit besonders ausgebildet. Die Ausbildung kann in
Zusammenarbeit mit Hochschulen und Fachhochschulen, mit Spezialistinnen und Spezialisten so-
wie mit auslindischen Streitkriften erfolgen.

& Angehirigen des militirischen Personals kann auferund ihrer beruflichen Funktion auf Gesuch hin
ein tieferer Grad verlichen werden.

> Das militdrische
Personal wird fir
seine Tatigkeit
besonders
ausgebildet. Die
Ausbildung kann in
Zusammenarbeit mit
Hochschulen und
Fachhochschulen, mit
der Wirtschaft, mit
Spezialistinnen und
Spezialisten sowie
mit auslandischen
Streitkraften
erfolgen.

Die Zunehmende
Automatisierung des
Gefechtsfeldes und der
vermehrte Einsatz von
Dual-Use Systemen
(Sensoren) setzt eine
engere Zusammenarbeit —
und dazu gehort auch die
Ausbildung — mit der der
Wirtschaft, d.h. den
entsprechenden
Unternehmen voraus.
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Art 48 Abs. | einverstanden

! Die Truppenkommandantinnen und Truppenkommandanten sind fiir die Ausbildung und den Ein-
satz der ihnen unterstellten Truppen verantwortlich.

Art. 48b  Aus-, Weiter- und Fortbildung sowie Forschung im militirischen Gesundheitswesen einverstanden

| Aus-, Weiter- und Fortbildung von Personen mit einer Tétigkeit im militirischen Gesundheitswe-
sen sind, soweit sie nicht an einer Hochschule erfolgen, Sache des Bundes.
2 Der Bund hat insbesondere folgende Aufgaben:
a. Er gewihrleistet und koordiniert im Bereich der Militir- und Katastrophenmedizin die Aus-
, Weiter- und Fortbildung von Personen nach Absatz 1,
b.  Er férdert und steuert die Forschung im Bereich der Militir- und Katastrophenmedizin.

3Er fithrt zu diesem Zweck ein Kompetenzzentrum fiir Militir- und Katastrophenmedizin. Das
Kompetenzzentrum ist eine Verwaltungseinheit des VBS. Es kann Dritte mit der Durchfithrung von
Aus-, Weiter- und Fortbildungsmassnahmen sowie Forschungstitigkeiten, insbesondere im Bereich

der Ressortforschung, beaufiragen.
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Art. 48d Abs. 2 und 3 Bst. a
1 Zivile Behdrden haben gegeniiber anderen Gesuchstellenden Vorrang.
4 Die militirischen Mittel diirfen nur zur Verfligung gestellt werden wenn:

a. Gesuchstellende die Titigkeit nachweisbar weder mit eigenen Mitteln noch mit Unterstiit-
zung von anderen militirischen Vereinen oder Verbinden oder des Zivilschutzes durchfiih-
ren kénnen;

Art. 52 Abs. 1 lita
(neu Art. 48 Abs. 1 lit
a)

a. zivilen oder
ausserdienstlichen
Tatigkeiten von
offentlichem
Interesse.
Entsprechen diese
nicht dem
Armeeauftrag,
offeriert und
verrechnet die Armee
die Leistungen dem
Gesuchssteller zu
marktiblichen
Konditionen.

Subsidiare Unterstitzungs-
einsatze im Freizeitbereich
haben aufzuhoren. Es geht
nicht, den Kernauftrag
Verteidigung wieder
aufzubauen und
gleichzeitig Mittel und
Personal fur Kultur- und
Sportanlasse zur
Verfligung zu stellen.

Art. 49 Abs. 4

4 Die Rekrutenschule dauert hiichstens 1% Wochen. Der Bundesrat kann fiir Formationen mit beson-
deren Ausbildungsbediirfnissen eine um hichstens sechs Wochen lingere Dauer vorsehen.

Die Rekrutenschule
dauert
normalerweise 18
Wochen. Der
Bundesrat kann fir
Formationen mit
besonderen
Ausbildungsbediirfnis
sen sowie in Zeiten
erhohter
Spannungen eine um
bis zu zehn Wochen
langere Dauer
vorsehen.

Das , besondere
Ausbildungsbediirfnissen”
ist zu spezifisch. Es muss
dem Bundesrat moglich
sein, in Zeiten erhdhter
Spannungen Lehrverbande
einer intensiveren und
situationsgerechten
Ausbildung zu
unterziehen, die
ansonsten in den
Wiederholungskursen
kaum zu erzielen ist.
Sodann soll der Bundesrat
eine erweiterte

10
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Kompetenz fir die
Verlangerung erhalten.

Art 50 Fachkurse

Spezialistinnen und Spezialisten kénnen nach der Rekrutenschule in Fachkursen weiter ausgebildet
werden.

einverstanden

Art 54a

! Militirdienstpflichtige konnen ihre Ausbildungsdienstpflicht freiwillig ohne Unterbrechung ertiil-
len. Die Anzahl der beriicksichtigten Dienstpflichtigen richtet sich nach dem Bedarf der Armee.

< Wer die Ausbildungsdienstpflicht ohne Unterbrechung leistet (Durchdienende), absolviert die Rek-
rutenschule und leistet unmittelbar danach die restlichen Diensttage ohne Unterbrechung.

4 Der Anteil der Durchdienenden an einem Rekrutenjahrgang darf 15 Prozent nicht iibersteigen.

4 Durchdienende, die ihre Ausbildungsdienstpflicht erfiillt haben, bleiben wiihrend vier Jahren in der
Armee eingeteilt. Sie kinnen bei Bedarf zu Einsiitzen der Armee aufoeboten werden.

Abs. 4 streichen

Durchdienende bleiben bis
zur Erreichung der
Altersgrenze (gem. Art. 13
Abs. 1) fur die
Militardienstpflicht
eingeteilt

Diese Massnahme dient
der Sicherung von
Bestanden fir ein
Gesamtkonzept
Reserve/Territorialverteidi

gung

11
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Art. 55 Abs. 2, 3 Bst. a und 4 einverstanden

2 Nach der Beforderung miissen die Wachtmeister, Feldweibel, Hauptfeldweibel, Fouriere und Leut-
nants einen praktischen Dienst in einer Rekrutenschule bestehen und dabei auf ihrer Stufe die Aus-
bildungs- und Filhrungsverantwortung tragen.

3 Der Bundesrat regelt:

a. welche weiteren Ausbildungsdienste fiir eine Gradinderung, eine Anderung der Funktion
oder eine Umschulung zu bestehen sind.

4Er kann das VBS ermichtigen, die Einzelheiten zu den Aushildungsdiensten wie Aufteilung, Teil-
nehmende und Zulassungsbedingungen zu regeln und diese Kompetenz ganz oder teilweise an die
Gruppe Verteidigung delegieren.

Lit. f. streichen Die Armee verflgt Uber
eine Website, um die
Art 6da Abs. 2 streichen notwendigen
Informationen

I Die Armee und die Militirverwaltung kinnen elektronische Plattformen betreiben fiir den persin-

lichen. nicht dffentlichen Austausch von Informationen und Dokumenten mit; aufzubereiten.

a. den Militirdienstpflichtigen; Die Unstetigkeit von

b. dem fiir die Friedensforderung vorgesehenen Personal; Kommunikations-
¢. den Zivilpersonen, die von der Truppe betreut oder fiir einen befristeten Einsatz der Armee projekten wie
beigezogen werden; chefderarmee.ch sprechen

d. Personen, die eine Titigkeit zur Unterstiitzung der Armee oder des fiir die Friedensfirderung Binde.

vorgesehenen Personals ausiiben: Es h ht noch i
s herrscht noch immer

e. den Schutzdienstpflichtigen; Wehrpflicht in der
f.  interessierten Dritten, die das 15. Altersjahr vollendet haben. Schweiz. Es gibt daher kein
2Sie kionnen fiir die Offentlichkeit bestimmte Informationen und Dokumente iiber beliebige Infor- Bedurfnis die amtlichen
mationskanile fiir alle zuginglich machen. Sie kinnen dafiir Dritte beiziehen und im Rahmen der Kommunikations-
bewilligten Kredite entschidigen. ausgaben weiter zu Lasten
der Verteidigungsfahigkeit
zu erhohen.

12



B SOGISSOISSU

Schweizerische Offiziersgesellschaft
Société Suisse des Officiers
Societa Svizzera degli Ufficiali

Einsetzung einer Die Zahl 18 erscheint im
Art. 660 Abs. 3 und 4 hoheren Zahl (mind. Vergleich zur alten
in Kompaniestarke) Regelung von 100 AdA

3 Der Einsatz bewaffneter Angehbriger der Armee unterliegt der vorgingigen Genehmigung durch 3 _
oder langer als drei

die Bundesversammlung. In dringenden Fiillen kann der Bundesrat die Genehmigung der Bundes-

versammlung nachtriglich einholen. Wochen willkirlich. Der
erlduternde Bericht liefert

hier auch keine
ausreichende Begriindung.

4 Uber den Einsatz und die Bewaffnung von héchstens 18 Angehérigen der Armee pro Mission zum
Selbstschutz, zur Notwehr und zur Notwehrhilfe entscheidet der Bundesrat selbststiindig.

Der Bundesrat braucht
einen grosseren
Handlungsspielraum, um
bei akutem Bedarf
reagieren zu kdnnen, ohne
nachtraglich den Entscheid
legitimieren zu mussen.

Art. 69 Abs. I Bst. ¢ einverstanden
1 Im Ausland wird Assistenzdienst geleistet zur Unterstiitzung ziviler Behiirden:

¢. bei Friedensprozessen von Schweizer Behiirden sowie von internationalen und regionalen
Organisationen, mit Zustimmung des Gaststaates und der Konfliktparteien.

Art. 70 Abs. 3 ersier Saiz Siehe Anmerkung zu Art.

3 Der Bundesrat kann ohne Genehmigung der Bundesversammlung gleichzeitig hichstens 18 be- 66 Abs. 3 und 4

waffnete Angehirige der Armee fiir linger als drei Wochen dauernde Einsiitze aufbieten. ...

13
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Are 71 Abs. 3

3 Die Truppenkommandantin oder der Truppenkommandant fiithrt die Truppe im Einsatz.

einverstanden

14
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Art. 80 Nutzungseinschrinkung und -verbot, Requisition und Unbrauchbarmachung: Pflichten

! Bietet der Bund die Armee oder Teile davon zum Aktivdienst auf, ist jede Person verpflichtet, fiir
die Erfiillung der militirischen Aufiriige folgende Requisitionsgiiter der Militirverwaltung und der
Armee zur Verfiigung zu stellen oder deren Nutzungseinschrinkung, -verbot oder Unbrauchbarma-
chung zu dulden:

a. bewegliches und unbewegliches Eigentum;

b. beherrschbare Naturkrifte wie etwa Strom, Daten und Funkfrequenzen;
¢. Immaterialgiiter;

d. Arbeits- und Dienstleistungen.

2 Diese Pflichten gelten auch fiir die notwendigen Arbeiten zur Vorbereitung auf einen angeordneten
Aktivdienst.

3 Die Unbrauchbarmachung von Betrieben, Anlagen und Warenlagern bedarf der Genehmigung
durch den Bundesrat.

4 Die Militdarverwaltung und die Armee diirfen von den Verpflichtungen nach den Absitzen 1 und 2
nur soweit Gebrauch machen, als es ihre Auftrige unbedingt erfordern und sie diese nicht mit eige-
nen Mitteln erfiillen kinnen.

 Der Bund leistet fiir die Einschrinkung oder das Verbot der Nutzung sowie fiir den Gebrauch, die
Wertverminderung und die Unbrauchbarmachung oder den Verlust des Eigentums oder des Requi-
sittonsgutes angemessene Entschidigung.

& Der Bundesrat bezeichnet die zustindigen Organe der Militirverwaltung und der Armee und um-
schreibt thre Aufgaben niher.

einverstanden
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Art. 80a Nutzungseinschrinkung und -verbot, Requisition und Unbrauchbarmachung: Verfiigung
und Beschwerde
Nutzungseinschriinkung und -verbot, Requisition und Unbrauchbarmachung werden durch die zu-

stindigen Organe der Militdirverwaltung und der Armee verfiigt. Das Verfahren richtet sich nach
dem Verwaltungsverfahrensgesetz vom 20. Dezember 1968.

einverstanden

Art 81 Abs. I Bst. ¢ und Abs. 2
| Der Bundesrat kann im Aktivdienst den militirischen Betrieb anordnen fiir:

¢. Betriebe der kritischen Infrastruktur im Sinne von Artikel 74a Buchstaben ... des Informa-
tionssicherheitsgesetzes vom 18. Dezember 2020,

2 Im militirischen Betrieb verfiigt die Militirverwaltung iiber das Personal, die Infrastruktur und das
Material der Unternehmen.

2 Im militarischen
Betrieb die
Militarverwaltung
Uiber das Personal, fiir
den Betrieb
beauftragte Dritte
Dienstleister, die
Infrastruktur, das
Material sowie
beherrschbare
Naturkrafte des
Unternehmens.

Konsequenz der
Anpassungen gem. Art.
80

16
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Art. 85 Abs. 3

3 Der Bundesrat bestimmt auf Antrag des Generals dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter.

einverstanden

Art. 92a Abs. 5 mweiter Saiz

5 .... Sie oder er kann die Kompetenz fiir den Waffeneinsatz an die Kommandantin oder den Kom-
mandanten der Luftwaffe delegieren.

einverstanden

Art 93 Abs. 2 zweiter Saiz

... Sie kann ihre Befugnisse dem Bundesrat, dem VBS oder der Gruppe Verteidigung iibertragen.

einverstanden

17
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Arr 95 Betriebskontinuitiit und Resilienz

| Zum Schutz der Lieferketten der Armee und der militirischen Informations- und Kommunikati-
onstechnologie sowie zur Erhaltung der Betriebskontinuitéit und der Resilienz gegeniiber Bedrohun-
gen, inshesondere im Cyberbereich, kiinnen die Militirverwaltung und die Armee mit Ausnahme
von Funkfrequenzen:

a. die Nutzung von Requisitionsgiitern einschrinken oder verbieten;
b. Requisitionsgiiter requirieren.
2 Solche Massnahmen bediirfen der Genehmigung durch den Bundesrat.

3 Der Bund leistet fiir die Einschrinkung oder das Verbot der Nutzung sowie die Requisition des
Requisitionsgutes angemessene Entschidigung.

4 Nutzungseinschrinkungen und -verbote sowie Requisition werden durch die zustindigen Organe
der Militirverwaltung und der Armee verfiigt. Das Verfahren richtet sich nach dem Verwaltungs-
verfahrensgesetz vom 20. Dezember 1968,

3 Der Bundesrat bezeichnet die zustindigen Organe der Militirverwaltung und der Armee und um-
schreibt ihre Aufeaben ndher.

[streichen:]
insbesondere im
Cyberbereich

Unndotige
Hervorhebung, die den
Artikel einseitig
gewichtet und
gleichzeitig einen
ungenauen Begriff
einfiihrt (,,...bereich”).
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Are. 97

| Der Kommissariatsdienst der Armee ist verantwortlich fiir die Versorgung der Angehérigen der
Armee nach den Artikeln 29 - 29¢ sowie fiir das Rechnungs-, Betriebsstoff- und Transportwesen.

2Fiir folgende Bereiche des Kommissariatsdienstes ist das Finanzhaushaltsgesetz vom 7. Oktober
2005 (FHG) sinngemiss anwendbar:

a. Buchfiihrung, interne Kontrolle und Kostentransparenz (Art. 38 — 40 FHG);
b. Rechnungslegung, Bilanzierung und Bewertung (Art. 47 und 48 FHG);
c. Aufeaben und Zustindigkeiten (56 - 60 FHG).

i Die Eidgendssische Finanzkontrolle ist die Oberrevisionsstelle fiir das Rechnungswesen der Ar-
mee.

4 Samtliche Forderungen auf Entschidigung aus Truppenunterkunft sowie Sold und Soldzulage ver-
jahren mit dem Ablauf von fiinf Jahren nach dem Ende des Dienstes und Wegzug der Truppe.

einverstanden
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Art. 100a Schutz militdrischer Fernmeldeanlagen

1 Die Militdrverwaltung und die Armee kénnen zum Schutz von militirischen Fernmeldeanlagen ein
nach dem Fernmeldegesetz vom 30. April 1997 (FMG) konformes Betriebsmittel oder eine kon-

forme Fernmeldeanlage auf Kosten des Bundes éindern oder ersetzen, sofern die Konformitiit ge-
wahrt bleibt.

2 Die Militirverwaltung und die Armee kiinnen zum gleichen Zweck und zur Wahrung der Sicher-
heit die zustindige zivile Behiérde anweisen, die Nutzung von Fernmeldeanlagen und Betriebsmit-
teln értlich und zeitlich begrenzt einzuschrinken oder zu verbieten.

3 Massnahmen nach Absatz 2 bediirfen der Genehmigung durch den Bundesrat.

4 Der Bund leistet fiir die Anderung, den Ersatz, die Einschriinkung und das Verbot eines Betriebs-
mittels oder einer Fernmeldeanlage angemessene Entschiidigung.

5 Anderung, Ersatz, Einschrinkung und Verbot werden durch die zustiindigen Organe der Militir-
verwaltung und der Armee verfiigt. Das Verfahren richtet sich nach dem Verwaltungsverfahrensge-
setz vom 20. Dezember 1968.

% Der Bundesrat bezeichnet die zustéindigen Organe der Militirverwaltung und der Armee und um-
schreibt ihre Aufoaben niher.

einverstanden

Art. 102 Bst. d Ziff. 5
In der Armee gibt es folgende Grade:

d. Offiziere:
5. Oberbefehlshaberin oder Oberbefehlshaber der Armee: General

einverstanden
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Art. 103 Abs. 3% und 5

bis Bei Angehdrigen der Armee, die nach einer Beftrderung den praktischen Dienst nach Artikel 55
Absatz 2 nicht bestehen, wird die Beftrderung riickgiingig gemacht.

3 Angehérigen der Armee, die eine Funktion mit einem tieferen Grad ausiiben wollen, kann auf Ge-
such hin und nach Absolvierung der entsprechenden Ausbildung der tiefere Grad verlichen werden.

Konsequenter ware,
wenn der Grad erst
nach erfolgreicher
Absolvierung des
praktischen Dienstes
verliehen wirde.
Positiver Anreiz, statt
negativer Anreiz.

Art. 106 Sachiiberschrift sowie Abs. 3 und 4
Beschaffung und Kompensationsgeschiifte

4 Der Bundesrat kann fiir die Beschaffung von Armeematerial im Ausland ab einem bestimmiten
Auftragswert eine Pflicht der Lieferanten zu Kompensationsgeschiiften in der Schweiz vorsehen. Er
beachtet dabei folgende Grundsiitze:

a. Eine Pflicht zu Kompensationsgeschiften darf hichstens bis zum Vertragswert der Beschaf-
fung bestehen.

b. Die Kompensationsgeschiifte erfolgen durch eine industrielle Zusammenarbeit des Lieferan-
ten mit Forschungseinrichtungen und Unternechmen aus dem sicherheits- und wehrtechni-
schen Bereich im Inland.

c. Das Ziel der Kompensationsgeschiifte ist die Firderung, die Erhaltung und der Aufbau von
sicherheitsrelevanten Technologien, industriellen Kernfihigkeiten und Kapazitiiten im In-
land, die dem Schutz wesentlicher nationaler Sicherheitsinteressen dienen.

d. Bei den Kompensationsgeschiiften werden alle Landesgegenden und die Besonderheiten des
Riistungsmarktes angemessen beriicksichtigt.

4 Der Bundesrat regelt die Organisation, die Zustiindigkeiten, den zu kompensierenden Betrag und
das Verfahren der Beschaffung von Armeematerial.

[Streichen:] lit. d

Abs. 4.

Der Bundesrat regelt
die Organisation, die
Zustandigkeiten, den
zu kompensierenden
Betrag und das
Verfahren der
Beschaffung von
Armeematerial. Er
kann fir
Kompensations-
geschafte Kriterien
zur
Beriicksichtigungen
aller Landesgegenden
sowie der
Besonderheiten des
Ristungsmarktes
vorsehen.

Die Berticksichtigung
der Landesgegenden
ist aus staatspolitischer
Sich nachvollziehbar.
Jedoch braucht es
genigend Flexibilitat,
um je nach
Kompensations-
geschaft auch
Schwerpunkte bilden
zu kénnen.
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Art. 109¢ Forschung und Entwicklung

! Das VBS kann zur Erfiillung seiner sicherheitspolitischen Aufgaben Forschung und Entwicklung
betreiben.

2 Zu diesem Zweck kann es:

a. Forschungs- und Entwicklungsarbeiten sowie Technologiefolgeabschitzungen in Auftrag
geben;

b.  sich an bestehenden Forderprogrammen Dritter in den Bereichen Forschung und Innovation
beteiligen;

¢. eigene Forschungsprogramme durchfiihren;
d. projektspezifisch mit der Industrie und Hochschulen zusammenarbeiten.

3 Es kann an den Arbeiten nationaler oder internationaler Organisationen mitwirken und mit natio-
nalen oder internationalen Partnern zusammenarbeiten.

einverstanden
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Art. 113 Abs. I Einleitungssatz, Abs. 2, 3 Bst. a, a® und ¢ sowie Abs. 5 Bst. ¢

I Stellungspflichtige diirfen nicht rekrutiert werden und Angehérigen der Armee darf keine person-
liche Wafte abgegeben werden, wenn ernstzunehmende Anzeichen oder Hinweise bestehen, dass:

2 Werden Anzeichen oder Hinweise nach Absatz 1 bekannt, nachdem die personliche Watfe abge-
geben wurde, so wird diese den Angehiirigen der Armee unverziiglich entzogen.

3 Das VBS priift, ob Anzeichen oder Hinweise nach Absatz 1 bestehen:
a. an der Rekrutierung;
a". Bisheriger Bst. a;
¢.  bevor die persinliche Waffe zu Eigentum iiberlassen wird.

5 Die bundesinterne Priifbehtrde kann zur Beurteilung des Gefihrdungs- oder Missbrauchspotenti-
als:
c. Einsicht in das Strafregister, in das Informationssystem INDEX NDB und in den nationalen
Polizeiindex nehmen;

einverstanden

Art. 126 Abs. 5 und 6

5 Der Erwerb von Grundstiicken fiir militirische Bauten und Anlagen sowie die Begriindung dingli-
cher Rechte an solchen Grundstiicken ist Sache des VBS.

6 Das VBS ist ermiichtigt, nitigenfalls Enteignungen durchzufiihren.

einverstanden
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Art. 126c Abs. 1

'Vor der dffentlichen Auflage des Gesuches miissen Gesuchstellende die Verinderungen, welche
die geplanten Bauten und Anlagen im Gelinde bewirken, sichtbar machen, indem sie diese ausste-
cken; bei Hochbauten haben sie Profile aufzustellen.

einverstanden

Arr. 129 Abs. 3 erster Sarz

3 Die Prisidentin oder der Priisident der Schitzungskommission kann gestiitzt auf einen vollstreck-
baren Plangenehmigungsentscheid die vorzeitige Besitzeinweisung bewilligen. ...

einverstanden

Art 131 Abs. 1 und 3

! Gemeinden und Private sind verpflichtet, den Truppen und Armeetieren Unterkunft zu gewihren
sowie die dazu notwendigen geeigneten Riumlichkeiten und Plitze mit den erforderlichen Einrich-
tungen und Geriiten zur Verfligung zu stellen.

3 Uber streitige Forderungen entscheidet die LBA im Verfahren nach Artikel 142.

einverstanden

Art 134 Abs. 1

! Die Grundbesitzerinnen und Grundbesitzer sind verpflichtet, die Beniitzung ihres Landes zu mili-
tirischen Ubungen zu gestatten.

einverstanden
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Art. 139 Abs. 3 erster Satz

3 Die Rechnungsfiihrerinnen und Rechnungsfiihrer und die sie kontrollierenden Organe sind fiir den
Kommissariatsdienst, die ihnen anvertrauten Gelder und deren vorschriftsgemisse Verwendung ver-
antwortlich und haften fiir Schaden in diesen Bereichen. ...

einverstanden

Art. 147 Elektronische Verfahren
I Schriftliche Verfahren werden elektronisch iiber das Informationssystem Dienstmanager gefiihrt.
2 Schriftliche Verfiigungen werden elektronisch eréffnet.

3 Das Erfassen, Lesen, Andern und Loschen von elektronischen Eingaben werden der natiirlichen
Person zugerechnet, deren Zugangsdaten dazu verwendet werden.

* Der Bundesrat legt die notwendigen Ausnahmen fest, um den rechtsgleichen und diskriminierungs-
freien Zugang zu den Verfahren zu gewihrleisten.

einverstanden

Art. 148j Abs. 2

2 Der Bundesrat kann in den Bereichen Verpflegung und Unterkunft Rahmenkredite vorsehen. In
diesen Fiillen legt das VBS die Ansitze fest.

einverstanden

Art. 149 Verordnung der Bundesversammlung

Die Bundesversammlung erlisst die Bestimmungen nach Artikel 93 Absatz 2 in der Form der Ver-
ordnung der Bundesversammlung,

einverstanden
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a.
b.
e
d.

€.

Art. I51a Ubergangsbestimmungen zur Anderung vom ...

| Der Bundesrat kann nach Inkrafttreten der Anderungen vom ... withrend lingstens fiinf Jahren zur
Schaffung eines flexiblen Ausbildungs- und Dienstleistungssystems fiir die Miliz abweichen von
den gesetzlichen Bestimmungen iiber:

die Altersgrenze fiir die Militirdienstpflicht (Art. 13):

die Hichstzahl der Ausbildungsdiensttage fiir die Mannschaft (Art. 42 Abs. 2);
die Hochstdauer der Rekrutenschulen (Art. 49 Abs. 4):

die Hiochstdauer der Wiederholungskurse (Art. 51 Abs. 2);

die Erfiillung der Ausbildungsdienstpflicht ohne Unterbrechung (Art. 54a).

2 Die Hochstzahl nach Buchstabe b dart um maximal 30 Tage abweichen. Die Hochstdauer nach

Buchstabe ¢ darf um maximal sechs Wochen abweichen. Die Hichstdauer nach Buchstabe d darf
um maximal 14 Tage abweichen.

3 Der Bundesrat regelt fiir die Dauer nach Absatz 1 durch Verordnung das Ausbildungs- und Dienst-
leistungssystem.

einverstanden
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Verwaltungsgerichtsgesetz vom 17. Juni 2005

Vernehmlassungsvorlage

Position Schweizerische
Offiziersgesellschaft

Begriindung
Schweizerische
Offiziersgesellschaft

Art. 33 Bsi htts

Die Beschwerde ist zuldssig gegen Verfligungen:

hh:ih

. der Armee bei der Nutzungseinschrinkung, dem Nutzungsverbot, der Requisition und der
Unbrauchbarmachung nach den Artikeln 74 und 80 des Militirgesetzes vom 3. Februar
1995, bei der Nutzungseinschrinkung, dem Nutzungsverbot oder der Requisition nach Ar-
tikel 95 des Militirgesetzes sowie beim Schutz militirischer Fernmeldeanlagen nach Artikel

100a des Militirgesetzes;

einverstanden
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Militarstrafgesetz vom 13. Juni 1927

Vernehmlassungsvorlage

Position Schweizerische
Offiziersgesellschaft

Begriindung
Schweizerische
Offiziersgesellschaft

Art. 3 Abs. 1 Ziff 6
| Dem Militirstrafrecht unterstehen:

. Berufs- und Zeitmilitiirs, die Angehorigen des Grenzwachtkorps sowie Personen, die nach
Artikel 66 des Militirgesetzes vom 3. Februar 1995 (MG) Friedensforderungsdienst leisten,
wiihrend der Ausiibung des Dienstes, ausserhalb des Dienstes mit Bezug auf ihre dienstli-
chen Pflichten und ihre dienstliche Stellung oder wenn sie die Uniform tragen;

einverstanden

Art 81 Abs. I Bst g™
I Mit Freiheitsstrafe bis zu 18 Monaten oder Geldstrafe wird bestraft, wer in der Absicht, den Mili-
tardienst zu verweigern:

a"s einen Amtstermin nach Artikel 26 MG2 nicht wahmimmt:

einverstanden inkl. f.
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Bundesgesetz vom 3. Oktober 2008 iiber militadrische und andere Informationssysteme im VBS

Vernehmlassungsvorlage

Position Schweizerische
Offiziersgesellschaft

Begriindung
Schweizerische
Offiziersgesellschaft

b

bis

Art. 2b Bst. b, ¢, ¢, d und gb*

Die verantwortlichen Organe nach diesem Gesetz diirfen ein Profiling, einschliesslich eines Profi-
lings mit hohem Risiko, durchfithren, um die nachfolgenden persénlichen Aspekte einer natiirlichen
Person zu den nachstehenden Bearbeitungszwecken zu analysieren, zu bewerten, zu beurteilen oder
vorherzusagen:

Eignung und Fihigkeit zur Ausiibung bestimmter Funktionen, Titigkeiten und Arbeiten,
einschliesslich eignungs- und fihigkeitsrelevanter Voraussetzungen: zu den Bearbeitungs-
zwecken nach den Artikeln 13 Buchstaben b—d, 143h Buchstaben d und e und 1791;

Leistungsprofil sowie Leistungsfihigkeit und Belastbarkeit, insbesondere in den Bereichen
Gesundheit, Kdrper, Intelligenz, Personlichkeit, Psyche, Sozialverhalten und Verkehrsver-
halten: zu den Bearbeitungszwecken nach den Artikeln 13 Buchstaben b—d, 1435 Buchsta-
ben d und e und 179r;

5. korperliche und geistige Fitness und Gesundheit: zu den Bearbeitungszwecken nach Artikel

1791,

Kenntnisse, Kompetenzen, Fihigkeiten und erbrachte kirperliche und geistige Leistungen:
zu den Bearbeitungszwecken nach den Artikeln 13 Buchstaben b—d, 127 Buchstaben d und
e, 1435 Buchstaben d und e, 1434 und 179¢;

. Sport-, Bewegungs-, Ernihrungs- und Freizeitverhalten, einschliesslich diesbeziiglicher per-

sonlicher Interessen: zu den Bearbeitungszwecken nach Artikel 1797

einverstanden
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Are I7 Abs. 4

4ter Dje Daten nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a", die zugleich sanititsdienstliche Daten nach
Artikel 26 Absatz 2 sind. werden nach Abschluss der Rekrutierung bis zur Bekanntgabe an das Me-
dizinische Informationssystem der Armee (MEDISA), lingstens aber wiihrend eines Monats aufbe-
wahit.

... an das medizinische
Informationssystem der
Armee (MEDISA), langstens
aber wahrend eines Monats
aufbewahrt. In geeigneter
Form sind diese Daten im
Personalinformationssystem
der Armee (PISA) ohne
Loschungsfrist
aufzubewahren.

Die sanitdtsdienstlichen
Daten zur Beurteilung
der Dienstfahigkeit
werden mit der
Unterstellung von
Zivildienstleistenden an
Zivilschutzorganisationen
(Revision BZG) einen
grosseren Stellenwert
erhalten. Wenn diese
Daten nicht verfligbar
gemacht werden, wird
die Unterstellung fiir den
Bestandesausgleich
jedesmal ein schwieriges
und langwieriges
Unterfangen.

Es ist klar, dass beziglich
dieser Daten eine
grossere Sorgfaltspflicht
hinsichtlich
Datenschutzes
gewahrleistet werden
muss.

Art. I7h Einleitungssatz
Das DIM dient den Personen nach Artikel 64a MG dazu:

einverstanden
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Art. 17¢c Abs. I Einleitungssatz und Abs. 3

| Das DIM enthiilt von den Personen nach Artikel 64a Absatz 1 Buchstaben a - ¢ MG folgende
Daten:

3 Es kann die Daten nach den Absiitzen 1 und 2 auch von interessierten Dritten enthalten, die das 15.
Altersjahr vollendet und in eine solche Datenbearbeitung eingewilligt haben.

einverstanden

Art 17e Abs. 1

! Die Gruppe Verteidigung macht den Personen nach Artikel 64a Absatz 1 MG deren eigene Daten
des DIM durch Abrufverfahren zuginglich.

einverstanden

Art 28 Abs. I Bst. [

| Die Gruppe Verteidigung macht die Daten des MEDISA durch Abrufverfahren folgenden Stellen
und Personen zugiinglich:

f.  den fiir die psychologische Beurteilung von Stellungspflichtigen und Angehérigen der Ar-
mee zustindigen Psychologinnen und Psychologen in den Rekrutierungszentren der Armee.

einverstanden
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Fernmeldegesetz vom 30. April 1997

Position Schweizerische

Begriindung

Vernehmlassungsvorlage

Offiziersgesellschaft

Schweizerische
Offiziersgesellschaft

Art. 47 Abs. 4

Aufzehoben

einverstanden

Erwerbsersatzgesetz vom 25. September 1952

Vernehmlassungsvorlage

Position Schweizerische
Offiziersgesellschaft

Begriindung
Schweizerische
Offiziersgesellschaft

Art. 1a Abs. 1bis erster Satz
Ibis In Abweichung von Absatz 1 haben Armeeangehérige zwischen zwel Ausbildungsdiensten oder
separaten Teilen einer Rekrutenschule nur Anspruch auf eine Entschidigung, wenn sie erwerhslos

gind. ...

einverstanden
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Verordnung der Bundesversammlung liber die Verwaltung der Armee

Vernehmlassungsvorlage

Position Schweizerische
Offiziersgesellschaft

Begriindung
Schweizerische
Offiziersgesellschaft

Einziger Artikel

Die Verordnung der Bundesversammlung vom 30. Mérz 1949 Giber die Verwaltung der Armee wird
gleichzeitic mit dem Inkrafttreten der Anderung vom ... des Militirgesetzes vom 3. Februar 1995

aufgehoben.

einverstanden
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Armeeorganisation

Vernehmlassungsvorlage

Position Schweizerische
Offiziersgesellschaft

Begriindung
Schweizerische
Offiziersgesellschaft

Art 4 Zustindigkeiten des VBS

| Das Eidgendssische Departement fiir Verteidigung, Bevilkerungsschutz und Sport (VBS) legt im
Rahmen der Gliederung der Armee die Strukturen fest.

2Es legt in diesem Rahmen insbesondere die Truppengattungen, Dienstzweige und Berufsformati-
onen der Armee fest und regelt Aufeaben, Organisation, Aushildung und Aufoebot seiner Stiibe.

3 Es achtet auf einen angemessenen Anteil der Frauen, der Milizangehirigen sowie der Sprachge-
meinschaften auf den héheren Kommandostellen.

Art. 4 Abs. 3

Es achtet auf moglichst
schlanke Strukturen auf
den héheren
Kommandostellen,
kommandiert die
fahigsten Personen und
achten auf einen
angemessenen Anteil der
der Milizangehorigen
sowie der Sprach-
gemeinschaften.

Das VBS soll nach dem
Grundsatz planen, nur so
viele hohere
Kommandostellen wie
unbedingt notwendig zu
schaffen. Daflir werden
die fahigsten Personen
benotigt. Solange als es
keine Dienstpflicht fur
Frauen gibt, ist eine
gesetzliche
Berucksichtigung/Quote
weder angebracht, noch
sinnvoll. Hingegen soll das
VBS geschlechtsneutral
die fahigsten Personen fiir
héhere Kommandostellen
suchen.
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Art 5 Zustindigkeiten der Gruppe Verteidigung
| Die Gruppe Verteidigung regelt im Rahmen der Strukturen die Detailorganisation.
2 Sie regelt den Ausgleich der Bestinde zwischen den Formationen der Armee.

3 Sie sorgt dafiir, dass die Stellungspflichtigen in angemessene Funktionen eingeteilt werden.

einverstanden

Art. 6B Ubergangsbestimmung zur Anderung vom ...

Der Bundesrat kann nach Inkrafttreten der Anderung vom ... wihrend lingstens fiinf Jahren den
Effektivbestand nach Artikel 1 Absatz 1 iberschreiten, um:

a. den Erfordernissen der aktuellen Bedrohungslage zu entsprechen:

b. starke Schwankungen des Effektivbestandes aufgrund unterschiedlich grosser Jahrginge
der Militirdienstpflichtigen zu verhindern.

einverstanden
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Eidgendssisches Departement flr Verteidigung,
Bevdlkerungsschutz und Sport (VBS)
Per Mail an: hans.wipfli@vtg.admin.ch

8. Méarz 2024

SP-Stellungnahme zur Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der
Bundesversammlung Uber die Verwaltung der Armee und der Armeeor-
ganisation

Sehr geehrte Frau Bundesratin Amherd,
sehr geehrter Herr Wipfli,
sehr geehrte Damen und Herren,

Wir bedanken uns fur die Gelegenheit zur Stellungnahme, die wir gerne Nutzen.

1. Zusammenfassende Haltung der SP

Die SP unterstitzt den Grossteil der vorgeschlagenen Neuerungen. Unter ande-
rem wird die Flexibilisierung bei der Grundausbildung und bei den Ausbildungs-
diensten begrusst (siehe Kapitel 3 fur eine positive Wirdigung der Vorlage). Die
vorgeschlagenen Massnahmen im Bereich der Friedensférderung begrisst die
SP grundsétzlich, stellt in einem zentralen Punkt jedoch einen Antrag auf Prazi-
sierung (siehe Kapitel 4).

Mehrere vorgeschlagene Neuerung lehnt die SP ab (siehe Kapitel 2): Die SP
lehnt eine Ruckerstattungspflicht von Ausbildungskosten bei Quittierung des Mi-
litardienstes ab. Ebenfalls ablehnend gegenuber steht die SP der vorgesehenen
Kompetenzdelegation vom Bundesrat zum VBS in der Ausgestaltung der Struk-
tur der Armee.

Der zentrale Kritikpunkt der SP bezieht sich auf die vorgeschlagene Moglichkeit
einer Erh6hung des Effektivbestandes: Bereits heute wird der gesetzlich vorge-
schriebene Effektivbestand von 140°000 Militardienstpflichtigen Gberschritten.

PS &
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Anstatt diesen gesetzeswidrigen Zustand so schnell wie médglich zu beheben,
wird vorgeschlagen, dem Bundesrat die Moglichkeit zu geben, den Effektivbe-
stand der Armee anzupassen. Dies mit der Begriindung, der Ukraine-Krieg sei
eine ,Zasur in der Sicherheitspolitik der Schweiz" (erlauternder Bericht, S. 52).
Das ist aus Sicht der SP jedoch keineswegs der Fall: Die Wahrscheinlichkeit,
dass die Schweiz mit konventionellen militarischen Mitteln angegriffen wird, ten-
diert auch seit Ausbruch des Ukraine-Krieges gegen Null. Russland hat schlicht
nicht die militarischen Mittel, um NATO-Territorium erfolgreich anzugreifen; ge-
schweige denn, bis an die Schweizer Grenzen vorzustossen. Der Ukraine-Krieg
dient dem VBS hingegen als Vorwand, seine bereits davor gewtnschten Pro-
jekte zu realisieren. Die Moglichkeit, den Effektivbestand zu erhdhen, ist nur das
jungste Beispiel daflir. Die SP warnt vor dieser ungerechtfertigten Panikmache.
Stattdessen sollte in einer nlchternen Bedrohungsanalyse festgestellt werden,
dass es keinerlei Bedarf gibt, den bereits heute schon sehr hohen Effektivbe-
stand von 140000 Militardienstpflichtigen zu erhéhen.

Ausserdem ist klar: Bei einem weiterhin angestrebten Sollbestand von 100‘000
Militardienstpflichten gibt es keinerlei Notwendigkeit, den Effektivbestand von
140'000 zu erhdhen, da mit diesem Effektivbestand der angestrebte Sollbestand
bereits heute sicherlich erreicht werden kann. Selbst wenn das VBS recht hétte
und sich die Bedrohungslage der Schweiz tatsachlich verschlechtert hatte (was
nicht der Fall ist), so brauchte es trotzdem keinen hdheren Effektivbestand als
heute, um den angestrebten Sollbestand von 100°000 Militérdienstpflichten zu
erreichen.

2. Die SP spricht sich gegen die folgenden vorgeschlagene Neue-
rungen aus

a. Die Rickerstattungspflicht von Ausbildungskosten ist nicht ge-
rechtfertigt

Die vorgeschlagene Riickerstattungspflicht von Ausbildungskosten bei Quittie-
rung des Militardienstes lehnt die SP ab. Bereits heute werden Angehérige der
Armee nur unter gewissen Bedingungen aus dem Militardienst entlassen. Sind
diese Bedingungen erfullt, soll die Entlassung aus dem Militardienst nicht mit ei-
nem Negativanreiz in Form einer RUckerstattungspflicht von Ausbildungskosten
versehen werden. Die Bereits existierenden Bedingungen sind ausreichend.
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Besonders heikel ist dies beim Ubertritt in den Zivildienst: Die vorgesehene
Ruckerstattungspflicht fir Angehorige der Armee, die zum Zivildienst zugelas-
sen werden, verletzt das Grundrecht der Glaubens- und Gewissensfreiheit, weil
dieses auch das Recht umfasst, aus Gewissensgrinden Zivildienst statt Militar-
dienst zu leisten. Die Ruckerstattungspflicht verletzt konkret das Recht, jederzeit
ein Zivildienstgesuch einzureichen (Art. 16 ZDG).

Antrag: Die Ruckerstattungspflicht ist zu streichen: Streichung von Art. 40c E-|

ya

b. Die Kompetenzdelegation vom Bundesrat an das VBS (ber die
Strukturen und Detailorganistion der Armee wird von der SP ab-
gelehnt

Heute entscheidet der Bundesrat Uber die Strukturen bis Stufe Truppenkorper,
die Anzahl und Bezeichnung von Truppengattungen, die Dienstzweige oder die
Bezeichnung der grossen Verbanden. Neu soll das VBS darlber entscheiden.
Die SP lehnt dies ab, denn die Struktur der Armee ist kein «technischer Aspekt»
(S. 27 erlauternder Bericht), sondern muss politisch genehmigt werden. Deshalb
ist bei der heutigen diesbezuglichen Regelung zu bleiben.

Antrag: Es ist auf die vorgeschlagene Kompetenzdelegation vom Bundesrat hin
zum VBS im Bereich der Strukturierung der Armee zu verzichten.

c. Die Hauptkritik: Ubergangsbestimmung zum maximalen Effektiv-
bestsand der Armee (Art. 66 AO)

Der Effektivbestand Uberschreitet die gesetzlich zulassigen hochstens 140 000
Militardienstpflichten (am 1. Marz 2023 betrug der Effektivbestand 147'178 Mili-
tardienstpflichtige). Der Bundesrat verstdsst damit seit dem 1. Januar 2023 ge-
gen das Legalitatsprinzip geméass Bundesverfassung. Nun wird vorgeschlagen,
in einer neuen Bestimmung dem Bundesrat die Mdglichkeit zu geben, den Ef-
fektivbestand zu erhdhen. Er begrindet dies mit dem Krieg in der Ukraine. Doch
diese Begriindung ist nicht nur falsch, sie ist der im VBS weit verbreitete (aber
langst nicht von allen geteilte!) Grundirrtum in der Sicherheitspolitik: Der Fakt,
dass die Ukraine angegriffen wurde, bedeutet nicht, dass auch die Schweiz bald
mit konventionellen militérischen Mitteln angegriffen werden drfte: Die militari-
schen Mittel Russlands im Vergleich zur NATO sind verschwindend klein. Russ-
land wird es mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht gelingen,
NATO-Territorium einzunehmen; geschweige denn bis an die Schweizer Grenze
vorzurlicken. Tatséchlich wissen dies viele VBS-Mitarbeitende. Politisch wird der
Ukraine-Krieg jedoch dafir missbraucht, um die Armee zurlck in die Zeit des
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Kalten Krieges zu fuhren. So wird in der vorliegenden Revision der Ukraine-Krieg
missbraucht, um den Effektivbestand zu erhdhen. In einem fur einen Rechtsstaat
unwurdigen Verfahren wird ein bereits heute rechtswidriger Zustand schlicht ins
Gesetz Ubertragen, anstatt diesen so schnell wie moglich zu korrigieren. Fiur die

SP ist dies hdchst besorgniserregend.

Fur die SP ist deshalb klar: Der Bundesrat misste so schnell wie moglich den
gesetzeskonformen Zustand wiederherstellen. Er hat jedoch die vom VBS vorge-
schlagene Massnahme - die Senkung des Effektivbestands durch eine Anpas-
sung der VMDP - abgelehnt.

Der Bundesrat will nun im Rahmen eines ganzen Anderungspakets die AO an-
passen. Wiederum wahlt er nicht den schnellsten Weg: die separate Anpassung
der AQO. Er nimmt damit ohne Not in Kauf, dass der illegale Zustand wahrend
Jahren andauert.

Antrag 1: Im erléuternden Bericht fehlen Ausfiihrungen zu dieser Anderung
génzlich. Der Bundesrat soll in der Botschaft die vorgeschlagene Anderung aus-
fahrlich erlautern und nachvollziehbar begrinden. Insbesondere: Handlungsbe-
darf, Ziele, gewahlte Losung. Der Bundesrat soll dabei insbesondere bertcksich-
tigen, dass er aufgrund des Legalitatsprinzips verpflichtet ist, den rechtskonfor-
men Zustand so schnell wie moglich wieder herzustellen.

1 Priscilla Imbonden, Wie der Bund die Armee kleinrechnet, Republik, 29.1.2024.
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Antrag 2a: Der Vorschlag zu Anderung von Art. 66 AO (wonach der Bundesrat wéhrend langstens
funf Jahren nach Inkrafttreten der Revision den maximalen Effektivbestand Uberschreiten kbnnen
soll) ist abzulehnen. Der Bundesrat soll den Effektivbestand (mit einer Revision der VMDP) so rasch
wie méglich auf maximal 140 000 senken. - Begrindung:

e Das Vorgehen ist zu langsam. Der Bundesrat muss den rechtskonformen Zustand so
schnell wie méglich wiederherstellen. Niemand weiss, ob, und, wenn ja, wann die Revi-
sion in Kraft treten wird.

e Funf Jahre nach Inkrafttreten der Revision liegt viel zu weit in der Zukunft. Sachlich ge-
rechtfertigt ist eine Uberschreitung des maximalen Effektivbestands aber hdchstens bis
2029, d. h,, bis der zweite Uberzahlige Jahrgang entlassen worden ist.

o Keine der Begrundungen des Bundesrates ist stichhaltig:

a) Um «den Erfordernissen der aktuellen Bedrohungslage zu entsprechen», ist
keine Uberschreitung des maximalen Effektivbestands notwendig. Denn
140 000 gewéhrleisten unabhédngig von der Bedrohungslage, dass der Sollbe-
stand von 100 000 erreicht wird. Auch mit weniger als 140 000 bleibt gewéhr-
leistet, dass dieser Sollbestand im Ereignisfall erreicht wird, nur schon wegen
der Durchdiener, die ebenfalls aufgeboten werden kd&nnen, aber nicht zum Ef-
fektivbestand gezahlt werden.

b) Um «starke Schwankungen des Effektivbestands aufgrund unterschiedlich
grosser Jahrgénge der Militardienstpflichtigen zu verhindern», ist ebenfalls
keine Uberschreitung des maximalen Effektivbestands notwendig, weil geméss
Prognose des BFS die Schwankungen gering sind. Zudem sind 140 000 keine
fixe Grosse, sondern ein Maximum, dessen Unterschreitung erlaubt ist.

Antrag 2b, eventualiter: Der Vorschlag zu Anderung von Art. 66 AO (wonach der Bundesrat wah-
rend langstens funf Jahren nach Inkrafttreten der Revision den maximalen Effektivbestand Uber-
schreiten kdnnen soll) ist anzupassen und aus dem Paket herauszulésen. - Begrindung:

e Das vorgeschlagene Vorgehen ist zu riskant und zu langsam, weil ungewiss ist, ob und
wann das geplante Revisionspaket in Kraft treten wird. Es darf nicht sein, dass der
Bundesrat wahrend Jahren gegen das Legalitatsprinzip verstdsst.

e Sachlich ist eine Uberschreitung des maximalen Effektivbestands héchstens bis 2029
zu rechtfertigen: bis zur Entlassung des letzten Uberzahligen Jahrgangs.

Beantragte Textanderung (Art. 66 AO neu): «Der Bundesrat kann bis hochstens Ende 2029 den
Effektivbestand nach Artikel 1 Absatz 1 liberschreiten.»
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d. Weitere Forderung: Der Soll- und Effektivbestand muss endlich
richtig berechnet werden

Die Vorlage ist zu ergédnzen um Anderungen, die gewéhrleisten, dass a/le Ange-
horigen der Armee, die im Falle von Assistenz- oder Aktivdienst aufgeboten wer-
den kdnnen und somit zur Erreichung des Sollbestands beitragen, zum Effektiv-
bestand gezahlt werden. Der Effektivbestand von «hdchstens 140 000» hat zum
Zweck, dass im Fall von Aktiv- oder Assistenzdienst der Sollbestand von

100 000 tats&chlich einrtckt.

Antrag: Insbesondere ist Buchstabe d aus Artikel 1 AO zu streichen («Nicht zum
Soll- und Effektivbestand der Armee zéhlen: (...) d. Durchdiener, die ihre Ausbil-
dungspflicht erfillt haben.»)

Weitere Anpassungen mit demselben Ziel liegen in der Kompetenz des Bundes-
rates (bspw. Art. 6 VSA). Insbesondere sind auch die Angehdrigen der Armee im
letzten Jahr der Militardienstpflicht zum Effektivbestand zu zahlen. Der Bundes-
rat soll diese Anpassungen zeitnah umsetzen.

3. Die SP ist einverstanden mit den folgenden beantragten Neurege-
lungen

Den Grossteil der vorgeschlagenen Anderungen unterstiitzt die SP. So steht die
SP folgenden Neuregelungen positiv gegenuber:

- Eine Flexibilisierung bei der Grundausbildung und bei den Ausbildungs-
diensten;

- Die Regelungslicke betreffen Fortbildung und Forschung im Bereich
des militarischen Gesundheitswesens, insbesondere bei der Epide-
miebek&ampfung;

- Die Kompetenz des VBS, im Bereich der Friedens- und Sicherheitspolitik
Forschung und Entwicklung zu betreiben;

- Anpassungen zur Erh6éhung der Durchléssigkeit bei Graden und Funkti-
onen;

- Meldung von Daten Uber Stellungspflichtige durch die Einwohnerge-
meinde;

- Abschaffung der Dienstbefreiung fur Geistliche;

- Ruckgangigmachung der Beférderung bei Nichtbestehen des prakti-
schen Dienstes;

- Ergénzung von Stellungspflichtigen bei Hinderungsgrinden fur die
Uberlassung der persdnlichen Waffe;
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- Ersatz des Erwerbsausfalls wahrend Unterbrichen in der Rekruten-
schule;

- Informationsplattformen der Armee und vermehrte elektronische Verfah-
ren;

- Informationssystem Sport — die SP stimmt dieser Neuerung jedoch nur
zu, wenn die Teilnahme am Informationssystem Sport freiwillig bleibt;

- Geschlechtergerechte Sprache in militarischen Erlassen: ein Schritt in
die richtige Richtung.

4. Die SP fordert eine Prazisierung bei den Neuerungen zur Frie-
densférderung

In S. 15-16 des erlauternden Berichts ist dargelegt, welche Neuerung im Bereich
der Entsendung uniformierter Militarexpertise vorgenommen werden sollen:

,Die Schweizer Armee kann gemass Artikel 66 MG in der militarischen Friedens-
férderung eingesetzt werden, wenn ein Mandat der UNO oder der OSZE vor-
liegt. Ein solches liegt nicht immer vor, wenn die Schweiz auf Anfrage von Kon-
fliktparteien vermittelt, es sich um ein frilhes Stadium des Friedensprozesses
handelt oder das Engagement der Verhinderung einer Krise dient. Personen mit
militarischer Expertise kdnnen zwar bereits im Rahmen des geltenden Rechts
und gemadss heutiger Praxis Uber das EDA internationalen Institutionen oder Or-
ganisationen in Friedensprozessen beraten, jedoch einzig als Zivilisten und nicht
als Vertreter der Armee. Somit k&nnen sie nicht als Armeeangehdrige in Uniform
auftreten. Solche Prozesse finden aber oft in Regionen und Staaten statt, in de-
nen Streitkrafte grossen Einfluss oder einen hohen gesellschaftlichen Status ha-
ben. Die Expertise kann je nach Kontext nur durch Armeeangehdrige im Rah-
men eines «Militar-zu-Militar-Dialogs» wirksam erbracht werden. Um dies zu er-
mdglichen, soll der heutige Artikel 69 MG Uber den Assistenzdienst im Ausland
erganzt werden.

Gemass aktueller Rechtslage kann der Bundesrat Assistenzdienst im Ausland
zum Schutz von Personen oder besonders schutzwirdigen Sachen oder zur Un-
terstitzung humanitérer Hilfeleistungen anordnen. Diese Bestimmung soll um
die Beratung in Friedensprozessen erganzt werden. Dadurch kann die Armee im
Auftrag des Bundesrats unbewaffnete Angehorige der Armee in Uniform einset-
zen, um das EDA sowie internationale oder regionale Organisationen (z.B. UNO,
OSZE, EU, westafrikanische Wirtschaftsgemeinschaft (ECOWAS), Afrikanische
Union, auf Wunsch der Konfliktparteien in einem Friedensprozess mit Expertise
zu unterstUtzen. Der Assistenzdienst findet stets unter ziviler Fihrung und in di-
rekter Abstimmung mit dem EDA statt. Eine Notwendigkeit, militarische Spezia-
listen/innen flir solche Einsatze zu bewaffnen, besteht in solchen Situationen
nicht: Die Armeeangehdrigen sind entweder durch die Sicherheitsdispositive der
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Botschaft bzw. des DEZA-Kooperationsburos oder die Empfangerorganisatio-
nen abgedeckt.”

Entsprechend soll Art. 69 Abs. 1 Bst. ¢ neu lauten:

Art. 69 Abs. 1 Bst. ¢

1 Im Ausland wird Assistenzdienst geleistet zur Unterstiitzung ziviler Behdrden.
c. bei Friedensprozessen von Schweizer Behorden sowie von internationalen
und regionalen Organisationen, mit Zustimmung des Gaststaates und der
Konfliktparteien.

Die SP begriisst diese Anderung grundsétzlich. Wie in der oben zitierten Pas-
sage aus dem erlduternden Bericht ersichtlich, soll es vor allem um die Unter-
stiztung von internationalen und regionalen Organisationen gehen, explizit ge-
nannt werden UNO, OSZE, EU, westafrikanische Wirtschaftsgemeinschaft (ECO-
WAS) und Afrikanische Union. Nicht in dieser Aufzahlung enthalten ist die
NATO. Die SP ist der Ansicht, dass dies auch tatsachlich so verstanden werden
soll: Die Schweiz soll sich nur dann an NATO-Friedensmissionen beteiligen kdn-
nen, wenn ein entsprechendes UNO-Mandat besteht. Der neue Art. 69 Abs. 1
Bst. ¢ soll nicht so verstanden werden, dass damit auch NATO-Friedensmissio-
nen ohne UNO-Mandat unterstttzt werden kdnnen. Jedoch kann dies aus dem
vorgeschlagenen Wortlaut in Art. 69 Abs. 1 Bst. ¢ so gelesen werden, denn die
NATO ist eine ,regionale Organisation®. Das scheint nicht die Intention der Vor-
lage zu sein. Deshalb stellt die SP den Antrag auf Abanderung dieses Artikels im
Sinne einer Prazisierung (neuer Text fett hervorgehoben):

Art. 69 Abs. 1 Bst, ¢

1 Im Ausland wird Assistenzdienst geleistet zur Unterstiitzung ziviler Behdrden:
c. bei Friedensprozessen von Schweizer Behdrden sowie von internationalen
und regionalen Organisationen, mit Ausnahme der NATO, mit Zustimmung des
Gaststaates und der Konfliktparteien.

Die weiteren Massnahmen, welche im Bereich der Friedensfdrderung vorge-
schlagen wurden, unterstltzt die SP — konkret sind dies:

- Eine Verlangerung der friedensférdernden Einséatze (heute auf drei Wo-
chen begrenzt nach Art. 66b Abs. 4 MG);

- Die Ausnahme von der Regel, dass Armeeangehdrige nicht bewaffnet
sein sollen: Fur maximal 18 Armeeangehdrige pro Mission soll der Bun-
desrat eine Bewaffnung zum Selbstschutz, zur Notwehr und Notwehr-
hilfe anordnen konnen.
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Wir danken lhnen, geschétzte Damen und Herren, fur die Berlcksichtigung unse-
rer Anliegen und verbleiben mit freundlichen Grissen

Sozialdemokratische Partei der Schweiz

oo e Ll

Mattea Meyer Cédric Wermuth
Co-Prasidentin Co-Prasident

i

Severin Meier
Politischer Fachreferent
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SUISSEDIGITAL

per E-Mail an hans.wipfli@vtg.admin.ch

Eidgendssisches Departement fir Verteidigung,
Bevolkerungsschutz und Sport VBS
CH-3003 Bern

Bern, 08. Marz 2024

Stellungnahme Anderung des Militirgesetzes

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 22. November 2023 haben Sie interessierte Kreise eingeladen, bis zum 08. Marz 2024 zu
den geplanten Anderungen des Militirgesetzes (nachfolgend «E-MG») Stellung zu nehmen. Wir bedanken uns
fiir diese Moglichkeit der Meinungsadusserung, die fir uns sehr wichtig ist, da die geplante Erweiterung der
Requisitionsmoglichkeiten der Armee potenziell stark in die Wirtschaftsfreiheit unserer Verbandsmitglieder
eingreift.

SUISSEDIGITAL ist der Dachverband der Schweizer Telekommunikationsnetzunternehmen und vertritt die In-
teressen von ca. 180 privatrechtlich oder 6ffentlich-rechtlich organisierten Unternehmen verschiedener
Grosse, die lokal, regional oder landesweit Telekommunikationsinfrastrukturen (Fest- und Mobilfunknetze)
betreiben und darliber verschiedene Fernmeldedienste erbringen.

Zu Art. 95 E-MG

Mit Art. 95 i.V.m. Art. 80 E-MG sollen die rechtlichen Grundlagen geschaffen werden, um selbst in der «nor-
malen Lage» zum Schutz der Lieferketten der Armee und der militarischen Informations- und Kommunikati-
onstechnologie sowie zur Erhaltung der Betriebskontinuitdt und Resilienz gegentliber Bedrohungen, insbeson-
dere im Cyberbereich, Requisitionsgtiter von Privaten zu requirieren und/oder die Nutzung von Requisitions-
gliter einzuschranken oder zu verbieten. Dabei sollen die Requisitionsgiliter umfassend erweitert werden und
neu auch beherrschbare Naturkrafte, wie Strom, Daten sowie Immaterialglter und Arbeits- und Dienstleistun-
gen umfassen. Gemadss Art. 95 Abs. 2 und 4 E-MG hat die verfligende Militarverwaltung bzw. die Armee dazu
die Genehmigung des Bundesrates einzuholen. Da dies ohne Einbezug der betroffenen privaten Personen und
Unternehmen moglich sein soll, stellt sich die Frage nach der Verhaltnismassigkeit solcher Grundrechtsein-
griffe.

Verband fir Kommunikationsnetze — Association des réseaux de communication

Waaghaus-Passage 8 CH-3011 Bern T +41 31 328 27 28 info@suissedigital.ch www.suissedigital.ch
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SUISSEDIGITAL erachtet es deshalb als zwingend, dass der Bundesrat vor dem Entscheid iber die Genehmi-
gung solcher Massnahmen gemass Art. 95 E-MG den betroffenen Personen das rechtliche Gehér gewéhrt,
damit diese zu den beantragten Massnahmen der Armee Stellung nehmen kénnen. Nur so kann sichergestellt
werden, dass der Bundesrat die Interessen der Betroffenen richtig berticksichtigen kann, was im Hinblick auf
die Prifung der Verhéltnismassigkeit bzw. der Zumutbarkeit der Massnahmen unerlasslich ist. Dies ist in Art.
95 E-MG entsprechend zu ergdnzen. Zudem ist eine Requisition durchaus mit einer Enteignung vergleichbar,
weshalb die Entschidigung nicht nur «<angemessen», sondern vollumfinglich kostendeckend sein sollte.

Antrage SUISSEDIGITAL zu Art. 95 E-MG:

Art. 95 Abs. 2 soll lauten:

«Solche Massnahmen bediirfen der Genehmigung durch den Bundesrat. Der Bundesrat unterbreitet die be-
antragten Massnahmen in Friedenszeiten den betroffenen Personen vorgdngig zur Stellungnahme und be-
riicksichtigt die Stellungnahme im Genehmigungsentscheid. »

Art. 95 Abs. 3 soll lauten:
«Der Bund leistet fir die Einschrankung oder das Verbot der Nutzung sowie die Requisition des Requisiti-
onsgutes argemessene volle Entschadigung.»

* % %

Wir danken lhnen im Voraus, dass Sie unsere Bemerkungen und Argumente in die weitere Ausarbeitung des
E-MG einbeziehen und unsere Antrage bericksichtigen. Fiir Fragen dazu stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur
Verfligung.

Mit freundlichen Griissen

SUISSEDIGITAL — Verband fiir Kommunikationsnetze

A

i [&lusld§ 5‘%

Dr. Simon Osterwalder, Rechtsanwalt Stefan Fliick, Flrsprecher LL.M.
Geschaftsfiihrer Leiter Rechtsdienst
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Eidgendssisches Departement fiir Verteidigung, Be-
volkerungsschutz und Sport VBS
Sunrise GmbH
hans.wipfli@vtg.admin.ch Thurgauerstrasse 101B
8152 Glattpark (Opfikon)

regulatory@sunrise.net

Sunrise.ch

Opfikon, 07. Marz 2024

Stellungnahme zur Anderung des Militirgesetzes

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin,
sehr geehrter Herr Wipfli,
sehr geehrte Damen und Herren

Sunrise erbringt als grosstes privates Telekommunikationsunternehmen der Schweiz fiihrende Mobilfunk-, Inter-
net-, TV- und Festnetzdienste fiir rund 3 Mio. Privat- und Geschéftskunden. Die vorgeschlagenen Anderungen des
Militérgesetzes sind flr Sunrise in Teilen von hoher Relevanz. Wir danken Ihnen deshalb fir die Mdglichkeit, zur
geplanten Revision des Militargesetzes (nachfolgend «VE-MG») Stellung nehmen zu kdnnen.

Sunrise anerkennt die Notwendigkeit der Anpassung und Weiterentwicklung des Militérgesetzes in Anbe-
tracht des veranderten sicherheitspolitischen Rahmens und entsprechender Bedrohungslage fir die Schweiz
und unterstiitzt demnach das Revisionsvorhaben im Grundsatz. Allerdings sieht Sunrise im Hinblick auf meh-
rere Aspekte des Vorentwurfs VE-MG Problemstellungen und Anderungsbedarf. Dies insbesondere bei der
geplanten Ausweitung der Requisitionsmdglichkeiten und -mittel. Die neuen Mdglichkeiten des militérischen
Betriebs und Massnahmen in Friedenszeiten sowie die entsprechende Ausweitung von Handlungskompeten-
zen fir Bundesrat und Armee im Rahmen von Betriebskontinuitdt und Resilienz schaffen in der vorliegenden
Form ungewiinschte Rechtsunsicherheiten. Zudem wird damit zu wenig Spielraum fiir die Beteiligung von
und Anhorung der betroffenen Akteure (Betreiber von kritischen Infrastrukturen) gewahrleistet. Auch die
vorgesehene Regelung der Entschadigung fiir entsprechende Massnahmen erachtet Sunrise in der vorlie-
genden Form als problematisch, da jeweils unzureichend klar deklariert. Abschliessend wird die Abgrenzung
der Kompetenzen zwischen BAKOM einerseits und der Armee sowie der Militarverwaltung andererseits nicht
in jedem Fall ausreichend geregelt, was zusatzliche Rechtsunsicherheit fiir Fernmeldedienstanbieterinnen
wie Sunrise schafft.

1 Ausgangslage und Uberblick

Der Bundesrat hat an seiner Sitzung vom 22. November 2023 die Vernehmlassung zu verschiedenen Anderungen
des Militérgesetzes (nachfolgend «VE-MG»), der Armeeorganisation und weiteren rechtlichen Grundlagen eroffnet.
Die Anpassungen erfolgen gemass Bundesrat vor dem Hintergrund der sich fiir die Schweiz verandernden
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Bedrohungslage mit neuen Bedrohungsformen, der allgemeinen gesellschaftlichen, technischen und wirtschaftli-
chen Transformation und den Auswirkungen von Krisen (COVID-Pandemie, Energiekrise)!.

Die zunehmenden und sich verandernden geopolitischen Spannungsfelder sowie die mit der Digitalisierung einher-
gehenden technologischen Entwicklungen bringen auch fiir die Schweiz unbestrittenermassen neue Herausforde-
rungen mit sich. Im Hinblick auf die verstarkt festzustellende Ausrichtung auf verschiedene Auspragungen «hybri-
der» Konfliktfiihrung erscheint angesichts der wachsenden (Cyber)Bedrohungslage ein Handlungsbedarf aus liber-
geordneten sicherheitspolitischen Uberlegungen im Grundsatz ausgewiesen.

Vor diesem Hintergrund anerkennt Sunrise die Notwendigkeit der Anpassung und Weiterentwicklung des Militérge-
setzes und begriisst die zeitgemasse Anpassung bzw. Weiterentwicklung der rechtlichen Grundlagen zur Abwehr
von Cyberbedrohungen. Auch die Sicherstellung der Betriebskontinuitat und Resilienz der militéarischen und milita-
risch genutzten zivilen IKT-Infrastrukturen in der Schweiz und damit die Stossrichtung des vorliegenden Vernehm-
lassungsentwurfs an und fir sich erachten wir als unterstiitzenswert. Allerdings sieht Sunrise hinsichtlich konkreter
Teilaspekte der Vorlage VE-MG einige Problemstellungen im Hinblick auf potenzielle Rechtsunsicherheiten und hat
entsprechenden Klarungs- und Anpassungsbedarf identifiziert.

So ist im Zuge der Teilrevision einerseits vorgesehen, das Instrument der Requisition massgeblich auszuwei-
ten, um den Schutz vor der allgegenwartigen Cyber-Bedrohung und der gestiegenen hybriden Bedrohung zu stér-
ken. Demzufolge sollen neu auch beherrschbare Naturkrafte (zum Beispiel Strom, Daten und Funkfrequen-
zen), Immaterialgiiter sowie Arbeits- und Dienstleistungen requiriert werden kénnen. Neu ist zudem, dass
auch fiir kritische Infrastrukturbetreiber gemass ISG im Aktivdienst der militérische Betrieb angeordnet wer-
den kénnen soll. Zudem werden im Hinblick auf den militarischen Betrieb und Massnahmen in Friedenszei-
ten sowie fiir Betriebskontinuitdt und Resilienz Bereichs- und Kompetenzerweiterungen vom und fiir den
Bundesrat und die Armee vorgenommen, welche im VE-MG insgesamt so umfangreich gestaltet sind, dass gewisse
Erganzungen im Sinne einer vertrauensbildenden Grundlage fiir die neu betroffenen privatwirtschaftlichen Akteure
aus der Sicht von Sunrise unverzichtbar erscheinen. Dies gilt abschliessend auch im Hinblick auf die Regelung der
Entschadigung fiir angeordnete Massnahmen in den entsprechenden Abschnitten. Zu diesen Bereichen wird
Sunrise im Folgenden detailliert Stellung beziehen und entsprechende Anderungsvorschlédge einbringen.

2 Ausfiihrungen zu einzelnen Bestimmungen

Pflichten zur Nutzungseinschrankung und -verbot, Requisition und Unbrauchbarmachung
(Art. 80 und 80a VE-MG)

Bereits nach geltendem Militérrecht kann bewegliches und unbewegliches Eigentum requiriert werden. Neu sollen
gemass Art. 80 Abs. 1 VE-MG aber auch mildere Mittel wie Nutzungseinschréankung oder Verbot mdglich sein, was
Sunrise als begriissenswert erachtet.

Zudem wird im Rahmen von Art. 80 VE-MG eine klare Abgrenzung der Kompetenzen zwischen BAKOM einerseits
und der Armee sowie der Militarverwaltung andererseits beziiglich Arbeits- und Dienstleistungen der Anbieterinnen
von Fernmeldediensten im Sinne von Artikel 47 FMG gemacht, wonach Artikel 80 VE-MG vorgehen und Art. 47
Abs. 4 FMG im Rahmen dieser Teilrevision aufgehoben werden soll. Die in diesem Fall deutlich vollzogene Abgren-
zung beférdert den Aspekt der Rechtssicherheit und wird von Sunrise ebenfalls begrisst.

Die Mdglichkeiten der Requisition sollen mittels Art. 80 Abs. 1 lit. b bis d VE-MG neu aber auch auf beherrschbare
Naturkrafte (wie etwa Strom, Daten und Funkfrequenzen), Immaterialglter sowie Arbeits- und Dienstleistungen
ausgedehnt werden, was eine fundamentale Erweiterung des Instruments der Requisition bedeutet. Sunrise be-
grusst zwar, dass in Absatz 4 klar festgehalten wird, dass Militarverwaltung und die Armee von den Verpflichtun-
gen nach den Absatzen 1 und 2 nur soweit Gebrauch machen diirfen, als es ihre Auftrége unbedingt erfordern
und sie diese nicht mit eigenen Mitteln erfiillen kénnen. Jedoch erachtet Sunrise es angesichts der fundamentalen
Ausweitung des Requisitionsmittels als problematisch, dass eine Genehmigung durch den Bundesrat gemass Ab-
satz 3 lediglich fiir die Unbrauchbarmachung, nicht aber fiir Nutzungseinschrankung oder -verbot von Betrieben,
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Anlagen und Warenlagern erforderlich sein soll. Aus unserer Sicht sollte in jedem Fall eine bundesratliche Geneh-
migung erfolgen miissen, was mit der vorgeschlagenen Erganzung unter Art. 80, Abs. 3 VE-MG gewahrleistet wer-
den soll.

Beziiglich der geplanten Entschadigungen in Art. 80 Abs. 5 VE-MG ist anzumerken, dass eine Requisition einen
starken Eingriff in die Eigentumsrechte darstellt, der mit einer Enteignung durchaus vergleichbar ist. Entsprechend
halten wir eine volle Entschddigung des entstandenen Schadens fiir sachgerecht. Der Begriff «angemessene» lasst
unseres Erachtens zu viel Ermessensspielraum fiir eine nicht kostendeckende Entschadigung.

Vor diesem Hintergrund sehen wir folgenden Anpassungsbedarf bei der Regelung der Pflichten zur Nutzungsein-
schrankung und -verbot, Requisition und Unbrauchbarmachung gemass Art. 80 VE-MG:

Anpassung von Art. 80 Abs. 3 und 5 VE-MG:

v Die Nutzung von Requisitionsgditer durch
M///tarverwa/tung und Armee sowie deren Nutzungse/nschrankung, Nutzungsverbot oder Unbrauchbarmachung
gemdss Absatz 1 bedarf der Genehmigung durch den Bundesrat.

5 Der Bund leistet fiir die Einschrédnkung oder das Verbot der Nutzung sowie fiir den Gebrauch, die Wertverminde-
rung und die Unbrauchbarmachung oder den Verlust des Eigentums oder des Requisitionsgutes argemessene
volle Entschadigung.

Betriebskontinuitat und Resilienz (Art. 95 VE-MG, neu)

Nach Artikel 95 sind die Requisition sowie die Einschrankung und das Verbot der Nutzung von Requisitionsgiitern
auch ausserhalb des Aktivdienstes (vgl. Art. 80 und 80a) mdglich. Da diese Massnahmen einen erheblichen Eingriff
in die Eigentumsgarantie und in die Wirtschaftsfreiheit darstellen, sollen sie im Einzelfall vom Bundesrat genehmigt
werden miissen, was Sunrise begriisst.

Im erlduternden Bericht wird auch festgehalten, dass die Anordnung von Massnahmen gegentiber Dritten im Zu-
sammenhang mit der Sicherstellung der Betriebskontinuitdt sowie der Erhéhung der Resilienz lediglich als «Ultima
Ratio» vorgesehen ist2. Dieses Verstandnis wird aber mit dem neuen Art. 95 VE-MG auf Gesetzesstufe nicht in ge-
nigender Klarheit abgebildet. Aus Griinden der Rechtssicherheit wiinschbar ware in diesem Zusammenhang ins-
besondere, dass die Vorgabe gemass Art. 80 Abs. 2 MG bzw. Art. 80 Abs. 4 VE-MG, wonach von den Requisitions-
maoglichkeiten «nur soweit Gebrauch [gemacht werden darf], als es ihre [Militarbehdrden] Auftrage unbedingt er-
fordern und sie diese nicht mit eigenen Mitteln erfiillen kdnnen», explizit auch in Art. 95 VE-MG verankert wird
(und nicht erst eine analoge Anwendung gestiitzt auf die Verweisung auf Art. 80 VE-MG erfolgt). Vor diesem Hin-
tergrund erfolgt der entsprechende Erganzungsvorschlag unter Art. 95 Abs. 2 lit. a VE-MG.

Sunrise unterstiitzt den Ansatz, wonach Massnahmen gemass Art. 95 Abs. 1 eine Genehmigung des Bundesrates
erfordern. Im Hinblick auf die potenziell einschneidenden Folgen von entsprechenden Massnahmen pladieren wir
jedoch fiir mehr Planungs- und Rechtssicherheit fiir die betroffenen Akteure, indem klar definierte Zeitraume fiir
die Bewilligung entsprechender Massnahmen vorgegeben werden (Art. 95 Abs. 2 lit. b VE-MG). Die zusatzliche
Erganzung unter Art. 95 Abs. 2 lit. ¢ soll dariiber hinaus ausreichende Anhérungsrechte fiir betroffene Unterneh-
men gewahrleisten, falls eine Requisition vollzogen werden soll. Zwar gehen wir davon aus, dass das Bundesver-
waltungsverfahrensgesetz (VwWVG) diese Rechte implizit gewahrleistet (insb. Recht auf Akteneinsicht und Anho-
rung). Dennoch erachtet Sunrise die explizite Erwdhnung hier als wichtige vertrauensbildende Massnahme im Hin-
blick auf die umfassende Bereichs- und damit Kompetenzerweiterung gegeniiber privatwirtschaftlichen Akteuren.

Beziiglich der geplanten Entschadigungen in Art. 95 Abs. 3 VE-MG ist anzumerken, dass eine Requisition einen
starken Eingriff in die Eigentumsrechte darstellt, der mit einer Enteignung durchaus vergleichbar ist. Entsprechend
halten wir eine volle Entschadigung des entstandenen Schadens fiir sachgerecht. Der Begriff «angemessene» lasst
unseres Erachtens zu viel Ermessensspielraum fiir eine nicht kostendeckende Entschadigung.
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Sunrise

Vor diesem Hintergrund sehen wir folgenden Anpassungsbedarf bei der Regelung der Betriebskontinuitat und
Resilienz gemass Art. 95 VE-MG:

Anpassung von Art. 95 Abs. 2 und 3 VE-MG

2 Flir Massnahmen gemdss Absatz 1 gilt:

a. Die Militarverwaltung und die Armee dtirfen von den Kompetenzen gemédss Absatz 1 nur soweit Gebrauch ma-
chen, als dies unbedingt erforderlich ist und sie die Erhaltung der Betriebskontinuitat und Resilienz der Armee ge-
gen Cyberbedrohungen weder mit eigenen Mitteln erfiillen noch im Rahmen des Beizugs Dritter auf vertraglicher
Basis sicherstellen kann.

b. Massnahmen gemdss Absatz 1 bediirfen der Genehmigung durch den Bundesrat und diirfen erstmalig fiir einen
Zeitraum von maximal sechs Monaten angeordnet werden. Eine Verldngerung der Massnahmen ist nur mit Geneh-
migung des Bundesrates und jeweils fiir maximal weitere 6 Monate zuldssig.

¢. Der Bundesrat unterbreitet die beantragten Massnahmen in Friedenszeiten den betroffenen Stellen vorgangig
zur Stellungnahme und berdicksichtigt die Stellungnahme im Bewilligungsentscherd.

3 Der Bund leistet fiir die Einschrdnkung oder das Verbot der Nutzung sowie die Requisition des Requisitionsgutes
angemessene volle Entschadigung.

Schutz militdrischer Fernmeldeanlagen (Art. 100a VE-MG, neu)

Grundsatzlich dirfen Betriebsmittel und Fernmeldeanlagen nur in Konformitdt mit dem Fernmeldegesetz und der
Verordnung (ber die elektronische Vertraglichkeit (VEMV) betrieben werden (insbesondere unter Beriicksichtigung
des Nationalen Frequenzzuweisungsplans [NaFZ]) und keine Stérungen verursachen. Es gibt gemdss Bundesrat
jedoch unerwiinschte elektromagnetische Einfliisse, welche die Funktionstauglichkeit von militdrischen Fernmelde-
anlagen (Sensoren) erheblich beeintrachtigen oder einschranken. Der neue Artikel 100a soll in diesen Fallen den
Schutz der militarischen Fernmeldeanlagen gewahrleisten. Vor diesem Hintergrund ermachtigt Art. 100a Absatz 2
die Armee und die Militéarverwaltung zum Schutz von militarischen Fernmeldeanlagen (Sensoren) und zur Wahrung
der Sicherheit, die zustandigen zivilen Behdrden anzuweisen, die Nutzung von bestimmten Fernmeldeanlagen und
Betriebsmitteln 6rtlich und zeitlich begrenzt einzuschranken oder zu verbieten. Diese weitreichende Kompetenz
muss vorgangig durch den Bundesrat genehmigt werden (Art. 100a Abs. 3 VE-MG). Der Bundesrat betont im er-
ldauternden Bericht auch, dass solche Massnahmen unter Umstdnden bereits in der normalen Lage und auch vor
einem Truppenaufgebot notwendig sind, um rechtzeitig die notwendigen Nachrichten beschaffen zu kénnen.3

Auch in diesem Fall erachtet es Sunrise als zentral, dass ausreichende Anhorungsrechte fiir betroffene Akteure
bestehen, falls die Nutzung von bestimmten Fernmeldeanlagen und Betriebsmitteln 6rtlich und zeitlich begrenzt,
eingeschrankt oder gar verboten wird, was mittels einer entsprechenden Erganzung von Art. 100a Abs. 3 VE-MG
gewahrleistet werden soll.

Sunrise hat als Fernmeldedienstanbieterin gemass FMG unter anderem die Pflicht, den Zugang zu Notrufdiensten
bereitzustellen (Art. 20 Abs. 2 FMG). Vor dem Hintergrund der Anordnung von mdglichen Massnahmen gemass
Art. 100a Abs. 2 VE-MG, welche bereits in Friedenszeiten ergriffen werden kénnen, kann Sunrise jedoch eine Auf-
rechterhaltung von Diensten wie z.B. dem Notruf gemass ihren Pflichten im Sinne des Fernmelderechts unter Um-
standen nicht mehr gewahrleisten. Wahrend der Bundesrat im Zusammenhang mit der geplanten Ausweitung der
Requisitionsmdglichkeiten gemass Art. 80 VE-MG eine klare Definition und Abgrenzung der Kompetenzen zwischen
BAKOM einerseits und der Armee sowie der Militérverwaltung andererseits vollzogen hat, fehlt dieser Aspekt im
Zusammenhang mit Art. 100a VE-MG ganzlich. Sunrise erachtet es deshalb im Sinne der Gewahrleistung von ge-
niigend Rechtssicherheit als zentral, dass die Pflichten betreffend den Notrufdiensten sowie alle weiteren fernmel-
detechnischen Ubertragungspflichten geméss FMG den zusténdigen Organen der Militdrverwaltung und der Armee
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Sunrise

Uibertragen werden, sobald Massnahmen gemdss Art. 100a Abs. 2 VE-MG genehmigt werden. Dies soll mittels vor-
geschlagener Erganzung unter Art. 100a Abs. 3 VE-MG gewahrleistet werden.

Beziiglich der geplanten Entschadigungen in Art 100a Abs. 4 VE-MG ist auch in diesem Fall anzumerken, dass eine
zeitliche und értliche Begrenzung, Einschréankung oder gar ein Verbot der Nutzung von Fernmeldeanlagen und Be-
triebsmitteln einen starken Eingriff in die Eigentumsrechte darstellt, der mit einer Enteignung durchaus vergleich-
bar ist. Entsprechend halten wir eine volle Entschddigung des entstandenen Schadens fiir sachgerecht. Der Begriff
«angemessene» lasst unseres Erachtens auch in diesem Fall zu viel Ermessensspielraum fiir eine nicht kostende-
ckende Entschadigung.

Vor diesem Hintergrund sehen wir folgenden Anpassungsbedarf bei der Regelung vom Schutz militérischer Fern-
meldeanlagen gemass Art. 100a VE-MG:

Anpassung von Art. 100a Abs. 3 und 4 VE-MG

3 Massnahmen nach Absatz 2 bediirfen der Genehmigung durch den Bundesrat. Der Bundesrat unterbreitet die
beantragten Massnahmen in Friedenszeiten den betroffenen Anbieterinnen von Betriebsmitteln oder einer Fern-
meldeaniage vorgéngig zur Stellungnahme und berdicksichtigt die Stellungnahme im Bewilligungsentscheid. Die
Ubertragungspfiichten geméss FMG obliegen den zusténdigen Organen der Militérverwaltung und der Armee, so-
bald Massnahmen nach Absatz 2 genehmigt werden.

4 Der Bund leistet fiir die Anderung, den Ersatz, die Einschrénkung und das Verbot eines Betriebsmittels oder ei-
ner Fernmeldeanlage argemessene volle Entschadigung.

3 Zusammenfassung und abschliessende Bemerkungen

Insgesamt erachtet Sunrise die Anpassung und Weiterentwicklung der gesetzlichen Grundlagen des Militédrgeset-
zes als richtig und wichtig und den zeitgendssischen Entwicklungen entsprechend. Bei der Ausgestaltung und An-
wendung der Interventionsinstrumente der Militarverwaltung und der Armee ist dabei aber stets zu beriicksichti-
gen, dass die entsprechenden Massnahmen lediglich als Ultima Ratio zur Verfligung stehen sollten und insbeson-
dere Grundrechtseingriffe bei Betreiberinnen von kritischen Infrastrukturen nur im Rahmen einer umsichtigen In-
teressenabwagung sowie durch Sicherstellung angemessener Ausgleichsmassnahmen erfolgen diirfen.

Wie im vorherigen Kapitel dargelegt, wird diesem Aspekt mit der vorliegenden Grundlage VE-MG aus unserer Sicht
allerdings ungeniigend Rechnung getragen. Dies sowohl im Hinblick auf das Mittel der Requisition als auch hin-
sichtlich der vorgesehenen Entschadigung. Vor diesem Hintergrund bitten wir um die Berucksichtigung der von
uns eingebrachten Vorschldge und Anliegen, womit im Rahmen der gesetzlichen Grundlage insgesamt mehr Pla-
nungs- und Rechtssicherheit, sowie Mitspracherecht fiir betroffene Akteure gewahrleistet werden kann.

Abschliessend soll hiermit festgehalten werden, dass die vorliegende Stellungnahme von Sunrise unprajudiziell er-
folgt.

Wir danken Ihnen fiir die Berlcksichtigung unserer Stellungnahme. Bei Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfu-
gung.

Freundliche Griisse

] 2 i
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Mércel Huber Anna Riedweg

General Counsel Public Policy Manager
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Bern, 4. Marz 2024

Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung iiber die Verwaltung der
Armee und der Armeeorganisation

Vernehmlassungsantwort der Schweizerischen Volkspartei (SVP)

Sehr geehrte Frau Bundesratin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen fir die Einladung, im Rahmen der oben genannten Vernehmlas-
sung Stellung zu nehmen. Wir dussern uns dazu wie folgt:

Die SVP begriisst grundsitzlich die vorgeschlagene Anderung. Wir unter-
stiitzen die Idee, den Militardienst flexibler zu gestalten und die Verein-
barkeit von Militiardienst und Zivilleben zu verbessern. Viele der vorge-
schlagenen Massnahmen gehen jedoch zu wenig weit oder sind nicht zu
Ende gedacht. Positiv hervorzuheben ist die geplante Forderung der zivil-
militarischen Zusammenarbeit, wahrend die Anpassung der Sprachrege-
lungen an eine diskriminierungsfreie Sprache véllig unverstandlich ist und
kategorisch abgelehnt wird. Insgesamt wird zudem bemangelt, dass
keine Massnahmen zur Reduktion der Abgadnge in den Zivildienst aufge-
fuhrt werden.

Die Vorlage betrifft zahlreiche Bereiche der Rechtsgrundlagen der Armee und ist
entsprechend umfangreich. An dieser Stelle soll daher nur auf einige Aspekte der
Vorlage eingegangen werden.

Die Vereinbarkeit von zivilem und militarischem Leben ist ein wichtiger Pfeiler un-
seres schweizerischen Milizsystems. Wir begrissen deshalb grundsatzlich die vor-
geschlagenen Massnahmen zur besseren Vereinbarkeit des Militardienstes. Wir un-
terstlitzen daher die verbesserte Durchlassigkeit, welche die Flexibilitat schafft, flr
bestimmte Funktionen oder Berufsbilder freiwillig einen tieferen Grad anzunehmen
und damit beispielsweise von einem tieferen Offiziersgrad in einen héheren Unter-
offiziersgrad zu wechseln. Ebenso unterstlitzen wir, dass die Erwerbsersatzord-
nung neu auch erzwungene Unterbrechungen des Militéardienstes bis zu 6 Wochen
abdecken soll, da es in dieser Zeit nicht mdglich ist, eine neue Stelle zu finden.
Wir fordern hier aber von der Dienstplanung, dass diese Zwangsunterbriiche auf
ein Minimum reduziert werden und nur Ausnahmen darstellen.

Der Entwurf sieht vor, die Rekrutenschule und die Wiederholungskurse starker auf
die Bedirfnisse der Armee auszurichten, was wir grundsatzlich beflirworten.
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Insbesondere begrissen wir den Vorschlag, die jahrlichen WK-Aufgebote flexibler
auf die Bedlrfnisse der Armee auszurichten und nicht mehr grundsatzlich alle WK-
Pflichtigen jedes Jahr zu einem dreiw6chigen WK aufzubieten. Wir regen aber auch
weitere funktionsspezifische Flexibilisierungen an. Beispielsweise wirden wir es
begriissen, wenn Truppengattungen mit wenig oder keinem Ausbildungsbedarf
grundsatzlich jahrlich nur verkirzte WKs hatten oder nicht mehr jedes Jahr zum
WK aufgeboten wirden und ihre Dienstleistungspflicht Gber einen langeren Zeit-
raum verteilt wirde. Dies ware insbesondere im Hinblick auf die im Schwarzbuch
der Armee vorgesehenen neuen «Leichten Krafte» sinnvoll, da deren Einfihrung
einen hdéheren Sollbestand der Armee voraussetzt, was durch eine Streckung der
Dienstleistungspflicht fir bestimmte Truppengattungen erleichtert werden kdnnte.
Flr die normalen Truppenteile, die jedes Jahr Dienst leisten, waren die Anzahl der
zu leistenden Diensttage wieder in eine minimale Anzahl zu absolvierender WKs
umzuwandeln. Die bisher geltende Einzeltagesabrechnung stellt flr die Kader nur
eine zusatzliche Belastung bei der Planung der WKs und der Ausbildung dar.

Eine weitere vorgeschlagene Massnahme zur Flexibilisierung der Dienstzeit ist die
Einfllhrung einer Obergrenze flr die Dauer der Rekrutenschulen, jedoch mit einer
Flexibilisierung nach unten. Wir verstehen, dass je nach Truppengattung unter-
schiedliche Ausbildungsbedirfnisse bestehen und je nach Funktion eine langere
oder kirzere Rekrutenschule angeboten werden kann. Eine Obergrenze von 18
Wochen flr die RS in der vorgeschlagenen Form erachten wir jedoch als verfehlt.
Wir wlrden es begrissen, wenn die Obergrenze nach oben verschoben wirde,
damit anspruchsvolle Spezialfunktionen besser ausgebildet werden kénnen, for-
dern aber gleichzeitig auch eine Untergrenze, damit eine ausreichende Grundaus-
bildung und allfallige Funktionsausbildungen nicht zu kurz kommen. Unabhangig
davon ist bei der Zeitplanung von Rekrutenschulen, insbesondere ihres Beginns,
auf die Bedurfnisse der Berufsbildung Ricksicht zu nehmen.

Mit dem Entwurf sollen neu auch immaterielle Sachen, Dienstleistungen, be-
herrschbare Naturgewalten sowie Strom, Daten und Funkfrequenzen requisitions-
fahig werden. Wir erachten diesen Schritt in der heutigen Zeit als notwendig und
unterstltzen ihn. Wir geben aber zu bedenken, dass trotz der Modernisierungs-
schiibe der letzten Jahre nach wie vor auf manuelle Arbeitsressourcen zurickge-
griffen werden muss. Wir wirden es daher auch begriissen, wenn in begrenztem
Umfang auch Arbeitskrafte in Form von Dienstleistungen aller Art requisitionsfahig
gemacht werden kdénnten.

Der Bundesrat kann in Zukunft verfugen, dass Angehdrige von Friedensmissionen
zum Selbstschutz bewaffnet werden dirfen, was wir grundsatzlich begrissen. Wir
stellen jedoch die Obergrenze von 18 bewaffneten Personen pro Friedensmission
in Frage. Die Anzahl der Bewaffneten sollte sich nach den aktuellen Bedlrfnissen
und der Situationsanalyse richten und nicht nach statistischen Zahlen und Richt-
werten.

Der Entwurf sieht auch vor, dass Angehdérige der Armee, die einen Beférderungs-
dienst nicht bestehen, in den Grad degradiert werden, den sie vor dem Befdrde-
rungsdienst innehatten. Das unterstitzen wir. Wir begrissen auch, dass Angehdo-
rige der Armee, die aus der Armee ausscheiden, die Kosten flr erhaltene militari-
sche Ausbildungen, die auch zivil anerkannt werden, zurlickerstatten mussen. Dies
ist umso wichtiger, als immer mehr militédrische Ausbildungen auch zivil anrechen-
bar sind. Wir begrissen auch, dass die bisher bestehende Llicke bei den Perso-
nensicherheitsprifungen geschlossen wird, die es bisher ermdglichte, den
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Militardienst zu umgehen, wenn man der Personensicherheitsprifung nicht zuge-
stimmt hat.

Die vorgesehene Anpassung der Delegationskompetenz erachten wir als sinnvoll.
Bisher regelt das Parlament die Soll- und Effektivbestdande und die Gliederung bis
zur Stufe der grossen Verbandes. Die Kompetenz flir die Gliederung bis Stufe Ba-
taillon liegt beim Bundesrat, die Detailausgestaltung beim VBS. Neu sollen die
Kompetenzen des Bundesrates an das VBS Ubertragen werden, so dass die Armee
die Gliederung und die Detailausgestaltung bis Stufe Bataillon selber vornehmen
kann. Dazu gehdort auch, dass das VBS neu die Details der Unteroffiziers- und Of-
fiziersausbildung direkt festlegen kann und diese Kompetenz nicht mehr beim Bun-
desrat liegt. Wir begriissen diesen Schritt als langst tberfalligen Abbau des politi-
schen Mikromanagements in der Armee. Die Rolle der Politik in der Militarpolitik
ist es, die Rahmenbedingungen zu definieren, die Detailplanung sollte direkt bei
der Armee liegen, weil die Armee mit diesen Detailfragen in der Regel besser um-
gehen kann und auch besser weiss, welche Massnahmen im militarischen Bereich
gerade aufgrund der technologischen und geopolitischen Umstande angebracht
sind und welche nicht.

Positiv hervorzuheben ist, dass die militarische Forschung und Entwicklung im In-
land gestarkt und die zivile Forschung besser auf den Rustungsmarkt und die mi-
litérischen Bedirfnisse abgestimmt werden soll. Derzeit ist die Zusammenarbeit
wenig attraktiv, wodurch viel Potenzial verloren geht. Mit der zivil-militarischen
Zusammenarbeit (CIMIC) kénnen Synergien flr die Armee und den Rlstungs-
standort Schweiz genutzt werden, was im sicherheitspolitischen Interesse der
Schweiz liegt. Dazu gehdrt auch, dass der Entwurf eine klarere Regelung der Off-
setgeschafte bei Ristungsbeschaffungen vorsieht, was der heimischen Industrie
mehr Planungssicherheit gibt.

Wir stehen den vorgesehenen Digitalisierungsmassnahmen kritisch gegenuber.
Wir begrissen zwar, dass das VBS die Digitalisierung zur Prozessoptimierung nut-
zen will, stellen aber einzelne im Entwurf enthaltene Massnahmen in Frage. So
sollen mittelfristig alle bisher analogen Dienstprozesse der Militarverwaltung nur
noch digital moglich sein. Dies stellt eine sicherheitspolitische Schwachstelle dar.
Mit einem einzigen gezielten Cyber- oder physischen Angriff auf eine wichtige
Schnittstelle kdnnte die gesamte Verwaltung lahmgelegt werden. Dieses Risiko ist
umso grosser, je angespannter die militarstrategische Lage der Schweiz ist. Wir
fordern deshalb den Bundesrat auf, Massnahmen zu ergreifen, um die Militarver-
waltung in Schlisselbereichen wie Mobilmachung und Logistik ausfallsicher zu ma-
chen bzw. in diesen Schllisselbereichen einen analogen Kompetenzerhalt aufrecht-
zuerhalten.

Kategorisch lehnen wir die Massnahme ab, den sogenannt veranderten Informati-
onsbedirfnissen der Gesellschaft Rechnung zu tragen, indem der Auftritt der
Schweizer Armee in einer zielgruppengerechten Sprache erfolgen soll. Zu diesem
Zweck sieht die Vorlage unter anderem vor, dass die bestehenden Rechtsgrundla-
gen geschlechtergerecht umformuliert bzw. um diskriminierungsfreie Formulierun-
gen erganzt werden sollen. Die bestehenden Begriffe haben sich etabliert und be-
diarfen keiner Anpassung, zumal die meisten Grundlagen bereits heute dem Leit-
faden der Bundeskanzlei vom 28. September 2009 zur geschlechtergerechten For-
mulierung entsprechen. Jede weitere Anpassung in diesem Bereich erachten wir
als kostspielige Arbeitsbeschaffungsmassnahme fir die Verwaltung ohne Mehr-
wert.
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Wir bemangeln an dieser Vorlage insbesondere, dass sie nicht auf die zahlreichen
Abgange in den Zivildienst eingeht. Diese Vorlage ware ein optimaler Rahmen ge-
wesen, um geeignete Massnahmen gegen die viel zu hohen Abgange aus der Ar-
mee zu ergreifen.

Wir danken Ihnen fir die Berlicksichtigung unserer Stellungnahme.
Freundliche Grusse

SCHWEIZERISCHE VOLKSPARTEI

Der Parteiprasident Der Generalsekretar
Marco Chiesa Henrique Schneider
Standerat Generalsekretar
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Stellungnahme zur Vernehmlassungsvorlage 2023/26: Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung
der Bundesversammlung liber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fiir die Gelegenheit, zum vorgenannten Vernehmlassungsentwurf vom 22. November 2023
Stellung nehmen zu kénnen.

Wahrend der Schweizerische Versicherungsverband SVV auf eine umfassende Beurteilung des
Vernehmlassungsentwurfs verzichtet, erachtet er sich als daten- und IT-getriebene Branche von der in Art. 95
Militargesetz MG vorgesehenen Bestimmung zu Betriebskontinuitat und Resilienz als potenziell betroffen. Die
dort vorgesehenen Eingriffsmdglichkeiten sind bereits in einer normalen Lage sehr weitgehend und die
Rechtssicherheit und der Investitionsschutz fur betroffene Firmen sind im Gegenzug zu gering. Wir méchten
zudem darauf sensibilisieren, dass IT-Fachkrafte im Falle von Cyber-Attacken von Versicherern benétigt
werden, um ihren Kunden die rasche Wiederherstellung ihrer Systeme zu gewahrleisten. Damit tragt die
Assekuranz — wie viele andere Akteure — ebenfalls zur Resilienz des (Wirtschafts-)Standorts Schweiz bei. Die in
Art. 95 vorgesehenen Massnahmen sollten daher im Rahmen einer Glterabwagung zwischen Rechts- und
Planungssicherheit Gberdacht und Anpassungen vorgenommen werden.

Fur ausfuhrlichere Erlduterungen zu den Bedenken sowie konkrete Anpassungsvorschlage verweisen wir auf
die Stellungnahme von economiesuisse.

Schweizerischer Versicherungsverband SVV
Conrad-Ferdinand-Meyer-Strasse 14 — CH-8002 Zirich — Zentrale +41 44 208 28 28 — svv.ch
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Freundliche Grisse
Schweizerischer Versicherungsverband SVV

Jean-Philippe Moser
Leiter Ressort Versicherungsbranchen
Stellvertretender Direktor
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Gabor Jaimes
Fachverantwortlicher Sach- und
Cyberversicherungen

2/2



Swico Tel.: +4144 446 90 90

e SWICO

info@swico.ch

Eidgenossisches Departement fiir Verteidigung,
Bevodlkerungsschutz und Sport VBS
Bundeshaus Ost

3003 Bern

Ausschliesslich per E-Mail an:
hans.wipfli@vtg.admin.ch

Zlrich, 08.03.2024

Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber die Verwaltung
der Armee und der Armeeorganisation

Sehr geehrte Frau Bundesratin Amherd
Sehr geehrte Damen und Herren

Gerne nehmen wir die Méglichkeit wahr, innerhalb der festgesetzten Frist Stellung zur Anderung des
Militargesetzes sowie der Verordnung der Bundesversammlung iber die Verwaltung der Armee und der
Armeeorganisation zu nehmen.

Swico ist der Wirtschaftsverband der Digitalindustrie und vertritt die Interessen etablierter Unternehmen
sowie Start-ups in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft. Swico zahlt iber 700 Mitglieder aus der ICT- und
Internetbranche. Diese Unternehmen beschéftigen 56'000 Mitarbeitende und erwirtschaften jahrlich
einen Umsatz von 40 Milliarden Franken.

Fur Swico ist klar, dass die Kooperation im Sicherheitsbereich zwischen Staat und Wirtschaft zum Erfolg
fuhrt. Requisitionen sollten nur als «letztes Mittel» zur Anwendung kommen — unter klar definierten
Bedingungen: Es missen ausdrickliche Ausnahme-Szenarien im Rahmen spezifizierter
Eskalationsstufen gegeben sein, die bereits vorab klar definiert und kommuniziert wurden. Der
Einbezug von betroffenen Parteien vor der Anordnung von Requisitions-Massnahmen durch den
Bundesrat und die vollstdndige Entschadigung sind unerldsslich. In erster Linie sind weiterhin die ICT-
Fahigkeiten der Armee selbst zu nutzen.

Anpassung an neue Bedrohungslage richtig und wichtig

Die militarische Bedrohungslage der Schweiz hat sich in den letzten Jahren aufgrund der gestiegenen
Cyberbedrohung und hybriden Konfliktfihrungstaktiken  verandert. Dass hierfir neue
sicherheitspolitische Strategien und Massnahmen erarbeitet werden, ist wichtig und richtig. Die
Requisition in ausdriicklichen Notlagen als Mittel, um die Gewahrleistung der militdrischen
Handlungsfahigkeit sicherzustellen, anerkennen wir grundsatzlich.

Swico - Der Wirtschaftsverband fir die digitale Schweiz
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Die Ausdehnung des Geltungsbereiches der bestehenden gesetzlichen Grundlagen Uber den Aktiv- und
Assistenzdienst hinaus, speziell in Hinblick auf Cyberangriffe und andere hybride Bedrohungen (gemass
Art. 95 VE-MG), ist fiir uns nachvollziehbar, wie auch die Ausweitung des Requisitionsumfangs (gemass
Art. 80 Abs. 1 Buchst. b-d VE-MG). Die geplante Ausgestaltung der Umsetzung méglicher
Requisitionen sehen wir jedoch kritisch — aus unserer Sicht gilt es massgebliche Verbesserungen
zu erzielen.

Konstruktive Zusammenarbeit von Staat und Wirtschaft fiihrt zum Erfolg

Gerade in der Schweiz sorgt das gelebte Milizprinzip fir ein grundlegend positives Verstandnis und
breite Akzeptanz flir die gezielte Kooperation von Gesellschaft, Wirtschaft und Staat — speziell in
Krisenzeiten. Gezielte Kooperation zwischen Militar und Wirtschaft fiihrt zum Erfolg, nicht die
Einschrinkung oder gar der Entzug von Ressourcen der Wirtschaft durch das Militar." Einseitige,
kurzfristige Nutzungsdnderungen, -beschrdnkungen und -verbote sowie der Entzug von Ressourcen
kdnnen im Krisenfall sogar zusatzliche Flanken 6ffnen. Wir dussern deshalb folgende Empfehlungen:

1. Primiére Nutzung der Ressourcen der Armee
Es ist essenziell, dass die Armee vom Requisitionsrecht nur insofern Gebrauch macht, als dies
absolut notwendig und die Bewaltigung der Notlage nicht mit eigenen Mitteln mdglich ist. Die
Hauptverantwortung fir die Sicherung der Verteidigungsfahigkeit und eigener Lieferketten liegt
primdr bei der Armee - auch im Bereich ICT. Es ist entscheidend, dass sich die Schlagkraft der Armee
nicht primar auf die Requisition entsprechender privater Ressourcen verlasst.

2. Rechtssicherheit: Klirung von Haftungsfragen und Kooperation auf vertraglicher Basis
bereits vor einer potenziellen Krise
Es ist von grosster Bedeutung, die Starkung der Resilienz im ICT-Bereich bereits vor potenziellen
Krisen zu adressieren. Es muss Rechtssicherheit geschaffen werden, indem die Kooperation von
Staat und Wirtschaft friihzeitig, vertraglich geregelt wird, wobei insbesondere auch Haftungsfragen
geklart werden. Requisitionen dirfen nur in klar definierten (Ausnahme-) Situation und unter
Einhaltung klarer Vorgaben erfolgen.

3. Definition von Szenarien und Eskalationsstufen: ausserordentliche Lagen in Friedenszeiten
Die gegenwartige und absehbare Bedrohungslage, gerade im Cyber-Bereich, zeichnet sich durch
eine stete Latenz aus. Requisitionen sind gemadss der Vorlage bereits in einer ausserordentlichen
Lage in Friedenszeiten vorgesehen. Welche Voraussetzungen bezliglich Cyber- und hybride
Konfliktfihrung erfiillt sein bzw. welche Szenarien eintreffen miissen, um eine ausserordentliche
Lage in Friedenszeiten auszurufen, ist jedoch nicht geklart. Swico empfiehlt daher die Einfiihrung
einer belastbaren Kategorisierung mit klaren Eskalationsstufen, welche die Voraussetzung fir
allféllige Requisitionen prazisiert.

4. Transparenz und angemessene Lastenteilung unter den Wirtschaftsakteuern
ICT- und Digitalisierungskompetenzen sind in verschiedenen Sektoren und Berufsgruppen in
unterschiedlichen Auspragungen vorhanden. Von Requisitionen im ICT-Bereich sind somit

' Im Krieg in der Ukraine werden russische Cyber-Bedrohungen und Angriffe auf kritische Infrastrukturen in Zusammenarbeit mit
verbiindeten Staaten und mit Technologieunternehmen innerhalb und ausserhalb der Ukraine abgewehrt. Die Ukraine kooperiert
erfolgreich mit Unternehmen, wie beispielsweise Amazon Web Services, Google und Microsoft, um das Funktionieren kritischer
digitaler Infrastrukturen und Regierungsbehdrden wirksam zu sichern und wichtige Dienste fiir Blrgerinnen und Birger
aufrechtzuerhalten (siehe E. Schroeder; S. Dack (2023). ‘A parallel terrain: Public-private defense of the Ukrainian information
environment. Atlantic Council).
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potenziell alle Sektoren und Berufsgruppen betroffen. Bei entsprechenden Massnahmen ist daher
sicherzustellen, dass die Lasten unter den Akteuren der Wirtschaft angemessen verteilt werden.
Zwecks Transparenz und Planungssicherheit ist eine prazise Darlegung, inwiefern verschiedene
Sektoren, Branchen und Berufsgruppen aufgrund welcher Szenarien und Eskalationsstufen (siehe
3.) potenziell von Requisitionen betroffen sind, unerlasslich.

5. Beriicksichtigung der Stellungnahme von Betroffenen vor einem Entscheid
Die von der Armee beantragten Massnahmen kdnnen einen massiven Eingriff in die
Wirtschaftsfreiheit und Eigentumsrechte der betroffenen Personen und Unternehmen darstellen.
Deshalb ist es flr uns entscheidend, dass das Prinzip der Verhaltnismassigkeit jederzeit gewahrt
bleibt. Die Stellungnahme von Betroffenen einer beantragten Requisitions-Massnahme ist — speziell
in Friedenszeiten — noch vor dem Entscheid durch den Bundesrat von demselben zu
berticksichtigen.

6. Kostendeckende Entschiadigung im Requisitionsfall
Weil der Eingriff in die Wirtschaftsfreiheit im Falle einer effektiven Requisition massiv und mit einer
Enteignung durchaus vergleichbar ist, sind wir der klaren Auffassung, dass eine vollstandige,
kostendeckende Entschdadigung gewahrleistet werden muss.

Auf Basis dieser Empfehlungen sehen wir insbesondere beziiglich Art. 95 VE-MG folgenden
Anpassungsbedarf:

Art. 95 VE-MG Abs. 2 (angepasst) 3 (angepasst) g (neu)

2 Die Militarverwaltung und die Armee dirfen von den Kompetenzen gemdass Abs. 1 nur soweit
Gebrauch machen, als dies unbedingt erforderlich ist und sie die Erhaltung der Betriebskontinuitat und
Resilienz der Armee gegen Cyberbedrohungen weder mit eigenen Mitteln erfllllen noch im Rahmen
vertraglicher Regelungen mit Dritten beschaffen kdnnen. Selehe Die Anordnung von Massnahmen
gemass Abs. 1 bedarf bedirfen im Vorgang zur konkreten Anordnung der Genehmigung durch den
Bundesrat. Der Bundesrat unterbreitet die beantragten Massnahmen in Friedenszeiten den betroffenen
Personen vorgangig zur Stellungnahme und bertiicksichtigt diese im Bewilligungsentscheid.

3 Der Bund leistet fur die Einschrankung oder das Verbot der Nutzung sowie die Requisition des
Requisitionsgutes-angemessene volle Entschadigung.

6(nev) Der Bund erstellt und veroffentlicht eine Kategorisierung von Cyberbedrohungsszenarien, die eine
Requisition- oder Einschrankungsmassnahme in Friedenszeiten begriinden.

Wir bedanken uns flr die Beriicksichtigung unserer Anliegen und stehen fiir Rickfragen gerne zu
Verfligung.

Freundliche Grisse

-
==

Adrian Mller Simon Ruesch

Prasident Head Legal & Public Affairs

Mitglied der Geschaftsleitung
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Vernehmlassungsverfahren Revision Militirgesetz / Stellungnahme Swisscom

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin,
sehr geehrter Herr Dr. Wipfii,
sehr geehrte Damen und Herren

Unter Bezugnahme auf das am 22. November 2023 eroffnete Vernehmlassungsverfahren im Zusammenhang
mit der Revision der Militdrgesetzgebung?® nimmt Swisscom hiermit die eingeraumte Moglichkeit gerne wahr,
sich im Rahmen der nachfolgenden Stellungnahme fristgemass wie folgt einzubringen.

1 Ausgangslage und Uberblick

Historisch bedingt bestanden zwischen Swisscom (bzw. deren Rechtsvorgéngerinnen) und dem Bund im Be-
reich Militar/Armee seit jeher vielfaltige Geschaftsbeziehungen sowie Kooperations- und Zusammenarbeits-
formen. Aktuell erbringen verschiedene Gruppengesellschaften des Swisscom-Konzerns eine vielfdltige und
breite Palette von Informations- und Kommunikationsdienstleistungen zu Gunsten der Schweizer Armee und
des Sicherheitsverbundes Schweiz (SVS), insbesondere im Zusammenhang mit der Aufrechterhaltung, dem
Betrieb und dem Schutz militérrelevanter IKT-Infrastrukturen in allen Lagen. Dieser partnerschaftliche Zu-
sammenarbeitsansatz auf Basis privatrechtlicher Grundlagen hat sich aus Sicht von Swisscom etabliert und
bestens bewahrt.

Da der Schutz der Schweiz vor Cyberbedrohungen eine gemeinschaftliche Aufgabe von Gesellschaft, Wirt-
schaft und Staat darstellt, findet zudem zwischen Swisscom als Betreiberin einer kritischen (Telekommunika-
tions)Infrastruktur und dem Bund bzw. der Schweizer Armee basierend auf der Informationssicherheitsge-
setzgebung des Bundes? sowie auf vertraglicher Umsetzungsbasis zwecks Starkung der Widerstandsfahigkeit
und Resilienz im Bereich Cyberbedrohungen laufend ein Informations- bzw. Erfahrungsaustausch statt. In
diesem Rahmen werden dabei Erfahrungen, Fachwissen und neueste Erkenntnisse im Bereich Cyber-Defence

1vgl. BBI 2023, S. 2675. Bundesgesetz vom 3. Februar 1995 iiber die Armee und die Militarverwaltung (Militdrgesetz [MG]), SR 510.10.

2 Art. 74 Abs. 4 ISG (Bundesgesetz Uber die Informationssicherheit beim Bund [Informationssicherheitsgesetz, 1G], SR 128, vom 18. Dezember
2020): «Er [der Bund] sorgt dafiir, dass die Betreiberinnen von kritischen Infrastrukiuren mit den zustindigen Stellen des Bundes sowie gegenseitig
Informationen sicher austauschen kdnnen».

Swisscom AG Standortadresse:
Hauptsitz Alte Tiefenaustrasse 6
3050 Bern 3048 Worblaufen
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ausgetauscht, um Bedrohungen frithzeitig zu erkennen und gestiitzt auf die aktualisierten Lagebilder die n6-
tigen Sicherheitsvorkehrungen treffen zu kénnen und damit den Schutz sowie die Resilienz gegenliber Cyber-
risiken zu stirken.

Die vorliegende Stellungnahme von Swisscom zum Vernehmiassungsentwurf eines revidierten Militargeset-
zes (nachfolgend «VE-MG») fokussiert sich auf Regelungsinstrumente und Interventionsmaglichkeiten der Ar-
mee bzw. der Militarverwaltung, welche unter gewissen Voraussetzungen und in ausgewahlten Lagekonstel-
lationen unter anderem gegeniiber Swisscom einseitig-hoheitlich angeordnet werden kénnen und insofern
von der ordentlichen, vertragsbasierten Zusammenarbeit wesentlich abweichen.

Nach einigen grundlegenden Uberlegungen zur Positionierung von Swisscom (vgl. Ziff. 2 nachfolgend) sieht
sich Swisscom vor diesem Hintergrund insbesondere legitimiert, sich zu den vorgeschlagenen Anderungen
der Requisitionsnorm (vg|. nachfolgend Ziff. 3), zur Anordnung des militdrischen Betriebes (vgl. nachfolgend
Ziff. 4) sowie insbesondere zur neu vorgeschlagenen Norm zur Thematik Betriebskontinuitit und Resilienz
(vgl. nachfolgend Ziff. 5) vernehmen zu lassen, bevor abschliessend die wesentlichsten Standpunkte von
Swisscom zusammenfassend festgehalten und mit Schlussbemerkungen erganzt werden (vgl. nachfolgend

Ziff. 6).

2 Allgemeine Bemerkungen sowie Grundhaltung Swisscom zur Vernehmlassungsvorlage

2.1, Anerkannter gesetzgeberischer Handlungsbedarf aufgrund Cyberbedrohungslage

Die geopolitischen Spannungsfelder sowie die mit der Digitalisierung einhergehenden technologischen Ent-
wicklungen bringen unbestrittenermassen neue Herausforderungen hinsichtlich des Cyber- und elektromag-
netischen Raumes (CER) sowie im Bereich des Betriebs von militdrischen Kommunikations- und Informations-
technologie in allen Lagen mit sich. Insbesondere auch zufolge der verstarkt festzustellenden Ausrichtungauf
verschiedene Auspragungen «hybrider» Konfliktfiihrung, bei welcher im Vorgang oder parallel zu bewaffne-
ten Konflikten auch Angriffe im Cyberraum erfolgen, erscheint zufolge der geéinderten (Cyber)Bedrohungs-
lage ein Handlungsbedarf bereits aus Ubergeordneten sicherheitspolitischen Uberlegungen ausgewiesen.

In diesem Sinne unterstiitzt und anerkennt auch Swisscom dem Grundsatz nach einer zeitgemassen Anpas-
sung bzw. Weiterentwicklung der rechtlichen Grundlagen zur Abwehr von Cyberbedrohungen, der Sicherstel-
lung der Betriebskontinuitdt und Resilienz der militarischen und militarisch genutzten zivilen IKT-Infrastruk-
turen und somit die Stossrichtung des vorliegenden Vernehmlassungsentwurfs, Damit kann angemessen auf
die gednderte sicherheitspolitische Bedrohungslage reagiert werden und den aktuellen sowie absehbaren
weiteren Entwicklungen im Cyberbereich durch Schaffung der entsprechenden Rechtsgrundlagen antizipie-
rend Rechnung getragen werden. Damit wird einerseits sichergestellt, dass die Armee weiterhin voll hand-
lungs- und fiihrungsfahig bleibt sowie liber die zum Schutz vor Cyberbedrohungen und dem Betrieb der IKT-
Infrastrukturen notwendigen Fahigkeiten bzw. Instrumente verflgt. Andererseits kann damit gleichzeitig bei-
getragen werden, dass die Widerstandsfahigkeit und Resilienz der Schweiz gegenlber Cyberrisiken insgesamt
weiter verbessert wird.

2.2. Verfassungsrechtliche Vorgaben und Rahmenbedingungen

Aus verfassungsrechtlicher Perspektive gilt es zu beachten, dass der substanziell ausgedehnte Anwendungs-
bereich zur Requisition, die angepasste Bestimmung im Zusammenhang mit dem militarischen Betrieb sowie
insbesondere auch die mit Art. 95 VE-MG («Betriebskontinuitdt und Resilienz») neu vorgeschlagenen Ein-
griffskompetenzen bzw. Interventionsinstrumente zur Abwehr bzw. dem Schutz vor Cyberbedrohungen weit-
reichende und einschneidende Folgen fiir die davon betroffenen Privatrechtssubjekte zeitigen. Werden in An-
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wendung der erwahnten Rechtsgrundlagen einseitig-hoheitlich Anordnungen getroffen, diirfte damit regel-
massig gleichzeitig ein schwerer Eingriff in grundrechtlich geschiitzte Positionen (Eigentumsgarantie, Wirt-
schaftsfreiheit) der betroffenen Verfigungsadressaten erfolgen.

Gerade auch vor dem Hintergrund, dass die Anwendungsvoraussetzungen gelockert, die Aufgreifkriterien im
Vergleich zu den bestehenden Regelungen herabgesetzt sind und die Handlungsspielraume der Militérbehdr-
den zwecks Sicherstellung der Cybersicherheit und des Betriebs erweitert sowie gleichzeitig unabhangig eines
Militareinsatzes auf der Zeitachse vorverlegt werden, ist den verfassungsrechtlichen Vorgaben an Grund-
rechtseingriffe’ besondere Beachtung zu schenken®.

Zufolge der weitreichenden Grundrechtseingriffe sind sodann zur Sicherstellung eines angemessenen Inte-
ressenausgleichs, insbesondere auch ausreichende verfahrensrechtliche Korrektive angezeigt. Vor diesem
Hintergrund erachtet es Swisscom, insbesondere als erfreulich und begriissenswert, dass neu gemass Art.80a
sowie Art. 95 Abs. 4 VE-MG die Maglichkeit einer gerichtlichen Uberpriifung besteht und damit die Rechts-
weggarantieS sichergestellt wird. Die Justiziabilitdt kann ohne Weiteres bejaht werden und einer allfalligen
zeitlichen Dringlichkeit kann mit verfahrensrechtlichen Instrumenten (Entzug der aufschiebenden Wirkung
einer allfdlligen Beschwerde) angemessen Rechnung getragen werden.

2.3, Spezielle Herausforderungen fiir Betreiberinnen kritischer Infrastrukturen

Bei der Anwendung der Instrumente der Requisition, des militarischen Betriebes sowie Art. 95 VE-MG ist so-
dann dem Umstand speziell Rechnung zu tragen, dass einzelne potenzielle Verfligungsadressaten — wie bei-
spielsweise Swisscom® — Betreiberinnen einer kritischen Infrastruktur sind und der Bund gestitzt auf die In-
formationssicherheitsgesetzgebung verpflichtet ist, die Betreiberinnen von kritischen Infrastrukturen zu un-
terstiitzen, um zu gewahrleisten, dass Netz- und Systemunterbrechungen sowie Missbrauche selten von kur-
zer Dauer und beherrschbar sind und das Schadensausmass gering ist”.

Es durfte jedenfalls unbestritten sein, dass gerade die landesweit verfiigbare (festnetz- und mobilfunkba-
sierte) Telekommunikationsinfrastruktur von Swisscom einen wesentlichen Beitrag zur Sicherheit und Vertei-
digung des Landes in allen Lagen erbringt und ein Eingriff bzw. eine Beschrankung der Funktionalitdten ge-
stutzt auf die erwahnten militargesetzlichen Rechtsgrundlagen nicht nur unmittelbare Auswirkungen auf die
schweizerische Gesellschaft und Wirtschaft, sondern letztendlich auch auf den Bund (inkl. Bundesverwaltung
/ VBS) hat.

Dass neben klassischen militarischen Mitteln eine umfangreiche Palette an Instrumenten der hybriden Kon-
fliktfihrung eingesetzt wird und Cyberangriffe auf kritische Infrastrukturen zwecks Destabilisierung eines
feindlichen Staates, insbesondere im Vorfeld von kriegerischen Handlungen bzw. bewaffneten Konflikten.
keine Seltenheit, sondern heutzutage vielmehr an der Tagesordnung sind, hat gerade der bewaffnete Konflikt
in der Ukraine anschaulich gezeigt. Deshalb ist es zentral, dass die Betreiber kritischer Infrastrukturen ihre
Cyber-Defence Ressourcen und das entsprechende Spezialwissen zum Schutz der eigenen Infrastruktur und

? Gemass Art. 36 Abs. 1 sowie Art. 5 BV (Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vorn 18. April 1999 [BV], SR 101) bediirfen
Einschrdnkungen von Grundrechten einer geniigenden gesetzlichen Grundlage, wobei schwerwiegende Einschrinkungen im Cesetz selbst vor-
gesehen und hinreichend klar sowie bestimmt ausformuliert sein missen (Legalitatsprinzip). Grundrechtseinschriankungen sind sodann nur bei
Vorliegen eines ausgewiesenen offentlichen Interesses zulassig (Art. 36 Abs. 2 BV) und missen gleichzeitige verhaltnismassig sein (Art. 36 Abs. 3
Bv).

4 Vgl. dazu auch Erlauternder Bericht VBS zur Erffnung des Vernehmlassungsverfahrens i.5. Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung iiber
die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation (nachfolgend «Erlduternder Bericht»). 5 55.

* Art. 29a Abs. 1 Satz 1 BV («Jede Person hat bei Rechtsstreitigkeiten Anspruch auf Beurteilung durch eine richterliche Behdrde»)

6 vgl. Art. 5 lit.c ISG.

7 Art. 74 Abs. 1 ISG.
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damit auch zur Sicherheit der Schweiz verfugbar haben. Vor diesem Hintergrund ist beispielsweise die Requi-
sition von Arbeits- und Dienstleistungen (z.B. von Fachkraften/Leistungen im Bereich Cyber-Defence, vgl. Art.
80 Abs. 1 lit. d VE-MG), welche gestiitzt auf Art. 95 Abs. 1 lit. b VE-MG im Zusammenhang mit der neuen
Bestimmung zur Betriebskontinuitat und Resilienz (Schutz der Lieferketten der Armee und der militarischen
Kommunikations- und Informationstechnologie vor Cyberbedrohungen) in samtlichen Lagen angeordnet
werden kann, aus Sicht von Swisscom in ihrer Funktion als Betreiberin einer kritischen Infrastruktur proble-
matisch und in dieser weitgehenden Form abzulehnen®. Durch entsprechende militarrechtliche Anordnungen
bzw. Eingriffe ware mithin wohl regelmassig der «Normalbetrieb» von Swisscom nicht mehr sicherzustellen
bzw. zumindest ernsthaft in Frage gestellt.

3 Nutzungsbeschrédnkung und -verbot, Requisition und Unbrauchbarmachung (Art. 80 sowie Art. 80a
VE-MG)

Erfreulich und insbesondere aus Uberlegungen der Verhaltnismassigkeit begriissenswert ist aus Sicht von
Swisscom vorab, dass mit den vorgeschlagenen Anderungen der «Requisitionsnorm» von Art. 80 VE-MG neu
auch mildere Formen bzw. Mittel als die Requisition vorgesehen sind (Nutzungseinschrankungen bzw. -ver-
bote anstelle der Requisition). Sodann nimmt Swisscom — wie bereits allgemein erwdhnt® — auch in zustim-
mendem Sinne zur Kenntnis, dass basierend auf dem Vorschlag gemass Art. 80a VE-MG neu Rechtsmittel-
moglichkeiten gegen Anordnungen gestitzt auf Art. 80 VE-MG bestehen, was sowohl aus rechtsstaatlicher
als auch aus verfassungsrechtlicher Sicht geboten ist und eine wesentliche Verbesserung zur aktuellen
Rechtslage (lediglich beschréankter Sekundarrechtsschutz gem. Art. 80 Abs. 4 MG) darstellt.

Gewisse Vorbehalte anzubringen sind demgegeniiber im Zusammenhang mit der vorgesehenen Ausweitung
der Requisitionsgiiter bzw. Erweiterung des Requisitionsumfanges, womit der Anwendungsbereich im Ver-
gleich zur aktuellen Requisitionsnorm (Art. 80 MG) substanziell ausgedehnt wird. Neben den bereits bisher
von der Requisitionsnorm erfassten unbeweglichen und bewegliche Sachen sollen neu auch beherrschbare
Naturkrafte (zum Beispiel Strom, Daten und Funkfrequenzen), Immaterialgiiter sowie Arbeits- und Dienstleis-
tungen requiriert werden kdnnen (Art. 80 Abs. 1 lit. a —d VE-MG).

Dadurch werden den zustandigen Behdrden zwar weitere Handlungsinstrumentarien zur Verfligung gestelit
und ist die Anordnung von zielgerichteten, auf das absolut Notwendige beschrankte Massnahmen am Ehes-
ten sichergestellt, was aus Verhaltnismassigkeitsiiberlegungen begriissenswert erscheint. Gleichzeitig ist
aber auch festzuhalten, dass der massgeblich erweiterte Anwendungsbereich im Allgemeinen sowie die Re-
quisition von «Arbeits- und Dienstleistungen» gemass dem Art. 80 Abs. 1 lit. d VE-MG gerade fiir Betreiber
von kritischen Infrastrukturen im Lichte der Ausfiihrungen gemass Ziff. 2.3 der vorliegenden Vernehmlas-
sungseingabe als problematisch betrachtet werden muss. Wesentlich akzentuiert wird die Problematik so-
dann im Kontext von Art, 95 VE-MG, welcher gemass dessen Abs. 1 lit. a die Beschlagnahmung von Requisiti-
onsgltern sogar in allen Lagen vorsieht™®,

Was den neu vorgeschlagenen Requisitionsgegenstand der «Daten» anbelangt, stellt sich nach der Wahrneh-
mung von Swisscom mit Blick auf das Legalitatsprinzip und die denkbaren schweren Eingriffe in Grundrechts-
positionen sodann die Frage, ob der unbestimmte Datenbegriff auf formal-gesetzlicher Stufe hinreichend be-
stimmt ist. Soweit es sich bei den von einer Requisition betroffenen Datensatzen um Personendaten handeln
sollte oder das Fernmeldegeheimnis sowie Aspekte des Geheimnisschutzes erfasst sein sollten, ist jedenfalls

#Vgl. dazu im Einzelnen hinten Ziff. 5
?Vgl. oben Ziff. 2.2.
'0Vgl. dazu im Einzelnen hinten Ziff. 5.
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davon auszugehen, dass die anordnenden Behorden diesen Gesichtspunkten unter Beriicksichtigung der ent-
sprechenden rechtlichen Grundlagen in der gebotenen Art und Weise Rechnung tragen?’.

4 Militdrischer Betrieb (Art. 81 VE-MG)

Swisscom begrisst die klarstellenden Ausfihrungen im Erlduternden Bericht, wonach sich die Anordnung des
militarischen Betriebes nicht zwingend auf ein ganzes Unternehmen beziehen muss, sondern unter dem Be-
griff Betrieb «... eine ortliche, technische und organisatorische Einheit zum Zwecke der Erstellung von Giitern und
Dienstleistungen, charakterisiert durch einen raumlichen Zusammenhang und eine Organisation, die auf die Re-
gelung des Zusammenwirkens von Menschen untereinander, Menschen und Sachen sowie von Sachen und Sa-
chen im Hinblick auf gesetzte Ziele gerichtet ist» zu verstehen ist'2. Unter Verhdltnismassigkeitsaspekten sowie
der daraus abgeleiteten Vorgabe, dass sich Grundrechtseingriffe auf das absolut Notwendige zu beschranken
sind, kann der Umfang des angeordneten militdrischen Betriebs nach dem Verstandnis von Swisscom sogar
noch flexibler verstanden werden und konnen im Einzelfall neben Betrieben bzw. Betriebsstatten auch ledig-
lich Betriebsteile oder eine abgrenzbare unternehmensinterne Organisationseinheiten als Anordnungsge-
genstand von Art. 81 E-MG in Frage kommen.

5 Betriebskontinuitdt und Resilienz (neuer Art. 95 VE-MG

5.1. Grundsatzliche Bemerkungen zum gesetzgeberischen Handlungsbedarf, der aktuellen Lagebeurtei-
lung sowie der vorgeschlagenen Regelung

Aus sicherheitspolitischer Perspektive® bedarf es fir den ganzheitlichen Schutz von Land und Bevolkerung
unbestrittenermassen einer Verstarkung des Schutzes vor den vielfaltigen Bedrohungen im Cyber- und elekt-
romagnetischen Raum (CER), damit die militarischen Handlungsfahigkeit sichergestellt und die Armee und
Militérverwaltung ihre verfassungsmassigen Auftrage auch im Lichte der neuen (Cyber)Bedrohungslage und
den dabei festzustellenden neuen Konfliktformen hybrider Kriegsfiihrung weiterhin erfiillen kénnen.

In diesem Zusammenhang ist es naheliegenderweise zentral, dass die Armee ihre militdrischen Informations-
und Kommunikationssysteme im Sinne eines «Business Continuity Managements» (BCM) selbstandig auf-
rechterhalten kann. Die Sicherstellung der Betriebskontinuitdt und die Starkung der Widerstandfahig-
keit/Resilienz der IKT-Gesamtsysteme der Armee in allen Lagen bedarf dabei mit Blick auf die Vernetzung so-
wie technologischen Abhdngigkeiten, insbesondere auch eines engen Einbezuges der entsprechenden Liefer-
ketten.

Die entsprechende Lagebeurteilung und der grundsatzlich ausgewiesene Handlungsbedarf auf Rechtset-
zungsebene im Sinne einer zeitgemadssen Anpassung der Rechtsgrundlagen werden aus Sicht von Swisscom
anerkannt. Die in Umsetzung des anerkannten Regelungsbedarfs vorgeschlagene neue Bestimmung von Art.
95 VE-MG ist jedoch aus der Perspektive von Swisscom in mehrfacher Hinsicht einer ausgewogeneren Losung
zuzufiihren und insofern optimierungsbediirftig. Vor diesem Hintergrund erlaubt sich Swisscom nachfol-
gend, ausgewihite Elemente des unterbreiteten Vernehmlassungsvorschlages naher zu beleuchten (vgl. so-
gleich Ziff. 5.2 — 5.6) und als Ergebnis davon im Sinne eines konstruktiven Beitrages konkrete Optimierungs-
vorschlage einzubringen (vgl. abschliessend Ziff. 5.7).

11vgl. dazu insbesondere Art. 100 Abs. 3 lit. a und b MG; Art. 43 FMG sowie Art. 34 DSG (Bundesgesetz iiber den Datenschutz [Datenschutzge-
setz, DSGJ, SR 235.1, vom 25, September 2020).

12 Erlauternder Bericht, S.43.

13 Sjehe dazu ua. sicherheitspolitischer Bericht des Bundesrates vom 24. Novemnber 2021 (BBl 2021 2895), Ziff. 4.2.5: «Verstdrkung des Schutzes
vor Cyberbedrohungen: Cyber-Bedrohungen werden sich mit dem Fortschritt der Digitalisierung und kinstlichen Intelligenz rasant weiterentwickeln.
Wegen der anhaltenden Bedrohung und der technologischen Entwickiungen muss den Abhdngigkeiten und Verletzlichkeiten im Cyberbereich und
der Sicherheit von Lieferketten besondere Beachtung geschenkt werden».
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5.2.  Regelungsinhalt sowie Anwendungsbereich (Art. 95 Abs. 1 VE-MG)

Was die massgeblichen Tatbestandselemente bzw. Aufgreifkriterien des Vernehmlassungsvorschlages zu ei-
nem neuen Art, 95 VE-MG anbelangt, ist zu konstatieren, dass diese sehr offen und unbestimmt (und damit
stark auslegungsbed(irftig) sind. Es geht um (praventive) Cybergefahrenabwehr sowie um Aspekte der Be-
triebskontinuitdt sowie Resilienzmassnahmen militarischer IKT-Technologien bzw. -Systemen. Der insofern
dusserst weite Anwendungsbereich der Norm wird durch keine weiteren Vorgaben bzw. korrektive/ein-
schrankende Voraussetzungen eingeschrankt. Der erlauternde Bericht fiihrt dazu lediglich aus, die Be-
triebskontinuitat und die Resilienz von «wichtigen Systemen der Armee» soll in allen Lagen gewahrleistet wer-
den?s, was aber so im vorgeschlagenen Gesetzestext keine Beriicksichtigung findet.

Der Anwendungsbereich ist mithin weitgehend konturenlos, was in Anbetracht der weitgehenden Eingriffs-
moglichkeiten bereits mit Blick auf das Legalitatsprinzip sowie das daraus abgeleitete Gebot der hinreichen-
den Bestimmtheit problematisch erscheint. Es handelt sich somit weitgehend um eine Blanketterméchtigung
der Militarverwaltung und der Armee, welche lediglich allgemein und thematisch auf den Bereich Be-
triebskontinuitat und Resilienz eingeschrankt ist. Auf Grund der Tatsache, dass es sich bei Art. 95 VE-MG um
eine sog. «kann»-Bestimmung handelt, besteht zudem zusatzlich ein weitgehender behordlicher Ermessens-
bzw. Handlungsspielraum. Hinzu kommt abschliessend, dass der Anwendungsbereich entgegen den Rege-
lungsansatzen zur Requisition sowie dem militdrischen Betrieb auch nicht auf gewisse besondere Lagen (ins-
besondere den Aktivdienst) beschrankt ist, sondern bewusst gerade in allen Lagen und damit insbesondere
auch in Friedenszeiten zur Anwendung gelangen soll.

5.3, Interventionsméglichkeiten und Massnahmen der Militarverwaltung und der Armee
(Art. 95 Abs. 1 lit. a und lit. b VE-MG)

Zwecks Erhaltung der Betriebskontinuitat sowie der Sicherstellung der Resilienz ihrer IKT-Systeme hat die Mi-
litdrverwaltung und die Armee gemass Art. 95 Abs. 1 VE-MG die Moglichkeit, entweder die Nutzung von Re-
quisitionsgutern einzuschrénken oder zu verbieten (lit. a) oder die Beschlagnahmung von Requisitionsgiitern
anzuordnen (lit. b). Es erfolgt mithin im Ergebnis ein Verweis auf Art. 80 VE-MG, weshalb vorab auf die dorti-
gen Ausflihrungen von Swisscom verwiesen werden kann?€, wobei sich die dort angefiihrten Uberlegungen
und Vorbehalte im vorliegend relevanten Kontext der Betriebskontinuitat sowie der Resilienz wie erwahnt,
insofern massgeblich akzentuieren, da Art. 95 VE-MG wesentliche tiefere Interventionshiirden vorsieht und
Massnahmen grundsatzlich jederzeit, d.h. auch in «<normalen» Lagen bzw. Friedenszeiten angeordnet werden
konnen,

Letztendlich bleibt anzumerken, dass im Lichte dieser Anmerkungen und Vorbehalte zumindest die explizit
vorgesehene Ausnahme der Funkfrequenzen vom Anwendungsbereich von Art. 95 VE-MG konsequent sowie
folgerichtig ist und von Swisscom begriisst wird. Dies gilt im Speziellen fur die gemass Art. 22a FMG zugeteil-
ten (Mobil)Funkfrequenzen, denn requisitorische Beschrankungen der entsprechenden Frequenzspektren
wdren konzessionsrechtlich als Eingriffe in wohlerworbene Rechte zu qualifizieren und missten auch bei de-
ren Rechtmassigkeit gestitzt auf Art. 26 Abs. 2 BV i.V.m. Art. 24e Abs. 2 FMG Y7 regelmassig (voll)entschadigt
werden.

14 Art. 95 Abs. 1 VE-MG: «.. Schutz der Lieferketten der Armee und der militdrischen Informations- und Kommunikationstechnologie sowie zur Erhal-
tung der Betriebskontinuitat und der Resilienz gegeniiber Bedrohungen, insk dere im Cyberbereich, ..»

'3 Erlduternder Bericht, 5. 3.

16 vgl. oben Ziff. 3.

Y «Die Konzessiondrin wird angemessen entschddigt, wenn die (ibertragenen Rechte widerrufen oder wesentlich geschmilert werden ».
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5.4. Genehmigung des Bundesrates (Art. 95 Abs. 2 VE-MG)

Auf Grund der sicherheitspolitischen Tragweite sowie des bei einer Anwendung von Art. 95 VE-MG regelmas-
sig einhergehenden substanziellen Eingriffs in grundrechtlich geschiitzte Positionen von Unternehmen er-
scheint es in der Tat angezeigt und begriissenswert, eine Genehmigung des Bundesrates vorzusehen. Zumin-
dest in dieser Hinsicht erfolgt mithin mit dem vorgesehenen Art. 95 Abs. 2 VE-MG ein gewisser Ausgleich zum
Anwendungsbereich gemass Art. 95 Abs. 1 VE-MG und den damit resultierenden weitreichenden behérdli-
chen Interventionskompetenzen. Klarstellend ist in diesem Zusammenhang aber festzuhalten, dass die ent-
sprechende Genehmigung des Bundesrates im Einzelfall zu erteilen und diese im vorab zur entsprechend au-
thoritativ-hoheitlichen Anordnung durch die verfigende Behorde vorliegen muss.

5.5. Grundsatz der Eigenverantwortung sowie Vorrang privatrechtlicher Regelungen

Im erlauternden Bericht wird zwar richtiger- und begriissenswerterweise festgehalten, dass die Anordnung
von Massnahmen gegentiber Dritten im Zusammenhang mit der Sicherstellung der Betriebskontinuitat sowie
der Erhohung der Resilienz lediglich als «ultima ratio» vorgesehen sei'®. Dieses Versténdnis wird aber durch
den aktuellen Vernehmlassungsvorschlag eines neuen Art. 95 VE-MG auf Gesetzesstufe nicht bzw. zumindest
nicht in genligender Klarheit abgebildet. Aus Griinden der Rechtssicherheit wiinschbar wére in diesem Zu-
sammenhang insbesondere, dass die Vorgabe gemass Art. 80 Abs. 2 MG bzw. Art. 80 Abs. 4 VE-MG, wonach
von den Requisitionsmaglichkeiten «nur soweit Gebrauch [gemacht werden darf], als es ihre [Militarbehorden]
Auftrage unbedingt erfordern und sie diese nicht mit eigenen Mitteln erfiillen kénnen», explizit auch in Art. 95
VE-MG verankert wird (und nicht erst eine analoge Anwendung gestiitzt auf die Verweisung auf Art. 80 VE-
MG erfolgt).

Aus einem Subsidiaritatsverstandnis im weiten Sinne muss zudem gleichzeitig auch ein Vorrang vertraglicher
Regelungen abgeleitet werden, was vorzugsweise ebenfalls entsprechend kodifiziert werden sollte. Im Sinne
des Primates einer vertraglichen Zusammenarbeit auf partnerschaftlicher Ebene (Public private partnership)
sollte mithin beispielsweise die Requisition von Ressourcen und Arbeits-/Dienstleistungen (z.B. Cybersecurity-
Fachpersonal) basierend auf einer einseitig-hoheitlicher Verfligung gestitzt auf Art. 95 VE-MG nur méglich
sein, wenn die entprechenden Leistungen nicht auf vertraglicher Basis beschafft werden konnen oder nicht
schon vertraglich vereinbart sind.

Im Zusammenhang mit dem Vernehmlassungsvorschlag sowie der Begrindung und Legitimation fiir die vor-
geschlagene Regelung gemass Art. 95 VE-MG ist sodann auch der Grundsatz der Eigenverantwortung zu be-
rucksichtigen bzw. hervorzuheben. So halt beispielsweise die Gesamtkonzeption Cyber folgendes fest:

«Die technische Basis fiir den eigenen Wissens- und Entscheidvorsprung ist eine moderne, sichere und ro-
buste IKT. Sie schafft iiberdies die Voraussetzungen fir den digitalisierten Fiihrungsverbund der Armee. Diese
wichtige Grundlage der Fiihrungsfahigkeit muss die Armee permanent schiitzen. Damit folgt sie auch einer
wichtigen Forderung der NCS und des sicherheitspolitischen Berichts 2021, namlich dass alle Akteure fiir
ihren eigenen Schutz die Verantwortung tragen und folglich in der Lage sein miissen, sich méglichst selbst-
stindig vor Risiken und gegen Bedrohungen im Cyberraum zu schiitzen. Um einen Gegner im CER bekdmp-
fen und Nachrichten beschaffen zu kénnen, muss die Armee militdrische Handlungen selbststindig planen
und durchfiihren kénnen ..».*¢

Mithin obliegt es priméar den zustandigen (Militar)Behdrden, durch vorausschauendes Handeln und friihzei-
tige Antizipation der technologischen Entwicklungen sowie der (Cyber)Bedrohungslage die notwendigen
Massnahmen zur Sicherstellung der Betriebskontinuitat, der Gewahrleistung der Resilienz der militarischen

18 Erlduternder Bericht, 5.8.
19 Gesamtkonzeption Cyber, Konzeption der Weiterentwicklung der Fahigkeiten der Schweizer Armee im Cyber- und elektromagnetischen Raum
bis Mitte der 2030er-Jahre, Marz 2022, Ziff. S Fahigkeiten, S. 76 [Hervorhebungen durch Swisscom).
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Informations- und Technologiesysteme vor (Cyber)Bedrohungen sowie zur Schliessung allfallig erkannter Fa-
higkeitsliicken in die Wege zu leiten. Dafiir kann selbstverstandlich auf vertraglicher Basis auf Ressourcen und
Know-How von Dritten (z.B. Cyber-Defence- Spezialisten und Fachkrifte von Betreiberinnen kritischer Infra-
strukturen) zuriickgegriffen werden. Hingegen darf die vorgeschlagene Regelung von Art. 95 VE-MG nicht im
Sinne einer Relativierung der CER-Eigenschutzanforderungen an Militér und Armee verstanden werden, weil
nun im Bedarfs- bzw. Notfall eine Rechtsgrundlage fiir einseitig-hoheitliche Eingriffe in verfassungsrechtlich
geschiitzte Grundrechtspositionen von Unternehmen zur Verfligung steht.

5.6. Entschadigungsthematik (Art. 95 Abs. 3 VE-MG)

Gemass dem Vernehmlassungsvorschlag leistet der Bund fiir die Einschrankung oder das Verbot der Nutzung
sowie die Requisition des Requisitionsgutes «angemessene Entschdadigung» (Art. 95 Abs. 3 VE-MG)?.

Das entsprechende Entschadigungskriterium wird auch in anderen Rechtsgebieten als massgeblicher Abgel-
tungsansatz verwendet. Im Bereich des Uberwachungsrechts des Bundes schreibt beispielsweise Art. 38 Abs.
2 BUPF? vor, dass die mitwirkungspflichtigen Fernmeldedienstanbieterinnen Anspruch haben auf eine «..
angemessene Entschidigung fr die Kosten, die ihnen durch die Durchfiihrung der Uberwachungen und die Er-
teilung der Ausklinfte entstehen». Das Bundesgericht hat dazu in Auslegung der erwdhnten Bestimmung fest-
gehalten, dass «.. angenommen werden [miisse), dass unter dem Ausdruck «angemessene Entschadigung»
nicht zwingend eine kostendeckende Entschddigung zu verstehen ist»??. Gemass dem Willen des Gesetzgebers
kénne mithin vorkommen, dass flr die Kosten der einzelnen Uberwachungen eine «angemessene Pauschal-
entschadigung» beispielsweise 80% der effektiven, entschadigungsfahigen Kosten der Anbieterinnen ent-
sprechen kénne und die Entschadigung mithin nicht sdmtliche effektiven Kosten decke??. Diese Rechtspre-
chung und die den anwendenden Behorden auf Grund des Kriteriums der Angemessenheit liberlassenen wei-
ten Ermessens- und Beurteilungsspielrdume haben in der Praxis letztendlich dazu gefiihrt, dass die betroffe-
nen Mitwirkungspflichten der Telekommunikationsbranche nicht samtliche Aufwendungen abgegolten wer-
den, sondern regelmdssig eine substanzielle Kostenunterdeckung resultiert.

Vor diesem Hintergrund ist die gemadss Art. 95 Abs. 3 VE-MG vorgesehene Angemessenheit der Entschadi-
gungsregelung abzulehnen, da damit aus einer libergeordneten Betrachtungsweise kein sachgerechter Inte-
ressenausgleich gewahrleistet ist und abgesehen davon auch falsche Anreize geschaffen werden. Abzugelten
ist vielmehr der den belasteten Verfligungsadressatinnen entstandene Schaden (im Sinne der Differenztheo-
rie), weshalb anstelle der angemessenen Entschadigung eine «volle Entschddigung» vorzusehen ist. Dieses
Vorgehen ist einerseits verfassungsrechtlich?* geboten, da Requisitionseingriffe regelmassig zu einer enteig-
nungsahnlichen Eigentumseinschrankung fiihren und eine Sonderopferentschddigung angezeigt erscheint.
Andererseits ist damit im Ergebnis auch der Gleichlauf bzw. die Koharenz mit den Entschadigungsbestim-
mungen gemass den fernmelderechtlichen Regulierungsvorgaben im Zusammenhang mit der Sicherheits-
kommunikation bei wichtigen Landesinteressen erreicht?s.,

20 Auch Art. 80 Abs. 5 VE-MG sowie Art. 81 Abs. S MG verwenden dieselbe Terminologie als massgebliches Entschidigungsniveau bzw. relevantes
Abgeltungskonzept.

21 Bundesgesetz betreffend die Uberwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs (BUPF) vom 18, Mérz 2016, SR 780.1.

22 Urteil BGer 2C.650/2020 vom 27. Juli 2021, Erw. 5.2.

3 Botschaft des Bundesrates vom 27. Februar 2012 zur Totalrevision des BUPF (BBl 2013 2759).

* Art. 26 Abs. 2 BV: «Enteignungen und Eigentumsbeschrinkungen, die einer Enteignung gleichkommen, werden voll entschddigt» (Hervorhebung
durch Swisscom).

% Vgl. Art. 47 FMG iV.m. Art. 93 FDV sowie im vorliegenden Kontext insbesondere Art. 93 Abs. 1 FDV: «Die Entschddigung von Anbieterinnen von.
Fernmeldediensten fiir ihre Leistungen wird mit den Organen nach Artikel 47 Absatz 1 FMG vertraglich geregelt. Dabei sind grundsdtzlich die markt-
iblichen Preise der nachgefragten Leistungen zu beriicksichtigen».
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5.7. Konkrete Anderungsantrage Swisscom zu Art. 95 VE-MG

Soweit der vorgeschlagene Art. 95 VE-MG nicht ohnehin einer grundlegenden Neuausrichtung bedarf, sind
aus Sicht von Swisscom im Lichte der vorliegenden Ausfiihrungen gemiss Ziff. 5.4 — 5.6. insbesondere fol-
gende Anderungsvorschlige (vgl. farbliche Hervorhebungen) angezeigt:

Art. 95 VE-MG: Betriecbskontinuitiit und Resilienz

1 Zum Schutz der Lieferketten der Armee und der militarischen Informations- und Kommunikationstech-
nologie sowie zur Erhaltung der Betriebskontinuitat und der Resilienz gegentber Bedrohungen, insbeson-
dere im Cyberbereich, konnen die Militarverwaltung und die Armee mit Ausnahme von Funkfrequenzen:
a, die Nutzung von RequisitionsgQtem einschranken oder verbieten;

b. Requisitionsgater requirieren.

2 Die Militarverwaltung und die Armee darfen von den Kompetenzen gemiss Absatz | nur soweit Ge-
brauch machen, als dies unbedingt erforderlich ist und sie die Erhaltung der Betriebskontinutitat und Resi-
lienz der Armee gegen Cyberbedrohungen weder mit eigenen Mitteln erfillen noch im Rahmen des Beizugs
Dritter auf vertraglicher Basis sicherstellen kann. Die Anordnung von Massnahmen gemass Abs. | bedusfen
setzt die vorgingige de-Genehmigung durch den Bundesrat voraus.

3 Der Bund leistet fur die Einschrankung oder das Verbot der Nutzung sowie die Requisition des Requisi-
tionsguics angemessene volle Entschadigung,

4 Nutzungseinschrankungen und -verbote sowie Requisition werden durch die zustandigen Organe der Mi-
litarverwaltung und der Armee verfugt. Das Verfahren richtet sich nach dem Verwaltungsverfahrensgesetz
vom 20. Dezember 1968. i

5 Der Bundesrat bezeichnet die zustandigen Organe der Militdrverwaltung und der Armee und umschreibt
ihre Aufgaben naher.

6 Zusammenfassung sowie Schlussbemerkungen

Mit Blick auf die aktuellen geopolitischen Spannungsfelder sowie der gednderten (Cyber)Bedrohungslage und
der weiter fortschreitenden technologischen Entwicklungen (Digitalisierung sowie Vernetzung von Informa-

_tions- und Telekommunikationstechnologien) anerkennt Swisscom den gesetzgeberischen Handlungsbedarf
und unterstltzt die Stossrichtung der Revisionsvorlage grundsatzlich.

Bei der Ausgestaltung und Anwendung der Interventionsinstrumente der Militdrverwaltung und der Armee
ist dabei aber stets zu berlicksichtigen, dass die entsprechenden Massnahmen lediglich als ultima ratio zur
Verfligung stehen sollten und insbesondere Grundrechtseingriffe bei Betreiberinnen von kritischen Infra-
strukturen nurim Rahmen einer umsichtigen Interessenabwagung sowie durch Sicherstellung angemessener
Ausgleichsmassnahmen erfolgen diirfen. Diesen Aspekten wird insbesondere mit dem vorgeschlagenen
neuen Art. 95 VE-MG aktuell gemass der Auffassung von Swisscom noch nicht ausreichend Rechnung getra-
gen, weshalb sich Swisscom erlaubt, konstruktive Optimierungsanregungen in den Rechtsetzungsprozess
einzubringen?,

Insbesondere unter Bezugnahme auf Art. 80 Abs. 6 sowie Art. 95 Abs. 5 VE-MG bleibt abschliessend anzumer-
ken, dass es aus Sicht von Swisscom wiinschenswert ware, wenn die potenziell von Requisitionen betroffenen
Unternehmen in die weiteren Ausfiihrungs- und vorsorglichen Vorbereitungsarbeiten einbezogen werden,
damit im allseitigen Interesse eine zweckmassige und umsetzbare Anwendung im Bedarfsfalle sichergestellt
werden kann. Swisscom ist gerne bereit, in diesem Zusammenhang mitzuwirken und einen Beitrag zur Um-
setzung zu leisten.

% vgl. im Einzelnen oben Ziff. 5.7.
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Fiir die Kenntnisnahme und die wohlwollende Beriicksichtigung der Anliegen von Swisscom bedanken wir uns
im Voraus bestens. Bei Riickfragen oder Besprechungsbedarf stehen wir lhnen jederzeit gerne zur Verfigung.

Mit freundlichen Grissen

Swisscom AG
(
%? . b
Urs Lehner Martin Vogeli
Leiter Business Customers Leiter Group Security & Corporate Affairs

Mitglied der Konzernleitung Mitglied der Konzernleitung
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Swissgrid Stellungnahme zu Anderung des Militirgesetzes, der
Verordnungen iiber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation

Sehr geehrte Damen und Herren

Als nationale Netzgesellschaft sorgt Swissgrid fur einen diskriminierungsfreien, zuverlassigen
und leistungsfahigen Betrieb des Schweizer Ubertragungsnetzes. Das Ubertragungsnetz bzw.
die Stromversorgung ist die kritischste Infrastruktur der Schweiz. Gerne nehmen wir die
Méglichkeit wahr, uns zu Anderungen des Militargesetzes (MG), namentlich Art. 81 Abs. 1 Bst. ¢
zu aussern.

Gemass unserem Verstandnis besteht bereits heute eine Rechtsgrundlage zur Anordnung eines
militarischen Betriebs bei Swissgrid. Dies auf Grundlage von Art. 81 Abs. 1 Bst. a MG da es sich
bei Swissgrid um ein mit 6ffentlichen Aufgaben betrautes privates Unternehmen handelt (vgl.
Art. 18 Abs. 1 und Art. 20 des Stromversorgungsgesetzes). Mit dem neuen Art. 81 Abs. 1 Bst. ¢
MG wird die Kompetenz des Bundesrats fir die Anordnung des militarischen Betriebs
ausgeweitet auf Unternehmen, die eine kritische Infrastruktur betreiben, ohne jedoch mit einer
offentlichen Aufgabe betraut zu sein. Als kritische Infrastrukturen, die dem militdrischen Betrieb
unterstellt werden kdnnen, gelten im Sinne von Art. 74a Informationssicherheitsgesetz (ISG)’
Energieversorgungs- und Trinkwasseranlagen, Informations-, Kommunikations- und
Transportinfrastrukturen sowie weitere Betriebe, die essenziell fiir das Funktionieren der
Wirtschaft bzw. das Wohlergehen der Bevolkerung sind.

Abgesehen von der nationalen Netzgesellschaft sind in der Schweizer Energiewirtschaft Gber
600 Verteilnetzbetreiber, Versorgungsunternehmen und Erzeuger aktiv. Die Sicherstellung der

" Version gemass Geschéft des Bundesrates 22.073 «Informationssicherheitsgesetz. Anderung (Einfilhrung einer Meldepflicht fiir

Cyberangriffe auf kritische Infrastrukturen)» — noch nicht in Kraft.
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netz- und produktionsseitigen Versorgungssicherheit ist das Resultat von komplexen und
eingespielten Ablaufen zwischen den Akteuren. Fir sie alle kann nach neuem Recht (Art. 81
Abs. 1 Bst. c) im Aktivdienst (Art. 76) der militarische Betrieb durch den Bundesrat angeordnet
werden.

Swissgrid hat Bedenken beziiglich dieser vorgesehenen starken Ausweitung der
bundesratlichen Kompetenz zur Anordnung eines militdrischen Betriebs bei kritischen
Infrastrukturen. Art. 74a ISG erfasst eine Vielzahl an Unternehmen. Es ist zu bezweifeln, dass
die Militarverwaltung Gber genligend personelle und fachliche Ressourcen verfligt, um diese
Vielzahl von Betrieben der kritischen Infrastruktur sicher und effizient zu fihren und Gber deren
Personal, Infrastruktur und Material zu verfiigen.

Im Bereich der Stromversorgung sind spezialisierte Fachkrafte in der Erzeugung, der
Kraftwerksbewirtschaftung, dem Netzbetrieb, der Energieeinsatzplanung sowie dem Betrieb der
dazugehdrigen IT-Infrastruktur und kritischen Anwendungen unverzichtbar. Durch Eingriffe wie
der Anordnung des militdrischen Betriebs kdnnen Koordinationsprobleme auftreten und
etablierte Prozesse gestort werden, was schlimmstenfalls zu Versorgungsunterbriichen fihren
kann. Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf das Landesversorgungsgesetz und die auf
deren Grundlage von der Energiewirtschaft geschaffenen «Organisation fir die
Stromversorgung in ausserordentlichen Lagen (OSTRAL)». Im Rahmen von OSTRAL wurden
Prozesse zur Aufrechterhaltung der Energieversorgung in ausserordentlichen Lagen erarbeitet
und aufeinander abgestimmt. Bei einer allfalligen Anordnung des militarischen Betriebs
(oder Requisition; Art. 80-81 MG) von Unternehmen der Energiewirtschaft ist der
Einbezug von bestehenden Organisationen (insb. OSTRAL) und weiteren Expertinnen
und Experten zwingend sicherzustellen. Die Militarverwaltung hat diesfalls Massnahmen mit
entsprechenden Organisationen und Fachkraften zu koordinieren.

Die Anordnung eines militarischen Betriebs im Bereich der Energiewirtschaft wirde gemass
unserer Einschatzung entweder zu einer Aufthebung von Pflichten und Verantwortlichkeiten im
Bereich der Energieversorgung oder zu deren Verlagerung zu den Militarbehérden resp. zum
Bund flhren. Zu erwahnen sind u.a.:

- Energiegesetz: Art. 6 Abs. 2 (Energieversorgung ist Aufgabe der Energiewirtschaft)

- Stromversorgungsgesetz: Art. 8 (Aufgaben der Netzbetreiber) und Art. 20 (Aufgaben
der nationalen Netzgesellschaft)

Swissgrid vermisst entsprechende Ausfiihrungen in den Erlauterungen und beantragt bei
einem Festhalten an Art. 81 Abs. 1 Bst. c gemass vorliegendem Entwurf des
Militirgesetzes deren Erganzung in der Botschaft des Bundesrates.

Swissgrid Stellungnahme zu Anderung des Militérgesetzes, der Verordnungen iiber die Verwaltung der Armee
und der Armeeorganisation Seite 2/3
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Zu den weiteren Bestimmungen haben wir keine Anmerkungen.

Wir bedanken uns fir die Einladung zur Stellungnahme und stehen lhnen bei Fragen gerne zur

Verfligung.

Freundliche Griisse
Swissgrid AG

[DacuSigned by

- F9D026903966427...

Philipp isfer

Head of Security Operations & CSO

DocuSigned by:
Mitkael Sclomid
— 825A6430350A44A
Michae §c mid
Head of Legal, Regulatory &
Compliance

Swissgrid Stellungnahme zu Anderung des Militargesetzes, der Verordnungen iiber die Verwaltung der Armee

und der Armeeorganisation
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sekretariat@swisspersona.ch
Route du Montilier 98 n o~
CH-1694 Villargiroud

T 031 747 01 80 )\ v'
www.swisspersona.ch Perfom

Ihr Personalverband

Votre association du personnel

La vostra associazione del personale
Vossa associaziun dal persunal

Herr Dr. iur. Hans Wipfli
Chef Rechtsdient
Generalsekretariat VBS
Maulbeerstrasse 9
CH-3003 Bern

Villargiroud, 4. Marz 2024

Anderung des Militargesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber die
Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation;
Er6ffnung des Vernehmlassungsverfahrens

Sehr geehrter Herr Dr. Wipfli

Wir danken Ihnen fir die Mdglichkeit, in obengenannter Sache Stellung nehmen zu kénnen.
Zum Revisionsentwurf nehmen wir wie folgt Stellung :

Bundesgesetz iiber die Armee und Militarverwaltung (Militargesetz, MG)

¢ Militarisches Statut und Erhohung der Durchlassigkeit bei Graden und Funktion

Art. 47 Abs. 6 MG — Militarisches Personal

Aus unserer Sicht durften die Durchlassigkeit und die «Bogenkarriere» den Erwartungen
unserer Zeit entsprechen. Die Mdglichkeit fur subalterne Milizoffiziere, die Laufbahn eines
Berufsunteroffiziers einzuschlagen, ist zwar ein Paradigmenwechsel, den wir unterstutzen
konnen.

Hingegen bedauern wir, dass der Berufsunteroffizier keine Durchlassigkeit geniefl3t. Der Zugang
zur Laufbahn der Berufsoffiziere muss auch fur Berufsunteroffiziere ohne unverhaltnismagige
Hurden maoglich sein.

In der Schweiz kennt die Bildungs- und Arbeitslandschaft die Validierung von
Bildungsleistungen. Warum soll eine zweijahrige Ausbildung an der Berufsunteroffiziersschule
der Armee (BUSA) nicht einer Offiziersschule gleichgestellt werden? Warum soll ein guter
Berufsunteroffizier mit der Zeit und zunehmender Erfahrung nicht auch gewisse
Berufsoffiziersfunktionen bernehmen kénnen?

Es gibt genugend Beispiele dafir, dass Berufsunteroffiziere aus verschiedenen Griinden tber
lange Zeitraume im In- und Ausland die Funktionen eines Berufsoffiziers zur vollen
Zufriedenheit austben, ohne eine Offiziersschule absolviert zu haben. Ein Punkt der endlich
anerkannt und bertcksichtigt werden muss.

Die Armee verliert regelmassig wertvolle und gut ausgebildete Berufsunteroffiziere, die ihr
Potenzial ausserhalb der Armee besser ausschopfen kénnen.
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¢ Friedensférderung

Art. 66 Abs. 4 und Art. 70 Abs. 3 erster Satz — Entsendung bewaffneter Einzelpersonen

Es macht Sinn, dass Einzelperson bei entsprechender Bedrohungslage zum Selbstschutz
bewaffnet werden kdnnen. Wir sind einverstanden, wenn die Kompetenz fiir einen solchen
Entscheid flr eine begrenzte Anzahl Mitarbeitende beim Bundesrat liegt, diese Einzelfélle sollen
der APK und der SPK offengelegt werden.

Bundesgesetz iiber militarische und andere Informationssysteme im VBS

¢ Informationsplattformen Armee, elektronische Verfahren und Informationssystem Sport

Art. 179s ff - ISport

Bezuglich der Datenerfassung machen wir einen Vorbehalt. Die Datensammlung ist
umfangreich und betrifft dusserst sensible Personendaten. Im Sinne der Pravention und zur
Selbstbeurteilung kann es Sinn machen. Aber dieses Vorgehen birgt ein hohes Risiko des
Missbrauchs — bis hin zu Entlassungen aufgrund des Gesundheits- oder Fitnesszustands. Der
Kreis derjenigen, die Zugang zu den Daten haben, muss auf Personen welche vertraulichen
Personaldaten verarbeiten eingeschrankt werden. Personen ausserhalb dieses Bereichs, wie
direkte Vorgesetzte etc., durfen darauf keinen Zugriff haben. Die Teilnahme darf zwingend nur
auf freiwilliger Basis erfolgen, ohne jeglichen Druck zur Teilnahme und ohne jegliche negativen
Konsequenzen bei einer Nichtteilnahme. Das muss auch entsprechend kommuniziert werden.

Wir danken Ihnen flr die wohlwollende Prifung unserer Stellungnahme.

Mit freundlichen Griissen

swissPersona

Etienne Bernard
Zentralsekretar



Frau Bundesprasidentin

Viola Amherd

Vorsteherin des Eidgendssischen Departements fur
Verteidigung, Bevolkerungsschutz und Sport (VBS)

Versand per E-Mail an:
hans.wipfli@vtg.admin.ch

swissuniversities

Vorstand swissuniversities

Dr. Luciana Vaccaro

Prasidentin

T +41 31 335 07 40

luciana.vaccaro@
swissuniversities.ch

swissuniversities
Effingerstrasse 15, Postfach
3001 Bern
www.swissuniversities.ch

3001 Bern, 1. Marz 2024

Stellungnahme von swissuniversities zur Anderung des Militargeset-
zes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber die Verwaltung der
Armee und der Armeeorganisation

Sehr geehrte Frau Bundesprasidentin
Sehr geehrte Damen und Herren

Wir danken Ihnen fiir die Mdglichkeit, zur Anderung des Militdrgesetzes, der Verordnung der
Bundesversammlung uber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation Stellung zu
nehmen. Fir die Rektorenkonferenz der schweizerischen Hochschulen swissuniversities
und die Schweizer Armee liegt es im gemeinsamen Interesse, die Vereinbarkeit von Stu-
dium und Militardienst soweit moéglich zu erleichtern, insbesondere bei abverdienenden Ka-
dern. Ausdruck dieses gemeinsamen Interesses sind die zwei Vereinbarungen zwischen der
Schweizer Armee und swissuniversities zu Studierenden, die in einer Sommer-Rekruten-
schule einen militdrischen Grad abverdienen beziehungsweise die fir den Assistenzdienst
aufgeboten werden. Die folgenden Bemerkungen beschrénken sich entsprechend auf dieje-
nigen Teile der Vorlage, die einen Bezug zu diesen grundsatzlichen Anliegen der Vereinbar-
keit von Studium und Militardienst aufweisen.

swissuniversities begrisst die Bestrebungen des Bundesrats, die Rekrutenschule sowie die
Wiederholungskurse zu flexibilisieren. Der Ansatz, die Grundausbildung zu Gunsten des
Fortbildungsdiensts fiir bestimmte Funktionen kiirzer zu gestalten, kann unter Umsténden zu
einer grosseren Vereinbarkeit mit dem Studium fihren. Dies hangt jedoch von der konkreten
Umsetzung ab und betrifft durch die Beschrankung auf sogenannte «Systemsoldatinnen»
und «Systemsoldaten» letztlich nur eine Minderheit der Wehrpflichtigen. Die gegenwartige
Situation, dass sich die Rekrutenschule im Sommer und das Herbstsemester der Hochschu-
len in den meisten Fallen um sechs Wochen liberschneiden, bleibt bestehen.

Mit dem neuen Artikel 151a MG (Militdrgesetz) schafft der Bundesrat die Mdglichkeit, «ver-
schiedene Lésungsansatze im Bereich der Individualisierung und Flexibilisierung des
Dienstleistungsmodells auszutesten». Damit kénnen einzelne Massnahmen in der Praxis ge-
pruft werden, darunter auch eine Abweichung von der Hochstdauer der Rekrutenschulen
(Abs.1 lit.c). swissuniversities regt an, diesen «Pilotartikel» zu nutzen, um die Verbesserung
der Vereinbarkeit von Studium und Militardienst weiter voranzutreiben.
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Fur die wohlwollende Prifung unserer Stellungnahme bedanken wir uns bei lhnen.
Fir Fragen stehen wir gerne zur Verfligung.
Freundliche Griisse

sl
swissuniversities ]//JQ@QQAJ

Dr. Luciana Vaccaro
Prasidentin



transfaﬁ

Dein Personalverband

Eidgendssisches Departement fiir Verteidi-
gung, Bevolkerungsschutz und Sport VBS
Recht Verteidigung

Herr Hans Wipfli
hans.wipfli@vtg.admin.ch

Bern, 8. Marz 2024

Anderung des Militirgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung iiber die
Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation,
Stellungnahme Personalverband transfair

Sehr geehrter Herr Wipfli

Wir danken lhnen flr die Moglichkeit, in titelerwahnter Angelegenheit Stellung nehmen zu kon-
nen. Wir beschranken uns in unserer Stellungnahme auf personalrelevante Punkte und haben
dazu die nachfolgenden Anmerkungen.

Bundesgesetz Uiber die Armee und Militdrverwaltung (Militdrgesetz, MG)

Art. 47 Abs. 6 MG — Militarisches Personal

Eine Erhohung der Durchlassigkeit und Bogenkarrieren entsprechend den heutigen Bedirfnissen
und werden daher von uns ausdriicklich begrisst. Die Moéglichkeit flir subalterne Milizoffiziere, die
Laufbahn eines Berufsunteroffiziers einzuschlagen, ist ein Paradigmenwechsel, den wir unterstit-
zen. Wir bedauern hingegen, dass die Durchlassigkeit nur «top down» vorgesehen ist. Auch Be-
rufsunteroffizier sollten von einer erhéhten Durchlassigkeit profitieren konnen. Der Zugang zur
Laufbahn der Berufsoffiziere sollte entsprechend auch fiir Berufsunteroffiziere ohne unverhaltnis-
maRige Hirden moglich sein.

In der Schweiz kennt die Bildungs- und Arbeitslandschaft die Validierung von Bildungsleistungen.
Warum soll eine zweijahrige Ausbildung an der Berufsunteroffiziersschule der Armee (BUSA) nicht
einer Offiziersschule gleichgestellt werden? Warum soll ein guter Berufsunteroffizier mit der Zeit
und zunehmender Erfahrung nicht auch gewisse Berufsoffiziersfunktionen libernehmen kénnen?
Es gibt genligend Beispiele dafiir, dass Berufsunteroffiziere aus verschiedenen Griinden (iber lange
Zeitraume im In- und Ausland die Funktionen eines Berufsoffiziers zur vollen Zufriedenheit aus-
ben, ohne eine Offiziersschule absolviert zu haben. Ein Punkt der endlich anerkannt und bertick-
sichtigt werden muss.

Seite 1
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transfaﬁ

Dein Personalverband

Die Armee verliert regelmassig wertvolle und gut ausgebildete Berufsunteroffiziere, die ihr Potenzial
ausserhalb der Armee besser ausschopfen konnen. Hier konnte mehr Durchlassigkeit zu mehr Per-
spektiven flr motiviertes Personal und damit zu weniger Abgangen fiihren.

Art. 66 Abs. 4 und Art. 70 Abs. 3 erster Satz — Entsendung bewaffneter Einzelpersonen

Es macht aus unserer Sicht Sinn, dass Einzelperson bei entsprechender Bedrohungslage zum
Selbstschutz, Notwehr und Notwehrhilfe bewaffnet werden kénnen. Wir sind daher damit einver-
standen, dass diese die Kompetenz fir eine begrenzte Anzahl Mitarbeitende dem Bundesrat tber-
tragen wird.

Bundesgesetz Uiber militarische und andere Informationssysteme im VBS

Art. 179s ff - ISport

Wir haben Vorbehalte gegen die vorgesehene Datensammlung. Betroffen sind umfangreiche und
sehr sensible persénliche Daten. Im Sinne der individuellen Pravention und zur Selbstbeurteilung
mag eine solche Datenerfassung ihren Zweck erfiillen. Das Vorgehen birgt aber ein hohes Mass an
Missbrauchspotential — bis allenfalls hin zu Entlassungen oder Versetzungen von Mitarbeitenden
aufgrund ihres so ermittelten Gesundheits- oder Fitnesszustandes.

Der Kreis derjenigen, die Zugang zu den Daten haben, muss deshalb strikt eingegrenzt werden.
Nur Personen, welche Kraft ihrer Tatigkeit Zugang zu diesen Daten ben6étigt, darf darauf Zugriff ha-
ben. Personen ausserhalb dieses Bereichs wie beispielsweise Vorgesetzte, diirfen darauf keinen
Zugriff haben. Die Teilnahme darf zwingend nur auf freiwilliger Basis erfolgen, ohne jeglichen
Druck zur Teilnahme und ohne jegliche negativen Konsequenzen, sowohl bei einer Teilnahme wie
auch bei einer Nichtteilnahme. Diese Grundsatze missen klar kommuniziert werden, um mogli-
chen Druckversuchen auf Mitarbeitende entgegenwirken zu kénnen.

Wir danken lhnen fiir die wohlwollende Prifung unserer Stellungnahme.

Freundliche Grisse

transfair — Dein,Persohalverband

! ;, M\* L
atthias Humbel

Leiter Branche 6ffentliche Verwaltung

Seite 2
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Eidg. Departement fir Verteidigung
Bevolkerungsschutz und Sport VBS
Bundeshaus Ost

3003 Bern
hans.wipfli@vtg.admin.ch

Bern, 8. Marz 2024

Stellungnahme des Verbands Militarischer Gesellschaften Schweiz (VMG) zur Vernehm-
lassung betreffend die Anderung des Militédrgesetzes, der Verordnung der Bundesver-
sammlung uber die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation

Sehr geehrte Damen und Herren

Vorab bedankt sich der Verband Militarischer Gesellschaften Schweiz (VMG) fir die Einladung
zur Stellungnahme zu dem oben im Titel erwahnten Entwurf.

Als eine der grdssten Milizorganisationen des Landes setzt sich der VMG flr eine ganzheit-
liche, integrierte und langfristige Sicherheitspolitik, mit dem Fokus auf die Starkung der Ver-
teidigungsfahigkeit der Armee, ein, damit die Schweiz und ihre Bevoélkerung auch in Zu-
kunft sicher ist.

Nehmen Sie bitte im Folgenden von unserer Position zur obengenannten Vernehmlassung
wie folgt Kenntnis:

Insgesamt begriisst der VMG die beabsichtigten Anderungen, insbesondere die Flexibilisie-
rung des Ausbildungs- und Dienstleistungssystems sowie die gesetzliche Verankerung der
Kompensationsgeschéafte zur Starkung der inlandischen wehrtechnischen Forschung und
Entwicklung. Das ist aus Sicht des VMG ein Schritt in die nétige, aber auch richtige Rich-
tung.

Andererseits stellt der VMG kritisch fest, dass keine Konsequenzen aus der sich drastisch
verschlechterten Sicherheitslage in Europa gezogen wurden. Die Gesetzesrevision hatte es
ermoglicht, Sofortmassnahmen im Bereich der Armeeorganisation und der Beschaffungs-
prozesse im Rahmen der bereits geplanten Gesetzesrevision zu berticksichtigen und ge-
genbenfalls zu integrieren. Es bleibt zu hoffen, dass die Flexibilisierungen des Ausbildungs-
und Dienstleistungssystems sowie die Ubertragung der Entscheidungsfahigkeit hinsichtlich
Armeestruktur und Detailorganisation hin zur Gruppe Verteidigung so rasch als moglich ge-
nutzt und umgesetzt werden. Denn die Wiedererlangung der Verteidigungsfahigkeit unserer
Armee ist vordringlich.

In der Detailbetrachtung der zur Vernehmlassung stehenden Gesetzesanpassungen hat
der VMG zu mehreren Artikeln Anpassungsvorschlage, die Sie in der Beilage der synopti-
schen Darstellung finden.



Der VMG bedankt sich fiir Ihre geschatzte Kenntnisnahme und die Beriicksichtigung seiner
Anliegen.

Mit freundlichen Griissen

Verband Militdrischer Gesellschaften Schweiz (VMG)
Association des sociétés militaires suisses (ASM)

Oberst i Gst Stefan Holenstein
Prasident VMG / ASM

Kopie an:
- Vorstand VMG / ASM

Der Verband Militdrischer Gesellschaften Schweiz (VMG) ist ein unabhéngiger militdrischer Dachverband ge-
méss Art. 6 Abs. 1 VATV. Der VMG vereinigt derzeit (iber 30 militdrische Vereine und Gesellschaften (Unteroffi-
ziers-, Offiziers- und Fachgesellschaften) mit annédhernd 100°000 Mitgliedern. Er bezweckt die gegenseitige
Unterstiitzung bei den ausserdienstlichen Téatigkeiten und nimmt zu sicherheits- und armeepolitischen Fragen

dezidiert Stellung. Vgl. www.vmg-asm.ch
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Militdrgesetz vom 3. Februar 1995

Vernehmlassungsvorlage

Position VMG / ASM

Begriindung VMG /
ASM

Art. 11 Abs. |

I Die Einwohnergemeinden melden den kantonalen Militdrbehorden jdhrlich und unentgeltlich die
fiir die Aufgebote zur Orientierungsveranstaltung und zur Rekrutierung notwendigen Daten der Stel-
lungspflichtigen nach ihrem Einwohnerregister. Der Bundesrat legt die zu meldenden Daten fest.

einverstanden

Art. 12 Einleitungssaiz

Militirdienstpflichtige, die militirdiensttauglich sind, miissen folgende Dienste leisten und Pflichten

erfiillen:

einverstanden
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Art 13 Abs. 1 Bst. a'
! Die Militirdienstpflicht dauert:

a*". fiir Stellungspflichtige, die die Altersgrenze zur Absolvierung der Rekrutierung nach Artikel
9 Absatz 2 Giberschritten haben bis zum Ende des zwdlften Jahres nach deren Uberschrei-
tung;

einverstanden

Art. 17 Sachiiberschrift
Dienstbefreiung der Mitglieder der Bundesversammlung

einverstanden

Art. 18 Abs. | Bst. a und b sowie Abs. 3 ersier Saiz
1 Fiir die Dauer ihres Amtes oder ihrer Anstellung werden von der Militirdienstpflicht befreit:

a. die Mitglieder des Bundesrates, die Bundeskanzlerin oder der Bundeskanzler sowie die Vi-
zekanzlerinnen oder Vizekanzler;

b.  Aufgehoben

3 Personen nach Absatz 1 Buchstabe a werden von Amtes wegen befreit, die anderen Personen auf
Gesuch hin. ...

einverstanden
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..., werden beim Wehrgerechtigkeit.
Art. 19 Wiedereinteilung Wegfall des Grundes

Personen, die nach Artikel 18 von der Militirdienstpflicht befreit waren, werden beim Wegfall des
Grundes fiir die Dienstbefreiung wieder in die Armee eingeteilt, wenn sie von der Armee noch be-
nitigt werden.

fir die
Dienstbefreiung
wieder in die Armee
eingeteilt. [Rest
streichen]

Art. 20 Abs. 2

2 Die Einteilung und die Zuteilung von Angehérigen der Armee kinnen jederzeit gefindert werden.

einverstanden

Art. 21 4bs. | Bst. a
! Stellungspflichtige werden nicht rekrutiert, wenn:

a. sie fiir die Armee untraghar seworden sind. weil sie wegen eines Verbrechens oder Verge-
hens rechtskriftio verurteilt wurden:

einverstanden

Art. 22 4bs. 1 Bst. a
! Angehiirige der Armee werden aus der Armee ausgeschlossen, wenn:

a. sie fiir die Armee untragbar geworden sind, weil sie wegen eines Verbrechens oder Verge-
hens rechtskriiftig verurteilt wurden;

einverstanden
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Art 26 Bst. ¢

Die Militirdienstpflichtizgen miissen ausser Dienst die folgenden Amtstermine wahrnehmen:
¢.  Schiesskurse nach Artikel 63 Absatz 5.

einverstanden

Art. 29 Versorgung, Postdienste und digitale Kommunikation
! Der Bund kommt fiir die Versorgung der Angehérigen der Armee auf.

2 Er sorgt fiir Angehdrige der Armee im Militirdienst und in dienstlichen Angelegenheiten ausser
Dienst fiir eine ausreichende und kostenlose Grundversorgung mit Postdiensten und fiir angemes-
sene digitale Kommunikationsméglichkeiten.

einverstanden
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Art. 29a Sold
1 Angehérige der Armee werden nach threm Grad besoldet.

2 Die Soldberechtigung beginnt mit dem Einrlickungstag gemiiss Aufgebot und hirt mit dem Entlas-
sungstag auf.

3 Die Soldberechtigung besteht auch in der Zeit zwischen:

a. der Rekrutenschule und Ausbildungsdiensten zur Erlangung des Grades Wachtmeister,
Feldweibel, Hauptfeldweibel, Fourier oder Leutnant oder zwischen solchen Ausbildungs-
diensten, sofern die jeweiligen Dienste hochstens sechs Wochen auseinanderliegen;

b. separaten Teilen einer Rekrutenschule, sofern diese Teile hichstens sechs Wochen ausei-
nanderliegen.

4 Nicht soldberechtigt sind:
a.  Militdrdienstpflichtige, die:
1. eine Altersrente der Alters- und Hinterlassenenversicherung bezichen;

2.  wihrend einer Anstellung beim Bund ihren Militirdienst in der Militdirverwaltung leis-
ten;

3. als Angestellte der Militirverwaltung des Bundes einen Einsatz nach Artikel 65¢ leis-
ten;

b. Pilotinnen und Piloten sowie Beobachterinnen und Beobachter fiir das individuelle Training.
5 Der Bundesrat setzt den Sold fest.

einverstanden
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Art. 29b Verpflegung einverstanden

1 Angehdrige der Armee, die Sold beziehen, sind verpflegungsberechtigt.
1Sie erhalten entweder Natural- oder Pensionsverpflegung.

3 Die Naturalverpflegung bildet die Regel. Sie kann fiir bestimmte Dienstleistungen durch eine Zu-
lage erginzt werden.

4 Die Logistikbasis der Armee (LBA) setzt fiir die Naturalverpflegung den Basiskredit pro Person
und Tag sowie allfillige Zulagen nach der Entwicklung der Marktpreise fest.

Art 20¢ Unterkuntt

! Der Bund sorgt fiir die Unterkunft der Angehérigen der Armee im Militdrdienst.
2 Die Unterkunft erfolgt:

a. in Kasernen oder kasernenmissig eingerichteten Gebiuden (Kasernierung):

b. in Kantonnementen von Gemeinden oder Privaten;

o

in Biwaks;

e

durch Einguartierung bei Privaten.

einverstanden
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Art. 29d Kasernierung einverstanden

Fiir die Beniitzung von Kasernen oder kasernenmiissig eingerichteten Gebauden, die nicht dem Bund
gehdren, schliesst der Bund mit den Eigentiimerinnen und Eigentiimern Vertrige ab.

Art. 29¢ Reisen und Transport
! Der Bund triigt die Reise- und Transportkosten fiir das 6ffentliche Verkehrsmittel:
von Angehdrigen der Armee beim Einriicken in Dienste nach Artikel 12 Buchstaben a—d
und bei der Entlassung daraus;
b. wvon Angehérigen der Armee im Militirdienst fiir Dienstreisen;
fiir alle Transporte von Truppen, Fahrzeugen, Armeetieren und Material fiir den dienstlichen
Bedarf der Armee;

d. von Militirdienstpflichtigen fiir die Wahrnehmung von Amtsterminen nach Artikel 26.
2 Der Bundesrat kann vorsehen, dass die Kosten fiir die Reise in den Urlaub ganz oder teilweise vom
Bund iibernommen werden.

a.

einverstanden
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Art. 30 Abs. 1 =weiter Satz und 1%
I ... Der Anspruch besteht auch in den Fillen nach Artikel 29a Absatz 3.

Ibis dyfochoben

einverstanden

Art. 32 4bs. |
! Die Vorgesetzten und die von ihnen ermiichtigten Fiihrungsgehilfinnen und Fiihrungsgehilfen ha-

ben das Recht, den Unterstellten in Dienstsachen Befehle zu erteilen.

einverstanden

Art. 36 Abs. 1
! Stellungspflichtige und Angehérige der Armee haben das Recht, Dienstbeschwerde zu erheben,
wenn sie der Uberzeugung sind, andere Angehdrige der Armee oder eine Militirbehorde hitten

ihnen Unrecht getan.

einverstanden
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Art. 40b

! Schaffen Angehorige der Armee in Ausiibung ihrer dienstlichen Titigkeit ein Werk im Sinne des
Urheberrechtsgesetzes vom 9. Oktober 1992, so stehen die Verwendungsbefugnisse ausschliesslich
dem Bund zu.

2 1st das Werk von grossem Nutzen fiir den Bund, so kann den betreffenden Angehdrigen der Armee
eine angemessene Entschidigung ausgerichtet werden.

einverstanden

Art. 40c

Die Armee kann von Personen, die auf Kosten der Armee eine zivil anerkannte Ausbildung gemacht
haben, Ausbildungskosten zuriickfordern, wenn diese Personen nach Abschluss der Ausbildung in-
nert einer gewissen Zeitspanne nicht eine Mindestanzahl Tage Militirdienst leisten.

einverstanden
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Art 47 Militiirisches Personal

! Das militirische Personal umfasst die unter dem militdrischen Statut angestellten Berufs- und Zeit-
militdrs. Das Statut beinhaltet die Gesamtheit aller Rechte und Pflichten. Das militirische Personal
untersteht besonderen Bestimmungen des Bundespersonalrechts.

2 Berufsmilitirs sind Berufsoffiziere, Berufsunteroffiziere und Berufssoldaten. In der Regel sind sie
in einem unbetristeten vertraglichen Arbeitsverhiltnis angestellt.

3 Zeitmilitirs sind Zeitoffiziere, Zeitunteroffiziere und Zeitsoldaten. Sie sind in einem befristeten
vertraglichen Arbeitsverhiltnis angestellt.

4 Das militdrische Personal wird in den Bereichen Aushildung und Fiihrung sowie in allen Einsatz-
arten der Armee verwendet. Es kann im In- oder Ausland eingesetzt werden. Wer zum militarischen
Personal gehdrt, gilt als Angehdrige oder Angehédriger der Armee.

* Das militirische Personal wird fiir seine Tétigkeit besonders ausgebildet. Die Ausbildung kann in
Zusammenarbeit mit Hochschulen und Fachhochschulen, mit Spezialistinnen und Spezialisten so-
wie mit auslindischen Streitkriften erfolgen.

& Angehdrigen des militdrischen Personals kann aufgrund ihrer beruflichen Funktion auf Gesuch hin
ein tieferer Grad verlichen werden.

>Das militarische
Personal wird fur
seine Tatigkeit
besonders
ausgebildet. Die
Ausbildung kann in
Zusammenarbeit mit
Hochschulen und
Fachhochschulen, mit
der Wirtschaft, mit
Spezialistinnen und
Spezialisten sowie
mit auslandischen
Streitkraften
erfolgen.

Die Zunehmende
Automatisierung des
Gefechtsfeldes und der
vermehrte Einsatz von
Dual-Use Systemen
(Sensoren) setzt eine
engere Zusammenarbeit —
und dazu gehort auch die
Ausbildung — mit der der
Wirtschaft, d.h. den
entsprechenden
Unternehmen voraus.

Art. 48 Abs. 1

| Die Truppenkommandantinnen und Truppenkommandanten sind fiir die Ausbildung und den Ein-
satz der ihnen unterstellten Truppen verantwortlich.

einverstanden

10
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Art. 48b  Aus-, Weiter- und Fortbildung sowie Forschung im militirischen Gesundheitswesen

| Aus-, Weiter- und Fortbildung von Personen mit einer Tiétigkeit im militirischen Gesundheitswe-
sen sind, soweit sie nicht an einer Hochschule erfolgen, Sache des Bundes.

2 Der Bund hat insbesondere folgende Aufgaben:

a. Er gewiihrleistet und koordiniert im Bereich der Militir- und Katastrophenmedizin die Aus-
. Weiter- und Fortbildung von Personen nach Absatz 1.

b.  Er fiirdert und steuert die Forschung im Bereich der Militir- und Katastrophenmedizin.

3Er fithrt zu diesem Zweck ein Kompetenzzentrum fiir Militéir- und Katastrophenmedizin. Das
Kompetenzzentrum ist eine Verwaltungseinheit des VBS. Es kann Dritte mit der Durchfithrung von
Aus-, Weiter- und Fortbildungsmassnahmen sowie Forschungstitigkeiten, insbesondere im Bereich
der Ressortforschung, beauftragen.

einverstanden

11
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Art. 48d Abs. 2 und 3 Bst. a
2 Zwvile Behdrden haben gegeniiber anderen Gesuchstellenden Vorrang.
4 Die militdrischen Mittel diirfen nur zur Verfiigung gestellt werden wenn:

a. Gesuchstellende die Titigkeit nachweishar weder mit eigenen Mitteln noch mit Unterstiit-
zung von anderen militdrischen Vereinen oder Verbdnden oder des Zivilschutzes durchfiih-
ren kinnen;

Art. 52 Abs. 1 litt a
(neu Art. 48 Abs. 1 litt
a)

a. zivilen oder
ausserdienstlichen
Tatigkeiten von
offentlichem
Interesse.
Entsprechen diese
nicht dem
Armeeauftrag,
offeriert und
verrechnet die Armee
die Leistungen dem
Gesuchssteller zu
marktiiblichen
Konditionen.

Subsidiare Unterstiitzungs-
einsatze im Freizeitbereich
haben aufzuhoren. Es geht
nicht, den Kernauftrag
Verteidigung wieder
aufzubauen und
gleichzeitig Mittel und
Personal fur Kultur- und
Sportanlasse zur
Verfligung zu stellen.

Art. 49 Abs. 4

4 Die Rekrutenschule dauert hiichstens 18 Wochen. Der Bundesrat kann fiir Formationen mit beson-
deren Ausbildungsbediirfhissen eine um hichstens sechs Wochen lingere Dauer vorsehen.

Die Rekrutenschule
dauert
normalerweise 18
Wochen. Der
Bundesrat kann fur
Formationen mit
besonderen
Ausbildungsbediirfnis
sen sowie in Zeiten
erhohter
Spannungen eine um
bis zu zehn Wochen

Das , besondere
Ausbildungsbediirfnissen”
ist zu spezifisch. Es muss
dem Bundesrat moglich
sein, in Zeiten erhdhter
Spannungen Lehrverbande
einer intensiveren und
situationsgerechten
Ausbildung zu
unterziehen, die
ansonsten in den
Wiederholungskursen
kaum zu erzielen ist.

12
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langere Dauer Sodann soll der Bundesrat
vorsehen. eine erweiterte
Kompetenz fir die
Verlangerung erhalten.
Art. 50 Fachkurse einverstanden

Spezialistinnen und Spezialisten kénnen nach der Rekrutenschule in Fachkursen weiter ausgebildet
werden.

Art. 54a

! Militdrdienstpflichtige kénnen ithre Ausbildungsdienstpflicht frerwillig ohne Unterbrechung erfiil-
len. Die Anzahl der beriicksichtigten Dienstpflichtigen richtet sich nach dem Bedarf der Armee.

2 Wer die Ausbildungsdienstpflicht ohne Unterbrechung leistet (Durchdienende), absolviert die Rek-
rutenschule und leistet unmittelbar danach die restlichen Diensttage ohne Unterbrechung.

4 Der Anteil der Durchdienenden an einem Rekrutenjahrgang darf 15 Prozent nicht @ibersteigen.

4 Durchdienende, die ihre Ausbildungsdienstpflicht erfiillt haben, bleiben wihrend vier Jahren in der
Armee eingeteilt. Sie kénnen bei Bedarf zu Einsiitzen der Armee aufgeboten werden.

Abs. 4 streichen

Durchdienende bleiben bis
zur Erreichung der
Altersgrenze (gem. Art. 13
Abs. 1) fur die
Militdrdienstpflicht
eingeteilt

Diese Massnahme dient
der Sicherung von
Bestdnden fir ein
Gesamtkonzept
Reserve/Territorialverteidi

gung

13
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Art. 35 Abs. 2, 3 Bst. a und 4 einverstanden

2 Nach der Beforderung miissen die Wachtmeister, Feldweibel, Hauptfeldweibel, Fouriere und Leut-
nants einen praktischen Dienst in einer Rekrutenschule bestehen und dabei auf ihrer Stufe die Aus-
bildungs- und Filhrungsverantwortung tragen.

3 Der Bundesrat regelt:

a. welche weiteren Ausbildungsdienste fiir eine Gradinderung, eine Anderung der Funktion
oder eine Umschulung zu bestehen sind.

4 Er kann das VBS ermiichtigen, die Einzelheiten zu den Ausbildungsdiensten wie Aufteilung, Teil-
nehmende und Zulassungsbedingungen zu regeln und diese Kompetenz ganz oder teilweise an die
Gruppe Verteidigung delegieren.

Litt. f. streichen Die Armee verfligt Gber
eine Website, um die

Abs. 2 streichen notwendigen
Informationen

aufzubereiten.

Die Unstetigkeit von
Kommunikations-
projekten wie
chefderarmee.ch sprechen
Bande.

Es herrscht noch immer
Wehrpflicht in der
Schweiz. Es gibt daher kein
Bediirfnis die amtlichen
Kommunikations-
ausgaben weiter zu Lasten

14
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der Verteidigungsfahigkeit
Art. 64a zu erhohen.

I Die Armee und die Militirverwaltung kiinnen elektronische Plattformen betreiben fiir den persin-
lichen. nicht dffentlichen Austausch von Informationen und Dokumenten mit:

a. den Militirdienstpflichtigen;
b. dem fiir die Friedensforderung vorgesehenen Personal;

¢. den Zivilpersonen, die von der Truppe betreut oder fiir einen befristeten Einsatz der Armee
beigezogen werden:

d. Personen, die eine Thtigkeit zur Unterstiitzung der Armee oder des fiir die Friedensfrderung
vorgesehenen Personals ausiiben;

e. den Schutzdienstpflichtigen;
f.  interessierten Dritten, die das 15. Altersjahr vollendet haben.

2 Sie kinnen fiir die Offentlichkeit bestimmte Informationen und Dokumente iiber beliebige Infor-
mationskaniile fiir alle zugiinglich machen. Sie kinnen dafiir Dritte beiziehen und im Rahmen der
bewilligten Kredite entschiidigen.

Art. 66b Abs. 3 und 4

3 Der Einsatz bewaffneter Angehoriger der Armee unterliegt der vorgiingigen Genehmigung durch
die Bundesversammlung. In dringenden Fillen kann der Bundesrat die Genehmigung der Bundes-
versammlung nachtriglich einholen.

4 Uber den Einsatz und die Bewaffnung von hichstens 18 Angehérigen der Armee pro Mission zum
Selbstschutz, zur Notwehr und zur Notwehrhilfe entscheidet der Bundesrat selbststindig.

Einsetzung einer
héheren Zahl (mind.
in Kompaniestarke)

Die Zahl 18 erscheint im
Vergleich zur alten
Regelung von 100 AdA
oder langer als drei
Wochen willkirlich. Der
erlauternde Bericht liefert
hier auch keine
ausreichende Begriindung.

Der Bundesrat braucht
einen grosseren
Handlungsspielraum, um

15
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bei akutem Bedarf
reagieren zu kdnnen, ohne
nachtraglich den Entscheid
legitimieren zu mussen.

Art. 69 Abs. I Bst. ¢
| Im Ausland wird Assistenzdienst geleistet zur Unterstiitzung ziviler Behiirden:

¢c.  bei Friedensprozessen von Schweizer Behiirden sowie von internationalen und regionalen
Organisationen, mit Zustimmung des Gaststaates und der Konfliktparteien.

einverstanden

Arr. 70 Abs. 3 ersier Satz

3 Der Bundesrat kann ohne Genehmigung der Bundesversammlung gleichzeitig hichstens 18 be-
waffnete Angehirige der Armee fiir linger als drei Wochen davernde Einséitze autbieten. ...

Siehe Anmerkung zu Art.
66 Abs. 3und 4

Art. 71 Abs. 3

3 Die Truppenkommandantin oder der Truppenkommandant fiihrt die Truppe im Einsatz.

einverstanden
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Art. 80 Nutzungseinschrinkung und -verbot, Requisition und Unbrauchbarmachung: Pflichten

! Bietet der Bund die Armee oder Teile davon zum Aktivdienst auf, ist jede Person verpflichtet, fiir
die Erfiillung der militarischen Aufiriige folgende Requisitionsgiiter der Militirverwaltung und der
Armee zur Verfiigung zu stellen oder deren Nutzungseinschrinkung, -verbot oder Unbrauchbarma-
chung zu dulden:

a. bewegliches und unbewegliches Eigentum;

b. beherrschbare Naturkriifte wie etwa Strom, Daten und Funkfrequenzen:;

¢. Immaterialgiter;

d.  Arbeits- und Dienstleistungen.

2 Diese Pflichten gelten auch fiir die notwendigen Arbeiten zur Vorbereitung auf einen angeordneten
Aktivdienst.

3 Die Unbrauchbarmachung von Betrieben, Anlagen und Warenlagern bedart der Genehmigung
durch den Bundesrat.

4 Die Militdrverwaltung und die Armee diirfen von den Verpflichtungen nach den Absiitzen 1 und 2
nur soweit Gebrauch machen., als es ihre Auftrige unbedingt erfordern und sie diese nicht mit eige-
nen Mitteln erfiillen kinnen.

2 Der Bund leistet fiir die Einschrinkung oder das Verbot der Nutzung sowie fiir den Gebrauch, die
Wertverminderung und die Unbrauchbarmachung oder den Verlust des Eigentums oder des Requi-
sitionsgutes angemessene Entschiadigung.

¢ Der Bundesrat bezeichnet die zustindigen Organe der Militirverwaltung und der Armee und um-
schreibt ihre Aufgaben niher.

einverstanden
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Art. 80a Nutzungseinschrinkung und -verbot, Requisition und Unbrauchbarmachung: Verfiigung
und Beschwerde
Nutzungseinschrinkung und -verbot, Requisition und Unbrauchbarmachung werden durch die zu-

stindigen Organe der Militirverwaltung und der Armee verfiiot. Das Verfahren richtet sich nach
dem Verwaltungsverfahrensgesetz vom 20. Dezember 1968.

einverstanden

Art 81 Abs. I Bst. c und Abs. 2
| Der Bundesrat kann im Aktivdienst den militirischen Betrieb anordnen fiir:

¢. Betriebe der kritischen Infrastruktur im Sinne von Artikel 74a Buchstaben ... des Informa-
tionssicherheitsgesetzes vom 18. Dezember 2020.

2 Im militirischen Betrieb verfiigt die Militirverwaltung iiber das Personal, die Infrastruktur und das
Material der Unternehmen.

2 Im militarischen
Betrieb die
Militarverwaltung
Uiber das Personal, fiir
den Betrieb
beauftragte Dritte
Dienstleister, die
Infrastruktur, das
Material sowie
beherrschbare
Naturkréfte des
Unternehmens.

Konsequenz der
Anpassungen gem. Art.
80

18




1 .'.0'.'. VMG Verband Militarischer Gesellschaften Schweiz

.,
o .: . * ASM Association des sociétés militaires suisses
e . o - . . 2 0 - .
s+ 22« e ASM Associazione delle societa militari svizzere
@0
einverstanden
Art 85 Abs. 3

3 Der Bundesrat bestimmt auf Antrag des Generals dessen Stellvertreterin oder Stellvertreter.

Art. 92a Abs. 5 zweiter Sarz

5.... Sie oder er kann die Kompetenz fiir den Waffeneinsatz an die Kommandantin oder den Kom-
mandanten der Luftwaffe delegieren.

einverstanden

Art. 93 Abs. 2 zweiter Saiz

1 ... Sie kann ihre Befugnisse dem Bundesrat, dem VBS oder der Gruppe Verteidigung iibertragen.

einverstanden
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[streichen:] Unnotige
insbesondere im Hervorhebung, die den
Art. 95 Betriebskontinuitiit und Resilienz Cyberbereich Artikel einseitig

| Zum Schutz der Lieferketten der Armee und der militirischen Informations- und Kommunikati-
onstechnologie sowie zur Erhaltung der Betriebskontinuitiit und der Resilienz gegeniiber Bedrohun-
gen, inshesondere im Cyberbereich, kinnen die Militirverwaltung und die Armee mit Ausnahme
von Funkfrequenzen:

a. die Nutzung von Requisitionsgiitern einschrinken oder verbieten;
b. Requisitionsgiiter requirieren.
2 Solche Massnahmen bediirfen der Genehmigung durch den Bundesrat.

3 Der Bund leistet fiir die Einschrinkung oder das Verbot der Nutzung sowie die Requisition des
Requisitionsgutes angemessene Entschidigung.

4 Nutzungseinschrinkungen und -verbote sowie Requisition werden durch die zustindigen Organe
der Militirverwaltung und der Armee verfiigt. Das Verfahren richtet sich nach dem Verwaltungs-
verfahrensgesetz vom 20. Dezember 1968,

5 Der Bundesrat bezeichnet die zustindigen Organe der Militirverwaltung und der Armee und um-
schreibt thre Aufgaben niher.

gewichtet und
gleichzeitig einen
ungenauen Begriff
einfiihrt (,,...bereich”).
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Art. 97 einverstanden

! Der Kommissariatsdienst der Armee ist verantwortlich fiir die Versorgung der Angehérigen der
Armee nach den Artikeln 29 - 29¢ sowie fiir das Rechnungs-. Betriebsstoff- und Transportwesen.

2 Fiir folgende Bereiche des Kommissariatsdienstes ist das Finanzhaushaltsgesetz vom 7. Oktober
2005 (FHG) sinngemiiss anwendbar:

a. Buchfithrung, interne Kontrolle und Kostentransparenz (Art. 38 — 40 FHG);
b. Rechnungslegung, Bilanzierung und Bewertung (Art. 47 und 48 FHG);
¢. Aufeaben und Zustindigkeiten (56 - 60 FHG).

3 Die Eidgendssische Finanzkontrolle ist die Oberrevisionsstelle fiir das Rechnungswesen der Ar-
mee.

4 Simtliche Forderungen auf Entschddigung aus Truppenunterkunft sowie Sold und Soldzulage ver-
jiihren mit dem Ablauf von fiinf Jahren nach dem Ende des Dienstes und Wegzug der Truppe.
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Art. 100a Schutz militdrischer Fernmeldeanlagen

! Die Militdrverwaltung und die Armee kénnen zum Schutz von militirischen Fernmeldeanlagen ein
nach dem Fernmeldegesetz vom 30. April 1997 (FMG) konformes Betriehsmittel oder eine kon-

torme Fernmeldeanlage auf Kosten des Bundes éndern oder ersetzen, sofern die Konformitiit ge-
wahrt bleibt.

2 Die Militirverwaltung und die Armee kinnen zum gleichen Zweck und zur Wahrung der Sicher-
heit die zustindige zivile Behdrde anweisen, die Nutzung von Fernmeldeanlagen und Betriebsmit-
teln drtlich und zeitlich begrenzt einzuschriinken oder zu verbieten.

3 Massnahmen nach Absatz 2 bediirfen der Genehmigung durch den Bundesrat.

4 Der Bund leistet fiir die Anderung, den Ersatz, die Einschriinkung und das Verbot eines Betriebs-
mittels oder einer Fernmeldeanlage angemessene Entschidigung.

5 Anderung, Ersatz, Einschrinkung und Verbot werden durch die zustindigen Organe der Militir-
verwaltung und der Armee verfiigt. Das Verfahren richtet sich nach dem Verwaltungsverfahrensge-
setz vom 2(). Dezember 1968.

% Der Bundesrat bezeichnet die zustindigen Organe der Militirverwaltung und der Armee und um-
schreibt ihre Aufgaben niher.

einverstanden

Art. 102 Bst. d Ziff. 5
In der Armee gibt es folgende Grade:

d. Offiziere:
5. Oberbefehlshaberin oder Oberbefehlshaber der Armee: General

einverstanden
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Art 103 Abs. 35 ypd §

Jbis Bei Angehdrigen der Armee, die nach einer Beforderung den praktischen Dienst nach Artikel 55
Absatz 2 nicht bestehen, wird die Beférderung riickgiingig gemacht.

7 Angehdrigen der Armee, die eine Funktion mit einem tieferen Grad ausiiben wollen, kann auf Ge-
such hin und nach Absolvierung der entsprechenden Ausbildung der tiefere Grad verlichen werden.

Konsequenter ware,
wenn der Grad erst
nach erfolgreicher
Absolvierung des
praktischen Dienstes
verliehen wiirde.
Positiver Anreiz, statt
negativer Anreiz.

[Streichen:] litt. d

Abs. 4.

Der Bundesrat regelt
die Organisation, die
Zustandigkeiten, den
zu kompensierenden
Betrag und das
Verfahren der
Beschaffung von
Armeematerial. Er
kann fiir
Kompensations-
geschafte Kriterien
zur
Beriicksichtigungen
aller Landesgegenden
sowie der
Besonderheiten des

Die Bericksichtigung
der Landesgegenden
ist aus staatspolitischer
Sich nachvollziehbar.
Jedoch braucht es
geniigend Flexibilitat,
um je nach
Kompensations-
geschaft auch
Schwerpunkte bilden
zu kénnen.
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Art. 106 Sachiiberschrift sowie Abs. 3 und 4
Beschaffung und Kompensationsgeschiifte

3 Der Bundesrat kann fiir die Beschaffung von Armeematerial im Ausland ab einem bestimmten

Auftragswert eine Pflicht der Lieferanten zu Kompensationsgeschiften in der Schweiz vorsehen. Er
beachtet dabei folgende Grundsitze:

a. Eine Pflicht zu Kompensationsgeschiften darf hochstens bis zum Vertragswert der Beschaf-
fung bestehen.

b. Die Kompensationsgeschiifte erfolgen durch eine industrielle Zusammenarbeit des Lieferan-
ten mit Forschungseinrichtungen und Unternehmen aus dem sicherheits- und wehrtechni-
schen Bereich im Inland.

c. Das Ziel der Kompensationsgeschifte ist die Forderung, die Erhaltung und der Aufbau von
sicherheitsrelevanten Technologien, industriellen Kernfihigkeiten und Kapazititen im In-
land, die dem Schutz wesentlicher nationaler Sicherheitsinteressen dienen.

d. Beiden Kompensationsgeschiften werden alle Landesgegenden und die Besonderheiten des
Riistungsmarktes angemessen beriicksichtigt.

4 Der Bundesrat regelt die Organisation, die Zustindigkeiten, den zu kompensierenden Betrag und
das Verfahren der Beschaffung von Armeematerial.

Ristungsmarktes
vorsehen.
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Art. 109¢ Forschung und Entwicklung einverstanden

! Das VBS kann zur Erfiillung seiner sicherheitspolitischen Aufgaben Forschung und Entwicklung
betreiben.

2 Zu diesem Zweck kann es:

a. Forschungs- und Entwicklungsarbeiten sowie Technologiefolgeabschitzungen in Auftrag
oeben;

b. sich an bestehenden Forderprogrammen Dritter in den Bereichen Forschung und Innovation
beteiligen;

c. eigene Forschungsprogramme durchfiihren:
d. projektspezifisch mit der Industrie und Hochschulen zusammenarbeiten.

3 Es kann an den Arbeiten nationaler oder internationaler Organisationen mitwirken und mit natio-
nalen oder internationalen Partnern zusammenarbeiten.
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Art. 113 Abs. I Einleitungssatz, Abs. 2, 3 Bst. a, a™ und ¢ sowie Abs. 5 Bst. ¢

I Stellungspflichtige diirfen nicht rekrutiert werden und Angehérigen der Armee darf keine person-
liche Waffe abgegeben werden, wenn ernstzunehmende Anzeichen oder Hinweise bestehen, dass:

2 Werden Anzeichen oder Hinweise nach Absatz 1 bekannt, nachdem die personliche Watfe abge-
geben wurde, so wird diese den Angehdrigen der Armee unverziiglich entzogen.

3 Das VBS priift, ob Anzeichen oder Hinweise nach Absatz 1 bestehen:

a. an der Rekrutierung;

a™, Bisheriger Bst. a;

¢. bevor die persinliche Waffe zu Eigentum iiberlassen wird.

5 Die bundesinterne Priifbehérde kann zur Beurteilung des Gefihrdungs- oder Missbrauchspotenti-
als:

c. Einsicht in das Strafregister, in das Informationssystem INDEX NDB und in den nationalen
Polizeiindex nehmen;

einverstanden

Art. 126 Abs. 5 und 6

3 Der Erwerb von Grundstiicken fiir militirische Bauten und Anlagen sowie die Begriindung dingli-
cher Rechte an solchen Grundstiicken ist Sache des VBS.

& Das VBS ist ermiichtigt, nitigenfalls Enteignungen durchzufiihren.

einverstanden
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Art. 126c Abs. 1

'Vor der offentlichen Auflage des Gesuches miissen Gesuchstellende die Verdnderungen, welche
die geplanten Bauten und Anlagen im Geliinde bewirken, sichtbar machen, indem sie diese ausste-
cken; bei Hochbauten haben sie Profile aufzustellen.

einverstanden

Art. 129 Abs. 3 erster Saiz

3 Die Priisidentin oder der Priisident der Schitzungskommission kann gestiitzt auf einen vollstreck-
baren Plangenehmigungsentscheid die vorzeitige Besitzeinweisung bewilligen. ...

einverstanden

Art. 131 Abs. I und 3

! Gemeinden und Private sind verpflichtet, den Truppen und Armeetieren Unterkunft zu gewihren
sowie die dazu notwendigen geeigneten Riumlichkeiten und Plitze mit den erforderlichen Einrich-
tungen und Geriiten zur Verfiigung zu stellen.

3 Uber streitige Forderungen entscheidet die LBA im Verfahren nach Artikel 142.

einverstanden

Art 134 Abs. 1

! Die Grundbesitzerinnen und Grundbesitzer sind verpflichtet, die Beniitzung ihres Landes zu mili-
tirischen Ubungen zu gestatten.

einverstanden
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Art. 139 Abs. 3 erster Saiz

3 Die Rechnungsfiihrerinnen und Rechnungsfiihrer und die sie kontrollierenden Organe sind fiir den
Kommissariatsdienst, die thnen anvertrauten Gelder und deren vorschriftsgemisse Verwendung ver-
antwortlich und haften fiir Schaden in diesen Bereichen. ...

einverstanden

Art. 147 Elektronische Verfahren
1 Schriftliche Verfahren werden elektronisch iiber das Informationssystem Dienstmanager gefiihrt.
2 Schriftliche Verfiigungen werden elektronisch eriiffnet.

3 Das Erfassen, Lesen, Andern und Loschen von elektronischen Eingaben werden der natiirlichen
Person zugerechnet, deren Zugangsdaten dazu verwendet werden.

4 Der Bundesrat legt die notwendigen Ausnahmen fest, um den rechtsgleichen und diskriminierungs-
freien Zugang zu den Verfahren zu gewiihrleisten.

einverstanden

Art. 148j Abs. 2

2 Der Bundesrat kann in den Bereichen Verpflegung und Unterkunft Rahmenkredite vorsehen. In
diesen Fillen legt das VBS die Ansitze fest.

einverstanden

Art. 149 Verordnung der Bundesversammlung

Die Bundesversammlung erlésst die Bestimmungen nach Artikel 93 Absatz 2 in der Form der Ver-
ordnung der Bundesversammlung,

einverstanden
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Art I51a Ubergangsbestimmungen zur Anderung vom ...

| Der Bundesrat kann nach Inkrafitreten der Anderungen vom ... wihrend lingstens fiinf Jahren zur
Schatfung eines flexiblen Ausbildungs- und Dienstleistungssystems fiir die Miliz abweichen von
den gesetzlichen Bestimmungen iiber:

a. die Altersgrenze fiir die Militdrdienstpflicht (Art. 13):

b. die Hichstzahl der Ausbildungsdiensttage fiir die Mannschafit (Art. 42 Abs. 2);
c. die Hichstdauer der Rekrutenschulen (Art. 49 Abs. 4);

d. die Hichstdauer der Wiederholungskurse (Art. 51 Abs. 2);

e. die Erfiillung der Ausbildungsdienstpflicht ochne Unterbrechung (Art. 54a).

2 Die Hichstzahl nach Buchstabe b darf um maximal 30 Tage abweichen. Die Hiochstdauer nach

Buchstabe ¢ darf um maximal sechs Wochen abweichen. Die Hichstdauer nach Buchstabe d darf
um maximal 14 Tage abweichen.

3 Der Bundesrat regelt fiir die Dauer nach Absatz | durch Verordnung das Ausbildungs- und Dienst-
leistungssystem.

einverstanden
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Verwaltungsgerichtsgesetz vom 17. Juni 2005

Vernehmlassungsvorlage

Position VMG / ASM

Begriindung VMG
/ ASM

Art. 33 Bst. bt

100a des Militirgesetzes;

Die Beschwerde ist zulissig gegen Verfiigungen:

h"=, der Armee bei der Nutzungseinschrinkung, dem Nutzungsverbot, der Requisition und der
Unbrauchbarmachung nach den Artikeln 74 und 80 des Militirgesetzes vom 3. Februar
1995, bei der Nutzungseinschrinkung, dem Nutzungsverbot oder der Requisition nach Ar-
tikel 95 des Militirgesetzes sowie beim Schutz militirischer Fernmeldeanlagen nach Artikel

einverstanden
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Militarstrafgesetz vom 13. Juni 1927

Vernehmlassungsvorlage

Position VMG / ASM

Begriindung VMG /
ASM

Art. 3 Abs. 1 Ziff. 6
| Dem Militirstrafrecht unterstehen:

6. Berufs- und Zeitmilitirs, die Angehérigen des Grenzwachtkorps sowie Personen, die nach
Artikel 66 des Militirgesetzes vom 3. Februar 1995 (MG) Friedensforderungsdienst leisten,
wihrend der Ausiibung des Dienstes, ausserhalb des Dienstes mit Bezug auf ihre dienstli-
chen Pflichten und ihre dienstliche Stellung oder wenn sie die Uniform tragen;

einverstanden

Art. 81 Abs. I Bst. g™

tirdienst zu verweigern:

| Mit Freiheitsstrafe bis zu 18 Monaten oder Geldstrafe wird bestraft, wer in der Absicht, den Mili-

a"™s, einen Amtstermin nach Artikel 26 MG2? nicht wahmimmt;

einverstanden inkl. ff.
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Bundesgesetz vom 3. Oktober 2008 iiber militdrische und andere Informationssysteme im VBS

Vernehmlassungsvorlage

Position VMG / ASM

Begriindung VMG /
ASM

b.

bis

bhis

Art 2b Bst. b, ¢, c*, d und g*=

Die verantwortlichen Organe nach diesem Gesetz diirfen ein Profiling, einschliesslich eines Profi-
lings mit hohem Risiko, durchfithren, um die nachfolgenden persénlichen Aspekte einer natiirlichen
Person zu den nachstehenden Bearbeitungszwecken zu analysieren, zu bewerten, zu beurteilen oder
vorherzusagen:

Eignung und Fahigkeit zur Ausiibung bestimmter Funktionen, Tatigkeiten und Arbeiten,
einschliesslich eignungs- und fahigkeitsrelevanter Voraussetzungen: zu den Bearbeitungs-
zwecken nach den Artikeln 13 Buchstaben b—d, 1436 Buchstaben d und e und 1791

Leistungsprofil sowie Leistungsfihigkeit und Belastbarkeit, insbesondere in den Bereichen
Gesundheit, Korper, Intelligenz, Persinlichkeit, Psyche, Sozialverhalten und Verkehrsver-
halten: zu den Bearbeitungszwecken nach den Artikeln 13 Buchstaben b—d, 1435 Buchsta-
ben d und e und 179

. korperliche und geistige Fitness und Gesundheit: zu den Bearbeitungszwecken nach Artikel

179%;

Kenntnisse, Kompetenzen, Fihigkeiten und erbrachte kirperliche und geistige Leistungen:
zu den Bearbeitungszwecken nach den Artikeln 13 Buchstaben b—d, 127 Buchstaben d und
e. 1435 Buchstaben d und e, 1434 und 179¢;

. Sport-, Bewegungs-, Erndhrungs- und Freizeitverhalten, einschliesslich diesbeziiglicher per-

sinlicher Interessen: zu den Bearbeitungszwecken nach Artikel 179

einverstanden
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Are. 17 Abs. 4

4ter Dije Daten nach Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe a", die zugleich sanitiitsdienstliche Daten nach
Artikel 26 Absatz 2 sind, werden nach Abschluss der Rekrutierung bis zur Bekanntgabe an das Me-
dizinische Informationssystem der Armee (MEDISA), lingstens aber wihrend eines Monats aufbe-
wahrt.

... an das medizinische
Informationssystem der
Armee (MEDISA), langstens
aber wahrend eines Monats
aufbewahrt. In geeigneter
Form sind diese Daten im
Personalinformationssystem
der Armee (PISA) ohne
Loschungsfrist
aufzubewahren.

Die sanitdtsdienstlichen
Daten zur Beurteilung
der Dienstfahigkeit
werden mit der
Unterstellung von
Zivildienstleistenden an
Zivilschutzorganisationen
(Revision BZG) einen
grosseren Stellenwert
erhalten. Wenn diese
Daten nicht verfligbar
gemacht werden, wird
die Unterstellung fiir den
Bestandesausgleich
jedesmal ein schwieriges
und langwieriges
Unterfangen.

Es ist klar, dass bezlglich
dieser Daten eine
grossere Sorgfaltspflicht
hinsichtlich
Datenschutzes
gewahrleistet werden
muss.
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Art. I7h Einleitungssaiz
Das DIM dient den Personen nach Artikel 64a MG dazu:

einverstanden

Art. 17c Abs. | Einleitungssatz und Abs. 3

| Das DIM enthiilt von den Personen nach Artikel 64a Absatz 1 Buchstaben a - ¢ MG folgende
Daten:

3 Es kann die Daten nach den Absiitzen 1 und 2 auch von interessierten Dritten enthalten, die das 15.
Altersjahr vollendet und in eine solche Datenbearbeitung eingewilligt haben.

einverstanden

Art 17e Abs. 1

! Die Gruppe Verteidigung macht den Personen nach Artikel 64a Absatz 1 MG deren eigene Daten
des DIM durch Abrufverfahren zuginglich.

einverstanden
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Art 28 Abs. I Bst. [

| Die Gruppe Verteidigung macht die Daten des MEDISA durch Abrufverfahren folgenden Stellen
und Personen zugiinglich:

f.  den fiir die psychologische Beurteilung von Stellungspflichtigen und Angehirigen der Ar-
mee zustindigen Psychologinnen und Psychologen in den Rekrutierungszentren der Armee.

einverstanden

Fernmeldegesetz vom 30. April 1997

Vernehmlassungsvorlage

Position VMG / ASM

Begriindung VMG /
ASM

Art. 47 Abs. 4
Aufeehoben

einverstanden
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Erwerbsersatzgesetz vom 25. September 1952

Vernehmlassungsvorlage

Position VMG / ASM

Art {a Abs. 1bis erster Sarz

1bis [y Abweichung von Absatz 1 haben Armeeangehérige zwischen zwei Ausbildungsdiensten oder
separaten Teilen einer Rekrutenschule nur Anspruch auf eine Entschidigung, wenn sie erwerbslos

gind. ...

einverstanden

Begriindung VMG / ASM
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Verordnung der Bundesversammlung liber die Verwaltung der Armee

Vernehmlassungsvorlage

Position VMG / ASM

Begriindung VMG /
ASM

Einziger Artikel

Die Verordnung der Bundesversammlung vom 30. Mérz 1949 Giber die Verwaltung der Armee wird
gleichzeitic mit dem Inkrafttreten der Anderung vom ... des Militirgesetzes vom 3. Februar 1995

aufgehoben.

einverstanden
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Armeeorganisation

Art 4 Zustindigkeiten des VBS

| Das Eidgendssische Departement fiir Verteidigung, Bevilkerungsschutz und Sport (VBS) legt im
Rahmen der Gliederung der Armee die Strukturen fest.

2Es legt in diesem Rahmen inshesondere die Truppengattungen. Dienstzweige und Berufsformati-
onen der Armee fest und regelt Aufgaben, Organisation, Ausbildung und Aufgebot seiner Stibe.

4 Es achtet auf einen angemessenen Anteil der Frauen, der Milizangehdrigen sowie der Sprachge-
meinschaften auf den hiheren Kommandostellen.

Es achtet auf moglichst
schlanke Strukturen auf
den héheren
Kommandostellen,
kommandiert die
fahigsten Personen und
achten auf einen
angemessenen Anteil der
der Milizangehdrigen
sowie der Sprach-
gemeinschaften.

Vernehmlassungsvorlage Position VMG / ASM Begriindung VMG /
ASM
Das VBS soll nach dem
Art. 4 Abs. 3 Grundsatz planen, nur so

viele hohere
Kommandostellen wie
unbedingt notwendig zu
schaffen. Daflr werden
die fahigsten Personen
benotigt. Solange als es
keine Dienstpflicht fur
Frauen gibt, ist eine
gesetzliche
Berlicksichtigung/Quote
weder angebracht, noch
sinnvoll. Hingegen soll das
VBS geschlechtsneutral
die fahigsten Personen fiir
héhere Kommandostellen
suchen.
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Art 5 Zustindigkeiten der Gruppe Verteidigung
| Die Gruppe Verteidigung regelt im Rahmen der Strukturen die Detailorganisation.
2 Sie regelt den Ausgleich der Bestinde zwischen den Formationen der Armee.

3 Sie sorgt dafiir, dass die Stellungspflichtigen in angemessene Funktionen eingeteilt werden.

einverstanden

Art. 6b Ubergangsbestimmung zur Anderung vom ...

Der Bundesrat kann nach Inkrafttreten der Anderung vom ... wihrend lingstens fiinf Jahren den
Effektivbestand nach Artikel 1 Absatz 1 iiberschreiten, um:

a. den Erfordernissen der aktuellen Bedrohungslage zu entsprechen:

b. starke Schwankungen des Effektivbestandes aufgrund unterschiedlich grosser Jahrginge
der Militdrdienstpflichtigen zu verhindern.

einverstanden
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Vernehmlassung: Anderung des Militirgesetzes, der Verordnungen iiber die Verwaltung der
Armee und der Armeeorganisation

Organisation / Organizzazione Verband Schweizerischer Elektrizitatsunternehmen (VSE)
Adresse / Indirizzo Hintere Bahnhofstrasse 10, 5000 Aarau
Datum, Unterschrift / Date et signature / Data e firma 29. Februar 2024
Michael Frank, Direktor Thomas Marti, Bereichsleiter Netze und Berufsbildung

Kontaktperson (Vorname, Nachname, Funktion, Emaila- | Michael Holenweger

dresse und Telefonnummer) / Personne de contact (pré- | OSTRAL Stabschef

nom, nom, fonction, adresse e-mail et numéro de Telefonnummer +41 62 825 25 25

téléphone) / Persona di contatto (nome, cognome, fun- Emailadresse michael.holenweger@strom.ch,
zione, indirizzo e-mail e numero di telefono)

Bitte senden Sie lhre Stellungnahme elektronisch an hans.wipfli@vtg.admin.ch.

Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns lhre Stellungnahme elektronisch als Word-Dokument zur Verfiigung stellen. Vielen Dank.
Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique a hans.wipfli@vtg.admin.ch. Un envoi en format Word par courrier électronique
facilitera grandement notre travail. D’avance, merci beaucoup.

Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri all'indirizzo di posta elettronica hans.wipfli@vtg.admin.ch. Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a
trasmetterci elettronicamente i vostri commenti sotto forma di documento Word. Grazie.
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Allgemeine Bemerkungen

Der Verband Schweizerischer Elektrizitatsunternehmen (VSE) dankt fur die Mdglichkeit, zu den im Titel genannten Gesetz-
und Verordnungsentwurfen Stellung zu nehmen. Er nimmt diese Gelegenheit gerne wahr.

Der Bund hat den Verband Schweizerischer Elektrizitatsunternehmen (VSE) beauftragt, die notigen Vorbereitungen zur
Bewaltigung einer Strommangellage zu treffen. Der VSE hat zu diesem Zweck die Organisation fur Stromversorgung in
Ausserordentlichen Lagen (OSTRAL) ins Leben gerufen. Die moglichen Massnahmen und Ablaufe im Krisenfall wurden fur den
Strombereich bereits seit Jahren erarbeitet und gelbt. Alle Konzepte der Wirtschaftlichen Landesversorgung des Bundes sowie
alle Umsetzungsdokumente der OSTRAL wurden in einem fundierten Prozess erarbeitet und aufeinander abgestimmt.
Samtliche Vorbereitungsarbeiten (z.B. Schulungen innerhalb der Branche, Grossverbraucherinformation) basieren auf diesen
Grundlagen.

Die vorliegende Gesetzesanderung weitet die Requisition bei Aufbietung der Armee oder Teilen davon zum Aktivdienst auf
beherrschbare Naturkrafte, namentlich Strom, aus. Unter der Requisition von Strom werden offenbar Nutzungsbeschrankungen
nach Art. 80 und 80a MG, der militarische Betrieb der kritischen Infrastrukturen und die Verfugung uber Personal, Infrastruktur
und Material nach Art. 81 MG subsummiert.

Eine sichere Stromversorgung wird in einem komplexen Zusammenspiel von Erzeugern, Netzbetreibern und
Versorgungsunternehmen sichergestellt — unabhangig von der gerade herrschenden Lage. Mit OSTRAL besteht bereits eine
Organisation, die Prozesse etabliert hat, um die Stromversorgung auch in ausserordentlichen Lagen aufrechtzuerhalten, und sie
mit den Beteiligten regelmassig tibt. Der Betrieb der Infrastruktur zur Erzeugung, Ubertragung und Verteilung von Strom
erfordert Expertise und Erfahrung. Eingriffe kbnnen weitreichende Folgen haben; die nationale Risikoanalyse des BABS
vermittelt eine Vorstellung davon. Allféllige Fehler gefahrden nicht nur die Versorgungssicherheit, sondern stellen ein Risiko fur
die Sicherheit der Allgemeinheit dar. Deshalb muss in allen Lagen sichergestellt sein, dass bei einer Requisition durch die
verfugenden Stellen der Einbezug der bestehenden Organisationen und Experten gewahrleistet ist und allfallige Eingriffe mit
ihnen koordiniert werden.

Dies erscheint umso dringlicher, als der Begriff des Aktivdienstes gemass Art. 76 MG nicht eng definiert ist und ausschliesslich
den Verteidigungsfall betrifft, sondern auch den Ordnungsdienst und die Ausbildung der Armee bei steigender Bedrohung
umfasst.
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Der VSE schlagt vor, dass sowohl Mitglieder der Organisation OSTRAL, welche fur den Vollzug der
Strombewirtschaftungsmassnahmen verantwortlich sind, als auch Mitarbeitende der Elektrizitatswirtschaft, die fur die
Erzeugung, den Transport, die Verteilung und den Handel von Elektrizitat unentbehrlich sind, von der Dienstpflicht befreit
werden (Art. 18).

Artikel, Ziffer: Art. 18 Dienstbefreiung fur unentbehrliche Tatigkeiten

Antrag

Art. 18 Dienstbefreiung fur unentbehrliche Tatigkeiten

' Fir die Dauer ihres Amtes oder ihrer Anstellung werden von der Militardienstpflicht befreit:
a. die Mitglieder des Bundesrates ...

c. die folgenden hauptberuflich tatigen Personen:

9. Mitglieder der Organisation OSTRAL und Mitarbeitende der Elektrizititswirtschaft, die insbesondere fir die
Strombewirtschaftungsmassnahmen, die Erzeugung, die Elektrizitatsiibertragung, die Elektrizitdtsverteilung und den Handel von
Elektrizitat unentbehrlich sind.

Begriindung

Das Militargesetz sieht vor, dass bestimmte Funktionen, die eine unverzichtbare Rolle spielen, von der Dienstpflicht befreit
werden kdnnen. Gemass Artikel 18 werden neben Mitgliedern der Landesregierung und Geistlichen auch Personen aus dem
Gesundheitswesen, den Blaulichtorganisationen, dem Strafvollzug, dem Grenzschutz, der Post, dem Transportwesen, Teilen
der Verwaltung und der Flugsicherung explizit genannt. Es ist jedoch nicht vorgesehen, weitere Personen, die in kritischen
Infrastrukturen oder in der Organisation fur Stromversorgung in ausserordentlichen Lagen tatig sind, von der Dienstpflicht zu
befreien.

Kritische Infrastrukturen umfassen Anlagen, Einrichtungen, Systeme und Prozesse, die fur die Gesellschaft essenziell sind und
eine funktionierende Wirtschaft sowie die Versorgung und Sicherheit der Bevdlkerung gewahrleisten. Die Stromversorgung wird
dabei vom Bundesrat und der Verwaltung als zentraler Bestandteil der kritischen Infrastruktur besonders hervorgehoben.
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Der Risikobericht des Bundes von 2020 betont die Bedeutung einer sicheren Stromversorgung, wobei ein Schaden von 180
Milliarden Franken im Vergleich prognostiziert wird. Ein regionaler Stromausfall rangiert in den Top 5 bzw. 6 der identifizierten
Risiken. Damit wird die Beeintrachtigung der Elektrizitatsversorgung zweimal unter den zehn grdssten Risiken flr die Schweiz
genannt.

FUr eine sichere und zuverlassige Stromversorgung sind spezialisierte Fachkrafte in den Strombewirtschaftungsmassnahmen
(OSTRAL) und in der Erzeugung, der Kraftwerksbewirtschaftung, dem Netzbetrieb, der Energieeinsatzplanung sowie dem
Betrieb der dazugehdrigen IT-Infrastruktur und kritischen Anwendungen unverzichtbar. Diese Mitarbeiter haben umfassende
Ausbildungen und spezialisierte Qualifikationen, die fur ihre Funktionen erforderlich sind.

Die von ihnen wahrgenommenen Aufgaben kdnnen nicht einfach kurzfristig von anderen idbernommen werden, insbesondere in
aussergewohnlichen oder besonderen Situationen, die in der Schweiz weiterhin bestehen.

Angesichts der Bedeutung des Schutzes kritischer Infrastrukturen, die vom Bund zu Recht betont wird, sollte auch flr
Mitarbeiter von OSTRAL und der Elektrizitatswirtschaft, die aufgrund ihrer Ausbildung und Spezialisierung kurzfristig nicht
entbehrlich sind, eine Befreiung von der Dienstpflicht in Erwagung gezogen werden. Als Alternative konnte ein verkurztes,
vereinfachtes Verfahren definiert werden, das eine befristete Dispensierung von der Dienstpflicht in aussergewohnlichen oder
besonderen Situationen ermoglicht.
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VO.V UTP Verband dffentlicher Verkehr

Union des transports publics

- - - - - Unione dei trasporti pubblicl

Schweizer Armee: Gruppe Verteidigung
3003 Bern

Per E-Mail an: hans.wipfli@vtg.admin.ch

Bern, 08.02.2024

Anderung des Militirgesetzes

Sehr geehrte Damen und Herren

Wir bedanken uns fiir die Gelegenheit, zur Anderung des Militdrgesetzes (MG) Stellung nehmen zu kénnen.
Der Verband dffentlicher Verkehr {V4V) sieht einen kritischen Aspekt der Vorlage, da die beantragie Ande-
rung von Art. 81 MG die bereits gut etablierte Krisenorganisation der Eisenbahn in Frage stellen wiirde.

Art. 81 Abs. 1 Bst. ¢ VE-MG

Mit der Anderung von Artike! 81 wird beantragt, dass der Bundesrat den militérischen Betrieb fir Betriebe
der kritischen Infrastruktur anordnen kann. Unter diesen Begriff fallen auch Eisenbahnunternehmen wie bei-
spielsweise die SBB. Dies ist aus zwei Grinden problematisch. Zum einen schliesst das geltende Recht die
vom Bund konzessionierten Transportunternehmen ausdricklich vom militarischen Betrieb aus {vgl. Art. 81
Abs. 1 Bst. a MG). Die neue Regelung wiirde somit in direktem Widerspruch zu dieser Bestimmung stehen.
Zweitens werden die Bediirfnisse der Armee bereits in der Verordnung Uber vorrangige Transporte in Aus-
nahmesituationen (VVTA, SR 531.40) und kiinftig in der Verordnung (ber die Koordination des Verkehrs zur
Bewiltigung von Ausnahmesituationen (VKOVA) angemessen berlicksichtigt.

Aufgrund der Komplexitit des Bahnbetriebes wurde der Militdreisenbahndienst in den 90er Jahren abge-
schafft und durch eine Krisenstruktur ersetzt, in welcher die SBB als Systemfihrerin fungiert und die Armee
das Recht hat, vorrangige Transporte anzuordnen. Diese Aufgabenteilung hat sich bewahrt und sollte nicht
ruckgéngig gemacht werden. Wir beantragen daher folgende Anpassung:

Antrag:
Art. 81 Abs. 1 Bst. ¢ VE-MG ist wie folgt zu erganzen:
1 Der Bundesrat kann im Aktivdienst den militarischen Betrieb anordnen fir:

_ c. Betriebe der kritischen Infrastruktur im Sinne von Artikel 74a Buchstaben ... des Informationssicherheits-
| gesetzes vom 18. Dezember 2020. Ausgenommen bleiben Transportunternehmen nach Bst. a.

Freundlic W_/
U2

Ueli-Stickelberger
Direktor

Dahlhdlzliweg 12 info@voev.ch
CH-3005 Bem Wi, Yoav.ch



Xavier Dufour, MLaw
Adresse professicnnelle
Institut de droit pénal et de criminoiogie
Université de Berne
Schanzeneckerstrasse 1
3001 Berne
Département fédéral de la défense,
de fa protection de {a population
et des sports
Affaires juridiques Défense
c/o Dr. Hans Wipfli

Berne, le 08 mars 2024

Procédure de consultation relative a la modification de la loi sur 'armée

Madame la Présidente de la Confédération,

Je me permets de vous communiquer les remarques suivantes relatives au projet de
modification de la LAAM.

Remarques générales

Dans I'ensemble, les propositions de madification sont censées et méritent d'étre soutenues.
Il convient tout de méme de remarquer que les formulations proposées impliquent une certaine
modification de la pratique actuelle en matiere d'attente au niveau de la densité normative pour
les régles régissant 'armée. Cette dynamique risque d'atténuer le grand pouvoir de délégation
offert au Conset! fédéral selon I'art. 150 al. 1 LAAM. |l serait adéquat de préciser, dans le futur
message d'accompagnement du projet de moedification, que linterprétation actuelle de Tart,
150 LAAM n’est pas directement impactée par la révision actuelle.

Loi fedérale sur I'armée et administration militaire {LAAM)

Art. 21

lLa formulation « dont la présence est devenue incompatible » est quelgue peu inexacte. Le
« devenue » est correct pour Part. 22, comme il s’agit d’'une situation se référant & un militaire
incorporé. Lart. 21 s’applique lui au recrutement et comme Fincorporation (présence) dans
I'armée n'a pas encore éié actée, elle est incomptable et non est « devenue » incompatible.

Proposition : Enlever le terme « devenue » du nouvel article 21 LAAM.

Art. 47

Il convient de préciser que les officiers de carriére spécialiste, les sous-officiers de carriére
spécialiste et les soldats de carrigre spécialiste (p. ex. PM) font aussi partie du personnel
militaire. il convient aussi de préciser le statut de ces membres du personnel militaire
(formations professionnelles de 'armée au sens de 'art. 101), en particuiier au niveau des
ordonnances, leur statut est aujourd’hui défini de maniére trop lacunaire.

Proposition : Préciser I'art. 47 selon la remarque.




Art. 80

Un probiéme en lien avec le droit des successions semble pouvoir subvenir lors de 'application
de cette norme en temps de guerre. Considérons que I'armée doive en raison d'une guerre
réquisitionner des biens a un trés grand nombre de personnes. Et, qu'en raison des actes
hostiles de la partie adverse, un nombre important de personnes auxquelies ces biens ont été
reguisitionnés décedent. Alors, il existe le risque que les procédures relatives 4 'obtention de
lindemnité équitable selon Yalinéa 5 créent de fortes surcharges administratives dans les
procédures de succession. Il convient de s'assurer que la procédure mise en place permette
d'amoindrir ce risque. |l est par exemple possible au moment de la réquisition de remetire une
lettre de créance, laguelle entrera dans la masse successorale. Dans tous les cas, il est
indiqué de préciser de maniére plus précise la procédure lige a la réquisition dans le message
d'accompagnement du projet de révision, respectivement dans 'ordonnance. Je précise ici ne
pas étre spécialisé en droit privé et ne pas pouvoir vous offrir une solution « clé en main » pour
cette question.

Proposition : Clarifier si la formulation actuelie peut poser des probléemes en matigre de
succession et le cas échant effectuer une précision.

Art. 100a

Cet article n'est pas placé de maniére idéale. Il n'est pas directement lié au chapitre 3 du titre
B, lequel définit Fexistence et les taches du renseignement militaire (art. 99) et des organes de
la sécurité militaire (art. 100). De plus, F'article 100 comporte certains manquements en matiére
de densité normative et il conviendrait de modifier substantiellement cet article lors d’une
prochaine révision de la LAAM. Ainsi, la place de 'art. 100a devrait dans la mesure du possible
étre gardée libre pour pouvoir réaliser une réferme substantielle de I'art. 100 a Pavenir. Il est
par exemplie possible de placer ce nouvel article a l'art. 87 dans le chapitre dédié a la
télématique militaire et de déeplacer le nouvel article 97 et le chapitre 2a a Farticle 98, leque!
est aussi libre. La protection des installations militaires de télécommunication est directement
liée avec la possibilité d’élaborer et de gérer de telles instailations (télématique militaire)
'utilisation de P'article 97 pour cette nouvealle norme fait donc doublement du sens.

Proposition ; Changer les numéros des nouveaux articles 87 et 100a comme indigué.

Art, 147

L'utilisation de la precédure électronique n'est pas toujours possible en raison de la
classification des informations et de ['utilisation ou non par le militaire d'une signature
électronique. I convient de préciser ce nouvel article en indiquant « sont effectuées dans ia
mesure du possible par voie électronique » et d'indiquer les exceptions dans le message du
Conseil fédéral.

Propoesition : Préciser l'article comme indiqué et développer les détails d'application dans le
message, respectivement I'ordonnance.

Grade et statut : Officiers spécialistes (art. 104) et Spécialistes (art. 104a)

Au niveau légal, le statut de spécialiste selon 'art. 104a est trés obscure. Il n'est pas possible
a la lecture de la loi et des ordennances de savoeir avec précision ce qu'implique ce statut et
guels grades peuvent étre portés comme spécialiste. I convient de préciser cet article et le
statut exact des spécialistes.



Les officiers spécialistes au sens de I'art. 104 représentent 8% de I’ensemble des officiers
de 'armée suisse. Ces officiers sont nommeés en raison de connaissances particuliéres. lls
effectuent 240 jours de service et n'ont pas de perspectives d'évolution au sein de I'armée. De
nombreux officiers spécialistes seraient motiver a pouvoir continuer a servir dans I'Armée
suisse. La base légale actuelle ne permet pas aux officiers spécialistes de signer pour un
nouvel engagement de 240 jours. Cette situation a pour conséquence que l'armée perd
chaque année des gens compétents et motivés (pour la majorité des officiers avec une
formation universitaire). De nombreuses autres armées prévoient une voie pour les officiers
de la troupe et une seconde pour les spécialistes a la sortie des Universités. Le Conseil fédéral
a la possibilité, par exemple en modifiant 'OMi, de créer une voie pour garder ces officiers
spécialistes et par exemple leur faire intégrer la carriere réglementaire selon certaines
prerogatives en matiére de nombre de jours réalisés dans le grade d'officier spécialiste et de
qualifications militaires. Il est aussi possible de réaliser ces modifications dans le cadre de la
révision de la LAAM. |l est en outre paradoxale d'indiquer d'un cété qu'il existe des probléme
d'effectif et de I'autre cété de ne pas créer une possibilité pour garder des officiers motivés
disposant de connaissances particuliéres et d'une forte expérience.

Proposition : Préciser le statut de spécialiste selon I'art. 104a ; créer une voie pour garder
certains officiers spécialistes et leur faire intégrer la carriére réglementaire selon certaines
prérogatives, que ce soit en précisant I'OMi ou en modifiant la LAAM.

Financement de 'armée

Le financement de I'armée s'effectue actuellement dans le cadre du budget ordinaire.
L'Assemblée fédérale a clairement indiqué vouloir a I'avenir prévoir un budget pour 'armée lié
au PIB. Préciser ce financement dans la loi permettrait d'assurer le pourcentage du PIB pour
la Défense nationale dans le cadre des dépenses obligatoires et de limiter & I'avenir les risques
comptables pour le budget militaire.

Proposition : Créer un article qui indique que le financement de I'armée est lié¢ a un certain
pourcentage du PIB et qu'il s’agit d’'une dépense obligatoire de la Confédération.

En espérant que mes remarques vous seront utiles pour réviser de maniére optimale la LAAM.

Recevez, Madame la Présidente de la Confédération, I'assurance de mes meilleures
salutations,

vier Dufour, MLaw
@(/é/ ctr



	DDPS                                                                                               3003 Berne
	Le 7 mars 2024
	Page 1
	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 1
	Page 2
	Anhang zur Vernehmlassungsantwort «Änderung des Militärgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung über die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation»
	Page 1

